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Handbud 
des öfterreichifchen 


Straf-Wechtes. 


Entbaltenb: 


den Tert des Strafgefeged vom 3. September 1803 I. und IL. 
Theil, mit Ausfchluß des Verfahrens, eingetheilt nach der 


Competenz der Gerichte 


gemäß der neuen Strafprogeß - Drdnung vom 17. Jänner 1850, 
und verfehen mit den wichtigften einfchlägigen Verordnungen und 
Patenten bis auf die neuefte Zeit, nad) ihrem wefentlichen 

Inhalte . 


Carl v. Indermauer, 
Doctor der Rechte, 


— — — 


Innsbruck. 
Druch und Verlag von A. Witting's Vuchdruckerei. 
1850. 





Dem 


Herrn Doctor 


Johann Haßlwanter, 


k. k. Hofrath und Miniſterial · Commiſſär, 


Generalprokurator 
am tiroliſch⸗vorarlbergiſchen Oberlandesgerichte, 


als ein Zeichen dei Verehrung 


getwibmet von bem 


Verfaffer. 


VBorrede, 





Die großartigen und fegendreichen Re— 
formen, welche jeit dem denfwürdigen Sabre 
1848 in Oefterreich durch den unermühdli- 
chen Eifer der Edelften und Tüchtigften in 
rascher Aufeinanderfolge in’8 Leben traten, 
und die blühende Fortentwicklung ftaatlicher 
Snititutionen an die Stelle eines dürren, 
unfruchtdaren Organismus zu fegen began- 
nen, haben auch auf das Strafrecht, dieſen 
hochwichtigen Theil der Gejeßgebung, ihren 
enticheidenden Einfluß geübt, indem fie die 
Berwirflichung feiner Idee dem ftarren, uns 
erquicklichen Mechanismus, der fie bisher 
umklammert hielt, abgenommen und den Ie= 
bendigen, freien Formen, welche das mäch- 
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tige Bewußtfein der Zeit gefordert, an- 
heimgegeben haben. 


Deffentliches und mündliches Verfah— 
ven, und das altehrwürdige Inititut der 
Geſchworenen, ein theured Erbtheil unjerer 

Väter, den ſpäteren Gefchlechtern durch die 
Eiferfucht einer alled individuelle Leben 
verjchlingenden Regierungsgewalt entrifjen, 
— wird in fürzefter Frift von den Voͤlkern 
Defterreichd ald die ſicherſte Gewähr bür- 
gerlicher Freiheit, ald ein koſtbares Pfand 
für die Erfüllung aller übrigen Verheißun⸗ 
gen begrüßt werden. 

Beziehen fich nun auch die eben ge— 
nannten Reformen im dfterreichichen Straf- 
rechte zunächft und unmittelbar nur auf die 
Form feiner Geltendmachung, jo fonnten 
fie doch nicht ohne Wirkung auf den mate- 
riellen Theil desſelben bleiben; abgeſe— 
ben davon, daß ſelbſt in die ſem bereits 
mannigfache Aenderungen als die Vorboten 
einer baldigen, der vorfchreitenden Entwid- 
fung des Volkes gemäßen Reform erjchienen 
jind. 
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Durch die neue Strafprozgeß- Ordnung 
vom 17ten Jänner 1850 waren die alten 
Marffteine zwiichen den einzelnen Gattun- 
gen der ftrafbaren Handlungen verrückt 
worden; durch die oben angedeuteten Aende- 
rungen war manches aus dem Gejeßestert 
berausgehoben, und eine thatjächlich voll- 
zogene Beftimmung der Grenzen, nach den 
vom Gejeßgeber vorgezeichneten Linien, er= 
ſchien dringend und allgemein nöthig. 

Diejem alljeitig gefühlten Bedürfniſſe 
nach Möglichkeit und in Fürzefter Friſt ab- 
zubelfen, war die Aufgabe, welche ich mir 
bei vorliegender Arbeit geſetzt habe. 


Es sollte dadurch dad gefammte 
öfterreichiiche Strafrecht in Gemäßheit der 
neuen Strafprozeßordnung eingetheilt, mit 
den erfolgten Abänderungen verjeben, und 
begleitet von den wichtigiten einschlägigen 
DBerordnungen im Auszuge, in Einem 
Werke zufammengefaßt werden, um dem 
praftifchen Juriften die Mühe des zeitrau- 
benden Nachſchlagens zu erfparen, ihm be= 
ſonders bei öffentlichen Verhandlungen eine 
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ſchnelle Meberficht zu gewähren, dem Stu: 
direnden aber die Kenntniß des gelammten 
Strafrechted auf das Schnellite und Leich- 
tejte zu vermitteln. 


Unter den mancherlei Hinderniflen, 
welche meinem Unternehmen hemmend ent=" 
gegentraten, war wohl der Mangel an hin- 
fänglicher Muße zu reifer Ueberlegung und 
zu gründlichem Studium der größte und 
fühlbarite. 

Die ganze mühevolle Arbeit mußte in 
wenigen Wochen vollendet fein, jollte nicht 
ihre Beſtimmung — jich noch vor dem Ein- 
tritte des neuen Verfahrens in den Händen 
des juridiichen Publifums zu befinden, — 
vereitelt werden. 

Eine weitere Schwierigkeit Tag in der 
Anordnung des Stoffes ſelbſt. Durch die 
neue Strafprozeßordnung, jo wie durch die 
gleichzeitig eingeführten Aenderungen im 
materiellen Theile des Gefeßes wurde Man— 
ches aus der frühern Berbindung gebracht, 
manche Kapitel und Paragraphe wurden in 
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Theile zerlegt, deren jeder der Kompetenz 
eines andern Gerichtes folgte. 

Einerſeits mußte nun, meinem Plane 
gemäß, auf dieſen Umſtand volle Rückſicht 
genommen werden, andererſeits aber durfte 
ich es mir nicht erlauben, den Geſetzestert 
nach meinem Gutdünken abzuändern. Es 
galt daher, die frühere Ordnung der Para— 
Araphe in ununterbrochener Reihe, zum 
Zwede der Berufung in vorfommenden 
Fällen, aufrecht zu erhalten, das Nicht: 
mehrgeltende auf irgend eine Weiſe kennt— 
lich auszuzeichnen, Wiederholungen mög 
fichjt zu vermeiden und die neue Einthei- 
fung meinem Plane gemäß durchzuführen, 
ohne die Örenzlinien der früheren gänz— 
fich zu. verwilchen. | 


Es erübrigt mir nur noch die Quel— 
fen anzuführen, welche meinem Unterneb- 
men zu Gebote ftanden: 


1) Mauchers ſyſtemat. Handbuch des 
öfterreich. Strafgel. über Verbre— 
chen. (1844) 
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2) Waferd Strafgejeß über Berbre- 
chen. (1839) 

3) Kudler's Erklärung des Strafgei. 
über ſchwere PBolizetübertretungen 
(5. Auflage). 

4) Lützenau's Handbuch der Gelege 
und Verordnungen, welche ſich auf 
den I. Thl. d. Strafgel. üb. ſchw. 
Poliz. Uebertr. beziehen. (1846) 

5) Die Landes-Prov.-Gef.-Samml. 

6) Selbftgefammelte Verordnungen. 


Ob ich meine Aufgabe wenigſtens an— 
näherungsweife erfüllt habe, ob die Wege, 
welche ich einjchlug, um die angedeuteten 
Hinderniffe zu befiegen, mit Glück und Ge— 
schick gewählt wurden, ftelle ich der nach— 
fichtövollen Beurtheilung des Publikums 
anheim. 


Innsbruck, im Mai 1850. 


C. v. Indermauer. 
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Allgemeiner Theil. 
1. Abſchnitt. 


Inhalt. 
Vorwort. 
. Kundmadungspatent. 
« Einleitung. 


. Bon Verbrechen überhaupt, 88. 1—8 I. Th. d. St. ©. 


I. Hauptftüd. 


. Von Beltrafung der Verbrechen überhaupt, 88. 9—35 


I. Th. d. St. ©. II. Hauptftüd. 


. Bon befehwerenden Umftänden, $$. 36—38 I. Th. des 


St. G. II. Hauptftüd, 


. Bon Milderungsumftänden, 96. 39—40 I. Th. d. St. 


G. IV. Hauptftüd. 


. Bon Anwendung der Befchwerungs- und Milderungsum- 


ftände bei Beftimmung der Strafe, 88. 41—49 I. Th. d. 
St. G. V. Hauptftüd. 
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8. Bon den verfchiedenen Gattungen der Verbrechen, 88. 
50—51 I. Th. d. St. ©. VI Hauptftüd. 

9. Bon Erlöfhung der Verbrechen und Strafen, $$. 201—210 
I. Th. d! ©t. G. XXVIII. Hauptitüd. 


Bemerfung. 

Am Schlufie des allgemeinen Theiles wird als eine auf das 
gefammte Strafgefeb bezügliche Verordnung das „kaiſerliche Patent‘ 
vom 17. Jän. 1850, „über mehrere Milderungen des beſte— 
hbenden Strafgefepes über Verbrehen und ſchwere Poliz. 
Uebertr.,“ obſchon die einzelnen Abſätze defielben bei den einjchlägigen 
Paragraphen bemerkt find — feiner Wichtigkeit halber nach feinem gan: 
zen Inhalte wörtlich aufgeführt. 


Wir Franz der Zweite, von Gottes 
Gnaden erwählter römijcher Kaifer, zu allen 
Zeiten Mehrer des Reichs, König in Ger: 
manien, Hungarn und Böheim, Galizien 
und Lodomerien ıc., Erzherzog von Deiter- 
reich, Herzog von Burgund und von Loth: 

ringen, Großherzog von Tosfana x. ır. 


Di. Meberzeugung, daß die Gefehgebung überhaupt, 
hauptfächlich aber die Strafgefeßgebung nach den über 
die beftehenden Geſetze eingeholten Erfahrungen, nad) 
dem Fortichreiten der Kenntniffe und Kultur, und nad) 
den veränderten Umftänden zu vervollfomnen iſt, hat 
Uns, wie mehrere Unſerer Vorfahren in der Regie: 
rung, bewogen, ein neues Strafgeſetz über die Ver— 
brechen und ſchweren Bolizei= Hebertretungen bekannt 
zu machen. 


Das im Jahre 1787 ergangene allgemeine Gefeh 
über Verbrechen und berjelben Beftrafung, und die im 
2 
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Jahre 1788 nachgefolgte allgemeine Eriminal-Gerichte- 
ordnung zeichnen jich bereits in mehreren Hinſichten 
vor der älteren Strafgefeßgebung aus. 


Dennoch machten fie allmählich viele Erläuterun- 
gen, einfchranfende und erweiternde Zuſätze und Aban- 
derungen nothwendig, welde ohne eine ordentliche 
Sammlung leicht in Bergefjenheit gerathen Eonnten ; 
auch ließen fie, felbit im weſentlichen Theilen, eine 
Verbefferung zu wünſchen librig. 


Mir verordneten daher, daß ein Entwurf eines 
neuen Strafgeießes verfaßt, und den in den verjchie- 
denen Provinzen eigens aufgeftellten Kommiſſionen zur 
Prüfung mitgetbeilet werden follte. Nur in Weftga- 
lizien, wo die Einführung eines neuen Strafgefebes 
ein dringendes Bedürfnig war, erhielt der verfaßte 
Entwurf mit wenigen Abanderungen fogleich verbind- 
liche Kraft. 


Durch diefe Sorgfalt find über den Entwurf die 
Beobachtungen der Ausübung eingeholt, und bei aber: 
maliger Weberficht des Ganzen die eingejendeten Erin: 
nerungen der Sachverftändigen benüßet worden. 


Por allem waren Wir bedacht, daß zwiſchen ben 
Verbrechen und ſchweren Polizei-Ueber— 
tretungen eine genaue Grenzlinie beſtehe, 
und bei dieſer wichtigen Entſcheidung keine Willkür 
Statt finde. 
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Die verfchiedenen Gattungen der Verbrechen 
werden durch deutliche. Unterſcheidungsmerkmale bezeiche 
net, und die Grade der Strafbarfeit fowohl durch die 
allgemeinen als befonderen Erſchwerungs- oder Milde: 
rungsgründe angedeutet, auf welche die Gerichtshöfe 
bei Ausmeffung der Strafen, in fo weit fie ihrer 
gerechten Beurtheilung zu überlaffen ijt, zurück zu 
fehben haben. 


Dei Beltimmung der Strafarten legten Ling 
überwiegende Gründe die Nothwendigkeit auf, die To: 
desftrafen auf einige Gattungen der Verbrechen auch 
außer dem Standrechte wieder herzujtellen. Sie find 
aber auf diejenigen Verbrechen eingefchränfet worden, 
welche nur mit. voller Meberlegung ausgeführet werden 
fonnen, und bei ihrem höchſt gefährlichen Einfluffe 
auf die offeutliche und Privatſicherheit der offentlichen 
Verwaltung diefe Strenge abnothigen, 


Bei minder. gefährlichen Verbrechen war es Uns 
nach dem Hange Unſeres Herzens geftattet, die Strenge 
der vorigen Gejege zu mildern, und durch eine forg- 
fältigere Abſtufung der Strafdauer das Urtheil bes 
Richters nah dem Grade der Schäblichfeit der Ber: 
brechen zu bejchranfen, 


Der Schuldige foll fein größeres Uebel leiden, 
als zur Hintanhaltung der Verbrechen angedrohet und 
vollzogen werden muß: und bie Solgen. ber Strafe 

2 


20 


follen fich jo wenig, als immer möglich ift, auf bie 
fchuldlofen Angehörigen verbreiten. 


Zu dem Ende ift auch die Verjährung der Ber: 
brechen und Strafen unter Bedingungen, welche die 
öffentliche Vorficht beruhigen können, wieder aufge: 
nommen, die Einziehung der Güter gänzlich abgefchafft, 
und den Gerichtshöfen die Macht eingeräumet worden, 
die Strafart mit Rückſicht auf die ſchuldloſe Familie 
bes Verbrechers abzuändern. 


Bei der Anordnung des Criminal-Verfah— 
rens war Unjer Zwed, daß der Sculdige fchnell 
entdedet, und zur Strafe gezogen, der Schuldlofe von 
dem ihn drücenden Verdachte frei gefprochen, der ver- 
dächtige und gefährlihe Bürger aber unter Auflicht 
gehalten werde. 


Wir haben daher den Gang der Unterfuchung 
vereinfachet, gerichtlihe Handlungen, die ohne Verzö- 
gerung nicht getrennet werden fönnen, in ber Macht 
des Criminalgerichtes vereiniget, die Beweisarten, wel- 
che noch einem Bedenken unterliegen könnten, ber ftren: 
geren Prüfung der Obergerichte unterzogen, und ben 
Griminalgerichten fowohl, als den politifchen Behör: 
den eine gemeinfchaftliche Sorgfalt in Beobachtung der 
verdächtig bleibenden Linterfuchten aufgetragen. 


Das Strafgefeß über die fchweren Polizei: 
Uebertretungen, wodurch ben Verbrechen der Ber: 
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führung zur Unfittlichkeit, oder ſolchen Schuldhandlun- 
gen, bie in ihren nächften Folgen eben fo fchäbliche 
als vorfägliche Vergehungen fein fönnen, vorgebeuget 
werben foll, erhielt in dem neuen Strafgefehe zur 
genaueren und forgfältigeren Handhabung der allge: 
meinen Wohlfahrt einen vollftändigeren Umfang als 
das bisherige Strafgefeh über die fogenannten poli- 
tifhen Verbrechen. 


Um aber das gerechte Verhältniß zwifchen einer 
beffernden Züchtigung und den Sriminalftrafen 
genau zu beobachten, und den Abjcheu gegen Verbre— 
chen durch die Vermengung mit minder gefährlichen 
Schuldfällen auch bei denjenigen nicht zu fchwächen, 
welche die Größe einer Webelthat nach dem Maße ber 
durch das Gefeh verhängten Strafe zu beurtheilen ge- 
wohnt find, haben Wir zum Grundfate angenommen, 
daß die höchfte Dauer einer politifchen Strafe den un: 
terften Grad der gefehlichen Eriminalftrafe nicht über: 
fchreiten foll. 


Indeffen wollen Wir dennoch, daß auch Feine 
politifche Strafe ohne ein orbentliches Verfahren ver- 
hänget werbe. 


Die politifchen Behörden werden daher in dem 
Verfahren über fhwere Polizei -Mebertretun- 
gen, wie die Nechtsbehörben bei Verbrechen an eine 
vollftändige, genaue Vorfchrift gebunden, wodurch, ohne 
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die nach Umftänden möglichfte Beförderung aus bem 
Gefichte zu verlieren, fich der Unterfuchte gegen jede 
Willkür der Behandlung geſchützet finden wird, 


Diefe find die weientlichiten Punkte, welche bei 
ber Anwendung des Strafgefepes vor Augen zu hal: 
ten find, | 


Mir verordnen demnach, daß gegenwärtiges Straf: 
geieb vom 1. Janner 1804 an, in. Unferen geſamm— 
ten deutichen Erbländern in Ausübung gebracht, uud 
von allen Behörden, welchen die Gerichtsbarkeit. über 
Derbrechen und jchwere Polizei = Hebertretungen zuge: 
wiejen ift, in dem Verfahren und der Beſtrafung zur 
alleinigen Borjchrift genommen werden fol. 


Wie wir denn auch auf bereits anhängige, oder 
nun erſt zur Unterſuchung kommende Falle, ingleichen 
auf Verbrechen und ſchwere Polizei- Nebertretungen, 
die vor oben beſtimmter Friſt begangen worden, aber 
erft nach Verlauf derfelben zur Unterfuchung gezogen 
werden, die Wirkung dieſes Geſetzes jedesmal erſtrecken 
wollen, wann nach demfelben auf eine gelindere Be: 
handlung, als nach den vormaligen Geſetzen, zu er— 
fennen fein wird. Daher auch die Verjährung unter 
den in dieſem Geſetze ansgedrückten Bedingungen felbit 
auf diejenigen UWebertretungen anzuwenden ijt, welche 
nach dem noch beſtehenden allgemeinen Strafgeſetze 
nicht hatten verjährt werden können. 
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Gegeben in Unſerer Haupt- und Refidenzitadt 
Wien, den 3. September, im achtzehnhundert und 
dritten, Unſerer Reiche, des römifchen und erblandi- 
hen im zwölften Jahre. 


Frany 
(L. S.) 


Aloys Graf ſv. Ugarte, 
fönigl. Böhmiſcher oberſter, und Erzherzogl. 
Oeſterreichiſcher erſter Kanzler. 


Joſeph Freyherr von der Mark. 
Franz Graf von Woyna. 


Nach Seiner k. k. Majeſtät 
höchſt eigenem Befehle. 


Leopold Freiherr v. Haan. 


24 


Hoffanzleibefrer vom 29. Okt. 1803, an fämmil. 
Länderſtellen. 


Nr. 632 d. J. G. S. 


— — Seine Majeftät befehlen daher die allgemeine 
Aufmerkſamkeit noch durch dieſe dem neuen Strafgeſetze zur 
Seite geſtellte beſondere Kundmachung darauf zu ziehen, daß 
für die Zukunft nebſt dem Verbrechen des Hochverrathes 
die Todesftrafe auch auf die Nachmachung der Ban— 
fozettel und die in Verftändnig mit den Nachmachern oder 
einem Mitfchuldigen gefchehene Hindangebung derfelben, 
dann auf den Mord, räuberifchen Todtſchlag und auf die 
Brandlegung, die zu wiederholten Malen, oder in einer 
auf Berheerung gerichteten Znfammenrottung gefchehen, oder 
wodurh ein Menſch, da ed von dem Brandleger vorgefehen 
werden fonnte, getöbtet worben ift, feftgefeßt ji. — — — 


Juſtiz-Hofdek. v. 20. Juli 1816, Nr. 1267 d. J. G. ©. 
(tir. App. Eurr. v. 9. Auguft 1816, 3. 3812.) 


Seine Majeftät haben nach gefchehener Bereinigung des 
Ziller- und Brirenthales, dann des Amtes Vils mit der Pro: 
vinz Tirol zu verordnen geruht: 

(1) Das öfterreihifhe Geſetzbuch über Vers 
breden und ſchwere Polizei-Uebertretungen nebft 
dem öfterreichifchen Wucherpatente — — haben vom 1. 
Dftober 1816 anzufangen im Amte Vils, im Zillerthale, dann 
im Brirenthale als allgemein verbindende Normen zu gelten. — 


Patent vom 24. April 1815. 
(Nr. 1148 d. J. G. ©.) 


Das in unfern deutfchen Erblanden feit dem 1. Jänner 
1804 in Ausübung ftehende Gefepbuch über Verbrechen und 
fhwere Bol. Uebertr. wird hiemit für Jftrien und Fiume 
mit dem Beiſatze befannt gemacht, daß dasjelbe vom 1. Juli 
1815 in volle Wirkfamfeit zu treten habe. 


25 


Kundmahung ber f. f. ob der Enné'ſchen Regie- 
rung vom 4. Öftober 1816. 


(Lügenau I, Th. ©. 9.) 


Es ift Sr. Majeftät gnädigfter Wille, daß in dem Inn— 
viertel, in bem im Jahre 1809 von Defterreich abgetretenen, 
und an felbed wieder zurüdgelangten Theile ded Hausrud- 
vierteld, und in dem durch den Staatövertrag vom 14, 
April 1816 in den k. k. Staaten einverleibten Theile des Her: 
zogthumes Salzburg die deutjch »öfterreichifchen Juſtizgeſetze 
in Wirkfamfeit gefegt, und rüdfichtlich wieder eingeführt werben. 


@irfulare der f. f. ob der Enns'ſchen Regierung 
v. 28. Mai 1817. 


(Lügenau I. Th. Seite 11.) 


— — Ilm die Bewohner diefer Landedtheile (Inn: 
Hausrudviertel und Salzburg) der Wohlthat der an— 
gefündeten Geſetzgebung fobald als möglich theilhaft zu machen, 
haben Se. Majeftät durch a. h. Entjchliegung vom 9. April 
1817 allergnädigft zu verordnen befunden, daß mit 1. Auguft 
1817 die Wirkſamkeit des eben angezeigten Gefepes (üb. Ber: 
brechen u. ſchw. P. Ueb.) in den genannten Landestheilen an— 
zufangen habe. 


Hofdek. v. 23. Juli 1816, an d. U. ©. in Dalmatien. 
Nr. 1368 d. J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zu befehlen geruht, dag — — 
das Geſetzbuch über Verbrehen und fhwere Poliz. 
Uebertr. mit dem 1. Dftob. 1816 auch in den der Provinz 
Dalmatien neu zugetheilten Infeln, Curzola, Lissa, Colomotta, 
Meszo, Giuppana, Meleda und Lagosta in Wirkfamfeit zu 
treten habe. 
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Juſtiz-Einrichtungsedikt für das füblidhe Tirol 
vom 12. Auguft 1814. 
CBProv. ©. ©. für Tirol.) 


(Mauder I. B. ©. 69.) 
Mit 15. September 1814 tritt das öfterreichifche Gefep- 


buch über Verbrechen und deren Beftrafung v. 3. Sept. 1803 
in Wirkſamkeit. — — 


Zuftiz » Einrihtungsedift für das nördliche Tirol 
v. 12. Aug. 1814. 


(Maucher I, B. ©. 70. 


Mit 1. Septemb. 1814 tritt das öfterreichifche Gefegbuch 
über Verbrechen und derjelben Beftrafung in dem vormals 
baierifhen Antheile Tirold und in Vorarlberg wieder 
in Wirkfamfeit. — — — 


Einleitung. 


Von den Gegenftänden dieſes Straf: 
geſetzes. 


I. 

Jede geſetzwidrige Handlung unterwirft einer Ver-Ter ir 
antwortlichfeit. Aber die Gefeßgebung wird zur geö-denkung 
feren Strenge gegen diejenigen geſetzwidrigen Hand— 
lungen aufgefordert, welche der Sicherheit im gemei- 
nen Wefen zunächft, und in einem höheren Grade 
nachtheilig find. Zum Unterfchiede von andern Weber: 
tretungen werden diefe gefekwidrigen Handlungen durch 
die Benennung: Verbrechen und fhwere Boli- 
zei-Mebertretungen bezeichnet. 


IL 
Verbrechen find gefegwibrige Handlungen und Un-Aüseweine 
terlaffungen, bei welchen die Abficht eigens auf das-Verbrechen. 
jenige gerichtet ift, was die Sicherheit im gemeinen 


Weſen verlekt,. und. welche die Größe der Berlekung ; 
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oder bie gefährlichere Befchaffenheit der Umſtände zur 
Griminal-Behandlung eignet. 


IH. 
fü. Del. Abſichtliche Verletzungen, welche aber nach Be: 
2 Ihaffenheit des Gegenftandes, der Perfon des Thä— 
ters, ober nach Beichaffenheit der unterlaufenden Um— 
ftände zu einer Criminal-Behandlung nicht geeignet 
find, werden ale ſchwere - Polizei» Webertretungen be: 
handelt. 
IV. 


Unter die fchweren Polizei-Uebertretungen ge- 
höret noch weiter, wenn ohne auf irgend ein Verbre— 
chen gerichtete Abficht etwas, fo durch die Gefeke, 
um Berbrechen vorzufommen, oder großen Nachtheil 
abzuwenden, zu thun verboten ift, gethan; ober et- 
was, was zu diefem Ende zu thun geboten ift, un: 
terlaffen wird. 

V. 

Endlich werden wegen des allgemeinen Einfluf- 
jes ber Sittlichfeit auf die Berhinderung der Verbre— 
chen auch Handlungen, welche die öffentliche Sittlich- 
feit ftören, zu ben fchweren Polizei: Webertretungen 
gezählet. 

VL 
— Als ein Verbrechen jedoch, und eben ſo als eine 
— ſchwere Polizei-Uebertretung kann nur dasjenige be— 
—— ‚handelt und beſtrafet werden, was in dieſem Straf: 
X geſetze ausdrücklich für ein Verbrechen, oder für eine 
ſchwere Polizei-Uebertretung erkläret wird. 


— — — — —ü — uam. — 
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Eirfulare der f. f. Landesregierung im Erzher— 
zogthum Defterreih u. d. Enns. 


Seine k. f. Majeftät haben mit a. h. Entfchliegung vom 
23. Junius 1835 die in dem L und IL Theile des Strafgefeh- 
buches vorfommenden Gelbbeträge auch für die Peovinzen, in 
welchen Papiergeld in Umlauf ift, auf den vollen in dem Ges 
fege ausgebrüdten Betrag in Conventiond- Münze mit der Be: 
flimmung feftzufegen geruhet, daß diefe Vorfchrift, in fo ferne 
fie die Strafen erhöhet, nur für die nad der Kundmachung 
derfelben unternommenen ftrafbaren Handlungen, in fo fern fie 
aber den Befchuldigten günftiger ift, ald das bisherige Geſetz, 
auch für vergangene Fälle, worüber noch nicht rechtöfräftig ent⸗ 
fchieden ift, zu gelten habe. 

Diefe von der f. f. vereinigten Hoffanzlei unterm 8. Ju: 
lius 1835, 3. 17,734, an bie Regierung gelangte a. h. Ent» 
fchliegung hat vom 1. Auguft 1835 in Wirkfamfeit zu treten. 


Vu. 

Die Behandlung und Beftrafung anderer Ueber: Andere 
tretungen bleibt den dazu beftimmten Behörden nach tungen. 
den darüber vorhandenen VBorfchriften vorbehalten. 

VIH. 

Gegenwärtigeds Strafgeſetz zerfällt im 3 10 e Ü@intbeitung 
Theile. Der erfte Theil enthalt die Vorſchriften seiten 
über die Verbrechen, und das Verfahren bei 
denfelben; der zweite die Borjchriften über bie 
fhweren Bolizei-Uebertretungen, und bag 
dabei zu beobachtende Verfahren. 
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Von Verbrechen überhaupt. 
(I Hauptſtück.) 


— — — — 


J— 

Zu einem Verbrechen wird böſer Vorſatz erfor- — 
dert. Boͤſer Vorſatz aber fallt nicht nur dann zur 
Schuld, wann vor oder bei der Unternehmung oder 
Unterlaffung, dag Uebel, welches mit dem Verbrechen 
verbunden ift, geradezu bedacht und beichloffen; ſon— 
dern auch, wann aus einer andern böfen Abficht et- 
was unternommen, oder unterlaffen worden, woraus 
das Uebel, welcdes dadurch entitanden ijt, gemeinig- 
lich erfolget, oder doch leicht erfolgen Fann. 


$. 2. 

Daher wird die Handlung oder Unterlaffungsrime, Ne 
nicht als Verbrechen zugerechnet: Bert 
a) wenn der Thäter des Gebrauches der Vernunft sen. 

ganz beraubt ift; 

b) wenn die That bei abwechſelnder Sinnenver⸗ 
rückung zu der Zeit, da die Verrückung dauerte; 
oder 

c) in einer, ohne Abſicht auf das Verbrechen zu— 
gezogenen vollen Beraufchung, oder einer andern 
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— 


Sinnenverwirrung, in welcher der Thäter ſich 
ſeiner Handlung nicht bewußt war, begangen 
worden; 

d) wenn der Thäter noch das vierzehnte Jahr nicht 
zurückgelegt hat; 

e) wenn die That duch unmibderftehlichen Zwang 
erfolget ; 

f) wenn ein folder Irrthum mit unterlief, der 
ein Verbrechen in der Handlung nicht erkennen 
ließ; 

g) wenn das Uebel aus Zufall, Nachläßigkeit oder 
Unwiffenbeit der Folgen der Handlung entitan- 
ben ift. 


= Hofdelret vom 11. Juni 1813, an das Böhmifche 
Appellationsgericht. 
Rr. 1052 0.3. G. S. 


Jene Befreiungen, welche Kindern unter vierzehn Jahren 
im $. 2 ad d), dann den Familienglieden im $. 168 des 
erften, und im $. 213 des zweiten Theile des Strafgefegbus 
ches zu Statten fommen, find auf Theilnehmer, bei welchen 
nicht die nämlichen Ausnahmsgruͤnde eintreten, ——— auds 
zudehnen. 


Man fehe das Hoffanzleidel. v. 20. Novemb. 1817 Nr. 1331 d. I. ©. 
©. im I. Abſch. d. befond. Theiles d. Handb. (A. Nr, 16.) 


$. 3. 
Iugegeine Mit der Unwiſſenheit des gegenwärtigen Geſetzes 
Gniigunt über Verbrechen, da das Unrecht derielben unverkenn- 
ragen. bar ift, kann fih Niemand entichuldigen. 
$. 4. 
Das Verbrechen entiteht aus der Bosheit des 


‚33. 


Thäters, nicht aus der Befchaffenheit desjenigen, an 

dem es verübet wird. Verbrechen werden aljo auch) 

an Uebelthätern, Unfinnigen, Kindern, Schlafenden, 

auch an folhen Perſonen begangen, die ihren Scha— 

ben felbft verlangen, oder zu demſelben einwilligen. 
$. 5. 


Nicht der unmittelbare Thäter allein wird des 


Verbrechens ſchuldig, ſondern auch jeder, der durchs 


Befehl, Anrathen, Unterriht, ob, bie Uebelthat 
eingeleitet, vorfäßlich veranlaffet, zu ihrer Ausübung 
durch abfichtlihe Herbeilhaffung der Mittel, Hintan- 
haltung der Hinderniffe, oder auf was immer für eine 
Art Vorſchub gegeben, Hülfe geleiftet, zu ihrer fichern 
Vollſtreckung beigetragen; auch wer nur vorläufig fich 
mit dem Thaͤter über die nach vollbrachter That ihm 
zu Teiftende Hülfe und Beiftand, oder über einen An: 
theil an Gewinn und Vortheil einveritanden hat. 


g. 6. 


mer an 
erbrechen. 


Wer ohne vorläufiges Einverſtändniß, nur erſtontun 
nach begangenem Verbrechen dem Thäter mit Hülfetem Serire- 


und Beiftand beforderlich ift, oder, von dem ihm be— 
Fannt gewordenen Verbrechen Gewinn und Wortheil 
zieht, macht fich zwar nicht eben besfelben, wohl aber 
eines bejondern Verbrechens fehuldig, wie folches in 
ber Folge diejes Gefehbuches beftimmt werben wird, 
$. 7. 
Zu einem Verbrechen ift nicht nöthig, daß die 


Verſuch 


eines Ber⸗ 


That wirklich ausgeführt werde. Schon der Verſuch bredens. 


einer Uebelthat iſt das Verbrechen, ſobald der Boͤsge— 
finnte eine zur wirklichen Ausübung führende Hand— 
8 


au 


lung unternommen bat; die VBollbringung des Verbre— 
chens aber nur wegen Unvermögenheit, wegen Da— 
zwifchenfunft eines fremden KHinderniffes, oder durch 
Zufall unterblieben ift. 


JuftizeHofdefret vom 14. Januar 1820, an das 
galizifche Appellationsgeridt. 


Seine f. k. Majeftät haben über bie vorgelegte Anfrage: 
ob ein des Entjchluffes zur Verübung eines Verbrechens ger 
ftändiger und überwiefener Beſchuldigter bei der Unzulänglich- 
feit der hiezu angewendeten Mittel zur Criminalbehandlung ges 
eignet ſei? zu entfchließgen geruhet: „die angetragene allgemeine 
Erläuterung des Begriffes vom Verſuche eined Verbrechens (daß 
ber in diefem Falle befindliche Befchuldigte ſich allerdings des 
Berfuches eined Verbrechens nach dem $. 7 1. Th. d. St. ©. 
ſchuldig gemacht habe, und in diefer Art peinlich zu behandeln 
und zu beftrafen fei) hat zu unterbleiben, und haben die Rich- 
ter in einzelnen Fällen nach den im Geſetze feitgefegten Grund: 
fägen ihr Amt zu handeln. * 


$. 8. 

Veber Gedanken ober innerliches Vorhaben, wenn 
feine äußere böſe Handlung unternommen, oder nicht 
etwas, jo die Geſetze vorjchreiben, unterlaffen worden, 
kann Niemand zur Rede geftellt werden. 


Von Beftrafung der Verbrechen 
überhaupt. 


(U. Hauptftüd.) 


$. 9. 
Die Strafe der Verbrechen ift der Tod des Ver: Hauptarten 
brechers, oder deſſen Anhaltung im Kerker. Strafen. 
$. 10. 
Die Todesftrafe wird mit den Strange Volle 
jogen. 
$. 11. 


Die Kerkerfirafe wird nach dem Unterſchiede der Sreie sc 
Strenge in drei Grade eingetheilt: der erfte Grad,, "E,m 
wird durch das Wort: Kerker ohne Zufaß; der zweitellngeiäiche 
durch: jchwerer Kerker; ber dritte durch: fchweriter 
Kerker **) bezeichnet. 

*) „Der dritte Grad des Kerkers,“ ſchwerſter Kerker ($$. 11 


und 14 1. Th. d. St. ©.) iſt aufgehoben. (U. h. Gntfchliefung vom 11., 
Hofdek. v. 15. Jänner 1833) (Maucher's Handb. ©. 99, 1. B. Anm.) 


$. 12. 


In dem erjten oder unterſten Grade der Kerker- arer 
ferfirafe wird der Sträfling ohne Eiſen, jedoch enge * 
3* 


verwahret, und in der Verpflegung fo gehalten, wie 
es die Einrichtung der für ſolche Sträflinge beftimm- 
ten Straförter mit fih bring. Es wird ihm Fein 
anderes Getränke, ald Waſſer zugelaffen, und mit 
Niemanden eine Zufammenkunft ohne Gegenwart des 
Gefangenwärters, auch keine Unterredung in einer dem 
Lepteren Unverftändlichen Sprache geftattet. 


Hofder. vom 3. Auguft 1790, an fümmtlide 9. ©. 
N. 48 d. J. G. ©, 


(Maucher J. B. ©. 100.) 


— — ad b) dem jübifhen Arreſtanten fol 
uͤberhaupt erlaubt ſein, entweder in der Frohnfeſte, oder wenn 
fie krank find im Spitale ſich vermöge ihrer Religionsgebräuche 
die nöthige Nahrung von ihren Glaubensgenoſſen, jedoch unter 
gehöriger Aufficht und mit Hindanhaltung alles Unterfchleifes 
und Mißbrauches eined geheimen inverftändniffes zurichten 
zu laſſen, ald worauf den Auffehern und Gefangenwärtern die 
genauefte Aufmerkfamfeit eingefchärfet wird. 


Eine Anordnung im gleichen Sinne enthält die Verord. des k. f. böhm. 
4. ©. vom 24. April 1807, worin diefe Stelle des vorfiehenden Hofdekr. 
Nr. 48 d. J. ©. S. wörtlich aufgenommen, und dieſes Hofdek. namentlich 
bezeichnet wird. 


Hofdefret vom 12. Juli 1819, an fämmtl. A. ©. 
(Rt. 1575 d. I. ©. ©.) 


(Waſer, ©. 18.) 


Die Verpflegung der Arreftanten ift in jedem Falle mit- 
telft einer öffentlichen Verfteigerung und mit Ausfchliegung 
ber Kerfermeifter zu vergeben; nur in den Fällen, wo auf 
biefe Art gar fein Garkoch erhalten wird, ift diefelbe dem Ker- 
fermeifter nach dem von der Buchhaltung beftimmten, gehörig 
zu bemefienden Ausrufspreife zu überlaffen. 


87 


Hoffanzleidefret vom 10. Oktober 1835, an die 
Nied. Defterr. Regierung. 
(Bafer ©. 19.) 


Das mit a. h. Entfchliefung vom 20. Mai für fämmt- 
liche Prov. Strafanftalten vorgezeichnete Ausmaß ber täglichen 
Brodportionen für die Sträflinge mit einem Pfunde hat 
zwar allerdings ald Regel zu gelten, dies fann jedoch nicht 
hindern, daß ausnahmsweiſe einzelnen Sträflingen, die nad 
dem einzuhofenden gewifienhaften ärztlichen Ausfpruche aus den 
in dem Berichte der Regierung vom 30. Auguft d. 3. Zahl 
41369 angeführten Urſachen mit jenem Brodausmafe ohne 
Abbruch ihrer Gefundheit fchlechterdings nicht auslangen fönnen, 
eine höhere Brodportion zugeftanden werde. 

Es find daher die Individuen, die aus erheblichen Grün- 
ben darum bitten follten, jedesmal einzeln einer genauen Arzt: 
lihen Unterfuhung zu unterziehen, ed darf aber niemals 
dem allgemeinen, von einer größeren Zahl von Sträflingen 
dießfalls geftellten Begehren, ohne vorläufiged gehörig motivirs 
tes Ärztliched Parere hinfichtlich jedes einzelnen, eine Folge ges 
geben werden. 


Dekret des kak. nied. öfterrcich. App. Gerichtes vom 
1. Febr. 1822. 
(Mauder 1. ®. ©. 102.) 

Den fogenannten „Hausfträflingen” find zu ihrer 
Verpflegung feine Zulagen zu geftatten, fondern diefelben 
find, im Falle der Arzt die gewöhnliche Werpflegung diefer 
Sträflinge ihrem Gefundheitäzuftande nachtheilig findet, in das 
Spital abzugeben. | 


$. 13. 
Der zur Kerkerftrafe des zweiten Grades DVerurs Aneiter 
theilte wird mit Eifen an den Füßen angehalten, täg- 
lich mit einer warmen Speife, jedoch ohne Fleiſch 


genähret; in Anfehung des Lagers auf bloße Bretter 
eingeichranfet, und ibm Feine Unterredung mit Leuten, 
die nicht unmittelbar auf feine Verwahrung Bezug 
haben, geitattet. 


Hofdefret v. 7. December 1815, an das nieb. öfter. 
App. Gericht. 


(Nr. 1193 d. J. ©. ©.) 


Seine Majeftät haben in Hinficht der fünftigen Einrich- 
tung des Miener Zuchthaufes folgende Punkte zu genehmigen 
geruht: — 


— 2. Sollen die Ragerftätten der Sträflinge mit Stroh: 
fäden, Strohpolſter und Leintüchern, jedoch unter der 
gehörigen Worficht für Neinlichkeit und Sicherheit der Gefäng— 
niffe, verfehen werden, ohne daß dießfalls und wegen der fol- 
genden zwei Punkte eine Abänderung in der buchftäblichen 
Ausfage des Geſetzes nothwendig wird: 


3. Wird bewilliget, daß den Züchtlingen an Sonntagen 
eine Fleifhbrühe mit Y/, Pfund Fleifch nebft einer Mehl— 
fpeife; dann in der Woche drei Mal eine Mehlſpeiſe mit 
Milh und ein Pfund Brod täglich abgereicht werden fünnen; 
auch wird 


4.  genchmiget, daß die Hälfte des Ueberverdien— 
ſtes eines jeden Sträflings bis zu feiner Entlaffung in der 
Hausfaffa aufbewahrt und zu Ende der Strafeit dem zu Ent: 
laffenden felbft auf die Hand ausbezahlt, die andere Hälfte 
aber dem Sträfling zu feiner beffern Subſiſtenz dergeftalt über: 
laffen werden könne, daß er nie jelbft während feiner Straf: 
zeit einige Baarfchaft in die Hände befomme, fondern ihm nur 
frei ftche, um einen Beitrag an Bier, Brod oder Suppe zu 
bitten, welche von dem Hausbeamten bei dem Ausfpeifer 
anzumweifen, und worüber mit dem Lebtern jede Woche eine 
Berechnung zu pflegen ift. 


Dabei gaben jedoch Seine Majeftät ihre höchfte Willens⸗ 
meinung dahin zu erfennen, daß die übrigen gefeglichen, mit 
dem Gefängniffe verbundenen Uebel und Entbehrungen an den 
Sträflingen genau vollzogen werden, und daß fie vorzüglich in 
einer ftrengen und ununterbrochenen Anhaltung zur Arbeit ihre 
Strafe und den Weg zur Beflerung finden, wie auch, daß in 
den Strafanftalten derfelben Gattung überall eine gleiche Ber 
handlung der Sträfiinge Statt finden fol. — — — 


Hoffanzleidefret v. 9, Juli 1835, 3. 14,339. 
(Mauder I. B. ©. 103.) 


In Folge einer mit Defret der k. k. oberſten Juſtizſtelle 
vom 7. Dezember 1815, Zahl 1193 (das unmittelbar früher 
aufgeführte) den betreffenden k. k. Appell. Gerichten eröffneten 
a. h. Entfchliegung wurde in Hinficht auf die Durch die 88. 
12 und 13 des ©. B. über Verbrechen vorgefchriebene Bes 
handlung der Kriminalfträflinge allergnädigft bemilliget, 
daß: — — — 

(folgen die Pkt. 2 und 3 des früher angeführten Hofdekretes vom 7. Des 
jember 1815.) 

— Da nun wahrgenommen wurde, daß die Sträflinge in 
diefer Hinficht nicht in allen Provinzen gleich gehalten find, fo 
haben Se. Majeftät mit einer weitern an die k. f. ob. Juſtiz⸗ 
ftelle unter dem 20. Juni 1835 erlaffenen a. h. Entfchliegung 
allergnädigft anzuorbnen geruht, daß die Eingangs erwähnte 
a. h. Vorfchrift bezüglich der Lagerftätte ſogleich in allen 
Provinzen in Anwendung zu kommen babe — — und daß 
auch die a. h. Beitimmung wegen der Beföftigung mit Bes 
rüdjichtigung der Landesverhältniffe im Wefentlichen in Ers 
füllung zu bringen fei, ohne an diefe Gattung der Speijen ge: 
bunden zu fein. 


Hoffanzleidek. v. 10. Jänner 1811. 
(Mauder 1. B. ©, 106.) 


Auf den Bortrag der Hoflommiff. in Juſt. Gef. Sachen 
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v. 5. Febr. 1810, wurde wegen Unterhaltes der Sträfr 
linge aus ihrem Vermögen, fo weit der Erwerb im 
Straforte nicht zureicht, in Folge a. h. Entfchliefung vom 9. 
Juli 1810 beftimmt, daß es rücjichtlih der Koften des Un- 
terhaltes — — — der Sträflinge bei der biöherigen Uebung 
fein Bewenden haben, und getrachtet werden foll, diefe Koften 
durch Arbeit zu erhalten. 


Hofdelret vom 16. Februar 1816, an das nied. Öftr. 
App. Gericht. 
(Nr. 1211 b. I. ©. ©.) 


(Wafer S. 20.) 


Es ift ſchon oft in den bei dem oberft. Gerichtöhofe vor⸗ 
gefommenen Urtheilen bemerkt worden, daß Inquifiten nach 
dem Gefege zum ſchweren, vermöge ihrer Leibesbefchaffenheit 
hingegen zum Kerker verurtheilt zu werden pflegen; dieſer 
Borbehalt ift in dem Gefege nicht gegründet und derſelbe auch, 
weil die in dem Strafhaufe beftehende Kranfenanftalt dafür zu 
forgen hat, dem Sträflinge während der Krankheit, bie ganze 
Strenge der verhängten Strafe nicht fühlen zu laſſen, nicht 
nur überflüffig, fondern anftößig, weil auf diefe Weiſe eine 
zur Zeit der Strafverhängung dem Inquifiten zugefommene 
Krankheit und förverlihe Schwäche zum Anlaſſe genommen 
wird, den Kerker für die ganze Dauer der Strafe auf einen 
mindern Grad, ald es fonft zu gefchehen hätte, herabzufegen. — 

Es ift daher der vorerwähnte Unterfchied und Vorbehalt 
mit Rüdficht auf das Geſetz in den Urtheilen forgfältig zu 
vermeiden. 


Hofdekr. vom 7. Febr. 1817, an fämmtl. App. Ger. 
(Nr. 1313 d. J. G. ©.) 


(Bafer ©. 21.) 
Ueber die Anfrage, wie ſich von der Strafhausverwaltung 
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wegen Einbringung der Krankheit: und Leichenfoften bei Ents 
laffung und Sterbfällen der Kriminalfträflinge zu benehmen 
fei, ift man über folgende Beftimmungen übereingefommen : — 


1. Ale Kranfheitsfoften ohne Ausnahme, welche der 
Sträfling während feines Aufenthaltes im Straforte ver— 
urjacht, find als zu den Verpflegungskoſten gehörig, von 
ber Strafanftalt zu beftreiten, und daher weder in 
Sterb + noch Entlaffungsfällen von dem allfälligen Vers 
mögen der Sträflinge einzubringen. Dagegen find: 


2. die Leichenfoften, in den Fällen eines vorhandenen 
Nachlaffes, aus demfelben für die Strafanftalt einzu- 
bringen, und in Diefer Beziehung werden folgende Modas 
fitäten zur Richtfehnur vorgefchrieben: 


a) ft von der Strafhausverwaltung den Verwandten des 
Sträflings in feinem Falle ein prunfhaftes, dem 
Straforte nicht angemeffened Leichenbegängnig zu ges 
ftatten. 

b) Zur Einbringung der gewöhnlichen Beerdigungsfo- 
ften wird der Steafanftalt auf die von dem Sträflinge 
mitgebrachten Kleidungsftüde und auf den Betrag 
ded von demjelben gefammelten Arbeits-Ueberver— 
dienftes das PVorzugsrecht eingeräumt. 

ce) Im Uebrigen haben bei den Verlaſſenſchaften der Sträf- 
linge, die fonft gefeglihen Vorſchriften für 
die Abhandlungspflege einzutreten. 

Da jedoch der Aufenthalt im Straforte für feinen die In- 
ftanz begründenden freiwillig gewählten Aufenthaltsort gelten 
kann, fo ift die Berlaffenfhaftsabhandlung bei inlän- 
difhen Sträflingen der Perfonalinftanz ihres legten gewöhns 
lihen Aufenthaltes, oder in defien Ermanglung, ihres 
Geburtsortes zugumweifen, und hat daher die Gerichtöbe- 
hörde des Straforted nur in folchen Fällen ald Abhandlungs- 
inftanz einzutreten, wenn fie fchon vor Anhaltung des Sträf- 
ling6 deſſen PBerfonalinftanz war. 


— 42 


Bei ausländischen Verbrechern hat die Obrigkeit des 
Strafortes ald Euratelinftanz einzutreten, und der aus— 
ländifchen Perſonalinſtanz Nachricht zu geben. 

Damit daher die Abhandlung gehörig gepflogen werben 
fönne, ift durch die Randeöftelle die Einleitung zu treffen, daß 
die hiezu durch die obige Beftimmung berufene Inſtanz von 
den Sterbfällen, den allfälligen Borderungen des Strafhaufes, 
und dem im Strafhaufe vorhandenen Nachlaffe des Sträflinge 
gehörig in die Kenntniß gefegt werde. 


Hoffanzleidef, vom 26. Febr. 1818, an die nieder— 
öfter, Landesregierung. 


(Rr. 1423 d. 3. ©. ©.) 


Die Unterredung eined zum ſchweren Kerfer ver- 
urtheilten Sträflings mit feinem gerichtlich aufgeftellten Cura— 
tor in Vermögens » Angelegenheiten des Sträflings darf in 
vorfommenden Fällen unter den gehörigen Vorſichten als Aus— 
name von der gefeglichen Beftimmung des $. 13 I. Th. des 
St. ©. jedoch nur von den Appelationsgerichten, oder 
von dem oberften Gerichtöhofe zugeftanden werden. — 


Hofdek. v. 22. Mai 1818, an das Stadt und Land- 
recht zu Krain. 
(Nr. 1458 d. I. ©. ©.) 


| (Waſer ©. 22.) 

Gefangenen, die nach dem Geſetze während ber Unterſu— 
hung oder zur Strafe in Eiſen anzuhalten find, dürfen we— 
gen ded Empfanges der h. Saframente die Eifen nicht abges 
nommen werden. 


Hofdek. v. 9. Febr. 1827, an ſämmtl App. Gerichte. 
Nr. 22541 6.3.08. ©. 


Se. Majeftät haben zu genehmigen geruht, daß bewährte 
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Erbauungsbücher den Verhafteten, wenn es der beſtellte 
Seelſorger für ihren Seelenzuſtand erſprießlich findet, zu ihrer 
Erbauung in die Hände gegeben werden, jedoch den über Die 
Unterfuchungsgefängniffe und Strafhäufer gefegten Behörden 
und Individuen zur Plicht gemacht werde, unter eigener Vers 
antwortung dafür zu forgen, daß hiebei die gehörige Vorſicht 
beobachtet werde, und die Sträflinge dieſe Bücher immer außer 
den Arbeitöftunden, auf eine folde Art und nur auf fo lange 
erhalten, daß fie davon feinen Mißbrauch machen können. 


Suftizs Hofdel. vom 23. Febr. 1827, an fämmtl. 
App. Gerichte. 


( Nr. 2261 d. I. ©. ©.) 


Mit Beziehung auf das Hofdefret vom 9. Februar 1827 
wegen Zulafjung von Gebet: und Erbauungsbücern in 
Unterfuchungsgefängniffen und Strafhäufern, wird bedeutet: 
Daß vermöge einer nachgefolgten a. h. Entjchliegung Se, k. k. 
Majeftät v. 26. Finner d. J., zweckmäßig befundene Gebet: 
und Grbauungsbücher auch an andern ald Sonn und 
Feiertagen außer den Arbeitsſtunden unter den durch 
die a. h. Entſchließung vom 17. Dezember 1826 angeordneten 
Vorſichtsmaßregeln, den Inquifiten und Sträflingen geftattet 
werden fönnen. 


Hoffanzleidef. vom 17. Mai 1833, an ſämmtl. 


Länderftellen. 
Juſtiz-Hofdekret vom 14. Juni 1833. Zahl 2614.- 
0.3.8.6. _ 


— — Im — ein gfeihförmiged Verfahren einzuleis 
ten, haben Se. k. f. Majeftät. befohlen, daß in fo ferne von 
Sträflingen ein Verbrechen begangen wird, fogleich das ber 
treffende Kriminalgericht zur vorzunehmenden weitern gejeglis 
chen Amtshandlung in Kenntnig zu fegen fei. In dem Falle 
aber, wenn von einem Sträflinge während der Strafjeit eine 
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ſchwere Polizeiübertretung begangen würde, was bei 
nur einigermaßen zwedmäßiger Aufficht fih nur höchft felten 
ereignen fann, hat die betreffende Behörbe, welche die unmits 
telbare Aufficht über das Strafhaus hat, die Unterfuchung 
fogleich vorzunehmen, und nach hergeftelltem Beweife der Schuld 
auf eine den Umftänden und Verhältniffen angemefiene korrek⸗ 
tionelle Strafe zu erkennen, welche möglichft fhnell auf das 
Vergehen zu folgen hätte. 


Hoffanzlei- Def. v. 19. Auguft 1836, Zahl 21,362. 
(Brov. ©. ©. f. Tir. u. Vorarlb. v. J. 1836.) 


(Maucder I. Br. p. 119.) 


— — In Folge der — gepflogenen Verhandlungen 
ift die vereinte Hoffanzlei mit der oberften Juftisftelle und mit 
der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen übereingefommen, als 
Norm feitzufegen, daß die ſchweren Polizeiübertretuns 
gen der Sträflinge, welche ohnehin immer als gleichzei- 
tige grobe Berlegungen der Hausordnung und Disciplin er: 
fheinen, in den Strafanftalten nach den für diefelben beftes 
henden Disciplinar=Borfcriften zu behandeln, und von 
der Strafhaus-Verwaltung in dem Bereiche jened Wir- 
lungslreiſes zu beftrafen feien, welcher durch die für die Pro- 
vinzial-Strafanftalten ohnehin erfloffenen, auf Lokal- und Pro— 
vinzial-Berhältniffe berechneten DVerwaltungs-Inftruftionen und 
Haudordnungen beftimmt ift. 


Juſtiz-Hofdekret vom 1. Auguft 1834 an fämmtl. 
Appell. Gerichte, 


(Wafer p. 23.) 


Dem k. k. Appell..Gerichte wird das in Gemäßheit der 
a. h. Entſchließung vom 3. Juli 1834 von der k. f. ver. Hof⸗ 
fanzlei in Betreff der neuen Beffelungsart der Sträflinge 
am 13. Juli 1834 an fämmtl. Länderftellen erlaffene Hofde⸗ 
fret in Abſchrift zur Wiſſenſchaft mitgetheilt : 
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Abſchrift 
eines Dekretes der f. k. ver. Hofkanzlei v. 13. Juli 
1834, 3. 14,363, 
an ſämmtliche Länderftellen, 


Se. Majeftät haben mit a. h. Entfchliegung vom 3. Juli 
d. 3. nach dem Beifpiele des Wiener Strafhaufes folgende Fef- 
felungsart der Sträflinge im ProvinzialsStrafhaufe zu Prag 
zu genehmigen geruht: 

1.) Um zu verhindern, daß die Unterfchenfel, vorzüglich die 
Knöcel nicht leiden, jollen die Feffeln mittelft unterlegter 
Faſchinen, welde an dem unteren Theile eine Wulft 
bilden, getragen werben; dabei follen wenigftens die ſchwe⸗ 
ren Feſſeln nicht geradwinflig, fondern der obere und une 
tere Rand ausgebogen fein. Iſt die Schelle nur an 
einem Fuße feftgemacht, fo darf das Tragen der an ders 
felben hängenden Kette und allenfalld® auch ber zweiten 
Schelle durch Befeftigung derfelben mittelft eined Bandes 
an dem Knopfe ded Beinkleives oder Weiberrodes erleich- 
tert werben. 

2.) Dürfen den Sträflingen mit Rüdficht auf ihr Gefchlecht, 
Alter und körperliche Befchaffenheit bie Eifen von ver: 
fhiedenem Gewichte angelegt werden, und zwar in 
der Art, daß die einfachen Fußeifen im Gewicht 17 Lth. 
bis 1 Pfund 12 Loth, und die doppelten Yußeifen, 
welche ein Pfund 7 Loth bis 1 Pfund 27 Loth, mit Ins 
begriff ber Kette haben, für Kinder, Weiber und ſchwaͤch⸗ 
liche Männer; für rüftige Männer hingegen einfache 
Fußeiſen von 1 Pfund 28 Loth bis 2 Pfund, und do p⸗ 
pelte Fußeiſen von A Pfund mit Inbegriff ber Kette 
gebraucht werden. 

3.) Dürfen diejenigen -Sträflinge, die zu folchen - Arbeiten 
verwendet werden, mit welchen bie Feflelung an beiden 
Fügen nicht vereinbarlich ift, jedoch nur für die Zeit der 
wirklichen Arbeit, an einem Buße entfefjelt werben. 
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Hofkanzleidekret vom 29. Jänner 1836, 
an das böhm. Gubernium. 


— — Mir dem Gubernium im Ginverftändniffe mit 
der k. k. oberften Yuftigftelle bedeutet: daß den Sträflingen des 
Provinzial-Strafhaufes, welche zu folchen Arbeiten verwendet 
werden, die fie mit beiden Fußeifen nicht verrichten fünnen, 
feineöwegd bei jeder Unterbrehung der Arbeit, 
fondern nur, wenn die Arbeitötage durch den Eintrit eines 
Eonn-, Feier-, oder fonftigen Ruhetages unterbrochen werben, 
nach beendeter Arbeit, die zweite Fußſchelle wieder anzu— 
legen, und bis zu dem neuerlichen Beginne der Arbeit beizu- 
belaffen fei. 


$. 14. 
Dritter Die ſchwerſte, oder die Kerkerftrafe des dritten 


en Grades *) beiteht darin, daß der Strafling in einem 
von aller Gemeinſchaft abgefonderten Kerker, worin 
er jedoch jo viel Licht und Raum, als zur Erhaltung 
der Gejundheit nöthig iſt, genießt, ftets mit fchweren 
Eifen an Händen und Füßen und um den Leib mit 
einem eifernen Ringe, am welchen er außer der Zeit 
der Arbeit mit einer Kette angefchloffen wird, verwah— 
ret, nur alle zweite Tage mit einer warmen, doch 
feiner Fleiſchſpeiſe genährt, die übrigen Tage aber 
bei Waſſer und Brot gehalten, fein Lager auf bloße 
Bretter eingeichränket, und ihm mit Niemanden. eine 
Zufammenfunft oder Unterredung geftattet wird. 


*) (Atfchafung der fchwerften Kerferfirafe durch a. h. Gntichliegung 
vom 11., Hofdekr. v. 15. Jänner 1833.) 
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Höchſtes Kabinetfchreiben vom 25. Juli 1818 
an den oberften Juftiz- Bräfidenten. 
Nr. 1479 9.93. ©. ©. 
(Bafer p. 26.) 


Se. Majeftät haben der oberften Juftizftelle das Recht ein« 
geräumt, in Fällen, wo fie oder die untern Behörden erachten, 
daß einem Sträflinge geftattet werden fünnte, die Strafzeit 
nicht in dem gefeglich beftimmten Straforte auszu— 
ftehen, die Bewilligung für fich auszufprechen; doch follen die 
Ausnahmen wegen der des KHochverrathed und der Fälfchung 
der öffentlichen Krebitöpapiere Schuldigen ſtets der höchften 
Genehmigung Seiner Majeftät unterzogen werben. 


Hofdefret v. 1. Oft. 1821, an das mähriſch-ſchleſ. 
Appellationsgericht. 


Nr. 1805 d. J. G.S. 


Die Ueberſetzung eines zur ſchwerſten Kerkerſtrafe verurs 
theilten Sträflings auf dem Spielberge, im Falle er ſchwer 
erfranfet, in das Spital zur Ärztlichen Behandlung, findet 
nur bei den nach dem Erfenntniß des Hausarzted wirklich 
fhweren Krankheiten, und feineswegs bei leichten Un» 
päßlichfeiten, oder wegen des bei der fehwerften Kerferftrafe öfter 
eintreternden unvermeidlichen Uebelbefindens Statt. 

Es ift daher dem Hausarzte fowohl ald der Strafhauss 
Berwaltung zur befondern Pflicht zu machen, daß bei ftrenger 
Verantwortung von Seite des erftern auf die Ueberſetzung eines 
kranken, zur fehwerften Kerferftrafe verurtheilten Sträflings in 
das Spital nie ohne unumgängliche Nothwendigkeit angetragen, 
und von der leßtern diefe Ueberfegung geftattet; dann daß, 
wenn dieſe Nothwendigfeit unausweichlich eintritt, — — der 
zu diefer Strafe BVerurtheilte auch in dem Spitale mit der 
höchſten Vorfiht verwahrt, nie mit andern Sträflingen 
der gelindern Kerker » Kathegorie vermengt, und fo viel mög« 
li abgefondert gehalten werbe. 
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$. 15. 

ee Zur Kerkerſtrafe wird der Verbrecher entweder 

b) na verauf fein ganzes Leben oder auf gewiffe Zeit verur- 
theilet. Die kürzefte Dauer der letztern ift von feche 
Monaten, die längfte von zwanzig Jahren. Da bie 
Derſchiebenheit der Umſtände, wodurch ein Verbrechen 
vergrößert oder verringert wird, das Maß der Strafe 
für jeden einzelnen Fall beſtimmt in dem Geſetze aus— 
zudrücken, nicht zuläßt; ſo wird in den folgenden 
Hauptſtücken bei jeder Gattung von Verbrechen nur 
der Raum von der kürzeſten bis zur längſten Zeit 
feſtgeſetzt, innerhalb welcher die Strafdauer nach der 
Groͤße des Verbrechens ausgemeſſen werden ſoll. 


Hofdekret vom 7. Mai 1819 an das galiz. Appell. 
Gericht Nr. 1558 d. J. G. S. 
(Waſer p. 27.) 

Ueber die Frage: ob den Criminal-Sträflingen die Mor 
nate ihrer ausgeftandenen Strafe nach dem Kalender oder 
nad Ausmaß des $. 902 d. a. b. ©. B. berechnet werben ſol⸗ 
len, —- hat man feitzufegen befunden, daß bei Ausmeffung 
der Strafzeit die Kalenderberehnung zu beob- 
achten fei. 


$. 16. 
— Mit der Kerkerſtrafe iſt ſtets die Anhaltung zur 
eg a verbunden. Jeder Sträfling muß daher bie- 
wen Arbeit.jonige Arbeit verrichten, welche die Einrichtung in dem 
Straforte mit fih bringt. Auch fol in den Straf: 
häuſern Rückſicht getragen werden, bag die Sträflinge 
fo viel möglih, nah Maaß, als fie zur fchweren 
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Kerkerftrafe verurtheilt find, auch zu fchwerern Ar- 
beiten verwendet werden. 


Hofdel. v. 18. Mai 1804, an fämt!. App. Gerichte: 
Nr. 667 d. J. G. ©. 


Den in Jandesfürftlihen Dienften ftehenden Beamten 
joll die Berwendung der Sträflinge fünftig nie, auch 
nicht gegen Bezahlung an den Griminalfond geftattet fein. 


Hoffanzleidef. v. 6. Juli 1821, an fämmtl. Länderft. 
Nr. 1764 2.93. G. ©. 


Es ift zur höchſten Kenntnig gefommen, dag in manchen 
Provinzial = Strafhäufern Sträflinge gleih Hausknechten 
zum Anfaufe verfchiedener Sachen außer dem Straf 
hbaufe verwendet werden follen. Da diefe auf folche Art Ges 
legenheit erhalten dürften, fowohl für fih, als auch für ihre 
Mitfträflinge, Einkäufe zu machen, die nachtheilig fein können, 
und felbft Inftrumente zur Erleichterung oder Bewirkung ihrer 
Entweichung ſich zu verfchaffen: fo haben Seine Majeftät an- 
zuordnen geruht, daß dieſes, wenn ed wirklich befteht und 
ſchädliche Folgen nach fich ziehen fann, gehörig abgeftellt 
werde. — — — 


Hoffanzleidef. vom 4. März 1836, Zahl 5501, 
an fämmtl. Zänderftellen. 


Aus Anlaß einer fpeziellen Frage, wie mit den Ueber— 
verdienftgeldern der verftorbenen Sträflinge zu verfahren 
fei, wird im Einverftändniffe mit der k. k. oberften Juſtizſtelle 
und der k. f. allg. Hoffammer Folgendes verordnet: 


Diefe Ueberverdienftgelder find von nun an nur den Ber: 
brechern felbft, niht ihren Erben, mithin nur jenen 
Sträflingen, welche das Ende ihrer Strafzeit erleben, zu ver 
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abfolgen, und wenn fünftig- ein Verbrecher während der Straf- 
zeit ftirbt, für die Kaſſa der Strafanftalt einzuziehen. — 

Der Ueberverdienft der vor der Kundmachung diefer Vor: 
fehrift bereitö in Strafhäufern verftorbenen Verbrecher iſt dage— 
gen den rechtmäßigen Erben auf ihr Anfuchen zu ‚verabfolgen, 
oder nach ihrem Verlangen zu verwenden, und im Falle fein 
Erbe die Verabfolgung oder Verwendung zu einem beftimmten 
Zwede anfuchet, ebenfalld für die Kaffe der Anftalt einzuziehen. 


Berorbnung der k. k. niedersöfterreich. Regierung 
vom 1. Febr. 1822, 3. 4693, (an die Berwalt. d. Prov. 
Strafhaufes.) 

(Mauder I. B. ©. 130. 


Der Antrag der Strafhausverwaltung, zu geftatten, daß 
die in dem hieſigen Strafhaufe befindlichen Sträflinge, die zum 
lebenslänglichen Kerfer verurteilt find, und fich nur fo lange 
in dem biefigen Strafhaufe befinden, bi fie auf dem Brünner 
Spielberge untergebracht werben fünnen — den Weberver- 
dienst, den fie fi durch die Arbeit in dem hiefigen Straf: 
haufe erwerben, ganz für fi verwenden dürfen, findet 
nicht ftatt. — — — 

Dergleichen zum lebenslänglichen Kerker verurtheilte Sträf- 
linge find demnach in Anfehung ihres Weberverdienftes — — 
eben fo zu behandeln, wie die übrigen Sträflinge, und fie 
dürfen daher auch nur die Hälfte für fich verwenden, die an- 
bere Hälfte aber iſt mit ihrem ſonſtigen Eigenthum bei ihrer 
Ablieferung auf den Brünner Spielberg dorthin zu übermachen. 


Hofdef. v. 11. Mai 1810, an ſämmtl. App. Gerichte. 
Nr. 903.9. 3. ©. ©. 


(Maudher I. B. ©. 107.) 


Seine k. f. Majeftät haben zu befehlen geruht, daß bei 
allen Eriminals Arreften ein ordentlicher Religionsunter- 
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richt eingeführt werben fol; ferner, daß jedem in feinem Stifte 
oder Klofter verpflegter Ordenspriefter für die Ertheilung 
dieſes Unterrichtes, aus dem Religiondfonde jährlich eine Re— 
muneration von 150 fl.; einem fchon in der Seelforge anger 
ftellten, und als Seelforger fhon befoldeten Weltprie- 
fter 200 fl.; einem eigens für dieſen Unterricht aufgeftellten 
Priefter aber jährlich der volle Gehalt eines Pfarrers 
verabfolgt werden folle, und daß foldye Priefter von den Eon- 
fiftorien in Vorſchlag gebracht, und von den Länderftellen be- 
nennt werden follen; — endlich, daß die fhon abgeur— 
theilten mindern Verbrecher von den größern fihwer 
zu befiernden abgefondert werben follen. 


Für die zu dem befagten Religionsunterrichte anzuftellen- 
den Individuen haben Se. Majeft. die nachfolgende Inftruf- 
tion genehmiget, welche einem jeden bei feiner Anftellung mit- 
zugeben fein wird. 

(Bolgt die Anmweifung für die den Eriminal:Arreftanten beizugebenden 
Religionslehrer.) 


Allerh. Entfhliegung vom 22. Mai 1848. 
(Bub. Kundm. in Tirol v. 2. Juli 1848, 3. 13,877.) 
(Ueber einige mildernde Beftimmungen ded Strafgefeges.) 


— — — 1. In Baziehung auf die Einrichtung der 
Unterfuhungsgefängniße*) fo wie der Strafanftal- 
ten für die wegen Berbrechen Berhafteten — — — ift den 
Berhafteten, zumal ben erft nur im Unterfuchungdgefängniße 
befindiichen Befchuldigten, in der allfeitigen Behandlungsart, 
jede durh Humanität und anftändige Begegnung 
empfohlene Erleichterung zuzuwenden, die nur im- 
mer mit der Vorfchrift des Gefeges, mit der Sicherheit ber An- 
haltung und dem Zwede der Strafe verträglich iſt. Imsbefon- 
dere foll aber 


a) bei ver Abfonderung der Berhafteten nach be- 
ftimmten Kategorien, nebft den ohnehin ſchon vorge: 
4* 
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ſchriebenen Rüdfichten, auch auf die Art der ihnen zur 
Laft gelegten Verbrechen, fo wie auf ihre Bildungs 
ftufe angemeffener Bevacht genommen werden; ferner 
b) den Berhafteten, eben mit Rüdficht auf ihre Bildungs- 
ftufe, fein Hinderniß in der Zuweiſung angemefjener 
Lectüre, fo wie von Schreibmaterialien in den Weg 
gelegt und hiernach auch, unter den erforderlichen Vor⸗ 
fichten die Erlaubniß gewährt werden, in den Morgen» 
und Abendftunden Licht zu brennen. 


*) Von der Behandlung der Unterfuchungsgefangenen wird in 
dem X. Hauptftüde, IV. Abſchnitt ($$. 194—200) der Strafprozeß— 
Ordnung vom 17. Jänner 1850 gehandelt, worauf demnach verwiejen 


wird. 
6. 17. *) 
‚Ders Die Kerkerſtrafe kann noch verjchärfet werben: 
— a) durch Anhaltung zur öffentlichen Arbeit; 


b) durch Ausſtellung auf der Schandbühne; 

c) durch Züchtigung mit Stock- oder Ruthenſtreichen; 

d) durh Faſten; 

e) durch Landesverweifung nach ausgeſtandener Strafe. 


Bemerkung. 

Da der $. 17 1. Th. d. Et. ©. der erfle Paragraf it, welcher in 
ber a.5. Entſchl. v. 22. Mai 1848 über einige mildernde Be: 
fimmungen des Strafgefeges (Gub. Kundm. in Tirol v. 2. Juli 
1848, U. 13,877) erwähnt wird, fo wird diefe Verorbnung, in fo ferne 
fie noch wirlſam erfcheint, bier vollen Inhaltes aufgeführt, und fi 
bei den folgenden einfchlägigen Paragrafen des St. G. B. zur Vermeidung 
von Wiederholungen bieher bezogen. — 

Durch diefe a. h. Entſchließung veranlaßte Abänderungen wer 
den alfo in der Folge vorfommenden alles nur angedeutet. 

Die das frühere Verfahren betreffenden Abjäge diefer Kundmas 
Kung haben gänzlich zn entfallen. 

(Der Abſatz VI wurde ſchon bei $. 16 bemerft.) 
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A. h. Entſchl. vom 22. Mai 1848. 
Weifung des h. Ef. Minifteriumd des Innern v. 
31. Mai 1848, 3. 379. 

(Fir. Gub. Kundm. v. 2. Juli 1848, Nr. 13,877,) 


*) Aundmachung 
über einige mildernde Beftimmungen des Strafs 
geſetzes. 


Da mehrere Beſtimmungen des derzeit beſtehenden Straf⸗ 
geſetzbuches über Verbrechen und ſchwere Polizei-Uebertretun⸗ 
gen vom 3. September 1803 der Geſittung und Bildungsſtufe 
der Völker des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates, ſo wie den Eins 
richtungen eined conftitutionellen Staates in feiner Weiſe mehr 
entfprechen, fo haben Seine Majeftät über einen Antrag des 
Juſtiz-Miniſters und nach Ginvernehmung Ihres Minifterra- 
thes mit allerhöchfter Entſchließung vom 22. Mai vorläufig, 
und bis zur Kundmachung eined im conftitutionellen Wege ab» 
zufaffenden und zu fanctionirenden neuen Strafgefegbuches, die 
nachftehenden Abänderungen an den beftehenden Strafgefegen 
zu verordnen bejchloffen : 


I. Die in den $$. 17, Hit. b und c, 19, 20, und dem 
zweiten Abfabe des $. 22 des I. Theiled, und in dem $. 8, 
lit. e, $$. 15, 16, 19, lit. a und ec, und $. 21 des IL Th. 
ded genannten Strafgefegbuches enthaltenen Vorſchriften wers 
den außer Wirkſamkeit geſetzt. | 

Es darf daher von jegt an wegen Verbrechen feine Ber- 
urtheilung: 

a) zur Ausſtellung auf ter Schandbuͤhne; 

b) zur Züchtigung mit Stock- oder Ruthenftreichen ; 

c) zur Brandmarfung; 
und eben fo wenig wegen ſchwerer ‘Bolizei » Webertre- 
tungen ; 

d) zur förperlichen Züchtigung, ober 

e) zur öffentlichen Ausftellung im Kreiſe mehr erfolgen. 
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II. In den Fällen, für welche eine dieſer Strafarten in 
den Geſetzen ald Berfhärfung angebroht ift, ift entweder die 
Hauptftrafe innerhalb der gefeglichen Schranfen verhält- 
nigmäßig ftrenger zu beflimmen, oder derfelben eine an— 
dere gefeglich zuläffige Verfhärfungsart hinzuzus 
fügen. 

In fo ferne die förperliche Züchtigung für ſchwere Poli: 
zei-Uebertretungen als Hauptftrafe feftgefegt wäre, ift dies 
jelbe unter Anwendung des $. 23 II. Theiled des Strafgefep- 
buches in Arreftftrafe, mit Rüdfiht auf den Rahrungsftand 
des Sträflings, abzuändern. 


II. Körperliche Züchtigung ift künftighin auch ald Dis- 
ciplinarftrafe wider Befchuldigte und Sträflinge nicht mehr zu 
verhängen, fondern es find anftatt derfelben die übrigen in 
den Gefegen feftgefegten Maßregeln in Anwendung zu brin- 
gen. — — — 


Bemerkung. 


Abfap IV. Bon der Hausdurhfuchung wegen Verdacht eines Vers 
brecheng, und 
V. über die Unterfuhung auf freiem Fuße find in das 
Verfahren einfchlägig, und daher zu übergehen. 
Es wird in diefer Hinfiht auf das Pat. v. 17, Jän 
. ner 1850, womit eine neue Strafprozgeßorbnung funds 
gemacht wurde, verwiefen. - 
Man fehe Et. P. D. v. 17. Jänner 1850, ($$. 144 
bis 149, dann: $$. 191 bis 193.) 
Abſatz VI. Sich’ $. 16 1. Th. d. St. ©. 
Abjag VII. Hinfichtlich der Aufhebung gewiffer Disciplinarfirafen 
betrifft lediglich das Verfahren. Man fehe nunmehr hierü- 
ber die Strafprogefordn. vom 17. Jänner 1850 (VI. 
Hptſt. $. 110 derfelben) „von der Strafgemalt des Unter: 
fuchungsrichtere.“ 
Abſatz VI. Ueber die Borlegung der Alten nad dem früheren 
Verfahren entfällt gleichfalle. 
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Kaiferl. Patent vom 17. Jänner 1850. 
Art. I. 


Die in dem $. 17 lit. a) und $. 18 ded J., fo wie im 
$. 19 Jit. e) des I. Th. d. St. G. B. über Verbrechen und 
ſchwere Polizei = Uebertretungen enthaltenen WBorfchriften find 
außer Wirkſamkeit gefegt, und ed darf daher die Strafe der 
Anhaltung zur öffentlihen Arbeit und beziehungs— 
weife zur öffentlihen Gemeindearbeit weder in Zus 
funft mehr verhängt, noch, wenn fie bereits durch Urtheil zu= 
erfannt wurde, weiterhin in Vollzug gefeßt werben. 

In den Fällen, für welche diefe Berfchärfungen der Ker— 
fers und Arreftftrafe in den Gefegen angedroht find, ift bei der 
UÜrtheilsfchöpfung entweder die Freiheitsftrafe innerhalb 
der gefeglichen Schranken verhältnißmäßig ſtrenger zu 
beftimmen, ober derfelben eine andere gefeglich zuläf- 
fige Verſchärfung hinzuzufügen. 


$$. 18, 19 und 20. 


Der $. 18, von ber öffentlichen Arbeit iſt zu Folge Patent 
v. 17. Jänner 1850, „über mehrere Milderungen ber beftehenden Straf: 
gefege” Art. I. aufgehoben. (Man fehe bei $. 17 1. Th. d. St. G. 
das Patent vom 17. Jänner 1850 Art. I.) 

Der $. 19 von der Ausftellung auf der Schandbbühne, if 
zu Folge a. 5. Entfchließ. v. 22. Mai 1848 Abfag 1. lit. a), und $. 20 
von der Zühtigung mit Streichen zu Folge eben biefer a. h. Ent: 
ſchließung Abfag I. lit. ) aufer Wirkſamkeit gefegt. (Man fehe 
a. h. Entfchliefung vom 22, Mai 1848, Abfaß I. und II. bei $. 171. 
Th. d. St. ©. 3.) j 


$. 21. 

Der erfte und zweite Grad ber Kerferftrafe kann 
durch Faften dergeftalt verfchärfet werden, daß der 
Strafling an einigen Tagen nur bei Waffer und Brod 
gehalten werde. Doc ſoll diefes wöchentlich nicht über 
dreimal, und nur in unterbrochenen Tagen gejchehen. 


Lanbetver- 
mweifung. 


Geſetzliche 
Folgen der 
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Verordnung 


des k. k. nied. öſterr. App. Ger. v. 3. Jänner 1815. 


In den Zeugniſſen der Aerzte und Wundärzte ſoll ein 
beſtimmtes Gutachten über den Geſundheitszuſtand der 
Inquiſiten und insbeſondere darüber abgegeben werden, wel— 
her Grad des Kerfers Statt finden könne, und aus welchen 
Gründen die Volziehung einer ſchwereren Kerkerftrafe für uns 
möglich gehalten werde. 


$. 22. 

Die Landesverweifung kann nur gegen Verbre- 
cher, die Ausländer find, Statt haben, und muß alle 
Zeit auf ſämmtliche Länder, für welche diefes Geſetz— 
buch geichrieben it, fich erſtrecken. — — *) 


*) Die aus dem $. 22 mweggelafienen Worte betreffen die früber bei 
befonderer Gefährlichkeit des Merbrechers angeordnete Brandmarkung, 
welche Verfchärfung jedoch durch die bei $. 17 erwähnte a. h. Entſchlie— 
fung v. 22. Mai 1848, Abfag I. lit. c) aufgehoben ift. 


$. 23. 
Mit den Strafurtheilen, wodurch ein Verbrecher 


Tore, zur Todesftrafe, zur ſchweren oder fehwereften Kerker— 


ſchwereſt 


Kerlker 
* 


0. * aſtrafe verurtheilt wird, ſind kraft dieſes Geſetzes noch 


folgende Wirkungen verbunden: 

a) Iſt der Verbrecher ein Landmann aus dem Herrn— 
oder Nitterftande, ein immatrikulirtes Mitglied 
einer inlandifchen Univerſität, oder eines inlandi- 
fhen Lycäums, ein mit beibehaltenem militäri- 
ſchen Ehrenrange in Civildienfte übergetretener 
Mann; fo it mit einem folchen Urtheile zugleich 
die Tilgung aus der ftändifchen, aus der Univer- 
fitäts- oder Lycäums-Matrikel, und der Berluft 
des Ehrenranges verbunden. 
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b) Ift der Verbrecher vom Adel, fo muß dem Straf- 
urtheile beigefügt werden, daß er des Adels ver: 
luftig wird, und ihm für feine Perfon alle Rechte 
benommen find, die dem Adel nach der Berfaf- 
fung diefer Erbländer zuftehen. Doch trifft dies 
fer Verluſt nur ihn allein, folglich weder feine 
Ehegattin, noch die vor dem Strafurtheile erzeug- 
ten Kinder. 

c) Der Verbrecher kann von dem Tage des ihm 
angekündigten Urtheiles und fo lange feine Straf: 
zeit dauert, weder unter Lebenden ein verbindli- 
ches Geſchäft fchließen, noch einen lebten Willen 
errichten. *') 


Studien-Hoffommiffionsdef. v. 31. Dezemb. 1812, 
an fämmtl. ?änderftellen. 
Nr. 1021 2.9. ©. ©. 
(Waſer, p. 36.) 


Studierende, welde ald Verbrecher aus der Univer—⸗ 
fitätd- oder Lycäal-Matrikel geftrichen wurden, fünnen nad 
‚überftandener Strafe in diefelbe, wenn fie fonft dazu geeignet 
find, wieder eingetragen werden, um die Studien zu vol 
(enden. — 


A. h. Entfhließung v. 14. Dftob. 1845, Tirol. Gub. 
Def. vom 28. Jänner 1816, 3. 2272. 
(Prov. ©. ©. v. I. 1846.) 


— Seine Majeftät haben zu befehlen geruht, daß abge: 
ftraften Berbrechern die Promotion zum Doftorate ohne 
befondere a. h. Erlaubniß nicht zu geftatten ift. 


— 





*) Man fehe wegen Unfähigfeit zum Amte eines Gefhmwornen 
Degen Verbrechen 8.259. St. P. O. v. 17. Jänner 1850, 
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Dekret ber kak. Hoflammer vom 31. Juli 1804, 
an fämmtl. Länderftellen. 


(Mauder J. B. ©. 184.) 


Da ungeachtet des beftehenden a. h. Befehle, wornach 
ein jeber zu einer Civil» Anftelung gelangende Offizier den 
Militär» Charakter ganz abzulegen bat, und fo 
lange er in einer folchen Dienftleiftung verbleibt, fich weber 
dieſes Charakters, noch der damit verbundenen Ehrenzeichen 
prävaliren darf — dennoch mehrere folcher ehemaliger Offiziere 
und nunmehrige Givilbeamte ſich fowohl in Dienftgefchäften, 
ald auch fonft mit ihrem vorhin begleiteten Dffigierd - Eharaf- 
ter unterzeichnen — — — fo werben bie Ränderftellen hiemit 
angewiefen, fowohl felbft, ald auch durch die ihnen unterfte- 
henden Behörden, welche dieferwegen zu verftändigen find, dar- 
auf zu fehen, dag fein ehemaliger Offizier und nunmehriger 
Beamte irgend eine foldhe unbefugte Anmaßung ſich er- 
laube. — — 


Eine Anordnung im ganz gleichen Sinne enthält auch das Defret 
ber vereinten Hoffanzlei v. 22. Dez. 1804, an ſämmtl. Länderft. 
Aus diefen Anordnungen ergibt fich, daß die Beſtimmung des $. 23 lit, a) 
rüdfichtlich des in das Civile übergetretenen Militäriften, ſeither unpraf: 
tifch wurde. 


Juſtiz-Hofdek. vom 19. Juli 1805, an Das App. Ger. 
in Lemberg. 


Leber bie gemachte Anfrage, ob in Fällen, wenn Aus— 
länder zu Folge der $$. 31, 32 und 34 zu Folge des St. 
Gef. abzuurtheilen find, und fih für Adelige angeben, 
auch dießfalls fih auf die im Auslande befindlichen Beweiſe 
berufen, dieſe Beweiſe ihres angeblichen Adels noch vor ders 
felben Aburtheilung erhoben werden follen, wird dem Appella- 
tiond> Gerichte bedeutet: daß ein folcher Verbrecher, ev möge 
von befanntem ausländifchen Adel fein, oder ſolchen beweifen, 
oder auch nur angeben, diefer Würde in fo weit verluftig 


erklärt werden foll, daß er in ben FE. k. Erbftaaten 
und Ländern für einen Adeligen fernerhin nicht zu achten 
fei, wo übrigens jedes folche Urtheil der Behörde desjenigen 
Landes, in welchem der Abgeurtheilte ein Abeliger zu fein er» 
wiejen oder nur angegeben hat, befannt zu machen ift. 


Hofbel, vom 24. September 1813. 
WWWWaucher I. Th. ©. 151.) 


Ueber eine geftellte Anfrage — — 

1. ob eine Weibsperfon nah $. 23 I. Th. des St. ©. 
lit. b) überhaupt der Entadelung unterliege, indem 
der Ausdruf fich nur auf männliche Verbrecher zu bezie— 
hen fcheine ; 

2. ob die Verbrecherin nur allein ihres Geburts- oder 
auch des ihr zuftehenden ehegattlidhen Adels verlu- 
ftig zu erflären ſei —- wird dieſem (nied. öfterr.) App. 
Gerichte bedeutet: dasfelbe habe ſowohl im gegenwärtigen 
Falle, ald in fünftigen ähnlichen Fällen nach $. 23 ded 
Criminalgeſetzes, welches zwifchen männlichen und weiblis 
hen Berbrechern, zwiſchen angeerbten und angeheiratheten 
Adel nicht unterfcheidet — genau fich zu benehmen, 


Hofdef. v. 7. Auguft 1812, an fämmtl. App. Ger. 
Nr. 1000 d. 3. ©. ©.) | 


Seine Majeftät haben über die Frage, ob ein Beamter, 
welcher eined Verbrechens wegen unterfucht und beftraft wird, 
immer auch ded Dienfted entlafjen werden müffe, zu befehlen 
geruht, daß jeder Staatsbeamte, wenn er eined 
Berbrehens überwiefen, und als Berbreder ab- 
geurtheilt wird, feines Dienftes in der bießfalld vor- 
gefchriebenen Form zu entlaffen fei, jedoch ohne daß ein 
ſolcher Staatöbeamter für immer als dienftunfähig erklärt und 
angefehen werde; in welcher Beziehung fich nach der unterm 
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12. März 1792, 3. 6 erfloffenen, und fämmtlichen Behörden 
befannt gemachten höchiten Anordnung zu benchmen fei, meldhe 
vorfchreibt, daß es allgemeine Prlicht it, zu öffentlichen 
Bedienftungen immer nur die würbdigften und unbe— 
fholtene Leute anauftellen; Diejenigen Behörden, denen 
buch Wahl oder Benennung die Verleihung öffentlicher Aem— 
ter zufteht, ſich als Uebertreter biefer Prlicht verantwortlich und 
ftrafbar machen würden, wenn fie Jemanden, welcher wegen 
eined Vergehens oder wohl gar eines Verbrechend vom Dienfte 
fam, ohne fich hierwegen vorläufig bei der höhern Stelle an— 
zufragen, wieder anftellten, oder zur Wiederanftellung in 
Vorſchlag brächten, ohne dabei von dem Umftande feiner er- 
folgten Entlaffung Erwähnung zu machen. 


Hoffammerbefret vom 2. Juni 1814, an fämmtl. 
Länderſtellen. 
Nr. 1088 d. J. G. S. 


In Hinſicht der wegen ſchlechter Handlungen des 
Dienſtes entlaſſenen Beamten, welche vermöge Verordnung 
v. 4. September 1812 nicht mehr angeſtellt werden durften, 
haben Seine Majeſtät die höchſte Willensmeinung dahin zu 
erflären geruht, daß Höchſtdieſelben nicht geſinnt ſeien, dieſe 
entlaſſenen Beamten unfähig zur Wiederanſtellung zu erfläs 
ven, daß aber jene Fälle, wo die Wiederanftellung der wegen 
fchlechter Handlungen des Dienftes entjegten Individuen aus 
bejonberd wichtigen Gründen zuläffig erachtet wird, der höchften 
Schlußfaſſung vorgelegt werden ſollen. — | 


Hofdek. v. 15. Juli 1815, an fämmtl. A. ©. 
Nr. 1660 d. J. G. €. 


Die im Allgemeinen erlaffene höchſte Entfchliefung , vers 
möge welcher die Wiederanftellung eines wegen Berbrechens 
friminalifch behandeleen und entlaffenen Staatsbeamten 
der höchften Schlußfafjung vorbehalten ift, hat ſich auch 
auf die beeideten mindern Diener zu erftreden. 
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Hofdel. v. 17. März 1815, an ſämmtl. App. Ger. ——- 
Nr. 1137 d. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben in Anfehung der penfionirten 
Staatsbeamten — — nachitehende höchſte Entjchliegung 
zu faſſen geruht: 

Verbrechen (oder fchwere Polizei » Hebertretungen), der 
ren Begehung den wirklich dienenden Beamten *) feines 
Amtes verluftig macht, follen in Zufunft auch den Berluft der 
Penfionen bei Penftoniften nach fich ziehen. 

Die Frage felbft aber, ob das begangene Verbrechen (oder 
die begangene ſchwere Polizei» Hebertretung) bei einem dienen- 
den Beamten die Kaffirung zur Folge gehabt haben würde, 
fönne nur jene Hofbehörde, welcher ber Penfionirte damals 
ald er penfionirt wurde, diente, mit Beiziehung zweier Näthe 
von der oberften Juſtizſtelle entſcheiden. »“) — — — 


) Nah dem Hoflanzleidef. vom 8. März 1821, 3. 6728 
(tir. Gub. Verord. v. I. 1821, tir. Prov. ©. ©.) erfcheint der Ausdrud 
wirklich dienender Beamter lediglich als Grgenfag von einem quies 
eirten oder penfionirten, nicht aber zugleich von einem provifor. 
Beamten, welche gleichfalls wirklich dienende Beamte find. 


») Juſtizhofdek. v. 19. Mai 1829, (Kudler 1. B. ©. 101 d. 
Anmerf.) die oberfte Hofpoftverwaltung tft angeiwiefen, zu ihren Be- 
rathichlagungen über Dienftentfegungen der Beamten zwei Appellatione— 
Räthe zuguziehen. — 


Hoffanzleis-Defret vom 7. April 1833, Zahl 7553, 
an ſämmtl. Länderftellen. 


(Fir. Gub. Verorbn. v. 5. Mai 1833, 3. 9119.) 
(Prov. ©. ©. für Tirol v. 3. 1833.) 


Auf Anfrage — wird bedeutet, daß die vereinte Hoflanz — 
li — — zu beftimmen befunden habe, daß in allen jenen 
Fällen, wo beeidete Conzepts- oder Manipulationd- 
Praktitanten I. f. Behörden, wegen Bergehen zu entlaf- 
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fen find, nach den für die wirflichen Staatöbeamten beftehen- 
den Normen vorzugehen, fohin auch ftetd zwei Juſtizräthe 
beizuziehen feien. 


Note der allgemeinen Hoffammer v. 2. Jän. 1821. 
A. h. Entfchliegung v. 28. November 1820. 
Nr. 1727 d. J. G. ©. 


(Macher 1.2. ©. 163.) 


Wenn es fih um die Dienftedentlaffung wegen Ver— 
brechen abgeurtheilter Beamten handelt, ift die Beiziehung 
zweier Hofräthe der oberften Juftisftelle nicht nothwendig. 


Hofdel. v. 9. Juni 1815, an fämmtl, App. Ger. 
Nr. 1155 d. J. G. ©. 


Die wegen Behandlung des, eines Verbrechens (oder 
einer fchweren Polizeiübertretung) von den Kriminals oder po» 
Kitifchen Behörden fehuldig erfannten Staatsbeamten be 
ftehende Vorſchrift haben Seine Majeftät durch eine weitere 
höchfte Entſchließung vom 30. April 1815, nunmehr auch auf 
die provifionirten mindern Staatsdiener, penfio- 
nirten und provifionirten Wittwen, dann die mit 
Erziehungsbeiträgen betheilten Kinder in Diefer Art auszu— 
dehnen geruht, daß fie bei dergleichen Individuen für ihre Per: 
fon, wenn fie fi eined Verbrechens oder einer ſchweren Po- 


lizeiübertretung fehuldig gemacht haben, vom Tage des Urtheild 


zu gelten haben follen. 

Ferner haben Seine Majeftät anzuordnen befunden, daß 
wenn der Vater durch ein Verbrechen oder eine ſchwere Polis 
zeiübertretung ber ‘Benfion oder Provifion verluftig wird, def- 
fen Weib und Kinder auf diefelbe feinen Anfpruch haben 
follen. — — — 

Wenn aber die Wittwe aus gleichen Uriachen ihre 
Benfion oder Provifion verliert, und die Kinder einen Er 
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ziehungdbeitrag genießen, jo ſoll den Letztern das Recht des 
Genuſſes dieſes Erziehungsbeitraged auf die bewilligte Dauer 
unbenommen bleiben. — — 


Hofdef. v. 11. November 1831, an fämmtl. 9. ©. 
Nr. 2535 d. I. ©, ©. 


Die Sufpenfion der Penfion, der Provifion 
oder ded Duieszentens®ehaltes findet zu Folge Defrets 
der allgem. Hoffammer v. 11. Auguft 1821 gegen Perfonen, 
die wegen eined Verbrechens (oder einer ſchw. Pol. Ueb.) 
in Unterfuhung verfallen find, während diefer Unterfuchung 
nicht Statt, indem erft nach etfolgtem Urtheile das Er- 
fenntniß zu füllen ift, ob wegen des begangenen Verbrechens 
(oder der ſchweren Pol. Uebert.) der Verluſt der Penſion oder 
Provifionsgebühr vom Tage des, Urtheiled einzutreten hat. 


Durch nie. öflr. Reg. Verord. v. 2. Dezemt. 1831, 3. 63,974 wird 
biefe eben angedeutete Borfchrift auch auf Benfioniften und Provi— 
fioniften der politifhen Fonde, fo wie der täbtifhen und fän- 
bifhen Körper ausgedehnt. 

4 
Hofdek. v. 11. Juli 1826, an ſämmtl. App. Ger. 
Nr. 2199 d. —J G. S. 


(A. h. Entſchle vom 3. Juli 1826.) 
(Bafer ©. 42.) 


Seine f. k. Mujeftät haben Ju befehlen geruht: 

1. Die ſchon beftehende allgem, Vorfchrift, daß fein wegen 
Berbrehen, Vergehen oder Bernachläffigung des Dien- 
ftes entjeßter Beamter ohne: ausdrüdliche Bewilligung 
Sr. Majeftät in Staatsdienfte wieder aufgenommen wer- 
den dürfe, müfle auf das genauefte befolgt werben, und 
jede Behörde fei für die unabweichliche Beobachtung der- 
felben ftreng verantworilich. 

2. Die oben erwähnte Vorſchrift werde dahin ausgebehnt: 
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— daß nicht nur entlaffene Beamte, fondern auch 
Individuen, welche noch nie angeftellt waren, wenn 
fie jemals in einer Criminal Unterfuhung geftanden 
und in derfelben nicht für unfchuldig erklärt worden find, 
zu Staatödienften ohne Genehmigung Seiner Majeftät 
nicht zugelafien werden dürfen. 

3. Es ſei um diefe Abficht zu erreichen, eine unerläßliche 
verantwortliche Pflicht jeder Behörde, der die Verleihung 
eines Dienftplages zufteht, über dad aussumählende Indi- 
piduum die genaueften Erhebungen einzuleiten, und 
insbefondere zu diefem Ende die umftändlichften Nachweis 
fungen über deſſen früheren ganzen Lebenslauf in der Art 
fi vorlegen zu lafien, daß darin Feine Zeitperiode übers 
fprungen, und die volle, Ueberzeugung von dem ganzen 
früheren Betragen diefes Individuums geliefert werde. 

4. Obſchon bei forgfältiger Beobachtung diefer Anordnungen 

ed nicht leicht möglich Fein wird, daß ein feined Dienftes 

entjegter Beamter, oder ein nie in Dienften geftandened 
und eined Verbrechens jchuldig gewordened Individuum 
in Anftellung fommen mörbte, jo fei doch, wenn es gleich“ 
wohl Jemanden diefer Art gelingen möchte, fih in die 

Staatödienfte einzufchleßhen, feine dießfällige Ernennung 

dergeftalt ald nichtig anzuſehen, daß derfelbe von dem 

Augenblide, wo nach feiner erfolgten Anftellung die frü- 

here Entlafjung oder Eriminalfchuld entdedt wer: 

den follte, ohne weiterd-"und unnachfichtlih wieder zu 

entlaffen fomme. r. 


Hofdel. vom 18. April 1843, 3. 2207. 
(Mauer... ©. 176.) 


Seine f. f. Majeftät haben aus Anlaß eines über den 
Sinn der a. h. Enticbliefung vom 3. Juni 1826, 3. 2166 
d. J. G. ©. — (dad Vorhergehende) vorgefommenen Zwei« 
feld — — — zu befchlen geruht, dag von nun an das zu 
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Folge der erwähnten Entfchliegung beftehende Verbot der Wies 
deraufnahme folcher Individuen in die Staatädienfte, die wegen 
Verbrechen, Vergehen oder Vernachläßigung ihred Dienftes 
entfegt worden find, auch auf eine zeitweilige Verwen— 
dung derfelben in was immer für einer Eigenfchaft, mit⸗ 
hin auch als Diurniften bei irgend einer Staatöbehörde fich 
zu erftreden habe. 


Mailänder Eirculare v. 15. März; 1822, 3. 6798. 
(Mauer 1.2. ©, 163.) 


L imperiale regia cancellaria aulica unita con dispac- 
cio del giorno 21. Febbr. prossimo passato Nr. 4273—223 
ha partecipato, che in forsa degli ordini sovrani nessuno 
dei Carbonari, o condannati colla sentenza 22. De- 
cembre 1821, dalla commissione speciale istituita in Vene- 
sia, e non dichiarati assolutemente innocenti, pud ottenere 
un collocamento in aleun publico impiege — 

Cid servira di norma a codesta imper. reg. delegazio- 
ne provinsiale, 


Hoflammerdef. vom 7.November 1829, an ſämmtl. 
Länderftellen. 


(Mauer I. B. Seite 167.) 


&. Majeftät haben die Errichtung einer Graͤnzwache *) 
anzuordnen geruht, — — — 

— 8. 78. Angeftellte ver Graͤnzwache, die eined Ber- 
brechens, oder einer durch Diebftahl, Veruntreuung, 
Betrügereien, Berlegung der Pflichten eined öffentlichen 
Amtes oder gegen die Sittlichfeit werübten ſchweren Pol. 
Uebertr. ſchuldig erfannt werden, dürfen bei der Graͤnzwache 
nicht geduldet werben. 


) Jetzteka k. Flnanzwache zu Folge a. h. Eutſchl. or Dez. 1842. 


Diefelben find des Dienſtes zu entlaflen. Bei andern 
ſchweren Bol. Uebertret. ift von ber Landesſtelle von Fall zu 
Fall in Ueberlegung zu nehmen, ob die Dienftes - Entlaffung 
Platz zu greifen habe, oder nicht. — — . 


Hofkanzleidek. v. 16. Mai 1835, 3. 11,908. 
(Naucher I. B. ©. 173.) 


Seine k. f. Majeftät haben mit a. h. Entfchl. vom 4A. 
April 1835 zu befehlen gerubt, daß ausgetretene Militär-PBer- 
fonen in folgenden drei Fällen ohne vorhergegangener be- 
fondern Bewilligung im Civildienfte nicht angeftellt werben 
dürfen, und zwar: 

a) Wenn fie ein Verbrechen begangen, und fich eine 
gerichtliche Beftrafung zugezogen haben — — — 

b) Wenn fie auch nur im Disciplinarmege Beſtra— 
fungen folder Vergehen halber erlitten haben, die ih- 
rer Natur nah entehrend, oder von folcher Beſchaf⸗ 
fenheit find, daß fie die Angemefienheit des Dienftwer- 
ber zu einer Givilanftellung überhaupt, oder zu dem 
geſuchten Dienfte indbefondere offenbar ausfchliegen, 
oder auch nur mit Grund bezweifeln laffen. 

c) Wenn fie duch Eaffation ihrer Stellen verluftiget, 
oder blos mit Laufpaß entlafen worden find. — 


HoffanzleisVerordnung vom 17. Mai 1828, 
Nr. 11,757. 


(Wafer, pag. 45.) 


Seine f. f. Majeftät haben mit a. h. Entfchließ. v. 16. 
Februar 1828, rüdfichtlih bee Sufpenfion der Beamten 
vom Amte und Gehalt, und der Bemeffung der Alimenta— 
tion folgende Beftimmungen feftzufegen geruhet: 

Die Sufpenfion eines Beamten vom Amte hat in den 
Fällen fogleih Pla zu greifen, wenn ee: 
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1. Die Sicherheit des Dienftes, ober 

2. dad Anfehen des Amtes erfordert, oder endlich, 

3. wenn gegen einen Beamten das gefegliche Verfahren wer 
gen einer vorausgefegten Schuld, in Anfehung welcher 
die Dienftesentlaffung ftatthaben fann, eingeleitet wird. 
Mit der Sufpenfion vom Amte ift, wenn fie wegen des 

Verdachtes oder der Wirklichkeit einer Schuld des Beamten 
verhänget wird, jedesmal auch die Sufpenfion vom Ge— 
halte zu verbinden, und davon zugleich jener Behörde, von 
welcher die Ernennung und Entlaffung der Categorie, zu ber 
der fufpendirte Beamte gehört, abhängt, wenn das Ernennungs- 
recht der fufpenbirenden Behörde nicht felbft zufteht, Die Anzeige 
zu erftatten. 

In ten Fällen, wo für fufpendirte Beamte die Alimen- 
tation einzutreten hat, ift bei Ausmeſſung berfelben in der 
Regel die Duieszenten- Gebühr, jedoch nur bis auf %, 
Theile des Gehaltes zum Anhaltspunkte zu nehmen, und die 
geringjte in foldhen Fällen, wo in Ermanglung der vorge 
Ichriebenen Zahl der Dienftjahre Feine auszufprechen wäre, zu 
jugeftehen. Die Beftimmung zwifchen der höchften und gering: 
ften Gebühr wird den Behörden überlaffen, welche dabei auf 
alle eintretenden Umftände gehörige Rüdficht zu tragen haben. 

Auch ift dafür zu forgen, daß die diepfälligen Unterfus 
dungen. möglichft befchleunigt, _ und fonach die definitive Be— 
handlung ber fufpendirten Beamten ohne Verzögerung einge 
leitet werde. — — — 

Diefe a. h. Entfchliegung hat für alle landesfürftli- 
he, öffentlihe Fonds, ftändifche und ftädtifche Be- 
amte zu geltm. — 


Hofdefret vom 23. Jänner 1830, an fämmtliche 
App. Gerichte. 
(Nr. 2447 d. J. G. ©.) 


Seine Majeftät haben — — unter dem 22. De. 1829 I“ 


folgende a. h. Entfchliegung zu erlaffen geruht: 
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Wenn gegen einen Beamten oder minderen Staatödiener 
noch vor feinem Tode, oder zwar nach demfelben, aber 
noch ehe als über die Penſions- oder Provifitond-Behandlung 
feiner zurüdgelaffenen Familie definitiv entfchieden iſt, folche 
Berfchulden, Dienftes+ oder moralifche Vergehen vorkommen, 
und gehörig dargethan find, welche ihn nach den beftehenden ' 
Vorfchriften des Dienftes oder der allenfalld genoffenen Pen- 
fion oder Provifion verluftig, oder derfelben unmwürdig gemacht 
haben würden; fo hat auch jeder Penſions⸗, Provifiond oder 
fonftiger Unterftügungs s und Verforgungsanfpruch ber 
zurüdgelafienen Wittwe oder Kinder desfelben zu entfal- 
len, wenn gleich wegen des früheren Todes eines folchen Ber 
amten oder Dienerd gegen ihn felbft Fein Strafurtheil oder 
Erfenntniß erfolgt wäre. 


Um hienach in jedem einzelnen Falle mit gehöriger Ord— 
nung zu verfahren, ift vor Allem cine genaue Erhebung 
der Thatfachen und Beweismittel vorzunehmen, und fodann 
von der Adminiftrationd=-Behörde, zu deren Wirkungs— 
freiß die PBenfionsbewilligung gehört, mit Beiziehung zweier 
Räthe des betreffenden Juſtiz-Gremiums nach eben jenen 
Normen, welche für die Fälle der Dienftesentlaffung von Ber 
amten vorgezeichnet find, gründliche Berathung zu pflegen, und 
gewifienhaft zu entfcheiden, ob Die dem Berftorbenen zur Laft 
gelegte Verfchuldung oder das Vergehen ald gehörig dargethan 
anzufehen, und von folcher Art fei, um den Berluft der Pen- 
fionsfähigfeit für ihre und feine hinterlaffene Familie mit Ber 
rubigung ausfprechen zu können. 


Im Falle getheilte Meinungen zwifchen ber Apminiftra- 
tiond Behörde und den beigezogenen Juftigräthen jich ergeben, 
ift die Entjcheidung der höhern Behörde, die dabei ein 
gleiches Verfahren zu beobachten hat, und rüdjichtlih, die als 
lerhöchfte Schlußfaffung hierüber anzufuchen. 


Wenn jevoh den Wittwen ober Waiſen bereitd Penfio- 
nen, Provifionen oder Erziehungsbeiträge normalmäßig an- 


gewiefen worden find, fo find. ihnen biefelben wegen eines 
erft nach der Hand hervorgefommenen Verſchuldens des Vaters 
oder Gatten, woran fie ſelbſt keinen Antheil hatten, nicht wie: 
der zu entziehen. — — — 


Diefe a. h. Anordnung hat nur von ihrer Kundmachung 
an zu gelten. — 


Hofdefret vom 7. Juli 1832, an fämmtl. A. ©. 
(Rt. 2570 d. I. ©. ©.) 


Den vermögendlofen Wittwen der in Unterfuchung vers 
falfenen, vom Amte und Gehalte fufpendirten, mit Alimenta— 
tionen betheilt gewefenen, jedoch vor vollendeter Unterfuchung 
verftorbenen Beamten, foll, fo lange nicht über ihren Penſions— 
anfpruch erfannt wird, vom Tage der Einktellung ber Alimens 
tation ihres Gatten an, gleichfalls eine Alimentation 
verabfolgt werden, welche denfelben mit einem Drittheil, 
oder nach Verhältniß ihrer Umftände und des Erforderniſſes 
zum Lebendunterhalte, fo wie der größeren oder minderen Zahl 
der vorhandenen unverforgten Kinder, mit der Hälfte der nor— 
malmäßigen Benfion, die ihnen, wenn fie penfionsfähig er 
fannt worden wären, gebührt haben würde, zu bemeſſen ift. — 


Diefe Verordnung ift durch Defret der Hoffanzlei v. 12. 
Juli 1832, auf die Wittwen der Beamten, welche aus poli- 
tifhen Fonds- oder Kommunfaffen eine Alimentation 
bezogen haben, ausgedehnt worden. | 


Hofdek. vom 24. Juni 1815, an fämmtlide N. ©. 
(Nr. 1156 d. J. G. ©.) 


Bei Individuen, welche mit dem von Sr. Majeftät zum 
Andenfen der ruhmvollen Ereigniſſe des letzten Feldzuges ger 
fifteten Metall Armeefreuze betheilt worden, und in das 
Civile übergetreten find, ift, wenn fie fich eined Verbrechens 
ſchuldig machen, welches mit Infamie verbunden 'ift, oder 
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einen Beftungsarreft zur Folge hatz auf den Verluſt biefes 
Denkzeichend zu erfennen, und bei mindern Bergehen da- 
für zu forgen, daß ſolches während der Strafzeit abges 
legt werde. — 


Hofdek. v. 2..Aug. 1817, an fämmtl App. Gerichte, 
(Nr. 1355 d. I. ©. ©.) 


Das Kanonenfreuz ift nur jenen nach dem Straf: 
gefege verurtheilten Verbrechern für immer zu entziehen, gegen 
welche eine ſchwere Kerferftrafe wirklich erfannt worden, 
und nicht blos. von dem Geſetze ausgefprochen ift. — 


Hofdefret v. 20. Juni 1818, an fämmtl. App. Ger. 
(Rr. 1169 d. I. ©. ©.) 


Wenn ein aus dem Militär in den Eivilftand getretenes, 
mit dem Metallfreuze der Armee betheilted Individuum 
wegen eincd Verbrechens verurtheilt wird, geht dad Metallfreuz 
in allen Fällen verloren, wo auf die Strafe des ſchweren 
oder ſchwerſten Kerkers erfannt wird. 


Hofdefret v. 24. Jänner 1816, an füämmtl. App. ©. 
(Rr. 1204 d. I. ©, ©.) 


Se: Majeftät haben — — Nadhftehendes zu verorbnen 
gerubt: 


Mit jeder Kriminalbeftrafung ohme Unterfchied ift 
der PVerluft der erhaltenen Civil» Ehrenmedaille, oder 
auch ſolcher Medaillen, welche die in die Civil - Jurisdiftion 
übergetretenen ehmaligen Militär - Individuen beſitzen, gefeglich 
verbunden, und deren Gebrauch Fünftig auch nad) ausgeſtan— 
bener Strafe nicht weiter geftattet. 

Jedes Kriminalgericht hat daher bei der Vollziehung des 
UÜrtheiles die Abnahme bed Ehrenzeichens zu veranftalten, 
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und ſolches durch die Dberbehörbe nebft einer Abfchrift bes 
UÜrtheild an jene Behörde einzufenden, durch welche die Ver- 
leihung bewirkt worden if. — 


Nah den nämlichen Grundfägen ift fich in Anfehung 
derjenigen Individuen, welche mit dem Civil-Ehrenkreuze 
betheilt find, zu benehmen. 


Hof dekret v. 20. April 1827, an fämmtl, App. Ger. 
(Nr. 2274 b. I. ©. ©.) 


— — (8 wird hiemit erfläret, daß, wenn ein aus 
dem‘ Militärftande in den Civilftand getretenes, mit dem Dis 
ftinftionszeichen verfehenes Individuum wegen eined Ber: 
brechens verurtheilt wird, da Diftinftionszgeichen in allen 
Fällen verloren gehe, wo auf die Strafe ded fchweren oder 
ſchwerſten Kerkers erkannt wird, wo hingegen in Fällen 
folcher Art, wo wegen Berbrechen auf einfachen Kerfer 
erfannt wird, das betreffende Individuum das Diftinktiongzei- 
den während der Strafe abzulegen habe, und dasſelbe 
erft dann, wenn die Strafe ausgeftanden ift, wieder tragen 
könne. : 


Hoffanzleibefrer vom 21. Jänner 1822. 
(Nr. 1834 db. 3. ©. ©.) 


Se. Maj. haben mit a. h. Entfihliegung vom 24. Der. 
1821 zu befehlen geruht, daß die im Invaliden-Benefi- 
zium ftehenden Individuen in allen jenen Fällen, in welchen 
die Tapferfeitömedaille und die mit felber verbundene Zulage 
verwirft werben, beffelben und zwar auf die Art, wie es in 
Hinficht der Tapferfeitömedaillen und bed damit verbundenen 
Benefiziums vorgefchrieben ift, verluftiget fein follen. — — 
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Berorbnung des Hoffriegsrathes vom 3. Novem- 
ber 1812. 
(Beilage des Hofdekr. v. 24. Apr. 1829 an f. App. ©. 
Nr. 2395 2.9. ©. ©.) 
(Mauder I. B. ©. 155. 

— — ee Aburtheilung ohne Unterfchied, wodurch 
gegen einen Offizier auf die Kaffirung, gegen die übrige Mann 
fehaft aber auf eine öffentliche Beftrafung mit Stodftreichen, 
Gaffenlaufen oder eine noch ſchwerere Strafe erfannt wird, hat 
der Berluft ver Tapferfeitömedaille und der damit verbun- 
denen Zulage nad fich zu ziehen. 


Girfulare des tirol, Guberniums v. 35, Oft. 1835, 
3. 23,154 (in Folge Hoffanzleidef. v. 7. Oft. 1835, . 
3. 26,638.) 


(Betreffend den Verluſt der Civil: Ghrenmebaille und ber Tapferfeite: 
mebaille, fo wie des InvalidensDenefiziums durch Verbrechen.) 


Laut hohen Erlaffes der f. f. vereinten Hoffanzlei vom 
7. Oftober d. I., 3. 26,638, haben Se. Majeftät mit a. h. 
Entfchliegung vom 20. Juli d. J. anzuordnen geruht, daß der 
Berluft der Eivil-Ehrenmedaille und der Tapferfeite- 
medaille, fo wie des Invaliden-Benefiziums fünftig 
für alle zur Zeit der Aburtheilung unter der Givilgerichtöbar- 
feit ftchenden Individuen nur mit der Berurtheilung zur [chw e- 
ren Kerferftrafe verbunden fein fol, bei der Verurtheilung 
zu einfachem Kerker aber nnr die Ablegung der Ehrenzeichen 
während der Strafjeit einzutreten habe. 

Hierdurdy wird die mit hoher Hoffanzlei-Berordnung vom 
9. Dezember 1815, 3. 21976, eröffnete a. h. Entjchliegung vom 
3. Dezember 1815 in der erwähnten Beziehung außer Wirk— 
famfeit gefeßt. 


Erlaß des Juftiz-Minifteriumsd v. 24. Dez. 1849 
an fämmtl. Appell. Gerichte. 


— Wird den App. Gerichten aufgetragen, fämmtliche un— 
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terſtehende Straf» und ivilgerichtöbehörden anzuweiſen, in 
Golge der $$. 6 u. 7 *) ber Vorſchrift v. 23. Septbr. 1849 
in Betreff der Beftimmungen hinfichtlich des von Sr. Majeftät 
mit a. h. Entfhliefung vom 18. Mai 1849 für lange und 
gute Militärdienfte geftifteten Militärdienftzeihens — die 
Dienftzeihen, welche den unter Civil⸗Jurisdiktion ftehenden 
Leuten wegen. der dafelbft angebeuteten Berbrechen abgenom« 
men, fo wie jene, die in Eivil-BVerlaffenfchaften vorgefunden 
werden, ohne Verzug dem näcften Regimente, Corps, 
oder Kriegskaſſe zu überfenden. | 


*) Die $$. 6 u. 7 der Vorfehrift v. 23. Sept. 1849 über das Mi- 
litaͤr⸗Dienſtzeichen lauten: 


$. 6. Dad Dienftzeichen verwirfen von der Mannfchaft 
diejenigen, welche ald Deferteurd verurtheilt, oder bei denen 
wegen eined Verbrechens auf die Schanzarbeit gefprochen wird. 

Leuten, welche unter der Giviljurisdiftion ftchen, 
it dasfelbe wegen folher Verbrechen abzunehmen, die 
nah dem St. ©. B. mit ſchwerem Kerfer oder noch här- 
ter beftraft werden. 

Bei Offizieren wird folches mit dem Verluſt der Charge 
in den bei der Tapferfeitd-Medaille bezeichneten Fällen verwirkt. 


$. 7. Die einzelnen Leuten abgenommenen Dienftzeichen 
find durch die Juſtizbehörden — die nach dem Abfterben 
der Betheilten zurüdbleibenden aber, durch die Verlaffenfchaftd- 
Abhandlungs-Inftanzen einzuziehen, und zu dem naͤchſten Re: 
giments-Commando, oder zur nächſten Kriegsfaffa 
abzuliefern. 


Hofdekret vom 4. Aug. 1815, an ſämmtl. App. Ger. 
(Nr. 1165 d. J. ©. ©.) 


Se. Majeftät haben in Hinficht des Verluſtes auswärs 
tiger Orden und Ehrenmedaillen Folgendes anzuordnen 
geruht: 
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Iſt das mit einem folhen auswärtigen Ehrenzei- 
hen geierte Individuum ein hierländiger Unterthan, und in 
eine ſolche Strafe verfallen, welche den Werluft ähnlicher in- 
ländifcher Decorationen nach fich zieht; fo iſt die von Höchft- 
demfelben ertheilte Erlaubniß zum öffentlichen Gebrauche der 
fremden Ehrenzeichen veuwirft, und das Individuum darf auch 
nach audgeftandener Strafe fich berfelben in höchftdero Staaten 
nicht wieder gebrauchen. 


Die abgenommenen Infignien find in jedem einzelnen 
Falle durch die geheime Hof- und Staatöfanzlei der verleis 
henden Macht ‘mit dem Beifage, warum es gefchehen fei, 
zurüdsuftellen. 

Iſt aber der Sträfling Fein Unterthan, fo ift ber 
Gebrauch fremder Ehrenzeichen während der Strafeit nicht zu 
geftatten, und find in foldhem Falle die abgenommenen In— 
fignien ebenfalld der auswärtigen Macht zu erfolgen. — — 

In Folge diefer a. h. Entjchliefung find die Criminalge— 
richte für folche Bälle zur Einforderung der Ordens- und 
Ehrenzeichen anzuweifen, welche dad Appellationsgericht mittelft 
Berichtes und mit Anmerkung des Gegenftandes des DVerbre- 
chens hieher zur weitern Mittheilung an bie ka k. geheime Hof: 
und Staatskanzlei zu überreichen haben wird. 


JuftizeHofdefret vom 6. Dftober 1834 an fämmtl. 
Appell. Gerichte. 
3. 6524. 


Seine Majeftät haben laut a. h. Entfchliefung vom 20. 
Juli 1835 — — Folgendes anzuordnen geruht: 


a) wenn ein Ordensritter eined Verbrechens oder einer 
fhweren PBotizei-llebertretung fehuldig erfannt wird — 
ift hievon ohne die Kundmachung und Volljiehung des 
Urtheiles zu verfchieben, jedoch mit Beilegung beöfelben 
und der Beweggründe, der Ordensfanzlei die Er- 
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Öffnung zu machen, welche hierüber bie a. h. Entjchlie- 
fung einholen wird. 

b) Vom Tage der Kundmachung des Wetheiled bis zur 
Herablangung der a. h. Entfchliegung darf der Dr: 
densritter von der ihm »verliehenen Dekoration feinen 
Gebrauch machenz daher ihm diefelbe bei der Kund⸗ 
machung bed Urtheils abzunehmen: ift,- wenn es nicht 
ſchon früher gefchehen wäre. 

ec) Im Rüdficht der Mitglieder ausländifcher Orden, 
hat die oberwähnte Eröffnung an die k. f. geheime 
Hauds, Hof und Staatskanzlei zur geeigneten Mits 
theilung an die auswärtige Regierung zu gefchehen. — 


Kaiferlihes Patent vom 2. Dezember 1849. 
(Ueber die Stiftung des Franz Joſef⸗Ordens.) 


Auszug. 


— XxVI. Die Beſtimmungen des Strafgeſetzes über 
den Verluſt der Orden wegen Vergehungen, haben auch auf 
die Mitglieder des Franz Joſef-Ordens Anwendung zu 
finden. — — — 


$. 24. 

Der Berluft des Gewerbes ift Feine ſchon durch 
das Gefek mit dem Verbrechen verknüpfte Folge. Die 
Entfegung von einem Gewerbe oder von dem Bür— 
gerrechte kann alſo durch das Strafurtheil nicht ver: 
hänget werden. Wenn es aber bedenklich wäre, dem 
Verbrecher nach ausgeftandener Strafe die. Fortſetzung 
feines vorigen Gewerbes zu geftatten, jo muß nad) 
fundgemachtem Lrtheile hierüber an die Behörde, der 
die Verleihung eines foldhen Gewerbes zufteht, bie 
Anzeige gemacht werden. | 
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— Wie die Strafwürdigkeit, fo kann auch die wirk— 
Erst liche Strafe Niemand als den Verbrecher treffen. 


— g. 26. 

—8 Die Strafe muß genau nach dem Geſetze be— 
etti6cnftimmt, und weber fehärfer noch gelinder ausgemeffen 
u Auen werden, ald das Geſetz nach ber vorliegenden Beſchaf— 
Strafe. Fenheit des Verbrechens und des Thäters vorfchreibt. 


Hofdefret vom 5. Juli 1806, an das nied. öſterreich. 
App. Gericht. 
(Rr. 773 d. J. ©. ©.) 
(Wafer ©. 51.) 

— Dei Verbrechen, für welche die Kerkerſtrafe beſtimmt 
ift, Fönnen in Gemäßheit der 88. AA und 45 d. St. ©. bei 
befonderd erfchwerenden Umftänden auch Verſchärfungen 
allerdings Statt. haben. 


$. 27. 

Auch kann nie eine andere Strafart über den 
Verbrecher verhängt werden, als welche in dem gegen: 
wärtigen Gefege beftimmt if. Noch kann die ver: 
wirkte Strafe gegen eine Ausgleichung zwifchen dem 
Verbrecher und dem Befchädigten aufgehoben werden. 


$. 28.) 
Kom Zu- Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen von ver- 
Kufe meg.fchiedener Gattung begangen; fo ift er nach jenem, 
a auf welches die fcharfere Strafe geſetzt ift, jedoch mit 
Bedacht auf die übrigen Verbrechen zu beftrafen. 
*) Man jehe bei $. 29 1. Th. d. St. ©. den Art. IX. d. St. P. O. 
v. 17. Jänner 1850. 
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Hofkanzlei-Verord. v. 10. Febr. 1822, Zahl 1603. 
(Wafer p. 52.) 


Es hat fi der Ball ergeben, daß, während ber Hofres 
furd eines zur Arreſtſtrafe verurtheilten ſchweren Polizei-Ueber⸗ 
treterd aus dem lombardifch-venet. Körtigreiche anhängig war, 
derfelbe fich einer Mebertretung des Verbotes des Waffen: 
tragen fhuldig machte, und gleichfalls zu einer Arreftftrafe 
verurtheilt wurde. 

Als er nun mit dem wider die erftgedachte Arreftitrafe 
ergriffenen Hofrefurfe abgewiefen wurde, entftand die Frage, 
ob er beide Arrefte abgefondert auszuſtehen habe, oder 
ob in einem foldhen Falle nah dem ($. 393 d. II.) (u. refp.) 
$. 28 2. I. Th. d. St. ©. nur eine und zwar die höchfte 
Strafe zu verhängen wäre. 

Seine Maj. haben — — — mit a. h. Entſchl. v. 15. 
Jänner 1822, die Auslegung des $. 28 d. I. Th. (und des 
$. 393 d. U. Th. d. Strafgefeges) in der Art allergnädigft 
zu genehmigen geruht: daß ein folcher Uebertreter die auf jede 
der begangenen Lebertretungen feftgefegte Strafe, befonders 
audzuftehen habe, weil nämlich diefe 96. ſich nur auf jene 
Hebertretungen der Geſetze beziehen, die einen Gegenftand ders 
felben Unterfucdhung bildeten. — 


Hofdefret vom 2. Septemb. 1825, an fämmtl. N. ©. 
(Nr. 2128 d. I. ©. ©.) 


(Bub. Kundm. in Tirol v. 27. Dft. 1825, Nr. 4680.) 


Seine k. f. Majeftät haben über die Frage: wie der Kris 
minalrichter fich zu benehmen habe, wenn mit einem Berbre- 
‘ chen die Llebertretung des in dem Patente für das ‚lombarbifch- 
venetianifche Königreih und Südtirol vom 18. Jänner 1818 
enthaltenen Berbotd des Waffentragens zufammentrifft, in 
Folge des von der k. k. ob. Juftisftelle im Einverftändniffe mit 
der k. k. Hoffommiffion in 3. G. ©. und ber k. k. vereinten 


— —— 
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‚Hoffanzlei erftatteten allerunterthänigften Vortrags durch aller⸗ 
höchfte Entfchließung vom 15. Junius 1825 zu erflären bes 
funten: 


Nachdem die Uebertretung des Verbots ber 
Tragung unerlaubter Waffen durd fein ausdrüdliches 
Geſetz für eine fchwere Polizei-Uebertretung erklärt worden ift, 
fo können auch die $$. 28 u. 29 des I. Theiled des St. G. B. 
auf derlei Fille feine Anwendung finden, und ift vielmehr der 
Verbrecher, welcher zugleich wegen Uebertretung ded Geſetzes 
wegen Tragung verbotener Waffen beinzichtiget erfcheinet, nach 
auögeftandener Kriminalftrafe der zur Abftrafung eben genann— 
ter Webertretungen beftimmten Behörde zur weitern Unterfus 
hung zu übergeben, welche jedoch in Bemeffung der gefeglich 
verwirkten Strafe nicht nur die Dauer, fondern auch die 
Strenge der von demfelben bereit ausgeftandenen Kriminal— 
ftrafe zu berüdjichtigen haben wird. 


Hofdefret vom 11. April 1834 an das tir. App. Ger. 
Mr. 2651 d. J. G. ©.) 
(Maucher I. B. ©. 207.) 


1. — Die lebertretungen des a. h. Patents v. 18 Jän- 
ner 1818 werden in einem Zeittaume von drei Monaten 
verjährt. 

2. Bei dem Zufammentreffen folcher Webertretungen mit 
Verbrechen, iſt das durch die Kundmachung des tir. App. ©. 
vom 29. Dft. 1824 vorgefchriebene Verfahren dahin abzuän- 
dern, daß zur Unterfuchung folcher Uebertretungen nicht das 
Ende der Kriminal-Unterfuhung abzuwarten, fons 
dern ſchon während der KriminalsUnteriuhung, in fo ferne 
ed nach den Umſtänden zuläßig ift, in jedem Falle aber nach 
erfolgter Erimineller Aburtheilung durch den Kriminalrichter der 
zum Berfahren gegen llebertretungen bed Waffenpatented bes 
ftimmten Behörde die Gelegenheit zu verfchaffen ift, die Unter- 
fuhung wegen UWebert. des Waffenpatentes abzuführen und ih— 
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ven -Spruch zu fehöpfen, wornach die Strafe, in ſo ferne fie 
eine Freiheitd- oder förperliche Strafe ift, erft nach Vollendung 
der Griminalftrafe auszuftehen ift. 

3. Die Verjährung ber Llebertretung des a. h. Patents 
v. 18. Jänner 1818, in fo ferne diefelbe nicht ſchon durch die 
Amtshandlung der zur dießfälligen Prozedur beftimmten Behörde 
früher unterbrochen worden wäre, wird durch die Einleitung 
der Erim. Unterſuch. bis zu dem Zeitpunfte gehemmt, 
wo der hiezu beruf. Behörde vie Einleitung der Unterfuchung 
möglich wir. 


Hofbdefret vom 11. Dftober 1825, an das inneröfl 
füftenländ. App. Gericht. 


(Nr. 2134 d. J. G. ©.) 


Da das Patent vom 18. Jänner 1818 wegen des Tra- 
gend verbotener Waffen nur für die lomb. venet. Provinzen 
erlaffen, und mit Hoffanzleidel. vom 19. Juli 1818 auch auf 
Süd-Tirol, d. i. den Roveredaner und Trient'ner Kreis 
ausgedehnt wurde, fomit es fich bei der Bekanntmachung des 
Hofdefretd vom 2. September 1825, Nr. 2128 d. I. ©, ©. 
nur darum handelt, daß die Griminalgerichte, wenn Individuen 
aus jenen Provinzen hierlandes in eine Eriminal-Unterfuchung 
gerathen, und fich Fälle des verbotenen Waffentragend zeigen, 
diefelben feiner Zeit an die zu ihrer Unterfuchung nufgeftellten 
venetian.-lombard. und fühtirolifhen Behörden zu überlie- 
fern wiffen, fo bedarf es hiezu weder der Kundmachung des 
Patentes v. 18. Jänner 1818 in Inneröfterreih und dem Kü- 
ftenlande, noch weniger der hieher nicht gehörigen Verordnun⸗ 
gen vom 1. Dez. 1724, und 23. Febr. 1754; fondern das 
App. Gericht hat lediglich das Hofdel. v. 2. Septemb. 1825, 
Rr. 2128 d. I. ©. ©. in Vollzug zu bringen. 


$. 29.) 
*)Der 5. 29 1. 3. d. St. G. von. dem Zufammenfluffe eines Berbers 
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hend mit einer ſchw. Pol. Uebert. wird durch Art. U. d. St. P. O. v. 
vom 17. Jäner 1350 aufgehcben. 


Man jehe hierüber das nachſtehende 


Patent vom 17. Jänner 1850. (Strafprozeg-DOrdn.) 
Art. XL 


Der $. 29. St. ©. I. Thls. wird außer Wirffamfeit ge: 
ſetzt — und die Borfchrift des $. 28 St. ©. I. Theild auf 
alle Fälle ausgedehnt, in welchen entweder Verbrechen 
mit Vergehen oder Uebertretungen, oder Vergehen mit 
Uebertretungen, oder in welchen Vergehen oder Llebertres 
tungen verfhiedener Gattung zufammentreffen. 


$. 30.*) 
— Ueber Verbrechen, die ein Unterthan dieſer Län— 
unatzezender im Auslande begangen hat, iſt bei feiner Betre— 
ande. fung, ohne Rückſicht auf die Gefehe des Landes, wo 
das Verbrechen begangen worden, die Strafe nach 
diefem Strafgeſetze auszumelfen. 
*)Man fehe zu $. 30 I. Th. d. St. G. das IV. Hptſt. der Et. P. D. 


v. 17. Jänner 1850 „Bon der Zuftändigfeit ber Gerichte” $. 66 
u. d. folg. (d. neuen St. P. DO.) 


Hofdekret v. 4. September 1819, an das nied. öſtr. 
Appellationsdgericht. 


(Nr. 1601 d. I. ©. ©.) 


In dem Falle, wo Jemand hier Landes und im Aus— 
lande Verbrechen derfelben oder verfchiedener Gattung began- 
gen hat, ift der öfter. Richter berechtiget und verpflichtet, das 
betreffende Individuum wegen der gegen das öfterreich. Geſectz 
im Inlande begangenen noch nicht beftraften Verbrechen 
zur Unterfuchung zu ziehen, ohne Unterfhied, ob und wie der 
auswärtige Richter wegen ähnlicher oder anderer Berbrechen 
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diefed Individuums geurtheilt hatz doch ift bei Ausmeffung der 
Strafe felbft, allerdings auf die im Auslande erlittene 
Strafe gehörige Rüdficht zu nehmen. 


Hoffanzlei-Berord. vom 24. April 1828, 3. 9063. 


Seine Majeftät haben mit a. h. Entfchl. vom 12. April ——— 
ju verordnen geruht, dag der $. 30 d. I. Th. d. St. ©. in 
Hinfunft -— — au auf die im Auslande von einem Inlänz 
der begangenen und dort nicht beftraften, oder nicht nachgefehe: 
nen Boliz. Uebertretungen bei feiner Betretung im Sn 
lande auszudehnen fei. 


| $. 31. 
Auch über einen Fremden, der in dieſen Ländern —— 
ein Verbrechen begeht, iſt nur nach gegenwärtigem Fremen” 
Geſetze das Urtheil zu fallen. Iande. 


Hofdefret vom 5. Dftober 1804, an das böhm, 
Appell. Gericht. 
(Rr. 690 d. I. ©. ©.) 


Hat ein Fremder im In- und Auslande Verbrechen 
begangen, und zwar folche, die nicht im $. 32 enthalten find, 
fo hat der inländifche Richter das im Inlande begangene 
Berbrechen nach dem $. 31 zu beftrafen, und wegen der im 
Auslande verübten Verbrechen fi mit der Behörde desſel— 
ben einguvernehmen, damit der Verbrecher auch für die 
Letzteren, befonderd wenn fie zu den fchweren gehören, nad 
Maag der $$. 33 und 34 beftraft werde. Sollten die im 
Auslande begangenen Berbrechen geringer fein, als das im 
Inlande verübte, fo hat der inländifhe Richter die Vorſchrif⸗ 
ten ded $. 28 — — — zu beobachten. 
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Rote der. k. Hoffommiffion in J. G. ©. vom 
9. Mai 1816. 


(Maucher I. Br. p. 217.) 
Fremde, wegen Begehung eines Verbrechens in das 
öfter. Gebiet ftreifende, und deßhalb angehaltene Indivi- 


duen von was immer für einer Eigenfchaft, nnterliegen nach 
$. 31 St. ©. I. Thls der inländiſch. Gerichtsbarkeit. 


$. 32.) 


b) Im aus. Hat ein Fremder im Auslande ein Verbrechen 


lande. 


begangen, das auf die Verfaſſung, auf die öffentlichen 
Gredits- Papiere, oder auf das Münzwefen dieſes 
Staates Einfluß hat; fo ift derfelbe gleich einem Ein- 
gebornen nach diefem Geſetze zu behandeln. 


*) Man ſehe $. 66 u. d. folg. der Strafprogeforbnung vom 
17. Jänner 1850. 


$. 33.) 

Hat das im Auslande begangene Verbrechen auf 
die erwähnten Gegenftände feinen Einfluß; fo ift der 
fremde Verbrecher zwar immer in Haft zu nehmen, 
fich aber fogleich mit demjenigen Staate, wo er das 
Verbrechen begangen hat, über die Auslieferung des— 
felben in Vernehmen zu fehen. 


*) Strafprogegordbnung vom 17. Jänner 1850. 
(IV. Hauptftüd: „Bon der Zuftändigkeit dev Schwurgerichte,) 
($$. 61—78.) 


— — 8.68. Wenn die Auslieferung eines in diefen 
Ländern fich aufhaltenden Fremden wegen eined im Auslande 
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begangenen Verbrechens, das nicht unter die Vorſchrift des $. 
32 St. ©. I. Thls fällt, von einem auswärtigen Staate ver- 
langt wird, fo fteht die Beurtheilung und die Verhandlung mit 
der fremden Behörde nach Maßgabe des $. 66 *) dem Ber. 
Colt. Gerichte zu, in deſſen Bezirke der Angefchuldigte fei- 
nen Wohnfig oder Aufenthaltsort hat, ober in deſſen 
Bezirke er ergriffen wird. 

Auf das Verlangen der Auslieferung, oder über erlaffene 
Stebriefe ift zwar gegen die Entweichung des fremden Ange: 
ſchuldigten bie nöthige Vorfehrung zu treffen, auf feine Aus: 
lieferung aber nach Bernehmung des Staatsanwaltes, 
bei dem Oberlandesgerichte nur dann anzutragen, wenn von 
der auswärtigen Behörde fogleich, oder in einem angemefjenen 
Zeitraume folche Beweiſe oder Anzeigungen beigebracht werben, 
worüber fich der hier vernommene Fremde nicht auf der Stelle 
auszumeifen vermag. 


Das Dberlandesgericht hat feinen Beſchluß jederzeit 
vorläufig dem Juftiz-Minifterium zur Genehmigung vor- 
zulegen. 


*) Der im Gonterte des $. 68 d. St. P. O. v. 17. Jänner 1850, berus 
fene $. 66 derjelben lautet wie folgt: 

$. 66. Iſt ein Verbrechen im Auslande begangen 
worden, deſſen Beftrafung nach den Vorfchriften der 86. 30 u. 
32 St. ©. J. Thls im Inlande Statt finden fann, fo ift je 
ned Gericht zuftändig, in deſſen Bezirke der Angefchuldigte fei- 
nen feften Wohnfig, oder in Ermanglung. eines ſolchen, feinen 
zeitlichen Aufenthaltsort hat. 

Wenn der Angefchuldigte weder Wohnſitz noch Aufent⸗ 
haltsort im Lande hat, ſo iſt dasjenige Gericht zuftändig, in 
deſſen Bezirke er ergriffen wird. 

(Damit im Zufammenhange fteht der folgende $. 67, welcher alfo lautet:) 

8. 67. Hat diefelbe Perfon ftrafbare Handlungen im 
Inlande und im Auslande verübt, fo ift das für die er- 
ſteren zuftändige inländifche Gericht, zugleich auch für die Letz⸗ 
tern zuftändig. " 

6 
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$. 69. Eben fo muß, wenn die Auslieferung eines frem» 
den Verbrecher nicht angefucht worden, fondern nach Vorfchrift 
des $. 33 St. ©. I. Th. dem auswärtigen Staate anzubieten 
ift,. die Genehmigung des Oberlandesgerichted und des 
Juftizminifteriums eingeholt werden, 


Hoffanzleidefret v. 20. Februar 1812, an fämmtl. 
Länderftellen, (mit Ausname von Defterr. ob d. Enns.) 


(Nr. 974 d. I. ©. ©.) 
(Mauder 1. B. ©. 221.) 


Die Anfrage: ob ein Ausländer, der in einem fremder 
Staate ſich eines Polizeivergehens, das nach dem öfterr. Straf⸗ 
gefege eine ſchwere Poliz. Mebert. wäre, fehuldig gemacht, 
fi in das öfter. Gebiet geflüchtet hat, und von der ausländ, 
Behörde reclamirt wird, nach der Analogie der beiden in An- 
fehung geflüchteter Verbrecher erlaffenen Hofverordnungen vom 
10. Dezember 1808, und 12. Jänner 1809 audzuliefern jei? 
wird dahin erledigt, dag — eine analoge Anwendung der bes 
merften beiden Hofverordnungen auf ſchw. Pol. Uebertr. 
niht Statt finde; fondern bergl. Ausländer vielmehr bei 
ihrem Uebertritte in das öfterr. Gebiet lediglich ald Einwan- 
derer zu betrachten, und nach den beftehenden Poliz. Bors 
fhriften zu behandeln feien. 


Vebereinfunft v. 3. Juli 1818, Nr. 1470°d.9. ©. ©. 

Gwifhen S. Majeft. dem Kaifer von Defterreich und Ihrer 

Maj. der Frau Erzherz. Marie Luife, Herzogin von Pars 

ma, Piacenza und Guaftalla, wegen gegenjeitiger Auslieferung 
der Verbrecher.) 


Seine Majeft. der Kaifer von Defterreich und Ihre 
Majeftät die Frau Erzherz. Marie Luife ꝛe. — — haben 
ed zweckmaͤßig befunden, einander die gegenfeitige Auslieferung 
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ſolcher (flüchtiger) Verbrecher zugufichern, und find über folg. 
Punkte und Artikel übereingefommen : 


(folgen die IX Artikel diefer Convention. Maucher 1.2. p. 226 n. d. folg.) 


(Diefer eben befvrochene Traftat wurde zu Folge Hoffanzleidef. vom 20. 
Nov. 1829, N. 2441 d. J. ©. S. auf weitere zehn Jahre (bis Ende 1839 
alfo) erneuert.) 


Durh Appellationd»Eirkulare v. 18. Jänner 1840, 
3. 73,215. 


Hoffanzleidefret vom 20. Dezemb. 1839, 3. 39,526. 
(Maucher 1.B. ©. 229.) 


Wurde von Sr. Maj. genehmiget, daß diefe (obige) ons 
vention wegen Auslieferung ber Berbrecher neuerdings auf 
fünf Jahre, und fo fort von 5—5 Jahren erftredft werde, wenn 
nicht feh6 Monate vor dem Ablauftermine von einem ober dem 
andern der contrahirenden Theile eine Auffündung erfolgt. 


Hoffanzleidef. vom 28. Aug. 1834, an fämmt!l. 
Länderftellen. 
(Nr. 2668 d. I. ©. ©.) 


Der Landesftelle wird ber zwilchen S. Majeftät, und ©. 
f. f. Hoheit dem Erzherzoge, Großherzoge von Toskana, 
wegen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher am 12. Oft. 
1829 abgefchloffene Vertrag mit dem Auftcage zugeftellt, dens 
jelben im gewöhnlichen Wege baldmöglichft kundzumachen. 


Beilage. 


(Bertrag wegen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher 
zwifchen Defterreih und Toskana, abgefchloffen zu Florenz den 
12. Dftober 1829, und die Ratififation dafeldft ausgemwechfelt 
den 6. Auguft 1834.) 


(Bolgen die nähern Beflimmungen diefer Convention in IX Artifeln.) 
(Maucher 1. B. S. 242.) 


Hoffanzleidef. vom 8. Auguft 1832, 3. 18,078. 
(Mauer 1. B. ©. 221.) ⸗ 


Die deutſche Bundesverſammlung hat in ihrer 24. Sitzung 
vom 5. Juli 1832 — — nachſtehenden Entſchluß gefaßt: — 


VII. Die Bundesregierungen machen ſich verbind— 
lich, Diejenigen, welche in einem Bundesſtaate politiſche 
Verbrechen oder Vergehen begangen, und ſich, um der Strafe 
zu entgehen, in andere Bundeslande geflüchtet haben, auf er- 
folgte Requifition , in jo ferne es nicht eigene Unterthanen 
find, ohne Anftand auszuliefern. 


(Man fehe das Patent v. 24. Oltob. 1837 über die Beftrafung der Vers 
brecher gegen den beutfchen Bund und die gegenfeitige Auslieferung der 
Staatsverbrecher bei $. 52 1. Th. d. St. G. vom Hochverrate im Anhang 
diefes Handb.) 


Patent vom a. Sänner 1834, 
(Nr. 2637 d. I. ©. ©.) 


(Konvention zwiſchen den drei Mächten: Defterreih, Rußland 
und Preußen.) 


— — Gind wir mit gedacht Ihren Majeftäten (Kaifer 
von Rußland und König von Preußen) Über nachſtehen— 
de Beftimmungen übereingefommen : 


Wer in den öfterreihifchen, ruffifchen oder preu— 
ßiſchen Staaten ſich der Verbrechen des Hochverrathed oder 
der bewaffneten Empörung fchuldig gemacht, oder fich in eine 
gegen die Sicherheit de8 Throned und der Regierung gerichtete 
Verbindung eingelafen hat, foll in dem andern der drei Staa- 
ten weder Schuß noch Zuflucht finden. 

Die drei Höfe verbinden fich vielmehr, die unmittel- 
bare Auslieferung jedes der erwähnten Verbrechen beins 
zichtigten Individuums anzuordnen, wenn dasfelbe von der Re- 
gierung, welcher e8 angehört, reklamirt wird; dabei ift aber 
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verftanden, daß diefe Beftimmungen feine rüdwirktende Kraft 
haben follen. 


Hofdek. v. 10. Dftober 1828, an fämmtl. App. Ger. 
(Nr. 2364 d. I. ©. ©.) 


Die Beilage enthält den von Sr. Majeftät ratifizirten 
Bertrag mit der ſchweizeriſchen Eidgenoffenfhaft über 
die wechfeljeitige Auslieferung der Verbrecher. — — *) 


Beilage. 


(Vertrag zwifchen dem öfterreichifchen Kaiferftaate und der 
ſchweizeriſchen Eidgenofjenfchaft wegen gegenfeitiger Auslieferung 
der Verbrecher. Unterzeichnet zu Zuͤrch den 14. Juli 1828. 
Auswechslung der gegenf. Ratififation am 13. Septemb. 1828 
au Bern.) 


Art. I. Die mechfelfeitige Auslieferung der Verbrecher, 
welche in dem gegenwärtigen Vertrage feftgefegt wird, fol nur 
ihwerer Verbrechen wegen Statt finden. Unter ſchweren 
Verbrechen werben verftanden: KHochverrath und Aufruhr; ein 
mit Vorſatz und Ueberlegung unternommener Mord; Giftmis 
hung, vorfägliche Brandftiftung, Diebftahl mit Einbruch oder 
Gewalt gegen die Berfon, Diebftahl auf öffentlichen Bleichen, 
Entführung von Pferden und Vieh von öffentlichen Weiden, 
Straßenraub, Entwendung oder Veruntreuung öffentlicher Gel- 
der, Berfälfchung von Staatspapieren, die entweder ald Münze 
gelten, oder ald Schuldverfchreibungen von einer öffentlichen 
Kaſſa ausgeftellt werben; Berfülfhung von Privat» Schulb- 
feinen und Wechfeln; Balfchmünzerei, und betrügerifche Bans . 
ferott. — — » 


Art. VII. Die Auslieferung fol auf dDiplomatifchem 


*) Die Gantone Bafel, Genf, Zug, Graubündten, Appenzell und 
Glarus find diefer Gomvention nicht beigetreten. 
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Wege angefucht, inzwifchen aber die Verhaftung auch auf das 
Anfuchen der Unterfuchungsbehörde oder der Ortsobrigkeit vor- 
genommen werden. Zu dieſem Ende haben fich die öfterreichi- 
{chen Gerichte an die Kantonsregierungen und dieſe fich 
hinwieder unmittelbar an die öfterr. Gerichte zu wenden, Die 
Bollziehung diefer Auslieferung wird aber erft dann Statt 
finden, wenn die Jdentität des Angefchuldigten ausgemittelt, 
und bie in dem Art. VIL*) beftimmte Mittheilung gemacht fin 
wird. | “ 


*) Zu Folge Art. VII. wird erfordert, daß von bem Etaate, der bie 
Auslieferung verlangt, der Beweis geleiftet werde, daß von einer 
hiezu fompetenten Behörde nad gefeplicher Form und Vorſchrift die 
Unterfuchung wegen eines der im Art. I. benannten Verbrechen gegen das 
teflamirte Individuum erfannt worden fei, und die Beweiſe over erheb 
lien Inzichten, auf welche ſich diejes Erkenntniß gründet, mitgetheilt 
werden. — 


Art. XIV. — — Gegenwärtiger Vertrag — — fol 
als ein Staatsvertrag von beiden Seiten unter allen Berhält- 
niffen während der nächſten 25 Jahre vom Tage der Aus— 
wechslung unwiderrufliche Biltigfeit haben. — — 


Maucher 1. 3. p. 239 u. d. folg.) 


Hofdek. vom 11. Juni 1807, an ſämmtl. Länderft. 
(Wafer ©. 61.) 


Beilage, 


(in Betreff des Schriftenwechſels der inländifchen Behörs 
den mit dem Auslande.) 


Den Länbderftellen, den Appellationsgerichten, ben 
Landrechten und allen Griminalgerichten foll ber 
Schriftenwechfel mit Behörden ver benachbarten Märhte in allen 
Fällen geftattet, und die Erfüllung wechfelfeitiger Anfinnen er 
Jaubt fein, in welchen es fih um einen in die unmittelbare 
Amtshandlung der Behörde einfchlagenden Gegenftand hanbelt, 


und wo nad Ermeffen derſelben Gefahr oder Nachtheil vie 
Folge des Verzuges fein kann. 


Jedoch ſoll der Schriftenwechſel: 

a) mit der in der Reſidenz der benachbarten Macht auf- 
geftellten Behörde; 

b) mit Behörden von ungleihem Range, oder einer 
heterogenen Geſchaͤftshandlung, und 

c) zwifchen den ihnen untergeordneten Aemtern 
und den Behörden benachbarter Mächte nicht Platz 
greifen, den einzigen Ball der Noth und wegen der am 
Berzuge haftenden Gefahr ausgenommen; weil die uns 

- tergeorbneten Aemter — — — die an fie gelangen 
den Erfuchfhreiben der vorgefegten Behörde vorlegen, 
und dergleihen Angelegenheiten zwifchen den höhern 
Behörden der benachbarten Staaten verhandelt werden 
fönnen. 


Hofdek. v. 23. März 1822, an das Füftenländifche 
App. Ger. 


(Nr. 1854 d. I. ©. ©.) 


Die unterftehenden Griminalgerichte find anzuweifen, daß, 
wenn eingefchritten wird, die Auslieferung eines im Auslande 
verhafteten Befhuldigten im minifteriellen Wege zu bewirken, 
fie von diefer Einfhreitung die auswärtige Behörde, 
bei welcher der Befchuldigte verhaftet ift, in Kenntniß fegen 
follen. — 


Hofdekret vom 19. Juni 1819. 
(Nr. 1571 0.93. ©. ©.) 
In Beziehung auf die Verfahrungsart bei ber Correfpon- 


denz mit den Großherzoglich-Heſſiſchen Gerichtäbehörr 
den wird Folgendes feftgejegt: 


1) die großherzogl. Heffifche Regierung hat drei Gerichte, 
nämlih: das Hofgeriht zu Darmftadt, das 
ö Hofgericht zu Gieffen, und das Kreisgericht 
zu Mainz ald diejenigen beftimmt, an welche von 
ausländifchen Behörden die Infinuationen an großber: 
zoglich « hefiifche Unterthanen in folden Fällen, wo bie 
eigentliche Behörde unbekannt fein follte, zu gelangen 

haben. — — 


2) Zu gleihem Behufe ift für die öfterreich. Staaten mit 
Ausihlug von Ungarn und Siebenbürgen befunden 
worden, die Appellntionsgerichte jeder Provinz 
als diejenigen Gerichtöbehörden zu beftimmen, an wels 
che die grofiberzoglich «heffifchen Gerichte in ähnlichen 
Fällen der Inſinuation der öfterreich. Unterthanen ſich 
zu wenden haben, wo fofort dem Appellationsygerichte 
obliegen wird, dergleichen Infinuationen durch das be- 
treffende Gericht unverweilt zuftellen zu laffen. 


Juſtiz-Hofdek. vom 18. Juli 1837, 3. A183. 
(Maucher.) 


Die großherzogl. hefiifiche Regierung hat — — — bie 
Einrichtung getroffen, daß für die Provinz Rheinheffen bie 
Verhandlungen mit ausländifchen Behörden über die Zuftelluug 
der Gerichtdacten an In- und Ausländer von dem großb. 
General-Staatsprofurator zu Mainz beforgt werden. 


Hofdek. v. 16. Juli 1817, an das innersöfterreid, 
App. Ger. 


(Nr. 13418 0.9. G. ©.) 


NRüdfichtlich des von k. k. öfter. Seite bei dem päpftli- 
ben Minifterium gemachten Antrages, daß die Kriminal- 
behörden beider Staaten ſich bei Griminal-Unterfuchungen bie 
Erhebungen wechfelfeitig und unmittelbar, wenigftens in drin⸗ 
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genden Fällen mittheilen zu dürfen, berechtiget werben möchten, 
wird, da die päpftliche Regierung folche Mittheilungen durchaus 
nur auf dem minijteriellen Wege gejtatten zu können glaubet, 
zur Nachachtung befannt gemacht: daß die Kriminalgerichte in 
den Ballen, wo Gefahr auf dem Verzuge haftet, fich zwar mit 
den angemffenen Grfuchfchreiben unmittelbar an das betrefs 
fende päpftliche Gericht zu menden, davon aber zugleich 
der f. f. Geſandſchaft in Rom die Anzeige zu erftatten ha= 
ben, damit Pegtere die nöthiyen minifteriellen DBerwendungen 
eintreten laſſen könne. — 


Hofdef. vom 9. November 1822, an fämmtl. A. ©. 
(Maucher 1. B. S. 250.) 


Die k. k. allgem. Hoffammer ift mit der k. k. geheimen 
Hof: und Staatöfanzlei übereingefommen, daß die öfter. Ber 
hörden und Memter ihre Erfuchfchreiben an das Stadtgericht 
der freien Stadt Frankfurt am Main an den bortigen F. 
f, Minifterrefidenten zu überfenden haben, der folche fo- 
dann der Behörde übergeben wird. 


Juſtiz-Hofdel. v. 21. Septemb. 1827, an bas böhm, 
App. Ser. 


(Maucher.) 


Künftig iſt ſich an franzöſiſche Gerichtsbehörden nie 
unmittelbar, fondern immer auf diplomatiſchem Wege zu 
verwenden. 


Hofdefret v. 29. Mai 1829, an fämmtt. App. Ger. 
(Nr. 2406 d. J. ©. ©.) 


(Waſer, p. 62.) 


Wenn öfterreich. Gerichte in Civil oder Kriminalfachen 
des Beiftandes einer fönigl. franzöſiſchen Gerichtöbehörbe 
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bebürfen, haben fie fih dahin nie unmittelbar, fondern Durch 
das Appellationsgericht und bie öfterreihifhe Ge— 
fandichaft zu Baris zu verwenden. Die Präfidenten der 
Appellationdgerichte find ermächtiget die Gefandfchaft zu Paris 
um die erforderliche diplomatiſche Unterſtützung des Antrages 
der oͤſterreich. Behoͤrde zu erſuchen. 


Juſtiz-Hofdek. v. 9. Dezember 1825, an das galiz. 
App. Gericht. 


(Maucher I. B. ©. 251.) 


Den erften Inftanzgen fteht nicht zu fih unmittelbar 
an bie f. k. Gefundfchaft zu wenden. 


Hofdek. vom 9. Jänner 18314, 3. 32,891. 
(Maucher.) 


Die Correſpondenz in Geſchäften nach London iſt im 
Wege der Regierung durch die Hofkanzlei im diplomatiſchen 
Wege einzuleiten. 


Juſtiz-Hofdek. vom 25. Mai 1832, 3. 3129, an daß. 
Dalmat. App. Bericht. 
(Mauder I. B. ©. 254.) 


Dem f. f. App. Gerichte wird — — eröffnet, daß bie 
fönigl. neapolitanifche Regierung es zum Geundſatze ans 
genommen hat, daß von nun an die Requifitorien frem— 
der Gerichtöftellen einzig und allein in Kriminalſachen 
von den fönigl. neapolitanifhen Behörden berüdjichtis 
get werben follen, da hingegen in Civilrechtö-Angelegenheiten 
ed die Sache der betheiligten Partei ift, fich felbft mittelft eines 
Anwalted an das betreffende neapolit. Tribunal zu wenden. 
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Appell.-Eirculare v. 10. Juni 1835, 3. 2347—471. 
(Maucher 1.B. ©. 255.) 


Sopra la domanda contenuta nell’ appellatorio rapporto 
6. maggio p. p. Nr. 1718 per ottenere istruzione sul vero 
senso dell’ ossequiato aulico decreto 25. maggio 1832 Nr. 
3129 relativamente alla corrispondenza tra le autorità giudi- 
siarie austriache negli affari criminaliS.M. si & deg- 
nata di rescribere che lindicasione — da governo a go- 
verno — contenuta nel succetato aul. dec. 25. mag. 1832 
comprende unicamente la via diplomatica, cosicch& tutte 
le requisitorie austriache alle napolitane debbano in 
via diplomatica proseguirsi al loro destino. 


Juſtiz-Hofdek. v. 11. April 1837, 3. 2090. 
(Maucher, ©. 156.) 


Bei Gelegenheit eines fpeziellen Falles hat die Fönigliche 
preußifche Geſandſchaft ven Wunſch ausgefprochen, daß 
die f. k. Gerichtöbehörden angewiefen werden möchten, in Res 
quifitiond- Infinuationd und andern ähnlichen Fäl- 
len fich nicht unmittelbar an das fönigl. Juſtiz Minifterium 
in Berlin, wie es gefihehen ift, fondern entweder an die ber 
treffende f. Gerichtsbehörde zu wenden, oder auch den 
biplomatifhen Wey einzufchlagen. 


Hofdek. v. 9. Dez. 1822, an fämmt!. App. Gerichte, 
Nr. 1912 0.9. ©. ©. 


Die fönigl. ſächſiſche Regierung hat das Anfinnen ge 
macht, daß auf den Adreſſen jener ämtlichen Exläffe, welche 
portofrei aus den f. f. Staaten an die k. fächfifchen Behörden 
ju gelangen haben, nicht nur der Gegenftand der Zufchrift im 
Allgemeinen, fondern auch die Bemerfung: ex officio bei- 
gelegt werden fol. Da man diefem Anfuchen zu willfahren bes 
funden hat, fo find fämmtliche Gerichtöbehörden anzuweiſen, 
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daß fie fich in ber Correſpondenz mit den k. fächfifchen Behörden 
nad) der obigen Beftimmung zu benehmen haben. 


Defret des f. E, nieb. öfterr. App. Ger. v. 5. April 
1839, 3. 4851. 


(Maucher J. B. S. 257.) 


Zu Folge Eröffnung der f. f. Hause, Hof und Staats: 
fanzlei wurde mit Juftizhofdefret vom 27. März; 1839 3. 1758 
verordnet, die untergeordneten Gerichtöbehörden anzumeifen fich 
mit ben tosfanifchen Behörden in feine unmittelbare 
Gorrefpondenz vor der Hand mehr einzulaffen, fondern die für 
felbe beftimmten Requifitionsfchreiben im vorfchriftmäßigen 
minifteriellen Wege zu befördern. 


$. 34. 

Sollte der auswärtige Staat die Hebernehmung 
verweigern; jo ift gegen den ausländifchen Verbrecher 
in der Negel nach Vorſchrift des gegenwärtigen Straf: 
gefeßes vorzugehen. Dafern aber nach dem Strafge- 
feße des Ortes, wo er die That begangen hat, die 
Behandlung gelinder augfiele, ift er nach dieſem gelin- 
dern Geſetze zu behandeln. Dem Strafurtbeile muß 
noch die Verweiſung nach vollendeter Strafzeit ange: 
hänget werde. 


$. 35. 


— Die Strafe des Verbrechers ändert nichts an dem 


gung gaenfechte derjenigen, welche durch das Verbrechen belei: 
Ser. digt, oder beichädigt worden find, und welchen dafür 
Genugthuung oder Entihädigung von dem Verbrecher, 


feinen Erben, oder aus feinem Vermögen gebührt. 


Bon befchwerenden Umſtänden. 
(II. HSauptftüd.) 


$. 36. 


Im Allgemeinen ift das Verbrechen deſto größer, Mlaemeiner 


je reifer die Ueberlegung, je gefliffentlicher die Vor: Kisme- 


rungs-Um« 


bereitung, womit das Verbrechen unternommen wird, Rande. 
je größer der dadurch verurfachte Schade, oder bie 
damit verbundene Gefahr ift, je weniger Vorficht da- 
wider gebraucht werden kann, oder je mehr Pflichten 
dadurch verletzet werben. 


a) 
b) 
c) 


d) 
e) 


$. 37. 


Befondere Erfhwerungsumftände find: Belenhen 
Wenn mehrere Verbrechen von verfchiedener Gat- "Ham. 
tung begangen; 

wenn ebendasjelbe Verbrechen mehrere Male 
wiederholt; 

oder der Verbrecher fchon wegen eines gleichen 
Derbrecheng geitraft worden ; 

wenn er andere zum Verbrechen verführt hat; 


wenn er ber Urheber, Anftifter, Rädelsführer 


eines von mehreren Perfonen begangenen Ber: 
brechens geweſen iſt. 


Hofdekret vom 5. September 1788, an das inner 
öfterr. und nieb. öfter. App. Gericht. 
(Nr. 886 d. J. ©. ©.) 


(Maucher, 1. ®. ©. 267.) 


— — ada) Da der $. 177 der Hofef. Krimi. Ge 
richts-Ordnung nur von den NRüdfichten handelt, die aus ber 
Beichaffenheit der That und des Thaͤters fließen, fo ift ber 
Ausdruck Wiederholung, der nach feinem natürlichen Ver— 
ftande nur die öftere Ausübung der That andeutet, Feineswegs 
auf eine vorausgegangene Beftrafung zu erflären. 


Hofdef. vom 22. Dezember 1788, an das nieder- u. 
vord. Ööfterreidh. App. Gericht. 
(Nr. 943 d. I. G. ©.) 


Es fann zwar nie die Frage fein, ob Strafurtheile frem- 
der Linder hierlands in Vollzug zu bringen freien, demnach ge: 
hören auch die wider den Inquifiten obſchon in fiemden Län- 
dern verhängt gemwefenen, oder von denfelben bereits 
audgeftandenen Strafen in die dem Richter — — jur 
gewiefene Beurthii.ung der auszumeffenden Strafe. 


$. 38. 


Auch iſt es ein erjchwerender Umftand, wenn 
der Bejchuldigte in der Unterfuhung den Richter durch 
Erdichtung falſcher Umſtände zu bintergehen fucht. 


Bon Milderungs :Umftänden. 
(IV. Hauptſtück.) 


$. 39. 
Milderungsumftande, welche auf die Perfon des — 
Thäters Beziehung haben, ſind: „runden 


. 4) 


b) 
c) 


d) 


e) 


wenn ber Thäter in einem Alter unter zwanzig inte 
Fahren, wenn er ſchwach an Verftand, oder feine Reters; 
Erziehung vernachläfjiget worben ift; 

wenn er vor dem Verbrechen eines untabelhaften 
Mandel geweſen; 

wenn er auf Antrieb eines Dritten, aus Furcht 

oder Gehorfam das Verbrechen begangen hat; 

wenn er in einer aus dem gewöhnlichen Men- 
fchengefühle entftandenen heftigen Gemühtsbewe- 
gung fich zu dem Verbrechen hat hinreißen laffen; 

wenn er mehr durch die ihn aus fremder Nach- 
läfiigfeit aufgeftoffene Gelegenheit zum Verbrechen 
angelocet worden ift, als fich mit vorgefaßter 
Abſicht dazu beftimmet hat; 

wenn er von brüdender. Armuth fih zu bem 


Verbrechen hat verleiten laffen. 
7 
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g) wenn er den verurfachten Schaden gut zu machen, 
oder die weiteren üblen Folgen zu verhindern 
mit thatigem Eifer fich bejtrebet hat; 

h) wenn er, da er leicht entfliehen, der unentdeckt 
hätte bleiben können fich felbft angegeben, und 
das Verbrechen bekannt; 

i) wenn er andere, verborgen gewefene Verbrecher 
entdecket, und zu ihrer Einbringung Gelegenheit 
und Mittel an die Hand gegeben hat; 

k) wenn er wegen der, ohne fein Verfchulden ver- 
längerten Unterfuchung durch längere Zeit ver- 
haftet war. 


Dekret des f. k. nieder-öfterreich. Appel. Ger: vom 
24. Auguft 1838, 3. 7477. 
(Mauder 1. B. ©. 271.) 


In fo ferne das Alter unter zwanzig Jahren von dem 
Geſetze ald ein Milderungsgrund aufgenommen wurde, ift Dies 
fe8 durch Erhebung des Taufſcheines rechtlich zu Enpatuit. 
$. 40. 
ee Milderungsumftände in Rückſicht auf die Befchaf- 
35 * fenheit ber That find: 

a) wenn es bei dem Berfuche geblieben ift, nach 
Maaß, als der Verfuch noch von der Vollbrin— 
gung des Verbrechens entfernt geweſen; 

b) wenn. das Verbrechen mit freiwilliger Enthal- 
tung von Zufügung größeren Schadens, wozu 
die Gelegenheit offen ftand, verlibet worben ; 

c) wenn der aus dem Verbrechen entitandene Schade 
gering ift, oder, wenn der Beſchädigte vollkom— 
menen Erſatz oder Genugthung erhalt. 


Bon Anwendung der Befchwerungd: und 
Milderungd:Uimftände bei Beftimmung der 
Strafe. 


(V. Hauptftäd.) 


$. 41. 
Auf Beſchwerungs-Umſtände ift nur in fo ferne er 
Rücjicht zu nehmen, als dagegen nicht Milderungs— — 
Umſtände; und ebenſo auf Milderungs - Umſtän— zfömerungt- 
de, in fo ferne dagegen feine Beſchwerungs⸗ + Umerungran 
fände vorkommen. Nach Maaf, da die einen oder die 
andern überwiegend find, muß davon zur Verfchärfung 
oder Verringerung der Strafe Anwendung gemacht 
werden. 
$. 42. 
Bei Verfchärfung kann weder die Art der für Serteie- 
jedes Verbrechen beftimmten Strafe geändert, — Seraer. 
diefelbe über die gefehlich ausgemeffene Dauer hinaus terhaup: 


verlängert werben. 

$. 43, 

Bei DVerbrehen, worauf das Gefeh den Tobänttefem. 
verhängt, findet feine Verfchärfung der a Statt. deeſtrafen. 
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$. 44. 
—— Sind Verbrechen, worauf lebenslanger Kerker 
Feten heſtimmt iſt, mit beſchwerenden Umſtänden begleitet; 
ſo iſt nach Beſchaffenheit dieſer Umſtände auf Ver— 
ſchärfung nach dem $ 17 zu erkennen. 
$. 45. 
Peso Bei andern Verbrechen ſoll nach Wichtigkeit ber 
tr. Befchwerungsumftände die Kerferitrafe nach der längern 
oder längiten von dem Geſetze beitimmten Dauer aus— 
gemeffen, diefelbe auch verhältnigmäßig nach dem $. 17 
verfchärfet werden. 


$. 46. 


— Wenn bei Verbrechen, worauf Todesſtrafe oder 
rungsgrun-[ehenglanger Kerker verhänget find, Milderungsumſtände 
3 * ver eintreten; fo wird zwar der Richter das Urtheil nach 
Into dem Geſetze ſchöpfen, ſich aber noch weiter nach der 
frafe. im dem zweiten Abſchnitte“) dieſes erſten Theiles bes 
Strafgeſetzes enthaltenen Vorſchrift zu benehmen haben. 
*) Der citirte IT. Abſch. d. I. Th. d. St. ©. Handelt von dem Bew 

fahren; melde Berufung jegt nicht mehr praftif if. — 


Man fehe nunmehr $. 345 d. St. P. D. vom 17. Jänner 1850 bei 
dem folg. Paragrafe. 


$. 47. 
— Bei andern Verbrechen wird zur Regel feſtgeſetzt: 
a daß wegen Milderungs-Umſtänden ebenfalls weder die 
Art der Strafe, noch die geſetzliche Dauer verändert 
werden kann; fondern die Strafzeit nur innerhalb des 
Raumes, den die Gejege geftatten, zu verkürzen if. 
Wie weit aber in bejonderen Fällen auch davon eine 
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Ausnahme Statt finde, wird ebenfalls in dem gleich 
gedachten zweiten Abfchnitte‘) beftinmet. 


) Dan fehe die $$. 345 und 346 (XV. Hptſt. IX. Abfchn.) der 
Strafprogefordnung vom 17. Jänner 1850 über das Milderungsrecht 
des Schwurgerichtshofes. 

Diefe Paragrafe lauten: 


(St. P. O. v. 17. Jänner 1850.) 


$. 345. Wenn der Angeklagte zur Zeit des Verbrechens 
dad Alter von zwanzig Jahren noch nicht zurüdgelegt 
bat, oder wenn feit der Berübung ded Verbrechens ein Zeits 
raum von zwanzig Jahren verflofien ift und die Bedin— 
gungen des '$. 208 St. ©. B. I. Thl.*) eintreffen, fo hat 
der Gerichtöhof anftatt der Todesftrafe oder lebenslangen Ker— 
ferftrafe auffchweren Kerfer von zehn bis zwanzig 
Jahren zu erfennen. 


*) Der $. 208 I. Th. b. St. ©. lautet: 
Die Verjährung kommt aber nur demjenigen zu Statten, 
der: 
a) Bon dem Verbrechen feinen Nuten mehr in Händen; 
b) auch, in fo weit ed die Natur des Verbrechens zugibt, 
nach feinen Kräften Wiedererftattung geleiftet ; 
ec) ſich nicht aus dieſen Staaten geflüchtet, und 
d) in der zur Verjährung beftimmten Zeit fein Verbrechen 
mehr begangen hat. 


$. 346. Dem Schwurgerichtöhofe wird das Recht einges 
räumt, fowohl in ben Fällen des $. 345, ald überhaupt in 
allen Fällen, wo nach dem Geſetze die Strafe zwifchen zehn 
und zwanzig Jahren oder auf Lebenszeit auszumeffen ift, 
diefelbe wegen vorhandener Milvderungsumftände, zwar nicht 
in der Art, aber in der Dauer herabzufegen, jeboch auch in 
diefer nicht unter drei Jahre. In Fällen, für welche die 
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Strafe im Gıfege zwiſchen fünf und zehn Jahren beftimmt ift, 
darf der Gerichtöhof diefelbe wegen mildernder Umftände ſowohl 
in eine gelindere Art verändern, ald auch in der Dauer, jedoch 
nie unter ein Jahr, herabfegen. 


$. 48. 


Nur bei Verbrechen *) für welche die Strafzeit 
nicht über fünf Jahre beftimmt ift, kann ſowohl ber 
Kerker in einen gelindern Grad verändert, ale bie 
gefebliche Dauer verkürzet werden, in dem Falle, daß 
mehrere, und zwar ſolche Milderungsumftände zufam- 
mentreffen, welche mit Grund die Befferung des Ber: 
brechers erwarten laffen. 

*) Man fehe bei $. 26 II. Th. d. St. ©. (im I. Abfchn. d. allg. 
Th. d. Handb.) den Art. XI d. Patentes v. 17. Jänner 1850 über mehr. 


Milder. d. St G., wonach ber $. 48 und 49 I. Th. d. St. ©. auch auf 
Bergehen u. Uebertretungen ihre Anwendung finden. 


Höchſte Refolution vom 9. Jänner 1804. 
(Maucher 1. B. p. 279.) 


In folchen Fällen kann die Dauer ber Kerkerſtrafe auf 
einen kür zern Zeitraum als ſechs Monate beftimmt werben. 


Hofdef. vom 31. März 1804, an das innerzöfterr. 
App. Ger. 
(Nr. 661 d. I. ©, ©.) 


Ueber Anfrage — — — haben feine Majeftät zu be- 
ſchließen geruht: Der $ 48 des neuen Etrafgefeged räume dem 
untern Richter überhaupt, bei allen Strafen von 5 Jahren 
abwärts ausbrüdiich das Befugnig ein bei eintretenden mil 
dernden Umftänden die indgemein. im Geſetze ausgemeffene 
Strafdauer zu verfürzen, und der $. 49 verbinde fie unter ge: 
wiffen Umftänden fogar dazu. 
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Juftig-Hofdef. v. 5. Oftober 1804. 
(Mauer 1. B. p. 280.) 


Dir Kriminalrichter kann bei Verbrechen, gegen welche 
die Stafzeit nicht über fünf Jahre beftimmt ift, Die Strafe, 
milderndr Umftände wegen, auch unter ſechs Monate aus— 
meſſen. 


Juſtiz Hofdek. v. 8. Mai 1835, an das nied. öͤſterr. 
App. Ger. 


(Waſer p. 73.) 


Dem k. f. Appellationsgerichte wird über feine Anfrage 
— — bedeutet: Daß dem Kriminalrichter dad Befugniß nicht 
zufthe im Falle des $. a8 d. St. G. mit der Serferftrafe 
eine Brfhärfung zu verbinden, und hinfichtlich der längern 
Arreſtdaer zu fubftituiren, 


$. 49. 

Auſ foll bei Verbrechen, deren Strafe nach dem BVerande- 
Geſetze icht über fünf Jahre zu dauern hätte, aufrer Sırafe 
die fhuldife Familie zurückgefehen, und fo fern für 
diefelbe duch die längere Dauer der Strafe in ihrem 
Ermwerbungftande wichtiger Schade entftünde, bie 
Strafdauerabgefürzet werben, jedoch nur bdergeftalt, 
daß fie mit daſten oder Züctigung*) verbunden, folglich 
die längere Yauer durch die empfindlichere Strafe er: 
feßet werde. 


) (Man feipei $. 17 I. Th. d. St. 9. lit. c) die a. 5, Entſchl. 
vom 12. Mai 184 fir, Gub. Kundmach. vom 2. Juni 1848, 3. 13,877 
Abſchn. I. und 11.) 


Durch das Hoek. v. 27. Juli 1805, an db. lemberger App. 
Ger., Nr. 741 d. G. ©. wird unter befonderer Berufung auf die-im 
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$. 48 157%. b. St. ©. gegebene Anorbnung feflgefeht, daß auch In den 
Fällen des $. 49 d. Et. ©. I. Thls mit der Strafe unter ſes Mo: 
nate berafgegangen werden könne. (Man fehe Wafer p. 74.) 


Dekret des k. k. nied, öfterr. App. Ger. v. 7. Juni 
1812, 3. 6917. 


(Marder 1. ®., p. 282.) 


Nah dem MWortlaute und dem Geifte des $. ach. Et. 
®. 3. I. Thls, kann in Beziehung auf die fchuldlofe Familie 
nur die Abkürzung der gefeglichen Dauer der Straf, nicht 
aber auch eine Beränderung der Kerferftrafe in !inen 
gelindern Grad Platz greifen, 





Bon den verfchiedenen Gattungen der 
Verbrechen. 


(VI. Hauptftüd.) 


$. 50. 

Die Verbrechen greifen entweder bie gemeinfchaftz@inseitung 
liche Sicherheit unmittelbar in dem Bande des Staa-Verdreqhen. 
tes, in ben öffentlichen Vorkehrungen, ober dem öffent- 
lichen Zutrauen an; ober fie verlegen die Sicherheit 
einzelner Menfchen, an ber Perfon, dem VBermögeu, 
ber Freiheit oder andern Rechten. 


$. 51. 
Nach diefer Beziehung werben hiemit für Ber: Befonbere 

brechen erklärt: : nn 

1) Hochverrath und andere die öffentliche Ruhe 

ftörende Handlungen. 

2) Aufitand und Aufruhr. 

3) Deffentliche ca 

4) “) oo. 

”) Die unter Nr. 4 früher aufgeführte Mückfehr eined Verwie⸗ 


fenen ift als Mebertretung vach Maßgabe des $ 81 11. Thl. d. St. 
©. zu beitrafen.) (Patent v. 17. Jänner 1850 — Art. IV.) 


Sn 
erbrechen. 
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5) Mißbrauch der Amtsgewalt. 

6) DBerfälfchung der öffentlichen Kreditspapiere. 
7) Miünzverfälichung. 

8) Religionsftörung. 

9) Nothzucht und andere Unzuchtfäle. 

10) Mord und Todtichlag. 

11) Abtreibung der Leibesfrucht. 

12) Weglegung eines Kindes. 

-13) Verwundung oder andere körperl. Bethingen. 
14) Zweilampf. 

15) Brandlegung. 

16) Diebftahl. 

17) Raub. 

18) Betrug. 

19) Zweifache Ehe. 

20) Verläumdung. 

21) Den Verbrechern geleifteter Vorſchub. 


Bon Erlöfchung der Verbrechen und 
Strafen. | 


(XXVIN. Hauptitüd.) 





$. 201. 
Das Verbrechen erlifcht: 
a) durch den Tod des Verbrechers; 
b) durd die ausgeſtandene Strafe; 
ec) durch Erlaffung derfelben; 
d) duch Verjährung. 


$. 202. 


Erlös 
ſchungtar⸗ 
ten der 


Verbrechen. 


Der Tod des Thäters, dieſer mag vor, oder nach, De Te 


eingeleiteter Unterfuchung, vor oder nach geichöpften 
Urtheile erfolgen; hebt zwar die Verfolgung bee Ver: 
brechers, und die Anwendung der Strafe auf; jedoch 
hat das bereits angekündigte Urtheil feine Wirkung 
in Anfehung der nach dem $. 23 unter c) verlornen 
freien Verfügung über fein Wermögen. *) 

) Der $. 23 it. c) I. Th. d. St. ©. lautet wie folgt: 

$. 23. Mit den Etrafurtheilen, wodurch ein Verbrecher 
zur Todeöftrafe, zur ſchweren oder fchwereften Kerkerſtrafe vers 
urtheilt wird, find Kraft dieſes noch folgende Wirs 
fungen verbunden: 


Der Tob 
B . 
chers· 
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a) 

J er ee 

c) der Berbrecher. kann von dem Tage des ihm angefün- 
digten Lirtheiled, und fo lange feine Strafjeit dauert, 
weder unter Lebenden ein verbindliched Geſchaͤft fchlier 
fen, noch einen legten Willen errichten. Seine voris 
gen Handlungen oder Anordnungen aber verlieren we—⸗ 
gen der Strafe ihre Gültigkeit nicht. 


$. 203. %) 

Wenn ein Verbrecher durch Selbftmord fich ber 
Beitrafung entzogen hat, ſoll bei Verbrechen, die gro- 
Bes Aufiehen ermwecket haben, dafern das Verbrechen 
geſetzmäßig erwielen ift, der Name des Verbrechers 
mit dem Inhalte feines Verbrechens auf diejenige Art 
fundgemadyt werden, die im zweiten Abichnitte $. 498 
vorgejchrieben ift. 


*) Der $ 203 beruft fi auf den im II. Akfchnitte enthaltenen $. 
498 I. Th. d. St. .G 


Diefer 5 ift aber dem frühern Derfahren entnommen und hat laut 
Art. J. u. U. d. St P. O. von 17. Jänner 1850 mit demfelben zu ents 
fallen. 

Die oben angegebene Berufung ftellt fi daher als unpraktiſch 
dar und wird $ 203 überhaupt nur der Bollftändigfeit wegen angeführt. — 


$. 204. 
b) bie Bol- Menn der Verbrecher die wider ihn erfannte 


"eiate. Strafe ausgeftanden hat, ift dag Verbrechen für ge: 
tilgt anzufehen. Der Beftrafte tritt wieder in alle 
gemeinfchaftliche, bürgerliche Nechte, fo weit ihr Ver: 
luft nicht unter den in dem $. 23 ausgedrückten Fol- 
gen der Verurtheilung begriffen ift, oder nach dem $. 


22 damit verbunden wird. Gr kann daher in dem 
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Genuße ſolcher Rechte von Niemanden gehindert ober 
gekränket werden. Auch fol ihm, fo lange er feinen 
Mandel mit Nechtfchaffenheit fortieget, über dag Ver: 
gangene von Niemanden ein Vorwurf gemacht, noch er 
darüber auf irgend eine Art geichmähet werben. 


$. 205. 


So weit die zuerfannte Strafe nachgefehen wor⸗c) vi Dat 
den, hat die Nachlicht eben die Wirkung, wie die aus: 
geftandene Strafe. 


$. 206. 
Durch Verjährung erlifcht Verbrechen und Strafe, une 
wenn der Thäter vom Tage des begangenen Verbre: 
chens an zu rechnen, in der vom gegenwärtigen Ge- 
fee beftimmten Zeit nicht in die Unterfuchung gezo— 
gen worden. 


$. 207. 
Die Zeit der Verjährung wird 

a) für Verbrechen, worauf lebenslauge Kerkerſtrafe 
geſetzt ift, auf zwanzig Jahre; 

b) bei folchen, die nach dem Geſetze mit einer Strafe 
von zehn bie zwanzig Jahren *) belegt werden 
folten, auf zehn Jahre; für alle übrigen Bere 
brechen auf fünf Jahre beftimmt. 

*) (Man fehe ven $ 345 d. Strafprozeßordnung vom 17. 
Jänner 1850 bei $ 47 1. Tb. d. St. ©, in diefem Abjchnitte.) 
Zu Folge diefes $ 345 d. Et. P. D. vom 17. Jänner 1850 hat 


der Schwurgerichtshof, wenn ter Angeflagte zur Zeit der Verübung des 
Verbrechens das Alter von 20 Jahren noch nicht zurückgelegt Hat, auſtatt 


110 
der Toderftrafe oder Iekenslangen Kerferfirafe: auf ſchweren Kerker 
von zehn bis zwanzig Jahren zu erfennen. 


Ge ift alfo die Strafe von zwanzig Jahren die höch ſte, auf welche 
bei jungen Leuten unter zwanzig Jahren erfannt werten fann, — umb daher 
auch nad) der Analogie des Hofdekretes vom 7. Auguſt 1808, das dieß 
ausdrücklich ausfpricht, indem es ſich auf das Hofbef. vom 5. Dftb. 1804 
Nr. 695 d. F. G. ©. und den $ 431 des frühern Verfahrens bezicht — 
bier zum Maßſtabe der Verjährung die Strafdauer von 
zehn bis zwanzig Jahren ($. 207 lit. b) anzunehmen. 


$. 208. 


Die Verjährung kommt aber nur demjenigen zu 
Statten, ber 

a) von dem DBerbrechen feinen Nupen mehr in 
Händen; 

b) auch, im fo weit ed die Natur des Verbrecheng 
zugibt, nach feinen Kräften Wiedererftattung ge: 
leiſtet; 

ec) ſich nicht aus dieſen Staaten geflüchtet; 

d) in der zur Verjährung beftimmten Zeit fein Ver: 
brechen mehr begangen hat. 


$. 209. 


Manır Die Wirkung der Verjährung ift, daß weder 
förnegarı Unterfuchung noch Strafe wegen eines ſolchen Ber: 


brechens mehr Statt haben kann. 


$. 210. 

Bei Verbrechen, worauf die Tobesftrafe verhängt 
it, ſchütßt Feine Verjährung vor der Unterfuchung und 
Beitrafung. Wenn jedoch von der Zeit eines folchen 
verübten Verbrechens ein Zeitraum von zwanzig Jah: 
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ren verftrichen ift, und die im $. 208 angeführten 
Bedingungen eintreten, hat die im zweiten Abjchnitte 
$. 431°) enthaltene Vorfchrift ihre Anwendung. 


*) Anftatt der nunmehr unpraftifchen Berufung auf $ 431 {ft bie 
auf $ 345 d. Strafprozgeforpnung unterzuftellen. 

(Sieb $ 345 bei $ 47 1. Thl. d. St. ©. in diefem Abjchnitte.) 

Der $. 345 d. St. P. D. oronet an, daß unter ben eben angeges 
benen Berhältnifien ver Shwurgerichtähof auf [hweren Kerker 
von zehn bis zwanzig Jahren zu erkennen habe. 
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Bon den fchweren Polizei:llebertretungen 
überhaupt. 


(1. Hauptftüd.) 


§. 1. 

Die ſchweren Polizei-Uebertretungen find indge-Asemeine 
fammt Handlungen oder Unterlaſſungen, die jeder algiitct vo 
unerlaubt von felbft erkennen kann; oder, wo bern in An 
Uebertreter die befondere Verordnung, welche übertre:f@m. ‚Bel. 
ten worden, nach feinem Stande, feinem Gewerbe, tungen. 
feiner Befchäftigung, ’ oder nach feinen Verhältniffen 
zu wiffen verpflichtet ift. Die Unwiffenheit kann alfo 
bei ſchweren Polizei-Uebertretungen nicht entjchuldigen: 


$. 2.*) 

Auch Ausländer, die fih in biefen Ländern auf: Beine 
halten, Eönnen fchwerer Polizei= Webertretungen ſchul- Austander. 
dig werden, da fie verbunden find, überhaupt die auf 
öffentlihe Sicherheit und Ordnung fich beziehenden 
allgemeinen Verordnungen fich befannt zu machen, und 
dafern fie ein Gefchaft unternehmen, auch bie befon- 
deren Verordnungen, welche auf dieſes Gefchäft Bes 
ziehung haben. 
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) Das Hoffanzleidel. v. 20. Februar 1812, 3. 2221, wels 
ches anorpnet, daß ein Anslänver, der in einem fremden Etaate ſich eines 
Bol’zeivergehens, das nach dem üfterreichifchen Straf ever eine ſchw. Pos 
ligefübertreiung wäre, ſchuldig gemacht, fh in das eſterreichiſche Gebiet 
geflchtet hat, umd von der ausländ’fchen Bchörve rellamirt wird, nad 
feinem Uckertritte in das ofierr. Gebſet als Binmwanderer zu betrady 
ten, und nach den Feflehenden Molizeivorfchrijten zn behandeln fei, tit Bei 
$. 33 1. Th. d. St. ©. angefuhrt. 


(Man fche daher die bei $. 33 I. Th. d. Et, aufgeführten DBerorbn. 
(im J. Abſchn. d. allg. Theiles.) 


Man sehe das Hoffanzleibet. vom 24. April 1828, 3. 9063, 
über die Aredehnung des $. 30 I. Th. dv. St. ©. auf tie im Andlanre 
von einem Inländer begangenen fhw. Pol. Uebert. im I. Abſchn. 
d. allg. Theiles kei $. 30. 


$. 3, 
—*2 Obgleich Handlungen, die ſonſt Verbrechen ſind, 
ge Zur in einer zufälligen Trunkenheit verübt, nicht als Ver— 
en im brechen angefehen werben fonnen; fo find biefelben 
—— dennoch nach Beſchaffenheit der Umftände als jchwere 
Bolizei-Uebertretungen zu beftrafen. 


! 


Allerh. Entfhliegung vom 16. März 1833. 
Hoftanzleideftet vom 26. März 1833, Zahl 6427. 
(Prov. G. ©. v. J. 1833, für d. venet. Gub.) 


(Lügenau 1. B. ©. 63.) 


So wie dad Strafgefe in feinen Beftimmungen über 
ſchwere Poligeis Mebertretungen die Zurechnung derfelben. nicht 
aufhebt, wenn fie im Zuftande der Trunfenheit begangen 
wurden, fo muß in dergleichen Fillen die Zurcchnung ſiets zu⸗ 
gelaffen werden, fobald die im Zuftande der Trunfenheit bes 
gangene Handlung alle äußeren Merkmale jener Art 
von MUebertretungen an fich trägt, welcher fie gefeplich einge, 
reiht ift. 
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$. A. 

Die firafbaren Handlungen der Kindheit bis —— 
dem vollendeten zehnten Jahre find blos der häusli-, Ambi 
hen Züchtigung überlaffen; aber von dem angehenden: nun 
eilften bis zu dem vollendeten vierzehnten Jahre wer ic, ie, 
ben Handlungen, die nur megen Unmündigkeit bes Ihr 
Thäters nicht als Verbrechen zugerechnet werden, ale 
ſchwere Polizei - Webertretungen beftrafet. 


Hoffanzleidefret vom 28. Auguft 1828, 3. 20,493. 
(Fir. Gub. Verord. vom 14. Sept. 1828, 3. 18,812.) 
(Tirol. Prov. ©. ©. 1828) 


(Lügenau I. B. ©. 64.) 


Aus Anlaß eined vorgefommenen Zweifeld über die Zu: 
rehnungsfähigfeit der nicht unterrichteten Taubſtummen bei 
ſchweren Polizetübertretungen oder minderen Vergehen, wird 
bedeutet: daß die Taubftummen bei ſchweren Pol. Uebert. 
und mindern Bergehen nicht abfolut ftraflos angefehen 
werden fönnen, weil ihre phufifche Unvollkommenheit mit der 
Biödigfeit oder Beraubung des Verftandes, welche jede Zurech— 
nung ausfchließt, nicht immer verbunden ift. 

Der Richter hat daher in jedem befondern Falle die Zu— 
rehnungsfähigfeit der Taubftummen und den Grad 
der Strafbarfeit einer von ihnen verübten gefeßwidrigen Hand- 
lung nah Maaß ber Einwirlung ber phyſiſchen Eigenfchaft 
des Thäterd auf fein Erfenntnißvermögen, und überhaupt der 
größern oder geringern Entwidlung feiner geiftigen Fähigfeit 
zu beurtheilen. — — — 

Im Uebrigen bleiben nach dem Sinne des $. 230 II. Th. 
d. Et. ©. diejenigen, welchen die Aufficht über folche Indivi— 
duen obliegt, wegen der in Erfüllung diefer Pflicht unterlaufes 
nen Sorglofigfeit verantwortlich. 
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$. 5. 
rei Schon die gegen ein Verbot vollbrachte Hand: 


gen an A [ung, ober gegen ein Gebot gefchehene Unterlaffung 


au olne 


&iſt am fich eine ſchwere Polizei-Webertretung, obgleich 


ram weder eine böfe Abſicht dabei mit untergelaufen, noch 
vel. uchert. Schaden ober Nachtheil daraus erfolget iſt. 


$. 6. 

Be Auch der Verſuch einer fehweren Polizei- Weber: 

Belzugmuzttefung macht ftrafbar, wenn der Vollzug der Ueber: 

am tretung nicht aus dem Willen des Handelnden, fon: 

* dern blos durch Dazwiſchenkunft zufälliger Umftände 
unterblieben: ift. | 


8.7. 
Amen — Dadurch, daß nach Orts- oder perfönlichen Um— 
re ränden manche Gegenftände der fchweren Pol. Ueber: 
tretungen irgendwo nicht vorhanden find, verliert biefes 
Strafgefeg nichts von feiner Allgemeinheit: die An: 
wendung beffelben tritt ein, fobald die Veränderung 


der Umftände dazu geeignet macht. 


Bon den Strafen der fchwereu Polizei: 
Webertretungen überhaupt. 


(U. Hauptſtück.) 


S. 8. 


Die ſchweren Polizei- Uebertretungen werden bez Sattunem 


der Strafen 


ſtraft: Bol. Ueber 
a) um Geld; — 
b) mit Verfall von Waaren, Feilſchaften, oder Ge— 
rathe; 
c) mit Berluft von Rechten und Befugniffen; 
d) mit Arreft; 
e) mit fürperliger Züchtigung; *) 
f) mit Abfchaffung aus einem ‚Orte; 
g) aus einer Provinz; 


h) aus fämmtlichen andern des öfterreich. Staates, 


HA. h. Enıfhliegung v. 22. Mai 1818. Bub. Kund- 
machung in Tirol vom 2. Juli 1848, 3. 13,877. 
— — I dein — — — dem $. 8. lit. e) 85. 15, 


16, 19 Jit. a) und c) und $. 21 des II. Th. d. St. ©. ent: 
haltenen Borfipriften werden außer Wirkſamkeit gefept. 
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Es darf daher von jegt an — — feine Verurtheilung 
wegen ſchweren PBolizeiübertretungen — — 
— — qh zur körperlichen Züchtigung, 

— e) zur öffentlihen Ausſtellung im Kreife mehr ers 

folgen. *) 

U. In ben Källen, für melde eine diefer Strafarten in 
den Gefegen ald Verſchärfung angedroht ift, ift entweder bie 
Hauptftrafe innerhalb der gefeglihen Scranfen verhält: 
nigmäßig ftrenger zu beftimmen, oder derfelben eine an- 
dere gefeglich zuläfige Berfhärfungsart hinzu zu fügen. 

In fo ferne die förperlihe Züchtigung für fchwere 
Polizeiübertret. als Hauptftrafe feftgefegt wäre, ift biefelbe 
unter Anwendung des $. 23 Il. Th. d. St. ©. in Arreftftrafe 
mit Rüdfiht auf den Nahrungsftand des Sträflingd abzus 
ändern. 


I. Körperliche Züchtigung ift fünftig auch ald Disci- 
plinarftrafe wider Befchuldigte und Sträflinge nicht mehr 
zu verhängen. — — — 


Niederöfterr. Regierungs-Verordnung vom 9. Sept. 
1835, 3. 49,088, an den Wiener Magiftrat. 


(Lügenau 1.8. ©. 68.) 


— — 68 find demnach alle nach dem 1. Auguſt l. J. 
begangenen ſchweren Polizei-Uebertretungen nach der neuen 
Vorfchrift zu behandeln, beziehungsweife die auf fie in dem 
Etrafgef. I. Th. feftgefegten Geldftrafen in Conv. Münze 
zu bemeffen. — — — 


*) (Man febe I. Atfchnitt des allgemeinen Theils bei $. 17 1. TH. 
d. Et. ©.) 


Präfivialfhreiben ded Herrn Präfidenten der 
PolizeirHofftelle. (Böhm. Gub. Verordn. vom 13. 
Auguft 1835, 3. 38,576.) 


(Lügenau I. B. S. 68.) 


— — Wird hiemit verordnet, daß zur Erzielung eines 
gleihförmigen Verfahrens vom Tage der Kundmachung anzus 
fangen, von Seiten der Poligeibehörden nach der Analogie der 
bezeichneten a. h. Entföhliefung (die unmittelbar frühere) aud) 
die für die verſchiedenen Gattungen Fleinerer Bolizeivers 
gehen fiftgefegten Geldftrafen in Conv. Münze zu be— 
meffen, und einzuheben fein. — — 


Hoffanzleidek. v. 6. April 1838, 3. 7339. 
(Allgem. Polit. G. ©.) 
(Lügenau I. B. pag. 329.) 


— Mird bedeutet: 

a) in den Fällen von einfachen Polizeivergehen 
und Lebertretungen politifher Vorſchriften find 
die zu verhängenden PBönfille Fünftig nur in der Va— 
luta der Conv. Münze zu bemefien; 

b) bei den fogenannten arbiträren Geldſtrafen bes 
darf es hinfichtlich der Art der Bemeſſung — — 
feiner nähern Beftimmung. 

c) bei denjenigen Bergehen, für welche ver Ziffer der 
Strafe durch pofitive Vorſchriften vorgezeichnet if, 
hat die Umfegung auf Conv. Münze in der Regel 
im gleichen Rominalbetrage Statt zu finden; es ift 
jedoch von den Strafbehörden darauf zu fehen, daß bei 
der Ausmeffung der Strafe zwifchen dem vorgezeichnes 
ten Minimum und Marimum auf den Werth ver 
Eonv. Münze» Baluta die geeignete Rüdficht getragen 
werde. — — — 
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$.9. 
Ge, Bac- Die an Geld, an Waaren, Feilſchaften oder Ge: 


ren u. Ge⸗ 


un -räthe wegen fehwerer Polizei: Nebertretungen verwirkte 


mein Strafe verfällt jedes Mal dem Armenfonde des Orteg, 
wo die Liebertretung begangen worben. 


Das Hofbelr. v. 6. März 1840, 3. 4069 orbnet an, daß auch bie für 
PolizeisVBergeben verhängten Geldſtrafen, für welche feine eigene 
gejegliche Wiomung befteht, dem Aımenfonde zugeleitet werden follen. 


Niederöfterreihifhe Regierungsd-Berordnung 
v. 7. Sept. 1801, 3. 2462, 


an den Wiener Magiftrat. 
(Lügenan 1. Th. ©. 73.) 


Der Magiftrat in Wien hat fih die Vermögensver— 
hältnifje der Inquifiten von Amtöwegen ausweifen zu 
laffen, um nicht inconfiquente Uetheile und Strafbeftimmuns 
gen zu fchöpfen, welche zu Recurfen Anlaß geben. 


$. 10. 
Verluſt von Der Berluft von Rechten und Befugniffen wird 


Rech r ’ ’ 
B-huanigen verhängt, gegen graduirte, oder andere ein Amt, oder 


feier „reine Beſchäftigung unter öffentlicher Beglaubigung aus— 
ende Perſonen; gegen folche, die ein Handwerck oder 
Gewerbe ald Bürger, oder unter erhaltener obrigfeili- 
cher Bewilligung treiben. Dieſe Beftrafung wird auf 


beftimmte Zeit, oder für beftändig zuerfennet. 
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HoffanzleisDefret vom 10.April 1817, Zahl 8170. 
Allgem. Polit. G. S. vom Jahre 1817. 


(Lügenau 1. Th. ©. 75.) 


— — Uebrigens findet zu Folge der Eingangs er: 
wähnten a. bh. Entſchließung (v. 31. März 1817) eine. Aende— 
rung des dritten Strafgrades, nämlih de8 Gewerbsver— 
luftes, oder die Subftituirung einer anderen Strafart 
nicht Statt, und es hat bei der Beftimmung des Strafgeſetzes 
fortan zu verbleiben; nur darf im Falle des eintretenden drit- 
ten Strafgraded dem Sculdiragenden auf feine Art geftattet 
werden, während ber Unterſuchung oder vor gefälltem 
Urtheile — — von dem Gewerbe abzutreten. — — 


$. 11. 

Die Strafe des Arreftes hat zwei Grabe: ber 
erfte wird durch Arreft. ohne Zufaß, bezeichnet; und 
beiteht in Verfchließung in einem Gefangenhaufe ohne 
Eijen; wobei dem Verurtheilten, wann er fich ben 
Unterhalt aus eigenen Mitteln, oder durch Unterftügung 
ber Seinigen zu verichaffen fähig ift, die Wahl jeiner 
Beichäftigung überlaffen bleibt. 


6. 12. 
Der Arreft des zweiten Grades wird burch den 
Zufaß: Strenger Arreft, bezeichnet. Im diefem wird 


der Derurtheilte mit leſchten Gifen *) an Füßen bele- 
get, täglihd nur mit einer warmen Speije genähret, 


zum Trunke auf Waffer befchranfet: ihm wird fein 
Befuch Feine Unterredung, als in Gegenwart einer 
obrigkeitlichen Perſon geftattet und eine Arbeit zuge 
wieſen. 


Ar 


reſt. 
Erſt. Grab. 


Zweiter 
Grab. 
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)YKaiſ. Patent v. 17. Jänner 1850, Art. X. 
(Milderung der Strafgefege.). 


Art. X. Die in dem $. 12 des IL. Thle. des Straf 
gefegbuches vorgefchriebene Beffelung der wegen -Bergehen 
oder Uebertretungen zum ftrengen Arrefte verurtheilten Perfos 
nen hat gänzlich wegzufallen. 


Hoffanzleidef. v. 30. Juli 1841, 3. 21,394, 
an die NRiederöfterr. Regierung. 


(Lügenau 1.8. ©. 79.) 


Im Einverftändniffe mit der oberften Juftisftele ift der 
Regierung bereitd mit Hoffanzleivefret vom 12. Nov. 1812, 
Nr. 17,162 bedeutet worden, es fei über die Frage: worin 
die gemäß $. 313 d. 1. Th. d. St. G. an die Eriminal-Inquie 
fiten zu verabreihende warme Speife zu beftehen habe, von 
der Regierung gemeinfchaftiih mit dem k. f. Appell.»Ger. unter 
Beiziehung einiger Aerzte bie Berathung zu pfle 
gen, und der gemeinfchaftlihe Beſchluß hierüber als Vorſchrift 
zu ertheilen. e 

Wenn e8 fih nun darum handelt, aus was die gemäß 
$.12 0. St. G. U. Th. an vie Arreftanten des 2. Grades täge 
lich zu verabreihende warme Speife zu beftehen habe, fo 
wird ſich nach der Analogie hiebei ebenfalld nach den Bıftims 
mungen des obigen Hofdefreted vom 12. Nov. 1812 zu hal 
ten, mithin von der Regierung unter Beiziehung einiger 
Aerzte hierüber zu berathen und das Befihloffene in 
Ausführung zu bringen ſein. — — 

Nachdem übrigens gemäß Hoffanzleidefreteds vom 9. Juli 
1835, 3. 14,339, Se. Majeft. in Beziehung der Verpflegung 
der Eriminalfträflinge einige Begünftijungen eintreten zu lafe 
fen geruhten, fo wird bei der obigen Berathbung und Schlußs 
nahme auch hierauf die beziehungsweiſe Rüdficht zu nehmen 
fin. — — 
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Niederöfterr. Regierungs-Verord. v. 22. Nov. 1841, 
3. 63,991, 
an den Wiener Magiftrat. 


(Lügenan I. Th. ©. 80.) 


Die Verföftigung der im hiefigen k. f. Polizeihauſe 
verpflegt werdenden ſchweren Polizeiübertretungsfträfr 
linge ift nah Maß der verfchiedenen Arreftgrade und der dar 
mit allenfalld verbundenen Berfchärfung mit Faften, wie folgt, 
feſtgeſetzt: 


(A) Im Arreſte des J. Grades, wenn ſich der Verhaf⸗ 
tete den Unterhalt nicht aus eigenen Mitteln, oder durch 
Unterſtützung der Seinigen verſchafft, täglich: Suppe und 
Gemuͤſe, von jedem ein Seitel, und an Beot 48 Loth 
als ordentliche Koſt; zudem wird am Senntage und Don- 
nerftage jeder Woche,‘ fo wie an den Hauptfeiertagen des 
Jahres jedem Sträflinge ald eine Zugabe eine Fleifch- 
portion pr. 6 Loth verabreicht. 

Diefe letztere Mebung gründet ſich auf das analoge 
Verfahren bei Griminalftcäflingen, welchen Se. k. f. Maj. 
gemäß Hofdef. vom 9. Juli 1835 einige Begünftigun- 
gen in der Straffoft zu bewilliget geruht haben. 


(B) Im Arrefte des I. ©rades, täglich Suppe oder 
Gemüfe, und zwar ein GSeitl, und an Brot 48 Loth, 
dann die Fleifchportion wie ad A. 


(C) Bei der VBerfhärfung des IL Grades mit Far 
ften, mit Hinblit auf $. 20 IL Th. d. St. ©. Suppe 
oder Gemüfe, und zwar ein Seitel, und an Brot 48 
Loth, dann die Fleifchportion wie ad A. 


(D) Bei ber Berfchärfung des Arrefted bes U. Grades 
mit Faften — Bıot und Waflır. 


(Die Verordnung des kihm. Guberniums v. 21. Juli 1831, Zahl 
23,377, Pr. ©, ©. f. Böhmen v. I. 1831 (Lügenau's Befegfamml. I. Br. 
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©. 81) enthält eine eigene Speifetabelle zur Verpflegung ber pollt. 
Arreftanten für ſaͤmmtl. Wochentage.) 


Nah dem Hoffanzl.sDef. v. 31. Derb. 1835, 3. 34,373 (kir. 
Verord. v. 28. Jänner 1836, 3. 676) müflen die Lagerftätten mit Stroßs 
fäden, Leintüchern und Etrchrolftern verfehen und ſtets reinlich gehalten 
werden. 


(Man fehe die über den Gekrar der Grbauungsbüder ıc., bie 
Verpflegung der jüdiſchen Sträflinge ac. erlailenen Berorpnungen im 
1. Abſch. d. allgemeinen Theiles dief. Handbuches bei $. 12 u. 13 I. Th. 
dv. Et. ©.) 


Verordnung der f. f, Eentral-Drganifirungss 
Hoffommiff. v. 20. Juni 1817, 3. 7352. 


(Tir. Bub. Verord. vom 10. Quli 1817, 3. 17,002.) 
Pcov. ©. ©. v. 3. 1817.) ‚ 


Die k. k. Cent. Org. H.ffommifl. hat unterm 20. Juni, 
3. 7352 der Randesftelle zu erinnern befunden, daß wohl ein 
furzer Correctionsarreſt von 21—48 Stunden auf ar: 
beitöfreie Tage übertragen werden könne, daß aber 
eine über ſchw. P. Ueb. gefeglich ausgeſprochene Arreftftrafe 
von längerer Dauer fih nicht unterbrechen laſſe, fondern, 
wenn fie einmal angefangen hat, unausgefegt vollzogen 
werden müfle. — — 


Niederöfter. Reg. Verord. vom 14. Auguft 1844, 
3. 10,270. 


(Lügenau's Geſet ſamml. I. Thl. ©. 90.) 


Die Abtheilung des Strafarreftes fann nicht 
willfürlich eintreten, weil dieſe Abtheilung der Strafe eine 
Milderung für den Inculpirten ift, die als ſolche nicht in 
dem Bereiche der erften Inftanz liegt. 


$. 13. 
Hausarzt. Außer dieſen beiden Graben des Arreftes kann 
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auh auf Hausarreſt, entweder gegen bloße Angelo- 
bung, fich nicht zu entfernen, oder mit Aufftellung 
einer Wache erfennet werden. Der Hausarreft ver: 
pflichtet den Verurtheilten fich unter feinem Vorwande 
vom Haufe zu entfernen, bei Strafe die noch librige 
Arreftzeit in dem öffentlichen Verhaftorte zu vollftreden. 


$. 14. 
Die fürzefte Dauer des Arreftes ift von vier Bunte un 
und zwanzig Stunden; die längjte von ſechs Mo- au va 
naten *). 


*) Daß die Berechnung nach dem Kalender zu gefchehen habe, 
uf. Hofdelt. v. 7. Mai 1819) wurde ſchon im I. Abſchn. des allgem. 
Th. bei $. 15 1. Th. d. St. ©. bemerft. 


$$. 15 und 16. *) 


®) Diefe $$. 15 u. 16 II. Th. d. St. ©. von ber Strafe der kör— 
perlichen Züchtigung und der Art der Vollftredung derſelben, find 
duch a. 5. Entichliefung vom 22. Mai 1848 (Gub. Kundm. in Tirol v. 
2. Juni 1848, 3. 13,877, Atf. I.) ausdrücklich aufgehoben. Die 
jelben werden daher übergangen. 


(Sieh 11. Abſch. des allgem. Th. bei $. 8 — u. I. Abſchn. bei $. 17 
1.6. d. St. ©. 


$. 17. 


Die Abfchaffung aus einem Orte, oder aus einer * 
Provinz findet Statt gegen öſterreichiſche Unterthanen 
auf beſtimmte, nach Beſchaffenheit der Uebertretung 
und Umſtände auch auf unbeſtimmte Zeit. Auf Ab— 
ſchaffung aus den ſämmtlichen Provinzen des üfter- 
teichifchen Staates kann nur gegen Fremde erkannt 
werden. 
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Hoffanzleidef. vom 12. Apr. 1805, 3. 7247, 
an die niederöſt. Reg. 


(Lütenau, J. B. ©.99.) 


— — und will man die Regierung nur dahin aufe 
merkſam machen, daß der Umſtand des Berehlichtfeins 
nicht ſtets, noch für fih allein, fontern nur beim Zufammen- 
treffen mehrerer Umftände als ein Grund zur .Nachficht der - 
Abſchaffung anzunehmen fe. — — 


Hoffanzleidefret vom 12. November 1818, 
3. 25,143, 
(Lügenau I. B. ©. 99.) 


Ueber die Anfrage, ob ein ſchw. Boligeisllebertreter aus 
dem Geburts- oder Zuftändigfeitsorte abgefchafft wer- 
den fönnte, wird — beveutet, fich fünftig nach der ausdrück— 
lichen Borfchrift des $. 259 *) St. G. U. Th. um fo genauer 
zu benehmen, ald die Gefeggebung die von der Landesſtelle 
aufgeftellten Ruͤckſichten, — welche bei fehr vielen Berurtheils 
ten diefer Art ganz diefelben find — bereit in gehörige Er— 
wägung gezogen hat. — Der geäußerten Beforgnig einer auf 
dem flachen Lande Statt habenden geringeren Bolizei-Aufjicht 
fann übrigens durch gehörige Ausfüllung des Schubpaſſes und 
durch eine zweckmäßige Erinnerung an die Poligeibehörde des 
fünftigen Aufenthaltöortes wirkfam begegnet werden. 


*) Der 8. 259 I. Th. d. St. G. enthält die auf die wiederholte Ue— 
bertretung der Kuppelei geſetzte Strafe und fügt bei: — daß nad 
vollfiredter Strafe ein folder Uebertreter aus dem bisherigen Aufent- 
baltsorte, und eine fremde Perfon aus den ſämmtl. Grbländern 
abzuſchaffen ſei. 

Man ſehe $. 259 II. Th. d. St. ©. bei den den Bez. Colleg. Ger. 
zugewiefenen Vergeben im II. Abſch. diefes Handbuches (beſond. Theil 
B. Nr. 12). 
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Hoffanzleidelret v. 21. März 1838, Zahl 6407. 


Reg. Verord. v. 12. April 1838, 3. 18,134 an den 
Wiener Magiftrat. 


(Lügenan.) 


Die in einem fpeciellen Falle von der Regierung aus» 
gefprochene Anfiht, daß hieher zuftändige Perſonen nie 
mals aus Polizei-Rückſichten von hier abgefchafft werden 
fönnen, wurde mit dem citirten h. Hoffanzleivefrete ald gehös 
tig begründet zur Nachricht genommen. 


Niederöfterr. Regierungsbefcheib v. 29. Nov. 1808, 
3. 787. 
an ben Wiener Magiftrat. 
(Lügenau.) 


— Im jedoch für die Zufunft derlei gegen fo mandhe 
mehr oder weniger fchuldlofe Revertenten zu unbilliger 
Härte Anlaß gebende Begrifföverwechlelung von geſetzlicher 
Abſchaffung, die nah $. 81 I. Th. d. St. ©. Statt 
findet, und der bloß polizeimäßigen Entfernung zu 
vermeiden, und alle Undeutlichkeit fünftig zu befeitigen, hat 
der Magiftrat von nun an, wenn auf die Entfernung eines 
Inquifiten erfannt wird, in dem Urtheile und Erfenntniffe be— 
ſtimmt auszudrücken, ob ſolche ald von dem Geſetze auds 
drüdlich angeordnete Abfchaffungsftrafe, oder blos aus Polis 
jeisHinfichten erfannt werde. 


$. 18, 

Die bier aufgeführten Strafarten werden auch Tfkar 
verfchärfet. Eine Verſchärfung im Allgemeinen iſt, rer 
wann von ben einzelnen Strafen mehrere vereiniget 
werden. Sie hat jedoch nur in denjenigen Fällen 
Statt, für melde, und nah dem Maße, wie fie in 
dem gegenwärtigen Gefege beftimmt ift. 
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$. 19.°) 
er Der Arreft insbefondere wird verfchärft: 
MIEBEN, a) durch körperliche Züchtigung; 
b) durch Faſten; 
C) durch öffentliche Ausftellung ; 
d) durch fehwerere — oder 
©) öffentlihe Gemeinde-Arbeit. 


*) Man ſehe die a. 5. Entichliefung v. 22. Mai 1848 (Gub. Kunds 
madhung in Tirol v. 2. Juli 1848, 3. 13,877) bei 8.811. Th. d. St. G. 
in diefem II. Atfch. des allg. Theiles, und bei $. 17. I. Th. d. St. ©. 
im allg. Th. I. Atfch. dief. Handbuches. Durch diefe a. b. Entſchließung 
wird die im $. 19 II. d. St. ©. lit. a) u. e) ausgefprochene Verſchär— 
fungeſtrafe durch Züchtigung und üffentlihe Ausſtellung aufge: 
hoben und als Regel feſtgeſetzt, daß anſtatt dieſer Verſchärfungen entwe— 
der die Hauptſtrafe innerhalb der geſetzlichen Schranken verhältnißmä— 
fig ſtrenger zu beſtimmen, oder derſelben eine andere geſehlich zus 
läpige Verfhärfungsart hinzugefügt werde, 

Unter Anwendung eben bdiefer Regel ift durch Art. I. des Pat. v. 
17. Jänner 1850 die im $. 19 lit. e) I. Th. d. St. ©. aufgeführte 
Anhaltung zur Öffentlichen Gemeindearbeit aufgehoben. 


(Man fehe hierüber Art. I. d. Pat. v. 17. Jän. 1850 bei $. 17 1. TH. 
d. St. im allg. Th. I. Abfch. dief. Handb.) 


$. 20. 
— Wird die Verſchärfung durch Faſten, dem Ar— 
‚ame: refte des erſten Grades angehängt, jo wird der Sträf— 


vH; Ling auf die Koft befchranft, welche bei dem Arrefte 
race. des zweiten Grades $. 12 vorgefchrieben ift. Bei 
Verſchärfung des Arreſtes des zweiten Grades ift der 
Strafling an einigen Tagen blos auf Brot und Waj: 
fer einzufchranfen; doch foll diejes nicht über zwei 
Mal in einer Woche geichehen. 


$. 21. 


$. 21 1. Th. d. St. ©. von der öffentliden Ausftellung if 
aufgehoben. 

R (Man fehe a. h. Entfchliefung vom 22. Mai 1848.) (Tir. Gubern. 
Kundm. v. 2. Juli 1848 kei $. 17.1. Th. d. St. G. im allgemein. Th. dief. 
Handbuch I. Abſchnitt; dann bei $. 19, I. Th. d. St. G. im allg. Th. d. 
Handb. II. Abich. 


$. 22, 

Im Allgemeinen kann bie für jede Uebertretung Straferten 
beftimmte Strafart nicht verwechfelt, noch die Beftra-, mein a 
fung duch Abkommen mit dem Beichädigten aufgeho- 
ben werden. — 

gealichen 
(. 23. werden. 


Unter den folgenden beſondern Umſtänden aber Aucnahme. 
ift die im Geſetze beitimmte Strafe abzuändern: 

a) Wenn die Gelditrafe den Vermögensumſtänden, 
ober dem Nahrungsbetriebe des zu Verurtheilenden, 
oder jeiner Familie zum merklichen Abbruche ge- 
reichen. 

b) Wenn durch die Dauer des gefeklich be- 
ftimmten Arreftes die Erwerbung des Sträflings, oder 
feiner Familie in Verfall oder doch in Unordnung 
gerathen EFönnte. 

c) Wenn im Geſetze die Strafe der Züchtigung mit 
Streichen beftimmt ift *); (die Eörperliche Befchaffenheit 
oder Gefundheit des Verurtheilten aber eine folche Be: 
ftrafung nicht geftattet). 

Im erſten Falle ift anftatt der Geldftrafe auf 
eine verhältnißmäßige Arreftftrafe zu erkennen; im 
zweiten Balle ift die Dauer der Strafzeit abzufürzen, 
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und an ihre Stelle, nah Umftänden ber Perfon und 
der Leibesbefchaffenheit, ſchwerere Arbeit, köorperliche Züch⸗ 
tigung. oder Faſten zu fegen; im dritten Yale muß die 
körperliche Züchtigung in Arrefiftrafe, mit Rückſicht quf 
den Nahrungsftand des Sträflings, abgeändert werben. 


") Nach ber a. h. Entichliefung vom 22. Mai 1848 ift, in jo ferne 
bie Förperlihe Züchtigung für ſchw. Polizei-Uebertr. als Haupts 
firafe feftgefegt if, diefelke in jedem Falle unter Anwendung des $. 
23 11. Th. d. St. ©. in Arrefiflirafe mit Rüdficht auf den Nahrungs 
fand des Sträflings abzuändern. 


HoffanzleisDefret v. 4. Dezember 1807, 3. 33,836. 
(Prov. ©. ©. für Steiermarf v. J. 1823.) 


(Lügenau I. Th. p. 104.) 


Der $. 23 räumet dem Richter ausdrüdlich das Recht ein, 
unter gewiffen Umftänden die in dem Gefege beftimmte 
Strafe abzuändern, ohne geringfte Erwähnung, daß . dies 
fed Recht nur für die mittleren Strafgrade zwiſchen dem höch— 
ften und niedrigften zu verftehen fei. Vielmehr muß jener allges 
meine Ausdrud: — die in dem Geſetze beftimmte Strafe abiuän- 
dern — ganz vorzüglich auf die niedrigfte und höchfte 
Stufe bezogen werden, weil dad Geſetz gerade diefe zwei Aus 
ferften Grade beftimmt, und die Mittelgrade dem Ermeffen des 
Richters überläßt. Noch mehr rechtfertigt der Geiſt des $. 6 
diefe Auslegung. — — 


Der $. 26 ift mit biefer Auslegung in vollfommener 
Vebereinftimmung; er fagt nicht, daß in den zwei Außerften 
Fällen der höchften und minderften Strafe der Art nach nie 
eine andere, fondern nur, daß der Größe nad nie eine grö— 
fere, ald die höchfte, oder eine Kleinere, ald die niederfte im 
Gefege beftimmte Strafe verhängt werben dürfe. 


Die im Gefege bei einzelnen UWebertretungen beftimmten 
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zwei Strafertreme find daher nur ein unabweichliches Richtmaß 
für die Größe der Strafe, ohne den Richter an die Art der: 
felben fchlechterdings zu binden, welche er daher in den im $. 
23 erwähnten Fällen auch abändern fann, doch immer fo zu 
bemeffen hat, daß die Größe der anderd mobificitten Strafe 
nicht über dad Marimum und niht unter dad Mi— 
nim um, das im Geſetze beftimmt ift, ausfalle. 


Hofkanzleidekret vom 5. November 1818. 
3. 25,237. 
Berordn. d. niederöfterr. Reg. v. 28. Nov. 1818. 
3. 47,311. 
an die f, f. Pol.Ober-Dir. 


(Lügenan.) 


Ueber einen vorgefommenen fpeciellen Fall hat die hohe 
Hofkanzlei d. E. E. n. 6. Reg. erinnert: fo wenig bei Um— 
wandlung von Geld» in Arreſtſtrafe, letztere über die längfte 
geiegliche Dauer von ſechs Monaten erftredt werden kann, 
fo wenig ift es nach der Analogie zuläffig, bei Bemeffung 
ber Geldſtrafe, die ftatt einer Arreftftrafe verhängt wird, 
das gefeglihe Marimum zu überfhreiten, das mit Aus— 
nahme des einzigen Falles verbotener Epicle nirgends hö— 
her als mit dem Betrage von fünfhundert Gulden 
erfcheint. 


Aber auch diefed Marimum hat nur dann Statt zu fin: 
den, wenn es fich bei der vorzunehmenden Ummandlung um 
die Ausgleihung mit einem Arrefte von der längften ober 
wenigftend von längerer gefeglicher Dauer hanbelt. 


$. 24. 


Im Gegenfae mit dem $. 23, kann nach Be: 
fchaffenheit eintretender Verhältniffe der Arreft des 
erften Grades auch in eine den Vermögens-Umſtänden 


Mann 
Hausarreft 
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des zu Beftrafenden angemeffene Geldftrafe verändert 
werden. 


Hoffanzlei-Defr. v. 30. Oft. 1818, Zahl 22,965. 
Nied. öft. Reg. Ber. v. 17. Novemb. 1818, 
3. 15,689. 


(Lügenau I. B. p. 109.) 


Die $$. 24 u. 25 des IL. TH. d. St. ©. enthalten aus- 
drüdlich die Fälle, wo der einfache Arreft in eine Gelpftrafe 
oder in Hausarreft abgeändert werden fann, und zwar im 
Gegenjage mit dem $. 23, wo jene Fülle bemerkt find, in 
welchen dem Richter eine gänzliche Abänderung der durch das 
Geſetz bemeffenen Strafe eingeräumt if. Aus dem Zuſam— 
menhange diefer $$. ergibt fich, daß das Geſetz die Abände- 
rung bes einfachen Arrefted in eine Gelvditrafe oder in Haus— 
arreft nicht al8 eine Milderung, jondern ald eine Vers 
wechslung der gefeglich beftimmten Strafe anfieht, welche 
dann vorgenommen werden darf, wenn die in den erwähnten 
88. beftimmten Bedingniffe eintreten. 


In dem Urtheile foll auch die Strafart nit alternativ vers 
hängt, noch überhaupt dem Schuldigen eine ſolche Alternative befannnt ges 
macht werden, wodurch ihm gleichfam die Auswahl der Strafart über: 
fragen würde. 

Diefes betätigen mehrere Erledigungen der cberften politiichen Ber 
hörbe, indbefondere die Hoffanzleidefr. an das mailänd. Gubern. v. 
26. Apr. (3. 11.655), 3. Dft. (3. 27,173), 10. Oft. (3. 29,268) und 
3. Nov. 1821, 3. 32,073. 


(Kudler 1. B. p. 91. 5. Aufl.) 


$. 25. 
Ferner kann anftatt des Arreftes des erften Gra- 


Berbänget des, Hausarreft verhänget werden, wann der zu Be: 


th 


ftrafende von unbefcholtenem Rufe ift, und durch die 
Entfernung von feiner Wohnung gehindert würde, fei- 
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nem Amte, feinem Gefchäfte oder feiner Erwerbung 
obzuliegen. 


Galizifhe Gub. Verordn. vom 7. Sept. 1819. 
3. 42,550. 


(Lügenan.) 


— — wird den k. k. Kreisämtern zur künftigen Richt 
ſchnur bedeutet: daß, wenn Perfonen geiftlichen Standes 
wegen einer verübten Pol. Ueb. zu Arreft verurtheilt wer 
den, und die Gattung der Uebertretung oder erfchwerende Um⸗ 
fände die in dem $. 25 d. St. G. U. Th. ausgefprochene Be: 
günftigung nicht geftätten, folcher nie in eine Recollectiong- 
firafe umguändern ift, weil das Geſetz für feinen, folglich 
auch nicht für den geiftlichen Stand, eine Begünftigung aus» 
fpricht, weil Recollectionsftrafen nur für Dieeiplinar- und pos 
litifche Vergehungen, dann Außerachtlafjung aufhabender Amts⸗ 
pflichten, feineswegd aber für Polizei» Lebertretungen verhängt 
werden fünnen. — — — — daher bei vorfommenden Fällen 
folhen Geiftlihen ein anftändiger Arreft in der Kreis— 
ftadt — zugumeifen if. — — 


$. 26.*) 


Bei Gegenftänden, worüber bier verfügt wird, — 
darf die Beſtrafung nur nach dieſem Geſetze audge-istntisen 
mefjen; in feinem alle aber auf eine größere als " 
die höchſte, oder auf eine Kleinere, als die niedrigfte, 
für jede Uebertretung darin beftimmten Strafe erkannt 
werden. Nur der Zwifchenraum bleibt in der Anwen- 
dung auf die Umftände dem Ermeſſen des Richters 


überlaffen. 
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HPatent v. 17. Jänner 1850, über einige Milderun— 
gen der beftehenden Strafgefege. (Art. IX.) 


Art. IN. Die in dem $. 26 des II. Theild (d. St. ©.) 
vorfommende Beftimmung wird dahin abgeändert, daß der Rich- 
ter auch bei Vergehen und Uebertretungen die Vor— 
fehrift der 58. 48 u. 49 d. I. Thls. ift Anwendung zu brins 
geu hat. 


8.41%» St. G. lautet: 


$. 48, „Nur bei Verbrechen, für welche die Strafzeit nicht 
über fünf Jahre beftimmt ift, kann fowohl ver 
Kerker in einen gelindern Grad verändert, ald bie 
gefegliche Dauer verkürzt werden, in dem alle, 
daß mehrere, und zwar ſolche Milderungs-Umftände 
zufammentreffen, welche mit Grund die Beflerung 
des Verbrechers erwarten lafjen.” 


. Der 8. 49 lautet: 

$. 49. „Auch foll bei Verbrechen, deren Strafe nah dem Ge— 
fege nicht über fünf Jahre zu dauern hätte, auf 
die ſchuldloſe Familie zurüdgefehen, und fo ferne für 
diefelbe durch die längere Dauer der Strafe in ih— 
rem Grwerbungsftande wichtiger Schaden entftünde, 
die Strafdauer abgefürzt werden, jedoch nur der: 
geftalt, daß fie mit Faſten ober Züchtigung ver— 
bunden, folglich die längere Dauer durch die em— 
pfindlichere Strafe erfeget werde, " 


Man fehe das kei $. 48 u. 49 I. Th. d. St. ©. (im allg. Th. des 
Handb. I. Abſch.) Gefagte. 


$. 27. 
De se Die Strafe einer ſchweren Polizei = Webertretung 
Strafe. hat, wann fie überftanden ift, feine weitere Wirkung, 
Jedoch bleibt dem Befchädigten fein Recht ftetd vorbe- 


halten. 
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Bemerfung. 
Da die meiften ber bei dem $. 23 I. Th. des St, ©. im allg. Th. 
I. Abſch. d. Handb. aufgeführten Verordnungen auch hier ($. 27 II. Th. 
d. Et. ©.) einfhlägig find, fo werden die wichtigften derfelben, zur Ver: 
meldung von Wiederholungen, bier nur nach ihrem Hauptinhalte kurz 
bezeichnet, und wird auf das hei $. 23 1. Th. d. St. ©. (im allg. Th. 
L Ati. d. Handb. Geſagte verwiefen. 


Man fehe dort bas 
Yuftiz-Hofdelr v. 17. März 1817, 3. 1137 d. J. G. S. 
wodurch angeordnet wird, daß bei Benfionirs 
ten Diejenigen ſchw. Polis. Uebert, deren Bege- 
hung einen wirklich bienenden Beamten feis 
ned Dienſtes verluftig machet, den Verluſt der 
Penſion nad fich ziehen. 

Die Frage aber, ob die begang. ſchw. P. Ueb. 
bei einem wirflich dienenden Beamten die Caſſi— 
rung zur Folge gehabt hätte, Fann nur jene Hof: 
behörde entjcheiden, bei oder unter welcher der 
Penfionirte zur Zeit feiner Penſionirung diente, 
mit Zuziehung zweier Raͤthe der oberften Juſtiz⸗ 
ftelle. ; 

Nach dem Hofdekrete vom 8. März 1821, Zahl 6728, 
heißt e8 wirflich dienenden im ©egenfage zu 
penfionirten und quiescirten, nicht aber provi— 
forifhen Beamten, welche auch wirkliche Die: 
ner find, 

Die Anordnung ded Hofdef. v. 17. März 1815 
wurde durch 

Hoffzl. Verord. v. 22. Mai 1815 (tir. ©. Kundm. v. 22. 
Juni 1815) auf die provif. niedern Staat» 
Diener, auf penftonirte und provijionirte Witts 
wen, auf die mit Erziehungsbeiträgen betheilten 
Kinder ausgedehnt. 

Zufolge Hofdefret v. 11. Nov. 1831, 3. 2534 d. J. G.S. 
findet die Sufpenfion der Benfton, der Provi— 
fion und des Quiescentengehaltes, wegen einer ſchw. 
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Pol. Uebert. während des Laufes ber Unterfuchung 
| nicht Statt. 

Das Juſtiz-Hofdekr. vom 23. Jaͤnner 1830, Nr. 2447 
db. J. G. S. fihreibt vor, wie die Wittwen und 
Rinder folher Individuen, welche ſich einer fchw. 
Vol. Nebert. ſchuldig gemacht haben, und wäh— 
rend ber Unterſuchung, noch vor ihrer Aburthei⸗ 
lung geftorben find, oder beren Ucbertretung erft 
nach ihrem Tode entdedt wurde, rüdfichtlich der 
Penfionirung zu behandeln feien. (Siehe felbes 
bei $. 23 im I. Abi.) 

Eivil-Ehren-, Tapferfeits-Medaillen und Inva— 
liven- Benefizien werden durch ſchw. Pol.- 
Ueb. nicht verwirft. Hofkzldekr. v. 7. Dctober 
1835, 3. 26,938 an f. 2. ©t. 

Das Juſtiz-Hofdek. v. 6. Dft. 1835 fchreibt vor, daß 
wenn fih ein Ordensritter einer ſchw. Pol.- 
Uebert. fchuldig erfannt wird, hievon der Ordens— 
Kanzlei unter Beilegung des Urtheiled die Eröffs 
nung zu machen fei, welche die a. h. Entfchließ. 
einzuholen hat. Vom Tage der Kundmachung des 
Urtheild bis zum Herabgelangen d. a. h. Ent: 
fhliegung darf die Ordens-Dekoration nicht getra= 
gen werden. 

Hoffammerdef. ». 7. Nov. 1829 an f. 2. Stellen u. vom 
21. April 1843, 3. 14,831, über die Mitglieder 
der Gränz- u. Finanz wache, wenn fich felbe 
einer ſchw. PB. U. ſchuldig machen. 

Hofkzldek. v. 7. Apr. 1833, 3. 7553, an ſ. 2. St. über 
die Behandlung der beeideten Praktikanten, 
u. ſ. mw u. ſ. w. 


Nachſtehend werben einige bei $. 23 I. Th. d. St. G. nicht aufge⸗ 
führte Berordnnngen hier erſichtlich gemacht: 
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Juſtiz-Hofdek. vom 9. April 1830, an ſämmtl. 
App. Ger. 


(Waſer p. 48.) 


Wenn ein I. f. Beamter einer ſchw. Pol. Uebert. 
ihuldig befunden wird — hat immer diejenige Behörde, wel- 
her defien Entlaffung nach den beftehenden Vorſchriften zu— 
fteht, wenn fie feine Juſtizbehörde ift, mit Zuziehung 
zweier Juftizräthe im Ueberlegung zu nehmen, ob er zu 
entlaffen jei oder nicht; und bei Verfchiedenheit der Meinuns 
gen — — ift der Gegenftand der höhern Behörde, und bei 
abermaliger Verfchiedenheit der Meinungen der a. h. Entjcheis 
dung vorzulegen. 


Hoffanzleidef. v. 13. April 1820. 3. 10,074. 
(Lügenau I. B. p. 116.) 


— — Diff. Hoffanzlei hat zu entfcheiden befuns 
den, daß die Anzeige in Hinficht eined wegen einer jchweren 
Bolizeisllebert. abgeurtheilten Staatöbeamten, Penfioniften 
oder Provifioniften dann zu erftatten fei, wenn das Urtheil 
in rem judicatam übergegangen ift. 


Niederöfterr. Regierungs-Berorbn. vom 20. Sept. 
1826 3. 45,623. 
an den Wiener Magiftrat. 


(Zügenau.) 


Der Magiftrat hat in allen jenen Fällen, in denen ent» 
weder in einer Griminals oder in einer fehweren Pol.-Ueber- 
tretungs=-Angelegenheit gegen eiuen Beamten die Unterſuchung 
eingeleitet wird, bhievon immer fogleich deſſen vorgeſetzte 
Behörde — — — in die gehörige Kenntniß zu fegen. 
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Hoffanzleidef,. v. 20. April 1820, Zahl 10,470. 
(Fir. Gub. V. v. 7. Mai 1820, 3. 8947.) 
(Fir. Br. ©. ©. 1820.) 


Die h. vereinte Hoffanzlei hat mit Hofdekret vom 20, 
April Nr. 10,470 über die Frage, ob bei Prieftern und 
Seelforgern jede ſchwere Pol. Uebertretung nebft der darr 
über gefeglichen Strafe auch die Entfernung von der Pfründe 
nach ſich ziche, zu ecflären geruht, es ſei deßhalb nach der 
allgemeinen Vorfchrift für in gleiche Lage gerathiene Staates 
beamte, — was Seelforger zum Theil auch find, — vor⸗ 
zugehen, nur mit dem Unterſchiede, daß über die Frage, ob 
fie von der Pfründe zu entlaffen find, auch mit dem Drdinas 
riate Rüdfprache gepflogen werden muß. — 


Hoffanzleidefret vom A. Jänner 1819, 3. 1436, 
an das böhm. Gubernium. | 
(Lũtzenau, pag. 119.) 


Auf die h. Drts aus Gelegenheit einer durch öffentliche 
Mishandlung eines Seelforgerd verübten fchiweren 
Polizei- Mebertretung gemachte Anfrage — hat die f. f. Hofr 
kanzlei — — die Weiſung erlaffen, daß eine derlei an einem 
Seelforger verübte fchwere Pol. Uebertr. nicht nach den auf: 
geführten Reſkripten, (v. 16. Juli und 23. Scptember 1768 
— und vom 17. Juli 1775) fondern nah dem IL Th. d. 
St. ©. — folglich ohne Einfluß ded Orbinariatd zu ber 
handeln fe. — — — 

In den Wirlungskveis des Drdinariatd gehören in ſol— 
hen Fällen blos die Frage, ob der Befchuldigte nach gefcheher 
ner politifcher Aburtheilung mit der Ercommunifation und de 
ren Folgen zu belegen fe. — — — 


Juſtiz-Hofdekret vom 10. Auguft 1822, an den 
Wiener Magiftrat. 


— Wird bedeutet, daß zwar die Lehrer in den 
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Hauptſchulen, nicht aber auch diejenigen, welche bei Tri— 
vialfchulen der Dörfer oder Städte Dienfte leiften, für 1. f. 
Beamte zu halten find. 


Auszug 
aus der Waarenfenfal- Ordnung. 


— 8. 3. Wer in Konfurd verfallen, über wen ein 
Perfonal: Arreft Schulden halber bewilliget, wer wegen eines 
Verbrechens oder einer [hweren Polizeisllebertretung 
abgeurtheitt — — wurde — — iſt zur Erlangung einer 
Waarenfenfalen » Selle nicht gecignet. 


Böhmifhe Bubern. Verordn. vom 25. Febr. 1836, 
3. 8263. 


(Lügenän I. B. pag. 124.) 


— — Das f. f. Landedgubernium fand die aus Anlaß 
eines fpeziellen Falles geftelite Anfrage, ob ein ald ſchwerer 
Polizeiübertreter verurtheilter Zunftvorfteher oder 
Aeltefter von diefem feinem Poſten zu entfernen fei, das 
hin zu beantworten: daß zwar auch in einem foldhen Falle 
über die Zuläßigfeit der fernern Belaffung bed Abgeurtheilten 
in feinem Poſten berathen werden müffe, daß aber die Ent- 
ſcheidung hierüber jener Behörde, von welcher derfelbe ald Zunft 
vorfteher beftätiget worden ift, und welche die Oberaufficht 
über die Zunft führt, zuftehe. 


Strafprozgeßordbnung v. 17. Jänner 1850. 


$. 235. — — Unfähig zu dem Amte eined Ge— 
Ihwornen fin — — — Perſonen, über deren Vermö— 
gen der Konkurs eröffnet ift, oder welche nach gepflogener Kons 
furöverhandlung in der Unterfuchung nicht ſchuldlos erklärt 
wurden; Alle, welche eines Verbrechens, oder eined aus 
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Gewinnfucht begangenen, oder die öffentliche Sittlichfeit verlet- 
zenden Vergehen, oder einer ſolchen Uebertretung ſchul— 
dig erflärt wurden; endlich jene, welche wegen einer andern 
Gefepesübertretung zu einer mindeftens halbjährigen Freiheits— 
ftrafe verurtheilt wurden, find von dem Amte eined Geſchwor⸗ 
nen ausgeſchloſſen. 


Bon Beftrafung der Unmündigen. 


(II. Hauptſtück.) 


§. 28. °*) 
Unmündige können auf zweifache Art ſchuldig unmimige 
werden ! fbuldia: 
durch Der» 
a) durch Uebertretungen, welche nach ihrer Gigen-irnien 


zu fchweren 


jchaft Berbrecben wären; aber wenn Unmündigeper. ucer. 


fie begehen, nad $. A nur als fchwere Polizei-na tan 
übertretungen beftraft werden. —— 
b) *) Durch Uebertretungen, welche ſchon an ſich 


nur ſchwere Polizeiübertretungen ſind. 


*) Bu Folge Art. IX. der Strafprozeßordnung v. 17. Jän 
ner 1850 (B. Nr. 1) ſind die in den $$. 28 lit. a) und 29 St. ©. I. 
Th. erwähnten Uebertretungen von Unmündigen, melde, wenn 
fie von Mündigen begangen worden wären, ihrer Gigenfchaft nach als 
Terbrechen behandelt werden müßten, ald Vergeben der Gompetenz der 
Bezirfsfolleg.sGerichte zugewiefen. (Man ſehe U. Abſch. d. Handb. 
B. Nr. 1.) 


») Gemäß Art. X. der St. P. O. vom 17. Jänner 1850, gehören 


bie Uebertretungen des $. 28 lit. b) vor bie Bezirksgerichte. (Sieh’ 
ul. Abi. d. Handb. Nr. 1. A.) 


10 
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$. 29. 
Beftraiurg Die von Unmündigen begangenen Vebertretungen 


z re erften Art, find mit Verfchließung an einem ab- 
gefonderten Verwahrungsorte nah Beichaffenheit der 
Umftände von einem Tage bis zu ſechs Monaten zu 
beftrafen. Diefe Strafe kann verfchärft werden, mit 


Faſten, körperlicher Büchtigung, und fchwerer Arbeit. 


$. 30. 
Umpne — Die Umftände, worauf bei Beftimmung ber Straf: 
hm zeit und der Verſchärfungen Rückſicht zu nehmen ift, 
Kuanaı uiid: 
nehmen. 


a) die Größe und Eigenichaft ber Uebertretung; 


b) dag Alter des Uebertreters, nachdem ſich das— 
jelbe mehr der Mündigkeit nahert; 


c) feine Gemüthsart, nach der ſowohl aus ber ge- 
genwärtigen Handlung, ale aus dem vorherge- 
henden Betragen fich äußernden Selbftbeitimmung, 
ſchädlicheren Neigungen, Bosheit oder Unverbef- 
ferlichkeit. 


$. 31. 
Mit dere Mit diefer Beftrafung der Unmündigen ift nebit 


ben ift 


ensemefenerifet ihren Kräften angemeflenen Arbeit ſtets ein zweck— 


Arbeit, 


* Une mäßiger Unterricht des Seelforgerd oder Katecheten zu 
Seiieransperbinden. 


| $. 32. 
Bon Un- Die von Unmündigen begangenen Uebertretungen 


münbigen 


en der zweiten Art, werden insgemein der häuslichen 
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Züchtigung, in Ermanglung diefer aber, ober, nachylitrt. am am 

dabei fich zeigenden befonderen Umftanden ber Ahndung —— 

und Vorkehrung der politiſchen Obrigfeiten *) über: — 

laſſen. Der 
*) (Man fehe Art. X. Mr. 1. und 8. 9 d. St. P. O. vom 17, Jäns 

ner 1850.) 


10* 


Bon Den verfchiedenen Gattungen der 
fchweren Polizei: Hebertretungen. 


(IV. Hauptſtück.) 


$. 33. 
er ia Die Handlungen und Unterlaffungen, welche nach 
Bei ae Verhältniß ihrer Wichtigkeit, und ihres nachtheiligen 
Einfluſſes, hiermit als ſchwere Polizei-Uebertretungen 
erkläret werden, theilen ſich in folgende Gattungen: 


$. 34. 
1. uebertre⸗ Schwere Polizei-Uebertretungen gegen die öffent: 


gen vie si liche Sicherheit; nämlich, gegen die Sicherheit des 

ee gemeinfehaftlichen Staatsbandes, und den vffentlichen 
Ruheſtand; gegen öffentliche Anftalten und Vorfehrun- 
gen zur gemeinfchaftlichen Sicherheit, und gegen die 
Pflichten eines. öffentlichen Amtes. 


$. 35. ö 
8, ramtie Uebertretungen, die der Sicherheit einzelner Men: 


— ſchen, nämlich: der perfönlichen Sicherheit am Leben, 
an der Gefundheit, oder fonft an dem Körper; die ber 
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Sicherheit des Eigenthums, ober der Erwerbung; ber 
Sicherheit der Ehre, und des guten Rufes; oder 
irgend der Sicherheit der Rechte, Gefahr ober Nach: 
theil bringen. 


$. 36. 


Uebertretungen endlich, welche bie öffentliche Sit, argen be 
lichkeit verlegen. —E 


Bon Erldfchung der fchweren Polizei: 
Webertretungen und ihrer Strafen. 


(XIV. Hauptftüd.) 


$. 270. 


Grfäfsung Die ſchweren Bolizei= Hebertretungen und ihre 
Bet. —* Strafen erlöſchen durch den Tod des Uebertreters; 


Etrafen. durch die entrichtete oder ausgeftandene Strafe; ar 
Grlaffung derſelben; und durch Verjährung. 


$. 271. 
Dur den Der Tod des Uebertreters hebt alle Unterfuchung 


—* auf; und wenn bereits ein Urtheil ergangen iſt, auch 


alle Wirkung deſſelben; als in fo fern dadurch auf 
Erfag oder Entihädigung erfennet worden. 


$. 272. 
zurqh die Die vollſtreckte Strafe tilgt die Uebertretung der: 


"errefe; geftalt, dag in Anfehung derjelben Uebertretung, auch 
wofern nachher Umftände bervorfommen, die, im Falle 
fie befannt gewefen wären, eine größere Beftrafung 
nach ſich gezogen hätten, weiter nicht verfahren wer: 
ben kann. 
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$. 273. 
Die Erlaffung der Strafe, fo meit felbe erlaf- 338* 
ſen worden, hat mit der vollſtreckten Strafe gleiche Safe, 
Wirkung. 


$. 274. 
Durch die Verjährung erlifcht Unterfuhung und Yyicy 


‚Berjäh« 
Strafe, wenn ber Uebertreter von dem Tage ber be "ı- 
gangenen Webertretung nicht in Unterfuchung gezogen 


worden, nebftbei aber 

a) aus der LUebertretung feinen Nutzen mehr in 
Händen; 

b) fo weit ed die Natur der Webertretung zugibt, 
Erftattung geleiftet ; 


ec) in ber zur Verjährung beftimmten Zeit feine 
Uebertretung mehr begangen hat. 


Hoffanzleidefret v. 13. Mai 1819, an das Böhm. 
Bubernium. 


(Lügenau II. B. Seite 167.) 


— — Nach dieſer ($. 274 I. Th. d. St. ©.) deutlichen 
Beftimmung, kömmt demjenigen, der eine ſchwere Polizeiüber— 
tretung begangen hat, bei dem Eintritte der unter a), b), und 
ec), angeführten Bedingungen, dann die Verjährung zu 
Statten. wenn derfelbe vom Tage der begangenen Uebertretung 
durch die gefeßliche Verjährungszeit nicht in Unterfuhung 
gezogen worden iſt, ohne Rüdficht, ob über die begangene 
Vebertretung eine Anzeige oder Klage, welche fich dem Be- 
griffe nach von der Unterſuchung wefentlich unterfcheidet, frü- 
bec eingebracht wurde, oder nicht, und ob fonach die betreffende 
Behörde in die Kenntniß der gefchehenen ſchweren Polizeiüber⸗ 
tretung früher gelangte, oder nicht. 


Denn, wenn es in der Mbficht des Geſetzgebers gelegen 
wäre, die Verjährung bei ſchweren Bolizeiübertcetungen durch 
eine eingebradhte Klage oder Anzeige unterbrechen zu laflen, 
fo hätte er fich ftatt der Tertirung: „nicht in die Interfuchung 
gezogen worden” — ganz anderd audgedrüdt, — | 


Das Geſetz kann bei feinem Richter vorausſetzen, daß er 
durch eine muthwillige Verzögerung der Unterſuchung tie Bes 
ftrafung des Uebertreters vereiteln will, und wenn dieſer Ball 
dennoch eintritt, fo fteht jeder unmittelbar höhern Behörde Das 
Recht zu, die fich zeigenden Nachläfigfeiten oder Willführlich- 
feiten entweder felbft zu beftrafen, oder, fo fern der Gegenſtand 
höhere Ahndung und Hülfe nothwendig — daruͤber weitere 
Anzeige zu machen. 


Nied. öfter. Regierungs-Verordnung vom 23. Jän— 
ner 1824, 3. 2147. 


— — Hierüber wird erinnert, 


ad a) daß die Verjährung nad dem Wortlaute ded Ges 
feßed mit dem Zeitpunfte des Faktums der 
Ucbertretung beginne; 

ad b) daß bie Verjährung nicht durch die Amtshandlung 
einer andern Behörde unterbrochen werde, und 
daß der Aucdrud im $. 274 „Unterfuhung ® 
nur von einer Unterfuhung des Richters in 
ſchweren Polizeiübertretungen zu verſte— 
heu ſei. 

ad c) dag Widerruf und Abbitte nicht unter dem 
gefeglihen Begriff der Erftattung nah dem 
Sinne des $. 274 fubfummirt werden könne, und 
folglich in Ehrenbeleidigungsfällen zur 
Geltendmachung ber Verjährung keineswegs erfors 
dert werden. 
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Hoffanzleidefret vom 26. Juni 1829, an das 
mähr. Qubernium, 
(ANg. Juſt. Geſ. Samml. 1829, Nr. 2414.) 


— Ueber die Frage — — hat die k. f. vercinte Hof: 
fanzlei der Lanteejtelle folgende Erläuterung gegeben: — 


Zu.1. u. 2: 

Die wüklihe Vornahme des Verhöres des einer 
ſchw. Pol. Uebertretung Beſchuldigten iſt zu Hemmung Des 
Laufes der Verjährung nicht ald nothwendig anzufchen, weil 
fhon die Borforderung oder tie Verhaftung des Bes 
ftuldigten Akte find, melde ihn nach dem Einne des Geſetzes 
zur Verantwortung, d. i. zur Unterfuchung ziehen — — und 
ed genügt, daß, nachdem die Behörde die Einleitung der pers 
fönlihen Unterſuchung befchloffen hat, dem Befchuldigten die 
Verordnunng zur Erfcheinung gemeldet, oder deſſen Verhaftung 
vorgenommen werde, wenn er ‚gleich durch Ungehorſam oder 
durch Entweichung fih ſodann der Unterſuchung entziehen 
wollte. 

— zu 3. — 

Wenn der Richter aus was immer für einem Grunde 
über die ihm nach Vorſchrift des Geſetzes zur Kenntniß ge— 
fommene ſchwere Polizei-Uebertretung feine Erhebung cinleitet, 
und fo viel Zeit verftreichen läßt, ald das Geſetz zur 
Verjährung einräumt, fo hat der Thäter dad Recht, die Ver— 
jährung geltend zu machen, und der Richter die Pflicht, 
fie anzuerkennen; weil ed die Sache der Oberbehörden ift, dem 
Mangel an Beamten durch Zutheilung anderer abzuhelfen, 
oder verhinderte durch andere zu fubjtituicen, und nachlaͤſſige 
Richter zur Oednung und Strafe zu bringen. 


Hoffanzleidefret vom 11. Juni 1824, 3. 16,605, 
an die ob der Enns’fhen Regierung. *) 
(Kudler, 1, Br. p. 584 V. Aufl.) 


— — Wenngleich cin Termin feftgefegt ift, binnen wel— 
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chem von jedem Hauseigenthümer die Veränderungen in Ans 
fehung der MWohnparteien angezeigt werden müffen, fo hört 
doch die Verpflichtung des Hauscigenthümers zu Diefer Anzeige 
durch die ganze Zeit nicht auf, wo eine Bartei bei ihm wohnt; 
auh nah Verlauf jened Termines wähet alfo die Uebertre— 
tung binfichtli der unterlaffenen Anzeige fort. 


So lange aber bie Uebertretung dauert, fann 
die Verjährung zu laufen nicht anfangens weil hier 
fein beftimmter Tag vorhanden ift, der nach tem $. 274 II. 
Th. d. St. G. ald jener angefchen und namhaft gemacht wer⸗ 
den fonnte, an welchem bie Llebertretung begangen wurbe. 


Diefer Tag fann ald eingetreten erft dann angefehen 
werten, wenn die Partei ausgezogen iſt; dann hört die Dauer 
der Lebertretung auf, und die Verjährungdzeit kann zu wirken 
beginnen. 


")Diefes Hofkanzleidekret enthält die pefitive Beftätigung bei Ans 
fit, daß kei jenen ſchweren Polizeisiebertretungen, welche burch die Uns 
terlaffung einer pflichtmäßigen Handlung begangen werten, für bie 
bas Eefeg feine Friſt beflimmt Hat, die Verjährung erſt mit dem 
Tage beginnen fönne, an welchem die Verpflichtung zu handeln aufges 
hört hat. 

(Lügenau p. 430 2. B. vw. Kubler p. 583 1. 3.) 


Hoffanzleidefret vom 25. Dftober 1827, 
Zahl 27,808. 
(Lügenau 2. B., p. 432.) 


Bei Gelegenheit eines fpeciellen Falles hat die hohe Hof- 
fanzlei mit Verordnung vom 25. Oktober d. J., 3. 27,808, 
hieher erinnert: es fei bei ſchweren Polizei-Uebertre— 
tungen der Ehrenbeleidigung zur gefeglichen Verjäh— 
rung das in dem $. 274 des ©. G. B. IL. Th. vorgefchrie: 
bene Bedingniß der Erftattung durch Widerruf oder Abbitte 
nicht erforderlih, denn der $. 274 enthalte fchon ad b) die 
Borfiht, dag die Erftattung dann zu leiften fei, fo weit es 


155 


die Natur der Wcbertretung zugibt; daraus ergebe ſich, Daß, 
wenn bei einer Ebrenbele'digung die Erftattung des Widerru—⸗ 
fes oder der Abbitte, — die vor jenen Perſonen, in deren 
Gegenwart die Ehrenbeleidigungen gefchehen find, oft gar nicht 
möglich iſt, — nicht eingetreten iſt, dadurch die Verjährung 
in fo ferne nicht unterbrochen wird, als in einem folchen 
Falle die übrigen Beringniffe ad a) und c) in Erfüllung ges 
gangen find. — — 


Hoffanzleidefret vom 24. Dezemb. 1836, 3. 32,162. 
an fämmtl. Länberftellen. 


Girculare 
dest. f. Gub. in Tirol v. 30. Jänner 1837. 3. 1669. 
Prov. ©. ©. f. Tit. v. I. 1839. 


Die hohe F. k. vereinte Hoffanzlei hat aus Anlaß der 
dortorts vorgefommenen Anfrage einer Landeöftelle: ob zur 
Berjährung der ſchweren Polizeiübertretung gegen 
die Sicherheit der Ehre, die in vem $. 271 des II. Th. 
tes St. ©. B. lit. b, bezeichnete Erſtattung nothwendig fei? 
mit Verordnung vom 24. v. M., 3. 32,162, Folgendes an- 
her beveutet: 


„Der $. 274 des Strafgefeßbuches fegt unter Bedingun⸗ 
gen zur Verjährnng in lit. b. auch die geleiftete Er— 
ftattung als Erforderniß feft, jedoch nur ald Regel, fo 
weit es die Natur der Webertretung zugibt, und läßt daher 
auch Ausnahmen zu, wo die Natur. der Uebertretung dieſes 
nicht verftattet. Zu den Ausnahmen find unftreitig auch) 
die ſchweren Polizeiübertretungen gegen die Sicherheit der 
Ehre zu rechnen, weil dicfelben fih in vielen Fällen fchon 
überhaupt zu feiner Erftattung eignen, da, wo eine Eıftattung 
aber einzutreten hat, tie Art, wie diefe mit Widerruf, Ab- 
bitte oder auch mit wirklicher Erfagleiftung geichehen foll, feis 
neswegs dem Uebertreter fo von ſilbſt einleuchten, wie bei den 


156 


Uebertretungen gegen die Sicherheit des Eigenthums, fonbern 
crft über eine vorausgegangene Klage des VBeleivigten, und 
deshalb angeftellte Unterſuchung fiftgelegt werden können, wels 
ches aber in dem im $. 274 überhaupt voraudgefigten Yalle, 
daß der Uebertreteter noch gar nicht in Unterfuchung gezogen 

“ worden, nicht möglid it. Zur Verjährung der ſchwe— 
ven PBolizeisllebertretungen gegen bie Sicherheit 
der Ehre ift daher die geleiftete Erftattung nicht 
nothwendig, fondern ed genügt die Erfüllung der übrigen 
in a. c. fetyefegten Bedingungen.“ 


Diefe Erläuterung hat auch zufolge der citirten h. Hof— 
verordnung für die gemeinen Polizeivergehen, für welche 
mit der mit hohem Hofdefrete vom 19. Mai 1833, 3. 6474, 
Bub.-Eröffnung vom 1. April 1833, 3. 7008, befannt ges 
machten allerhöchften Entſchließung vom 16. März 1833 eine 
Berjährungszeit von drei Monaten feftgefegt wurde, zu gelten. 


Hoffanzleidef. vom 17. Febr. 1811, 3. 4104, 
an ſämmtl. Länderſtellen. 
(Lützenau II. B. ©. 433.) 


In Folge a. h. Entſchließung v. 30. Jänner d. J. wurde 
mit Hofkanzleidelret vom 17. v. M. erklärt, daß bei den po— 
litiſchen und polizeilihen Üebertretungen ober 
Vergehen, für welche durch Das Regierungs-Girculare vom 
29. März 1833 *) cine VBerjührungsfeiit von drei Mona— 
ten bejtimmt worden ijt, die Erfüllung von Feiner der im 
U. Th. d. St. ©. B. beftimmten Bedingungen erforderlich fei. 


) Man che diefe Verordnung beim folgenden $. 275 U. Theile 
b. St. ©. 


$. 275. 


en Die Zeit der Verjährung ift bei Uebertretungen, 


golmerenmorauf Arreft bes erften Grades ohne Verſchärfung, 
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eine Geldftrafe bis fünfzig Gulden, und eine Strafe 
von zehn Streichen gejeßt ift, drei Monate; wo Arreft 
des eriten Grades mit Verfchärfung, eine Geldftrafe 
bis zweihundert Gulden, eine Strafe von fünf und 
zwanziz Streichen beftimmt ift, ſechs Monate. Bei 
ſchwerer verpönten Webertretungen, wie auch, wo Ber: 
luft von Rechten und Befugnigen gefept ift, ein volles 
Jahr. 


Hoffanzleidefret v. 2. Aug. 1831, 3. 20,395. 
Tir. Pr. ©. ©. v. 9. 1821. 


— — Uecber den Sinn des $. 275 II. Th. d. St. G. 
findet man — zu bedeuten; die in dem $. 275 vorgefchriebene 
Gränzlinie der Verjährungszeit ift fo zu verftchen, daß bie 
fürzefte und mittlere Zeit der Verjährung nur bei 
folhen ſchweren PBolizeiübertretungen Statt finde, bei welchen 
die zum Maßſtabe angeführten Etrafen von dem Geſetze als 
das Maximum feftgefigt find, das folglih von dem Richter 
nicht überfchritten werden darf; bei allen fchweren Polizei— 
Uebertretungen hingegen, wo noch die Beurtheilung des Rich— 
ter6, nämlich” nach eintretenden erjchwerenden Umftänden in 
dem Muße, in der Berfchärfung, oder der Dauer einer ſchwe— 
reren Strafe Pla greifen fann, ift zur Verjährung ein vol- 
led Jahr erforderlich. 

Die Zeit der Verjährung hat fich folglich immer nad) 
der vom Geſetze zuläffigen höchſten Strafe zu 
richten. 


Hoffanzleidef. vom 23. März 1821, 3. 7646. 
Niederöfterr. Regierungs-Verordnung vom 2. April 
1821, 3. 14,805, an den Wiener Magiftrat. 


(Lügenau U. B. ©. 435.) 
Der $. 248 d. I. Theild dv. St. ©. B., nachdem er ans 
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ordnet, daß außer dem im $. 255 bemerften Falle der Ches 
bruch niemald von Amtswegen, fondern nur auf die Klage 
des beleidigten Theile von dem Richter unterfucht werden fann, 
beftimmt ausdrüdiih, in welchen Fällen ber beleidigte Theil 
das ihm zuftchende Klagerecht verliere, und fegt insbeſondere 
feft, daß der beleidigte Theil von dem Zritpunfte, wo ihm ber 
Ehebruch befannt wurde, binnen ſechs Wochen hievon Ger 
brauch machen müſſe. 

Hieraus folgt, dafs der Zeitpunft des begangenen 
Ehebruches, von weldem gar feine Erwähnung geſchieht, 
dem Klagerechte des beleidigten Theiles gar nicht im 
Wege ftehen fann, wenn derfelbe nur. binnen ſechs Wo: 
chen, wo ihm der Ehebruch befannt wurde, hievon Gebrauch 
macht, und fich deſſelben nicht etwa ſonſt auf die in eben Die 
fem $. bezeichnete Art bereitd begeben hat. 


Stehet aber dem beleidigten Theile ein Klagrecht zu, fo 
muß dieſes auch eine Folge haben, e8 muß fomit die geflagte 
Partei als fchuldig oder unſchuldig erfannt, und im erfteren 
Falle die gefeglihe- Strafe ausgefprochen werden. 


Die Beftimmungen des $. 274 und 275 b. St. ©. ſtehen 
mit dem $. 248 um fo weniger im Wiverfpruche, als tie Bes 
dingungen, unter welchen cine ſchw. Pol.Uebertr. nach dem 
$. 274 durch die Verjährung erlifcht, bei dem Ehebruche gar 
nicht eintreten fönnen, wenn nicht auch der beleidigte Theil 
fhon nah ben im $. 248 enthaltenen Beftimmungen das Klas 
gerecht verloren hat. 


Hoffanzleidefret v. 19. März 1833, 3. 6474, 
an ſämmtl. Zänderftellen. 
A. h. Entſchließung v. 16. März 1833. 
(Tirol. Gub. Cirk. v. 1. Apr. 1833, 3. 7008.) 
(Prov. ©. ©. für Tirol v. J. 1833.) 


— — Da c6 in der Natur. der Sache liegt, daß für 
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politifhe und polizeiliche Vergehen feine längere 
Verjährungsgeit, jedoch nur in Anfıhung der Unterfuchung und 
Strafe in Anwendung fomme, als die kürzeſte, welche für 
ſchwere PBolizeiübertretungen gefeglich beftimmt, und auf drei 
Monate feftgefegt ift, fo ift dieſes feftzufegen und all 
gemein fund zu machen. 


Hoffanzleidef. v. 22. Jänner 1834, 3. 1648, 
Prov. ©. ©. für Tirol v. I. 1834. 


— — Die Üebertretungen des a. h. Waffentras 
gungs-Patentes v. 18. Jänner 1818 werden nad) ben all- 
gemeinen Beftimmungen der a. h. Entichliegung v. 16. März 
1833 (das unmittelbar frühere Hofdekret) inner der Friſt von 
drei Monaten verjährt. — 


Kaiferliched Patent vom 17. Jänner 1850, 


wirlſam für alle jene Kronländer des Reiches, in welden das Strafgefrks 
buch vom 3. September 1803 in Rechtokraft fleht, 


womit mehrere Milderungen der beftehenden Strafs 

gefege über Verbrechen und fhwere Polizei-Ueber— 

tretungen angeordnet, und vom Tage der Kund 

machung angefangen, in Wirffamfeit gefegt 
werden. 


Mir Franz Joſef der Erite, von Gottes Gnaden Kai: 
fer von Oefterreih, König von Hungarn und Böhmen, König 
der Lombardei und Venedigs, von Dalmatien, Groatien, Slas 
vonien, Galizien, Lodomerien und Jllirien, König von Jerus 
falem 20.5 Erzherzog von Difterriidh; Geoßherzog von Toscana 
und Krakau; Herzog von Lothringen, von Salzburg, Stiyer, 
Kärnthen, Krain und der Bukowina; Geoßfürſt von Sieben— 
bürgen; Markgraf von Mähren; Herzog von Ober: und Nie 
der = Schleiien, von Modena, Parma, Piacenza und Guaſtalla, 
von Aufchwig und Zator, von Teſchen, Friaul, Raguſa und 
Zara, gefürfteter Graf von Habsburg, von Tirol, von Kyburg, 
Görz und Gradiska; Fürft von Trient und Bıiren; Marks 
graf von Ober und Nierer- Laufig und in Iſtrien; Graf von 
Hohenembs, Feldlich, Beegenz, Sonnenberg 20.5 Herr von 
Trieſt, von Cattaro und auf der windiften Mark; Geoßwoi— 
wod der Woimorfchaft Serbien, ıc. ⁊c. 


Um noch vor der Erlaffung eines im verfaffungs: 
mäßigen Wege zu Stande gekommenen vollitandigen 


161 


neuen Strafgeſetzes, diejenigen Milderungen ber beftes 
henden Strafgeſetze über Verbrechen und fehwere Po: 
lizei = Hebertretungen einzuführen, welche ohne Abande- 
rung in ber MWejenheit der gejeplichen Begriffsbeftim- 
mungen ber verjchiedenen Gejegesübertretungen ange: 
ordnet werden koͤnnen, haben Wir auf den Antrag 
Unjeres Minifterd der Juſtiz und über Cinrathen 
Unferes Minijterrathes nah Maßgabe des $. 120 
der Reicheverfaffung beichloffen, wie folgt: 

Vom Tage der Kundmachung des gegenwärtigen 
Patentes angefangen, haben in allen jenen K:onlän- 
dern Unferes Neiches, in welchen das Strafgefeßbuch 
über Verbrechen und fchwere Polizei = Hebertretungen 
vom 3, September 1803 in Rechtskraft fteht, nach: 
folgende Abänderungen der beftehenden Strafgejege. in 
Wirkſamkeit zu treten: 


Art. J. 


Die in dem $. 17 lit. a) und $. 18 des L, 
fo wie im $. 19 lit. e) bes II. Theiles des Straf: 
geſetzbuches über Verbrechen und fchwere Polizei-Ueber— 
tretungen enthaltenen Borfchriften find außer Wirk: 
famfeit gefegt, und es darf daher die Strafe der An: 
haltung zur öffentliben Arbeit, und beziehungsmweile 
zur öffentlichen Gemeindearbeit weder in Zufunft mehr 
verhängt, noch wenn fie bereits durch Urtheil zuerkannt 
wurde, weiterhin in Vollzug gejekt werden. 

In den Fällen, für welche diefe Verſchärfungen 
der Kerker⸗ und Arrefiftrafe in den Geſetzen angedroht 
find, iſt bei der Urtheilsichöpfung entweder die Preis 

11 
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heitsftrafe innerhalb der gefeplichen Schranken verhält: 
nißmäßig jtrenger zu beftimmen, oder derjelben eine 
andere gefeglich zuläflige Verfchärfung hinzuzufügen. 


Art. I 
Die im $. 74 des I. Theiles des Strafgefeb- 
buches bezeichnete boshafte Beſchädigung fremden Ei: 
genthums ift, wenn der Schade, welcher entitanden, 
oder in dem Vorſatze des Thaterd gelegen iſt, 5 fl. 
Conv. M. nicht überfteigt, nur als Uebertretung mit 
Arreit von 1 Tag bis zu 1 Monate zu beftrafen. 


Art. II 
Die in dem Hoffanzleidekrete vom 29. Auguft 
1822, der Juſtizgeſetzſamml. $. 2 als Verbrechen er: 
klärte Eroͤffnung gerichtlicher Siegel ift nur als Ver— 
gehen mit firengem Arrefte von 1 bis zu 6 Monaten 
zu abnden. 


Art. W. 

Die in den F6. 83 und 84 des I. Theiles bes 
Strafgefeßbuches ald Verbrechen erklärte Rückkehr eines 
Verwieſenen ift ald Uebertretung nah Maßgabe des 
$. 81 des UI. Theiles zu beftrafen. 


Art. V. 

Die in dem $. 89 des I. Theiles bezeichnete 
Perleitung zum Mißbrauche der Aıntsgewalt ift nur 
dann, wenn die Verführung eines Civil- oder Straf: 
richters, eines Gejchwornen oder Staatsanwalts, oder 
in Fallen einer Dienftverleihung oder einer Entſchei— 
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dung in öffentlichen Angelegenheiten, die Berleitung 
eines andern Beamten zu einer Parteilichkeit oder zur 
Verlegung der Amtspflicht in der Abjicht des Thäters 
lag, als Verbrechen mit den bort feitgefegten Strafen, 
außer dem aber, in fo weit eine ſolche Handlung ſich 
nicht als eine ſchwerer beftrafte andere Gefegübertre- 
tung darftellt, nur als Vergehen mit Arreft von 1 bie 
zu 6 Monaten zu ahnden. 


Art. VI. 

Als DVerbrehen der Religionsftörung follen nur 
die in dem $. 107 lit. a) und b) des I. Theiles be: 
zeichneten Handlungen, und dag eben da lit. d) erklärte 
Beftreben, Unglauben zu verbreiten, beftraft werden. 


Art. VI. 

Wenn im Falle des $. 148, lit. g) des 1. Th. 

bei einem gelegten Brande der Thäter felbft aus Neue 

und noch zur rechten Zeit fich fo verwendet hat, daß 

aller Schade verhütet worden ift, fo foll er mit aller 
Strafe verfchont werden. 


Art. VII. 
Die in dem $. 154, 3.1. lit. a) und $. 156, 
3. I des I. Theiles vorkommenden Diebftähle find, 
wenn fie nicht zugleich den Betrag oder Werth von 
5 Gulden C. M. überfteigen, nur als Uebertretungen 
nah Vorſchrift des $. 210 bes II. Theiles zu be 
ſtrafen. 
Art. L. 


Die in dem $. 178 lit. d) des I. Theiles und 
11* 


164 


in dem Hoflanzleidefrete vom 17. Mai 1819, Zahl 
1562 der Juſtizgeſetzſammlung bezeichnete Nachmachung 
und Verfaͤlſchung einer öffentlichen Urkunde iſt nur 
dann als ftrafbarer Betrug anzujehen, wenn ihr bie 
im $. 176 bes I. Theiles vorausgefekte boͤſe Abſicht 
zu Grunde liegt, außer dieſem alle aber foll fie ale 
Uebertretung nach $. 78, lit. e) des II. Theiles mit 
Arreſt von 3 Tagen bis zu 1 Monate geahndet 
werden. 
Art X 

Die in dem $. 12 des IL. Theiles des Straf: 
gefegbuches vorgejchriebene Feſſelung der wegen Ver— 
gehen oder Webertretungen zum ftrengen Arrefte ver: 
urtheilten Perſonen hat gänzlich wegzufallen, 


Art. X. 

Die in dem $. 26 des II. Theiles vorkommende 
Beltimmung wird dahin abgeändert, daß der Richter 
auch bei Vergehen und Webertretungen die Vorſchrift 
ber $$. 48 und 49 des I. Theiles in Anwendung 
zu bringen bat. 

Art. XI, 

Die in den $$. 38 bis 50 des II. Theiles bes 
zeichnete Theilnahme an geheimen Gefellfchaften ift 
nur nach dem Patente vom 17. März 1849, „über 
die Ausübung des freien Bereinigungs- und Verſamm— 
lungsrechtes“ zu behandeln. 


Art X. 
Die durch die Aufhebung der Cenſur erfolgte 
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Ausfheidung aller derjenigen ſchweren Polizei «Weber: 
tretungen, welche fich auf die Cenſur-Vorſchriften bes 
sogen haben ($$. 57—68 des II. Theiles des St. 
G. 8.) bat ſich auch auf ben $. 69 zu erjtreden, 
und es foll in Zukunft die unbefugte Haltung oder 
der Gebrauch einer Winkelbuchdruckerei, einer Hand: 
preffe mit einem Schriftfage, einer Stein oder Kupfer: 
druchpreffe, nur nach den beftehenden Gewerbsvor: 
fehriften und nach Umjtänden in Gemäßheit des pro: 
viſoriſcheu Prefgefepes vom 13. März 1849 geahndet 
werben. 


Art. AV. 

Die Vorſchrift des $. 70 des II. Theiles über 
die DVerleitung der Unterthanen dieſer Staaten zur 
Anfiedlung in fremden Ländern wird hiermit außer 
Kraft geieht. | 


Art XV. 

Die Anordnung des $. 71 des II. Theiles, über 
die Beitrafung der Aufmwieglung der Unterthanen gegen 
ihre Obrigfeiten, wird auf bie dort bezeichnete Auf 
reizung gegen Staats» und Gemeindebehörden ein 
geichranft. 


| Art XV. | 

Die Vorfehriften der $$. 90—92 des II. Thei- 
les haben zu entfallen, und es ift an der Stelle bes 
firafgerichtlihen Einſchreitens bei einem  verfuchten 
Selbftinorde durch die politifche Behoͤrde die Belehrung 
des Thäters mittelft des Seeljorgers, oder nach Um— 
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ſtänden beffen Unterbringung in einer öffentlichen ‚Heil- 
anftalt oder fonftige Verwahrung; bei einem vollbrach- 
ten Selbftmorbe aber die Beerdigung bes Leichname 
in der Stille und in dem Friedhofe zu veranlaffen. 


Art XVI. 

Die Wirkfamkeit diefer Verordnung hat fi) auch 
auf bie vor beren Kundmachung begangenen Geſetz⸗ 
übertretungen und auf bereitd anhängige Unterſuchun— 
gen zu erftredten. Letztere find, in fo ferne fie nad 
diefer Vorfchrift zu einem andern Strafgerichte ge 
wieſen werden, an biefes abzutreten, oder, in fo ferne 
der ihnen zu Grunde Tiegende Fall aufhört ftrafbar zu 
fein, durch Ablaffungsbeichluß zu erledigen. 


Gegeben in Unferer Haupt» und Reſidenzſtadt 
Wien, ben 17. Jänner 1850. 


Franz Joſeph. 
(L. S.) 


Schwarzenberg. Krauf. Bach. Brud. Thinnfeld. Oyulai. 
Schmerling. Thun. Kulmer. 
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Inhalt des Handbuches. 


Allgemeiner Theil. 
1. Abfepuitt, 


. Bormwort. 

. Kundmadhungsd-Patent. 

. @inleitung. 

. Vom Verbrechen überhaupt. ($85.1—8. L Th. 


db. St. ©. I. Hptft. 


. Bon Beftrafung der Verbrechen. (68. 9 - 35. 


1. Thl. d. St. ©. IL. Hpiſt.) 


. Bon beſchwerenden Umſtänden. ($$. 36 — 38. 


1. Thl. d. St. ©. II. Hptft.) 


. Bon Milderungs»Umftänden. ($$. 39 — 40 1. Thl. 


d. St. ©. IV. Hptft.) 


. Bon Anwendung der Beifhwerungs- und Mil 


derungs-Umftände bei Beftimmung der Strafe. 
($$. a1 — 49. J. Thl. d. St. G. V. Hptft.) 


. Bon den verfhiedenen Oattungen der Ver— 


breden. (88. 50—51. J. Thl. d. St. ©. VI Hprft.) 
Bon Erlöfhung der Verbrechen und Strafen. 
(8$. 201 —210. I. Thl. d. St. ©. XXVII. Hpift.) 


II. Abſchnitt. 


. Bon ſchweren Polizei-Uebertretungen über» 


haupt. ($$. 1—7. I. Thl. d. St. ©. J. Hptſt.) 


2. Bon den Strafen der fhweren Polizei-Ueber— 
tretungen überhaupt. ($$. 8—27. 1. Thl. d. St. 
G. IH, Hpift.) 

3. Bon Beftrafung der Unmünbdigen. ($$. 28— 32. 
D. Thl. d. St. &. II. Hpift.) 


4. Bon verſchied. Gattungen der fhmweren Polizei— 
Uebertret. ($$. 33 — 37. II. Thl. d. St. ©. IV. Hpift. 


5. Bon Erlöfhung der ſchweren Bolizei-llebertres 
tungen. ($$. 270— 275 I. Thl. d. Et. ©. XIV. Hptft.) 


Befonderer Theil, 
1. Abſchnitt. 


Verbrechen und Preßvergehen, welche zur Eompes 
tenz ber Gefchiwornengerichte gehören. 


II. Abſchnitt. 
Berbrehen und Bergehen, melde vor die Bezirks— 
Eollegialgerichte gehören. 


III. Abfchnitt. 


Uebertretungen, welche vor die Bezirfägerichte gehören. 


Anhang. 
A. Das Reihegerict. 
B. Der Gemeindes:Polizei zugewiefene Uebertres 
tungen. 
C. Inhaltd-Regifter, 


Beſonderer Theil. 


1. Ahſchnitt. 


Verbrechen und Preßvergehen, 


welche zur Competenz der Gefhwornengerichte gehören. 


Verbrechen und Prefvergehen, 
welche zur Competenz der Geichwornengerichte gehören. 


Snbalt. 


Vor die Gefchwornengerichte gehört die Haupt- 
BerhandInng und Entfcheidung über nachitehende: 


A. 


Verbrechen, 
in fo ferne fie nicht wegen des Zufammenhanges mit 
einer hochverratherifchen Unternehmung vor das Reiche- 
gericht gehören. 
(Art. VII. d. Strafproz.⸗Ord. vom 17. Jänner 1850.) 

1. Störung der innern Ruhe des Staates. ($$. 57 — 59 St.- 
©. 1. Thls.) 

2. Aufftand und Aufruhr. (88. 61 — 69 St. ©. I. This.) 

3. Deffentliche Gewaltthätigfeit in den Fällen des $. 70 St. G. 
1. Thls. wenn der Widerftand mit Waffen gefchehen, oder 
mit einer Befhädigung oder Berwundung begleitet ift; 
des $. 72; des $. 74, jedoch nur, wenn der wirklich verurfachte 


Schade taufend Gulden C. M. überfteigt; bed durch 
das Juſtiz⸗Hofdekret vom 18. März 1847 3. 1924 erlaffenen 
Eifenbahn-Strafgefeges ohne Ausnahme; der $$. 75, 
78 und 80 St. ©. I. Theils, und des Hofdekretes vom 19. 
Auguft 1826 3. 2215 der I. ©. ©. über den Sklaven— 
handel. 

. Mißbrauch der Amtögewalt und Gefchenfannahme in Amts» 
ſachen. ($$. 85 — 88 St. ©. J. Thle.) 

5. Berfälfhung der öffentlichen Creditspapiere. ($$. 92— 102 

St. ©.1. Thl.) 

6. Münzverfälichung. ($$. 103 — 106 St. ©. J. Thls.) 

7. Religionsftörung. ($$. 107 — 109 St. ©. I. The, ) 

8. Nothzucht. ($$. 110— 112 St. ©. I. This.) 

9. 

0. 


. 


Mord und Todtichlag. (858. 117 — 127 St. ©. L Thls.) 
Abtreibung der Leibeöfrucht wider Wiſſen und Willen der 
Mutter. ($$. 131, 132 St. ©. I. This.) 

11. Weglegung eines Kindes im Falle des $.134 St. ©. L Thls. 

12. Berwundung im Falle des $. 139 St. ©. I. Thle. 

13. Zweifampf. ($$. 140 — 146 St. ©. I. Thls.) 

14. Brandlegung ($$. 147 — 149 St. I. Thls.) 

15. Diebftahl, wenn die Strafe nach $. 159 St. ©. L Thls. 
swifchen fünf und zehn Jahren auszumeſſen ift. 

16. Veruntreuung von ämtlich anvertrautem Gut $$. 161 und 
162 St. ©. I. This. und im Falle bed $. 163, wenn die 
Strafe nach $. 164 zwiſchen fünf und gehn Jahren aus— 
zumeſſen ift. 

17. Raub und Theilnahme an demfelben. ($8$. 169—175 St. 
®. 1. Thls.) 

18. Betrug in den Fällen des $. 178 Lit. a) und f) St. ©. 1. Thls. 
und in allen Fällen, in welchen die Strafbeftimmung bes 
$. 182 anzuwenden ift. 

19. Zweifache Ehe. (8$. 185 — 187 St. ©. I. Thls.) 

20. Berleumdung. ($$. 188 und 189 St. ©. I. This, ) 

21. Berbrechern geleifteter Vorſchub, jedoch nur in den Faͤllen, in 
welchen nach $. 197 St. ©. I, Thls. die Strafe zwiſchen 
fünfundzehn Jahren auszumeſſen iſt. 


1 


B. 


über bie in den 6$. 22—35 bes Patentes vom 13. 
März 1849 gegen ben Mißbrauch der Preffe aufge: 
führten 


1. 


Prefivergeben. 
Wenn jemand buch Drudfchriften Andere zu Hanblungens. eꝛe ves 
auffordert, aneifert ober zu verleiten fucht, durch welche —58 
a) die gewaltſame Losreißung eines Theiles von dem ein⸗ 
heitlichen Staatsverbande oder Laͤnderumfange des Kai⸗ 
ſerthumes Oeſterreich bewirkt, eine Gefahr für den Staat 
von Außen her, Empörung oder Bürgerkrieg im Innern 
herbeigeführt, oder vergrößert wird; 
b) eine gewaltfame Umänberung ber Reich» ober Landes⸗ 
Berfaffungen ; 
e) eine gewaltfame Verlegung oder gefährliche Bedrohung 
der Berfon des Staatsoberhauptes an Körper, Gefund- 
heit ober Freiheit, oder eine gemwaltthätige Verhinderung 
der Ausübung feiner Regierungsrechte bewirkt; oder 
d) der allgemeine öfterreichifche Reichstag oder die Randtage 
der einzelnen Kronländer in ihrem Zufammentritte, Bes 
ftande, oder in ihrer Wirkſamkeit gewaltthätig geftört oder 
gehindert werben follen. 


. Wenn in Drudfchriften der Tadel oder die Verantwortlich s, 24 res 


feit für die Maßregeln der Regierung auf die Perfon des rer 
Staatsoberhauptes auszubehnen gefucht wird. 


. Läfterungen ober andere Verletzungen der fehuldigen hrs 25 des 


furcht gegen dns Staatdoberhaupt, wodurch befien Perſon ren 
der ®eringfchägung preiögegeben wird. 


. Wenn durch Drudfchriften entweder 5. —R 


t.v. 13. 


a) Andere zum Ungehorfam, zur Auflehnung oder zum Wis 2 


März 1849 


31 pe 
at. v 13. 


März 1849 


s. 10. Wenn Jemand: 


Bat. v. 13. 
März 1849 


5. 


derftande gegen Geſetze, Verordnungen, Erläffe der Ge: 
richte, Verfügungen der öffentlichen Behörden, oder wider 
die zu deren Bollziehung berufenen Organe, oder 

b) zu Feindfeligkeiten wider die verfchiedenen Nationalitäten 
(Vollsſtaͤmme), Religiondgenofienfhaften, einzelne Klaſſen 
oder Stände der bürgerlichen Geſellſchaft oder wider gefeg- 
lich anerkannte Körperfchaften auffordert, aneifert oder zu 
verleiten fucht. 

Schmähungen der Reichs⸗ oder Randesverfaffungen, ſowie bie 

Anpreifung von Eingriffen in das Eigenthum und über» 

haupt von Handlungen, welche durch die Strafgefege ver- 

pönt find. 


. Wenn dur Drudfchriften ein falfches, für die öffentliche 


Sicherheit beunruhigendes Gerücht ohne zureichende Gründe 
es für wahr zu halten, oder eine fo geartete angebliche Vor⸗ 
herfagung ausgeftreut oder weiter verbreitet wird. 


. Mittheilungen aus noch anhängigen ftrafgerichtlichen Un⸗ 


terfuchungen, foweit die Veröffentlichung durch die Geſetze 
unterfagt ift, fowie über die Abftimmungen ber Richter und 
der Geſchwornen. 


. Der Mißbrauch von Drudfchriften zu gröblichen Angriffen 


auf die Sittlichfeit oder zu unzüchtigen Darftellungen. 


. Wenn in Drudfchriften durch Mittheilung von erbichteten 


oder entftellten Thatfachen Jemand namentlich oder durch 
auf ihn pafiende Kennzeichen oder bildliche Darftellungen 
einer beftimmten unehrenhaften oder folchen unfittlihen Hand⸗ 
lung fälfchlich befchuldiget oder verdächtiget wird, welche 
diefen in der öffentlichen Meinung verächtlich zu machen 
oder herabzufegen geeignet find. 


a) einen Andern ohne Anführung beftimmter Thatfachen 
ſchmaͤht, befchimpft, ober verächtlicher igenfchaften oder 
Gefinnungen zeiht, oder 

b) wider jemanden ehrenrührige, wenn auch wahre That: 


11. 


RX 


fachen bes Privat» und Familien » Lebens anführt, welche 

das öffentliche Intereffe nicht berühren. 
Wenn duch Drudichriften, Sammlungen oder Subferip- —— — 
tionen behufs der Deckung oder Erſatzleiſtung für Cautions⸗ Bun. 10 
Berfall, Geloftrafen oder Entſchädigung wegen Geſetzes⸗ 
übertretungen veranftaltet, oder veröffentlicht werben. 


1. Abſchnitt. 


A. 
Verbrechen, 


welche zur Competenz der Gejchwornengerichte gehören. 


M I. 


Störung der innern Mube ded Staates. 
(F8. 57— 59 St. ©. I. Thl. vo. Hptſtk.) 


$. 57. 

Wer boshafter Weife andern Mitbürgern durch Birne; 
Reden, fchriftliche oder bildliche Darftellungen folche Ru, s* 
Gefinnungen einzuflößen fuchet, woraus Abneigung 
gegen die Regierungsform, Staatsverwaltung, oder 
Landesverfaffung entftehen kann, begeht das Verbrechen 
der Störung der öffentlichen Ruhe. 

$. 58. 

Unter dieſes Verbrechen werden auch Lälterungen 
auf die Perfon des Landesfürften, aus welchen unver: 
fennbare Abneigung gegen denjelben entitehen Kann, 


wenn fie in Geſellſchaft, oder öffentlich vorgebracht 


Sirafe. 


Aufftanb. 
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worben, wie auch dergleichen Schriften, ober fpöttifche 
Vorftellungen, wenn fie jemanden mitgetheilt worden, 


gerechnet. 
$. 59. 


Das in den vorhergehenden zwei Paragraphen er- 
wähnte Verbrechen foll mit fchwerem Kerfer von einem 
bis fünf Jahre beftraft werden. 

$. 60°). 


) Der die Behandlung der Ausfpäher betreffende $. 60 I. Thl. d. 
&t. ©. und d. Hofkzldet. v. 10. Oft. 1821 an ſ. Länderfiellen Nr. 
1808 d. 3. ©. ©. gehört in den Abſchnitt vom Hochverrathe. 


ER. 


Aufftand und Aufrubr. 
($$. 61— 69 I. Tl. d. St. ©. VII. Hpiſt.) 
G. 61. 

Die Zufammenrottung mehrerer Perſonen, um der 
Obrigkeit mit Gewalt Widerſtand zu leiften, ift das 
Verbrechen des Aufitandes: die Abficht eines folchen 
Miderftandes mag fein, um etwas zu erzwingen, fich 
einer aufliegenden Pflicht zu entichlagen, eine Anftalt 
zu vereiteln, ober auf was immer für eine Art bie 
öffentliche Ruhe zu ftören; die Gewaltthätigfeit mag 
gegen die Perſon der Obrigkeit felbft gerichtet fein, 
oder gegen einen Beamten, Gemeinde-Vorfteher, oder 
gegen untere Diener, welche zur Ausführung der An- 
orduungen beftimmt find. 

Hofdel,vom 12. Sn ſämmtl. A. ©. Nr. 813 

Da Zollbeamte Abgeordnete der Obrigfeit in Amtsfachen 
und zur Ausführung der obrigfeitlichen Anordnungen beftimmt 


find, ift die gegen Diefelben in Amtsjachen mit gefährlicher Drohung 
oder wirklich gewaltfamer Handanlegung verübte Widerfeglichfeit 
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ald dad Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigfeit 

nach $. 71, und die Zufammenrottung mehrerer Perfonen um 

denfelben in Ausführung der Anordnungen Widerftand zu leiften 

ald das Verbrechen des Aufftandes nah $$. 63 — 64 

und nicht nach dem Zollpatente v. 1. Jänner 1788 zu betrafen. 
$. 62. 

Jeder macht fich des Aufitandes ſchuldig, der fich 
der Rottirung, es fei gleich anfänglich, oder erft in 
dem Wortgange zugefellet. 

$. 63. 

Diejenigen, welche bei einem Aufitande gegen die 
zur Stillung der Unruhe berbeifommenden obrigfeitli- 
hen Perſonen oder Wachen in der Widerfeplichkeit 
beharren, haben jchwere Kerkeritrafe mit vffentlicher 
Arbeit “) von fünf bis zehn Jahren, und wenn fie 
zugleich Aufwiegler und Rädelsführer find, von zehn 
bis zwanzig Jahren verwirkt. 

$. 64. 

Außer dem Falle des vorhergehenden Paragra- 
phes find die Aufwiegler und Nädelsführer zu ſchwe— 
ter Kerkerftrafe und öffentlicher Arbeit von fünf bie 
zehn Jahren; die übrigen Mitjchuldigen aber nad 
Map der Gefährlichkeit, Schädlichkeit, und ihrer Theil: 
nehmung auf ein bis fünf Jahre zu verurtheilen, 

$. 65. 

Hat fich die Unruhe bei ihrer Entftehung ohne 
weitern gefährlichen Ausbruch bald wieder geleget, fo 
ift gegen die Aufwiegler nnd Rädelsführer Kerfer zwi- 


_—— 





*) Wegen Abjchaffung der Verjchärfung ber öffentlichen Arbeit, 
Sieh: Kaif. Patent vom 17. Jänner 1850. Art. I. bei $. 171, Thl. d. St. 
®. im „allgemeinen Theile“ dieſes Handbuches. 


Strafe. 
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ſchen einem und fünf Jahren; gegen die übrigen Schul— 
digen aber zwifchen ſechs Monaten und einem Jahre 
zu verhängen. 

$. 66. 

Aufruht. Wenn es bei einer, aus was immer für einer 
Veranlaſſung entſtandenen Zuſammenrottung durch die 
Widerſpenſtigkeit gegen die von der Obrigkeit voraus— 
gegangene Abmahnung, und durch die Vereinigung 
wirklich gewaltſamer Mittel ſo weit kommt, daß zur 
Herſtellung der Ruhe und Ordnung eine außerordent— 
liche Gewalt angewendet werden muß; ſo iſt Aufruhr 
vorhanden, und jeder macht ſich dieſes Verbrechens 
ſchuldig, der an einer ſolchen Rottirung Antheil nimmt. 

$. 67. 

„Erafe Menn dem Aufruhre durch Standrecht Einhalt 

ve Ei -gefchehen muß, fo hat die Todesitrafe Statt; wovon 
in dem bejondern Hauptitücte: Von dem Standrechte, *) 
gehandelt wird. 

$. 68. 

b) auber ‚Außer dem Falle das Standrechtes follen die 

rechte. Mufwiegler und Rädelsführer zu ſchwerer Kerferitrafe 
mit öffentlicher Arbeit von zehn bis zwanzig Jahren; 
und bei fehr hohem Grade der Bosheit und Gefähr: 
lichkeit des Anichlages, auf lebenslang verurtheilet 
werden. 

$. 69. 
Die übrigen Mitfchuldigen follen mit ſchwerem 
Kerker und öffentlicher Arbeit von einem bis fünf 





*) Bon dem Standrechte handelt das XXIU. Hptſt. * ak ne 
ordnung vom 17, Jänner 1850 ($$. 477— 498 d. St. P. O 
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Sabre; bei höherem Grade der Bosheit und Theil- 
nahme aber von fünf bis zehn Jahren beftraft werden, 


ME. 3. 


Deffentliche Gewalttbätigkeit 


in’den Fällen des $. 70 St. G. 1. Thl. wenn der Widerftand 
mit Waffen gefchehen, oder mit einer Befhädigung ober 
VBerwundung begleitet iftz des $. 725 des $. 74 jedoch nur, 
wenn der wirklich verurfachte Schade taufend Gulden E. M. 
überfteigtz des durch das Juſtiz⸗ Hofdek. vom 18. März 1847 3. 
1924 erlaffenen Eifenbahn-Strafgefeged ohne Ausnahme; 
der $$. 75, 78 und 80 St. ©. 4.1. Thl. und ded Hofpefretes 
vom 19. Auguft 1826 3. 2215 d. I. ©. S. über den Sflaven- 
handel. 
($$. 70, 72, 74, 75, 78, 80 St. ©. 2. I. Thl. IX. Hptſt.) 


$. 70. 


(Wenn der Wiverftand mit Waffen geſchehen, oder mit Bejchädigung oder 
Verwundung begleitet if.) 


Das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigteitsitckie: 


wird in folgenden Fällen begangen: — 
Erſter Fall. Wenn Jemand für ſich allein, Ars. 


gung oder 


oder auch wenn mehrere, jedoch ohne Zufammenrottung kersperice 


dem Richter, einer obrigkeitlichen Perfon, oder ihrem Prim? 
Abgeordneten in Amtsſachen; oder wenn Jemand einer Berenen 
n Amts. 


Wache in VBollziehung des öffentlichen Befehles, fich "Tagen. 
mit gefährlicher Drohung oder wirklicher gewaltiamer 
Handanlegung, obgleich ohne Waffen und Verwundung 


widerſetzet. 


Hofdek. vom 5. Oktober 1804 an das böhm. 4. ©. 
Nr. 691 2.9. ©. ©. 

Zum Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit $. 701. 
Thl. d. St. ©. ift die unmittelbare böfe Abſicht erfor⸗ 
derlich durch Widerſetzlichkeit gegen die Wache die Vollziehung des 
obrigfeitliben Befehles zu vereiteln, welche Abſicht zum Ber 
griffe der fchweren PBolizei-Mebertretung 8. 72 U. Thl. d. St. ®. 


Sirafe. 


b) * I 


nicht gehört, wenn gleich die Widerfeglichkeit die Unterlaffung 
oder Verhinderung der Vollſtreckung des Auftrages zur Folge ges 
habt haben fönnte. 


g. 71. 


Ein folcher Verbrecher ift mit fehwerem Kerfer 
und öffentlicher Arbeit, von ſechs Monaten bie auf 
ein Jahr; ware aber der MWiderftand mit Waffen ge: 
ichehen, oder mit einer Befchädigung oder Verwundung 
begleitet, von einem bis auf fünf Jahre zu beitrafen. 


$. 72. 
Zweiter Fall. Wenn mit Uebergehung der 


Site in in Obrigfeit, der ruhige Befik von Grund und Boden, 
benstihcs ober der darauf fich beziehenden Nechte eines Andern, 


Strafe. 


mit geſammelten mehreren Leuten, durch einen gewalt— 
ſamen Einfall geſtöret, oder wenn auch ohne Gehül— 
fen in das Haus, oder die Wohnung eines Andern be— 
waffnet eingedrungen, und daſelbſt an deſſen Perſon, 
oder an deſſen Hausleuten, Habe und Gut, Gewalt aus— 
geübet wird; es geſchehe ſolches, um ſich wegen eines 
vermeinten Unrechtes Rache zu verſchaffen, ein ange— 
ſprochenes Recht durchzuſetzen, ein Verſprechen oder 
Beweismittel abzunöthigen, oder ſonſt eine Gehäſſig— 
feit zu befriedigen. 


$. 73. 


Der Urheber einer folchen Gewaltthätigfeit un- 
terliegt der Strafe des fchweren Kerkers von einem 
bis auf fünf Jahre, Diejenigen, fo fih als Mithel- 
fer haben brauchen laffen, follen mit Kerker von fechs 
Monaten bis auf ein Jahr beftraft werben. 
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$. 74. 
(Benn der wirklich verurjachte Schade 1000 fl. C. M. überfteigt.) 
Andere boshafte Beichädigungen eines fremden 
Eigenthums find nach der Größe der Bosheit und des 


Strafe 
anderer 
bobsafter 
Beſchaͤdi⸗ 


zugefügten Schadens mit Kerker zwiſchen ſechs Mona: , 33 


fremden Ei⸗ 


ten und einem Jahre; bei großer Bosheit und wichti- srtdumer. 


gem Schaden aber mit fchwerem Kerker von einem 
bis fünf Jahren zu beftrafen. 


Artifel I. des Pat. v. 17. Jänner 1850 über einige Milderungen 
bes beitehenden Strafgefeges vom 3. Sevt. 1803. Sieh bei ben der Com: 
petenz der Bezirfscollegialgerichte zugetwiefenen Verbrechen. Hiedurch wird 
zugleich das Hofdek. v. 18. Febr. 1826 anf. A. ©. Nr. 21360. 3. ©. ©. 
außer Wirkjamfeit gefept. 


Erlaß des Minifteriums des Innern einverftändlid 


mit dem Minift. der Juftiz vom 13. März 1849. 
(Kundm. d. tir. Gub. vom 17. März 1849.) 


Durch wiederholt vorgefommene Entwendungen und Zer- 
ftörungen ded Leitungsdrahtes der Telegraphen=kinie 
fieht fich das Minifterium des Innern und der Juſtiz veranlaßt, 
darauf aufmerffam zu machen, daß die erwähnte, fo wie jede andere 
boshafte Beifhädigung der Telegraphen-Anftalt nad 
$. 74 1. Thl. d. St. ©. ald dad Verbrechen der öffentlichen Ge— 
waltthätigfeit mit Kerker zwiſchen ſechs Monaten und einem Jahre, 
nach der Größe der Bosheit und des Schadens mit ſchwerem 
Kerker von ein bis fünf Jahren zu betrafen fei. 


$. 75. 

Dritter Fall. Wenn Iemand ohne Vorwiſ— 
jen und Ginwilligung der rechtmäßigen Obrigkeit fich 
eines Menfchen mit Lift oder Gewalt bemächtiget, um 
ihn wider feinen Willen in eine auswärtige Gewalt 
zu überliefern. 

$. 76. 

Auf folhen Fall ift zur Strafe ſchwerer Kerker 

von fünf bis zehn Jahren zu verhängen; welcher jedoch, 
2 


c) durch 
Menſchen⸗ 
raub. 
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wenn ber Gemighandelte einer Gefahr am Leben oder 
an MWiedererhaltung der Freiheit ausgeſetzt worden, bis 
auf zwanzig Jahre verlängert werden kann. 


$. 77. 


Der $. 77.1. Thl. d. St. G. über die Behandlung unbefugter Werbung 
erfcheint nebit dem dazu gehörigen Hofdef. v. 10. Dft. 1821 tm Zufammen: 
hange mit $. 60 1. SL. l. d. St. G. im Abfchnitte vom Hochverrathe. 


$. 78. 

— Vierter Fall. Wenn Jemand einen Men— 

—— ſchen, über welchen ihm vermög der Geſetze Feine Ge— 

reg walt zufteht, und welchen er weder als einen Verbre— 
cher zu erkennen, noch als einen fchädlichen oder gefähr« 
lichen Menfchen mit Grund anzufehen Anlaß hat, eigen: 
mächtig verichloffen halt, oder auf was immer für eine 
Art an dem Gebrauche feiner perjönlichen Freiheit 
hindert; oder, wenn Jemand, auch bei einer gegründet 
fcheinenden Urfache der unternommenen Anbaltung, die 
Anzeige darüber fogleich der ordentlichen Obrigkeit zu 
thun gefliffentlich unterläßt. 

$. 79. 

Strafe. Die Strafe dieſes Verbrechens ift Kerfer von 
ſechs Monaten bis auf ein Jahr. Hätte die Anhal- 
tung über drei Tage gedauert, oder der Angehaltene 
einen Schaden, oder nebjt der entzogenen Freiheit noch 
anderes Ungemach zu leiden gehabt; jo fol auf ein- 
bis fünfjährigen Kerker erfennet werden. 

$. 80. 

€) tur Wenn eine Weibsperſon in einer, fei ed auf 

ne Heirat, oder Unzucht gerichteten Abficht, wider ihreu 
Willen mit Gewalt oder Lift entführet, oder, wenn 
eine verheirathete Weibsperfon obgleich mit ihrem Wil: 
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len, dem Ehegatten, wenn ein Kind feinen Eltern; 


ein Mündel feinem Vormunde oder Verforger mit Lift 
oder Gewalt entführet wird, die Abſicht des Unterneh: 
mens mag erreicht worden fein, oder nicht. 


$. 81. 


Die Strafe der Entführung wider Willen der 
entführten Perſon, oder der Entführung einer unmün— 
digen Perfon ijt ſchwerer Kerfer von fünf bie zehn 
Jahren, nach Maaß der angewandten Mittel und des 
beabjichtigten oder erfolgten Webels. Iſt die entführte 
Perfon mündig, und ihre Cinwilligung beigetreten; fo 
joll fchwerer Kerfer von fechs Monaten bis auf ein 
Jahr verhänget werden. 

$. 82°). 
*) Bon den Uebertretungen ver Peſtanſtalten und den in dem Pat. 
v. 21. Mai 1805 N. 731». 3. ©. ©. hierüber enthaltenen Borfchriften, 


wird im II. Abfchnitte bei den der Gompetenz der Bez. Goll. Gerichte 
ugewiefenen Vergehen gehandelt. (II. Abfchn. B. Nr. 15.) 


Juſtiz-Hofdek. v. 18. März 1847 3hl. 1929 an 
fämmt!. A. ©. 


Eifenbabn : Strafgefeß. 


Durch a. h. Entſchließung vom 30. Jänner 1847 
haben S. Majeftät über die Beftrafung des Verbrechens der 
öffentlichen Gewaltthätigfeit durch boshafte Be— 
ſchädigung an Eifenbahnen, folgende Beftimmungen zu 
erlaffen gerubt: 


$. 1. An Eijenbahnen und den dazu gehörigen Anla- 

gen, Beförberungsmitteln, Majchinen, Geratbichaften 

oder andern zum Betriebe derjelben dienenden Gegen: 

ftänden verübte boshafte Beichädigungen, welche jo be- 

ihaffen find, daß daraus bei Befahrung der Bahn 
2 


Strafe. 
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Gefahr für das Leben, die förperliche Sicherheit ober 
das Eigentum Anderer entitehen kann, unterliegen, 
auch wenn fie gar feinen Unfall zur Folge gehabt 
haben der Strafe des jchweren Kerfers von einem bie 
fünf Jahren, und wenn die That mit befonderer Bos— 
beit oder Gefährlichkeit verübt wurde, von fünf bie 
zehn Jahren. 


$. 2. Diefe Strafen finden auch dann Anwendung, 
wenn Jemand aus Bosheit was immer für eine an— 
dere Handlung unternimmt, welche eine Gefahr diefer 
Art zu verurfachen geeignet ift, oder eine foldhe Ge— 
fahr durch gefliffentlihe Außerachtlaſſung einer 
ihm bei dem Eifenbahnbetriebe obliegenden Verpflich— 
tung berbeiführt. 


$. 3. Hat das Verbrechen was immer für einen 
Unfall zur Folge gehabt, fo ift auf fünf bie zehnjäh- 
rigen, und nach dem Maaße der Bogheit oder Gefähr: 
lichkeit, und der nachtheiligen Folgen für das Eigen- 
thum, die Gefundheit, oder das Leben Anderer, 
auf zehn bis zwanzigjährigen, unter ſehr erfchweren- 
den Umftänden aber auf lebenslangen ſchweren Kerfer 
zu erkennen. 


$. A. Wenn das Verbrechen den Tod eines Men- 
hen zur Folge hatte, und diejes von dem Thäter 
vorhergejehen werden fonnte, jo joll derielbe mit dem 
Tode beitraft werden. 


$. 5. Hat fich dagegen der Thäter nach begangener 
That (6H9. 1 und 2) entweder felbit oder durch An: 
bere verwendet, daß dadurch jedem Unfalle, welcher 
aus berfelben hatte entftehen können, vorgebeugt 
wurde, jo unterliegt er im alle einer gegen die Vor: 
fehrift des $. 1 verübten Beichädigung nur derjenigen 
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Beitrafung, welche er durch biefe an fich ſchon nach 
den Beitimmungen bes $. 74 d. St. ©. etwa ver- 
wirkt hat; im Falle ihm aber nur eine der im $. 2 
angeführten Handlungen zur Laft fiel — bleibt er 
ftraflos. 


Erlaß des Juftiz-Minifteriums v. 11. Februar 1850. 


Die mit a. h. Entſchließung vom 30. Jänner 1847 (obige) 
erlafienen Beftimmungen über die Beftrafung ded Verbrechens der 
öffentlichen Gewaltthätigkeit duch boshafte Befhädigung 
an Eifenbahnen finden auch auf alle Staatd- und Privat: 
Eifenbahnen Anwendung, die nicht mit Dampffraft be 
trieben werben. 


Hofbef. vom 19. Auguft 1826 an ſämmtl. A. G. Nr. 
2212 d. J. ©. ©. 


Enthaͤlt in ſeiner Beilage die von S. Majeſtaͤt genehmigten 


Beſtimmungen 
gegen den Handel der Sklaven und deren Mißhandlung. 


Seine k. f. Majeſtaͤt haben, um den Handel mit Sklaven, 
befonders in fo weit er von E. f. Unterthanen oder vermittelft F. f. 
öfterreichiicher Schiffe betrieben werben könnte, möglichft hintan- 
zuhalten, und die Sflaven vor Mifhandlungen zu fehügen, in 
Uebereinftimmung mit den bereits geltenden öfterreichifchen Geſetzen, 
(namentlich mit dem $. 16 ded a. b. ©. dann mit dem $. 78 1. 
Thl. d. St. ©.) näher zu beftimmen und zu verordnen geruht : 


$. 1. Ieder Sklave wird in dem Augenblide frei, 
ba er das k. k. öfterreichifche Gebiet oder auch nur ein 
öfterreichifcheds Schiff betritt. Ebenſo erlangt jeder 
Sklave, auch im Auslande feine Freiheit in dem Au— 
genblide, in welchem er unter was immer für einem 
Titel an einen E. k. öfterreichifchen Unterthan als Sklave 
überlaffen wird. 


$.2. Ein öfterreichifcher Unterthan, welcher einen an 
fih gebrachten Sklaven an dem Gebrauche feiner per- 
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fünlichen Freiheit hindert, oder im In- oder Auslande 
als Sklaven wieder weiter veräußert, und jeder öſter— 
reichiiche Schiffskapitan, welcher auch nur die Befrach- 
tung eines oder mehrerer Sklaven übernimmt, oder 
einen, auf das öſterreichiſche Schiff gekommenen Sfla- 
ven an dem Gebrauche der dadurch erlangten, perſön— 
lichen Freiheit hindert, oder durch Andere hindern läßt, 
begeht das Verbrechen der öffentlihen Gewalt- 
thatigfeit, und wird nach dem $. 78 u. 79 d. 1. 
Th. des Strafgefepbuches mit ſchwerem Kerfer von 
Einem bis fünf Jahren beftraft. Würde aber der 
Kapitan eines öſterreichiſchen Schiffes, oder ein ande: 
rer öfterreichifcher Unterthban einen fortgefeßten Verkehr 
mit Sklaven treiben; jo wird die fchwere Kerferftrafe 
auf zehn und unter bejonders erichwerenden Umjtänden 
bis auf zwanzig Jahre ausgedehnt. 


$. 3. Da vermöge des $. AL. Th. St. ©. das Ver— 
brechen aus der Bosheit des Thäters, und nicht aus 
der Befchaffenheit desjenigen, an dem es verübt wird, 
hervorgeht; fo treffen denjenigen E. k. Unterthan, wel- 
cher auf eine andere, in den öfterreichiichen Strafge: 
jegen für Verbrechen erklärte Art die körperliche Freiheit 
wo immer verlegt, diejelben Strafen, weldye der I. 
Th. St. ©. für dergleichen Handlungen bejtimmt. 


$. 4. Geringere, von einem öfterreichifchen Unterthan 
an einem Sflaven verübte Mißhandlungen, werden, 
in Gemäßheit des $. 173 I. Th. St. G. mit einer 
Geldftrafe von fünf bis Einhundert Gulden, ober mit 
einer Arreititrafe von drei Tagen bis zu Einem Mo: 
nate geahnder. Bei öfteren Rückfällen, oder wenn die 
Art der Mißhandlung befondere Härte verrath, ift der 
Verhaft mit Faſten und engerer Einfchließung zu ver: 
fchärfen. 
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$. 5. Gegenmwärtige Vorfchriften find auch in Anſe— 
hung folder Kriegsgefangener anzuwenden, welche 
von dem Krieg führenden Theile, in deffen Gewalt fie 
gerathen find, ald Sklaven behandelt werden. 


$. 6. Fremde, welche inner den Gränzen ber öfter- 
reichifhen Staaten, oder auf einem  öfterreichifchen 
Schiffe fih gegen Sklaven des Verbrechens der öffentli- 
hen Gewaltthätigfeit oder anderer oben bezeichneter 
Verbrechen fchuldig machen, verfallen zu Folge des, in 
dem $. 31 1. Th. St. ©. ausgedrücken allgemeinen 
Grundfaßes, in diefelben Strafen, wie die öfterreicht- 
ſchen Unterthanen. Solche Fremde hingegen, welche 
dergleichen Verbrechen im Auslande begangen haben, 
und in den k. k. Staaten betreten werden, find in 
Gemäßheit der $$. 33 und 34 1. Th. St. ©. in 
Verhaft zu nehmen, und der Negierung des Staates, 
worin das Verbrechen begangen wurde, zur Ausliefe— 
rung anzubiethen. Wird die Uebernahme verweigert, 
fo ift gegen folche Ausländer ganz nach den Vorſchrif— 
ten des ‚öfterreichifchen Strafgeſetzes zu verfahren, und 
dem Strafurtheile jedesmal die Landesverweifung 
nach überftandener Strafe anzubängen. Nur in dem 
Falle, wenn die Geſetze des Ortes, wo dag Derbre- 
chen begangen worden it, eine geringere Strafe des— 
felben ausiprechen, als die öfterreichifchen Geſetze, ift 
die Strafe nach dem mildern Geſetze zu bemeflen. 


Hofvek.voma. Mai 1827. Un das niederöfterreichifch- 
füftenländifche A. ©. Nr. 2276 0.3. G. ©. 


Ein von der F. f. Marine wo immer angehaltenes k. f. öfter: 
reichifches Merkantil-Fahrzeug, das fich des Handeld mit Sflaven 
oder der Mißhandlung diefer Menfchen fchuldig gemacht haben 
follte, ift mit allem, was zum Beweiſe bes ihm fchuldgegebenen 
Verbrechens und zur Begründung des Thatbeftandes dienen fann, 
dann, was bei ihm vorgefunden wird, an bie nächfte k. k. öfter: 


Mißbrauch 
der Amts- 
Gewalt. 
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reichifche Kriminalbehörde gegen Empfangs » Beftättigung zu wei⸗ 
terer Untefuchung abzugeben. 


(Das Ho ftanzleidef, vom 8. Juli 1835 Zahl 17516 enthaltend bie 
Beitimmungen über das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit vur 
gefährliche Drohung wird im I. Abfchnitte dieſes Handbuches bei den ber 
— der Bez. Kolleg. Gerichte zugewieſenen Verbrechen aufgeführt. 
11. Abſchnitt A. Nr. 3.) 


(Das Hoftanzleidef. vom 29. Auguft 1822 Nr. 1889 6.9.0. ©. 
betreffend die zum Schuge der Rechte und des öffentlichen Anfehens gericht: 
liher Siegel erlafienen Verordnungen, nebit dem bez. Art. II des 
Pat. v. 17. Jänner 1850 über mehrere mildernde Beſtimmungen zum 
St. G. v. 3. Sept. 1803 werden am gehörigen Orte im II. Abjchnitte dieſes 
Hantbuches bei den der Gomwetenz der Bez. Kolleg. Gerichte zuftchenven 
Vergehen aufgeführt. (II. Abfchn. B. Nr, 13.) 


$$. 84 und 85. 


(Die $$. 83 und 84 X. Hptit. I. Thl. d. St. G. betreffend die Rück— 
fehr eines Bermwiejenen, werden mit dem bier einfchlägigen Art. IV 
des Pat. vom 17. Jänner 1850 in dem von den Uebertretungen handelnden 
III. Abfchn. diefes Handbuches anfgeführt. 


M 4. 


Mißbrauch der Amtögewalt und Geſchenk⸗ 
annabme in Amtöfacdhen. 


(88. 85— 88. St. ©. I. Thl. XI. Hptſt.) 


$. 85. 


Wer von dem Amte, in dem er verpflichtet ift, 
von der ihm anvertrauten Gewalt, um Jemanden Scha- 
den zuzufügen, was immer für einen Mißbrauch machet, 
begeht durch einen ſolchen Mißbrauch ein Verbrechen; 
er mag fich durch Eigennuß oder fonft durch Leiden: 
ichaft, oder Nebenabficht dazu haben verleiten laffen. 
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Hofdel.vom 9. November 1816 an das Inner» Defter- 
reihifhe A. G. Nr. 1293. 


Im Allgemeinen verfteht man nach dem Sprachgebrauche, 
unter einem Beamten denjenigen, welcher vermöge unmittel- 
baren oder mittelbaren öffentlichen Auftrages, Geſchäfte der 
Regierung zu beforgen hat. Auf diefen Begriff ift zur Entfchei- 
dung der Frage: ob Jemand durch eine Handlung fich ald Beamter 
des Mißbrauches der Amtsgewalt ſchuldig gemacht habe, zurüdzus 
ſehen. In zweifelhaften Faͤllen kann wohl auch eine Ruͤckſprache 
mit ber Behörde, welcher der Befchuldigte als Diener zunächft 
unterfteht, über die Art feiner Verpflichtung nöthig fein. Doc 
kann es gefchehen, daß cin folcher Diener, obſchon er in Hinficht 
auf Penſionirung oder andere Vorzüge den übrigen Staatsbeamten 
nicht gleich geachtet wird, fih dennoch vermöge der oben angege: 
benen Beftimmungen des Mißbrauches der Amtsgewalt fchuldig 
macht. 


Hofdel.v. 13. Junius 1817 an das Mähr.-Schlef. A. 
G. Rr. 1337. 


Auch ein Gemeindevorfteher, er möge Dorfrichter, 
Vogt, Schulze, oder wie immer heißen, kann fich des Verbrechens 
bes Mißbrauches der Amtsgewalt ſchuldig machen, ba $. 85 I. Thl. 
d. St. G. zwifchen höhern und niedern Aemtern feinen Unter— 


fchied macht. 


Hofbef. vom 22. Februar 1828 an das böhmiſche A. ©. 
Nr. 2330 0.9. ©. ©. 


Auch die Borfteher der JZudengemeinden find bezüg- 
lich der ihnen obliegenden Pflichten und anvertrauten Gewalt als 
Beamte anzufehen. 


Hofdef. vom 21. Mai 1830 an daß tir. vorarlb. A. ©. 
Nr. 21641 d. J. G. ©. 


Die Gefällsauffihts-Individuen, welche nur mit 
Kreditiv gegen den Bezug einer Löhnung angeftellt und fohin nur 
provifionsfähig find, gehören nicht in die Klaffe jener landesfürft: 
lichen Beamten im engern Sinne des Wortes, welche mit Des 
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fret und Gehalt angeftellt und fohin penftonsfähig find, obfchon 
fie im weiteren Sinne des Worted unter den Beamten begriffen 
find. — 

Hofdel.v. 5. Mai 1932 an das böhm. A. ©. 


Die Vorſchriften des XI. Hptft. I. Thl. d. St. ©. find auch 
auf die an die Stelle und Beftimmung des vorigen Grenzkordones 
und der an den Gränzen beftandenen Givilaufficht getretenen In» 
Dividuen der Grenzwache anzuwenden. 


$. 86. 

Befonbere Unter folchen Umftänden begeht diefes Verbrechen 
insbefondere: 

a) ein Richter, oder anderer obrigfeitlicher, wie auch 
fonft jeder im Pflichten ftehender Beamte, der fich 
von gefeßmaäßiger Erfüllung feiner Amtspflicht 
abwenden läßt; 

b) jeder Beamte, der in Amtsfachen eine Unwahr— 
heit bezeuget; 

c) der ein ihm amvertrautes Amtsgeheimniß gefahr: 
licher Weife eröffnet; der eine feiner Amtsaufjicht 
anvertraute Urkunde vernichtet, oder Jemanden 
pflichtwidrig mittheilet ; 

d) ein Advofat, ober anderer beeideter Sachwalter, 
der zum Schaden feiner Partei dem Gegentheile 
in Berfaffung der Rechtsichriften, oder fonft mit 
Rath und That behülflich ift. 

$. 87. 

Strafe. Die Strafe dieſes Verbrechens ift fchwerer Ker: 
fer von einem bis auf fünf Jahre. Nach der Große 
der Bosheit und des Schadens kann derfelbe auch big 
auf zehn Jahre verlängert werden. 


17 


$. 88. 
Ein Beamter, der bei Verwaltung der Gerechtig- Seisent- 


feit, bei Dienftverleihungen, oder Enticheidungen über in Ami 
öffentliche Angelegenheiten zwar fein Amt nach Pflicht 
augübet, aber, um es auszuüben, ein Geſchenk unmit- 
telbar oder mittelbar annimmt, oder fonft fich daher 
einen Vortheil zumendet, ober verjprechen laßt; inglei- 
hen welcher dadurch überhaupt bei Führung feiner 
Amtsgefchäfte fich zu einer Parteilichfeit verleiten läßt, 
fol mit Kerker zwifchen fechs Monaten und einem 
Jahre beftraft werben. 

Auch bat er das erhaltene Geſchenk oder beffen 
Werth zum Armenfonde des Ortes, wo er das Ver: 
brehen begangen hat, zu erlegen. 


Hofdet. vom 21. Dftober 1815 an ſämmtl. A. ©. 


Die $$. 7, 88 und 89 d. St. ©. J. Thl. fchliegen nur jene 
Fälle der Beftechung ein, welche ald Verbrechen zur Criminal: 
Unterfuchung anddrüdlich geeignet erklärt werden — in allen 
übrigen Fällen der ſtets unerlaubten Abreichung oder Annahme 
von Gefchenfen, find die dagegen erlaffenen einzelnen Strafvor: 
ſchriften, ſomit auch der 118. und 142. $ des Zollpatented vom 
2. Jänner 1788 von den competenten Behörden auch ferner 
mit Nahdrud zur Anwendung zu bringen. 


$$, 89, 90 und 91. 


($. 89— 91). (Diefe von der Verführung zum Mifbraude 
der Amtsgemwalt und der Beitrafung diefes Verbrechens handelnden $$ 
werden im II. Abſchnitte diefes Handbuches bei den der Kompetenz der 
Bezirks - Kolleg. Gerichte zugewiefenen Verbrechen unter, gleichzeitiger Hin: 
weifung auf Art. V. des Bat. v. 17. Jänner 1850 über einige mit 
dernde Beftimmungen des Strafgefeges v. 3. Sept. 1803, aufgeführt. (II. 
Abſchnitt A. Mr. 4). 
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MR. >. 


Verfälſchung der öffentlichen Kredits-Papiere. 
($. 92— 102 1. Th. d. St. ©. XI. Hptft.) 


$. 92. 

2* Dieſes Verbrechen begeht, wer öffentliche Kredits— 

—5 Papiere, die entweder als Münze gelten, (Bankozetteln) 

—* oder die von einer öffentlichen Kaffe ausgeſtellten Schuld- 
verfchreibungen, Cöffentlihe Obligationen) mit dazu 
vorbereiteten Werkzeugen nachmachet: e8 mag ein öffent: 
liches inländifches, oder ein unter was immer für Be- 
nennung ausgefertigtes ausländijches Kreditspapier von 
ähnlicher Art nachgemacht werben; es mag das nach: 
gemachte Krebitspapier fchon ausgegeben worden, und 
ein Nachtheil erfolget fein oder nicht. 


Patent vom 20. Juni 1811. 


$. 10. Diejenigen, welche Einlöfungsicheine durch Nach 
ahmung oder Abänderung der Summe in eine höhere verfälichen, 
oder hiezu mitwirfen, oder daran Theil nehmen, follen nach den 
im Strafgefeße über Verbrechen Thl. I. Hauptftüd XII, $$. 
92 — 96 enthaltenen Derjäeiiten beftraft werden. 


\ 


Patent vom 7. Mai 1813. 


\ 
$. 6. Diejenigen, welche \Antieipations + Scheine durch 
Nachahmung oder Abänderung der\Summe in eine höhere ver: 
fälfchen, oder hiezu mitwirken , \oper daran Theil nehmen, 
follen nach den in dem Strafgefege über Verbrechen, Th. I. 
Hauptftüd XI. $$. 92 — 96, 100— 102 enthaltenen Vor— 
fehriften beftraft werben. | 
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Patent vom 15. Juli 1817, 


(über die Statuten und Privilegien der priv. Oeſter. 
Nationalbanf). 


Nr. 1347.08. 3. ©. ©. 


$. 47. Auf die Verfälfhung und Nachahmung der Noten 

der Bank find diefelben Strafen verhängt, welche auf die 

Berfälfhung und Nachahmung des vom Staate ausgegebenen 

a. geſetzt find; die Behörden find verpflichtet, die 

—— gen Verbrecher aufzuſuchen, anzuhalten und zu bes 
afen. 


$. 48. Die VBerfälfchung und Nachahmung der Aktien 
oder Schuldverfchreibungen, der Depofitenfcheine und anderer 
Urkunden der Banf ift mit den gegen die Verfälfchung öffent: 
licher Urkunden in Unſerem Gefegbuche über Verbrechen aus» 
geiprochenen Strafen zu ahnen. 


Hofbef. vom 19. Junius 1829 an fämmtl.N. ©. 
Nr. 2112 d. J. G. ©. 


Die Verfälfhung der zu was immer für einer Gattung von 
Öffentlichen Staats - Krebitö- Papieren gehörigen Zinsabfchnitte 
(Coupons) oder Anweifungen auf Zinsabfehnitte (Talons) 
dann die Verfälichung ter Staats» Gentral-Raffa- An: 
weifungen und der von öffentlichen Staatöfaffen zur Erlangung 
einer Obligation oder Gartella del monte ausgeftellten Anweis 
fungen und Eertififate, find ald BVerfälfchung öffentlicher 
Ereditöpapiere nach dem XI. Hptſt. I. Thl. 1. Abfchnitted des 
Strafgefegbuches zu behandeln. 


Strafprozeß-Ordnung vom 17. Jänner 1850. 
Siebentes Hptft. IV. 


$. 139. In Fällen der Nachmachung oder Berfälfchung öffentl. 
Kreditöpapiere hat ſich der Unterfuchungsrichter unter Anſchluß 


* 
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der beanftändeten Grebitöpapiere durch den Vorſteher des Gerichtes, 
dem er angehört, an das f. f. Finanz » Minifterium oder die k. k. 
priv. National⸗Bank zu wenden, um den Befund über ihre Echt: 
heit oder Unechtheit und die weitere Auskunft zu erhalten, in wel- 
cher Art die Verfälſchung oder Nachahmung gefchehen fei, ob ganz 
oder theilweife, mit dazu vorbereiteten Werkzeugen, endlich ob be- 
reits derlei verfäljchte oder nachgemachte Kreditöpapiere vorge: 
fommen feien. 


$. 93. 
Mitſchul. Mitſchuldiger dieſes Verbrechens iſt, wer die bei 


öffentlichen Kreditspapieren gewöhnlichen Wappen nach— 
fticht, Papier, Stempel, Matrizen, Buchftaben, Preſſen, 
oder was immer zur Hervorbringung falſcher Kredits- 
Papiere dienen Fann, obgleich nur in einem einzelnen 
Stüce verfertiget, und zum Borfchube der Nachma: 
hung wifjentlich überliefert, oder auf was immer für 
eine Art zur Nachmahung mitwirfet, wenn gleich feine 
Mitwirkung ohne Erfolg geblieben ware. 


$. 94. 


Eirafea) Wenn ein als Münze geltendes Kredite - Papier 
—* (Bankozettel) wirklich verfertiget worden iſt, wird der 
** Verbrecher ſowohl als jeder Mitſchuldige mit dem Tode 
—* beſtraft. 


geltenden 
öffentlichen 

Kredits⸗ 

Papiere. 


Hofdek. vom 3. Dezember 1808 an ſämmtl. N. ©. 
Nr. 8700.23. ©. ©. 


Der Begriff des ausgeführten Verbrechens der Banfozettel- 
Nachmachung fordert nicht die Anwendung aller hiezu nöthigen 
Werkzeuge; jondern es ift zu dem im $. 94 bezeichneten Verbre- 
chen genug, wenn Bankozettel gemäß des $. 92 und 93 überhaupt 
mit vorbereiteten Werkzeugen, ohne Rüdjicht auf die Gattung und 
Zahl der legtern, nachgemacht werden. 
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$. 95. 

Die Todesitrafe hat auch gegen den Theilnehmer 
Statt, welcher nachgemachte öffentliche Kredits-Papiere 
im Berftändnig mit dem Nachmacher oder einem Mit- 
Ihuldigen ausgegeben hat. 


Hofdel. v. 21. Juli 1810 an ſämmtl. A. G. Rr. 908 d. 
J. G. ©. 


Da der $. 95 des Geſetzes über Verbrechen feinen Unter— 
jchied macht, ob das Verftändniß eines Ausgebers der ald Münze 
geltenden Kredits » Papiere mit dem Nachmacher oder einem Mit- 
jhuldigen vor, während oder nach der Nachmachung getroffen 
worben ift; jo hat die Todesſtrafe auch gegen jenen Theilnehmer 
Statt, welcher mit dem Nachmacher oder einem Mitfchuldigen erft 
nach vollendeter Nachmachung das Verftändnig getroffen, und 
—— gemäß ſolche nachgemachte Kreditspapiere ausgegeben 

at. — 


$. 96. 
Fit die Nachmachung der als Münze geltenden Strafe vs 


öffentlichen Kredits- Papiere zwar verjucht, aber bie — 
Verfertigung nicht ganz ausgeführet worden; ſo ſoll 
jeder, welcher hiezu mitgewirket hat, mit ſchwerem 
Kerker von zehn bis zwanzig Jahren, und bei beſon— 
derer Gefährlichkeit mit lebenslangem ſchweren Kerker 


beſtrafet werden. 


Hofdekret v. 25. Dft. 1805 an ſämmtl. U. ©. Nr. 
751 d. J. G. ©. 


Da die Nachmachung eines Bankozettels durch Tinte und 
Feder nicht einhellig nach dem $. 96 des Strafgeſetzes, ſondern 
ald Betrug beurtheilt wurde, wird zur Behebung dieſes Zweifels 
feftgefegt: Daß jede Nachmachung der Banfozettel durch Tinte und 
Feder das in dem $. 96 bezeichnete Verbrechen des Verſuches 
der Verfälfchung öffentlicher Krebits- Papiere darftelle. 
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$. 97. 
— Wenn eine von einer öffentlichen Kaſſa ausge— 
ag. ftellte Schuldverſchreibung nachgemacht worden, iſt der 
msn Verbrecher ſowohl als jeder Mitichuldige, mit lebens— 
ne langem jchweren Kerfer, welcher bei befonders bedenfli- 
er en Umftänden des Verbrechens verfchärft werben fol, 
zu beitrafen. 
$. 98. 

Gleiche Strafe trifft den Theilnehmer, welcher 
nachgemachte öffentliche Kredits-Papiere im Verſtändniß 
mit dem Nachmacher oder einem Mitichuldigen ausge- 
geben bat. 

$. 9. 

—— Wenn die im F. 97 angeführte Nachmachung 
der öffentlichen Kredits-Papiere verſucht, aber nicht 
ganz ausgeführt worden; foll jeder, welcher hiezu mit 
gewirfet hat, mit fchwerem Kerfer von fünf bis zehn, 
und bei befonders gefährlichen Umftänden des Verbre— 
chens, von zehn bis zwanzig Jahren bejtrafet werben. 

$. 100. 

—— Der Verfälſchung der öffentlichen Kredits-Papiere 

Sant, auch derjenige fehuldig, welcher dergleichen echte 

* — Papiere in eine höhere Summe, als für welche fie 

u urſprünglich ausgeitellet geweien find, abandert oder 
dazu Hülfe leiftet. 

$. 101. 

Strafe vu Ein ſolcher Verbrecher ſoll mit fchwerem Kerker 

bregene. VON zehn bis zwanzig Jahren; und ift die Verfälfchung 
zwar verjucht, aber nicht vollbracht worden, von fünf 
bis zehn Jahren beftrafet werden. 
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$. 102. 


Mer im Berftändnige mit dem Verfälſcher die Btraie v6 
fälſchlich abgeanderten öffentlichen Kredits-Papiere aus: netmers. 


gegeben hat, it mit fchwerem Kerker von fünf bie 
zehn Jahren zu bejtrafen. 


N 6. 


Münzverfälfchung. 
($$. 103 — 106 St. ©. I. Thl. XIII. Hptft.) 


$. 103. 


Das Verbrechen der Münzverfälichung begeht der: — * 


jenige: 
a) der unbefugt nach einem, wo immer im Umlaufe 


b) 


c) 


d) 


gangbaren Gepräge Münze ſchlägt, obſchon Schrott 
und Korn der echten Münze gleich, oder noch häl- 
tiger wäre; 

der nach einem, wo immer gangbaren Gepräge 
entweder aus echtem Metalle geringbältigere, oder 
aus geringfchäkigeren Metalle unechte Münze 
fchlägt, oder fonft falfcher Münze dns Anfehen 
echten Geldes gibt; 

der echte Stücte Geldes auf was immer für eine 
Art in ihrem inneren Werthe und Gehalte, nach 
welchem fie gemünzet worden, verringert, ober 
ihnen die Geftalt von Stücden höheren Werthes 
zu geben jucht; 

der Werkzeuge zur faljchen Münzung berbeiichafft, 
oder auf was fonft immer für eine Art zur Ver: 


fälſchung mitwirfet. ß 
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Strafprozeß-Drd. v. 17. Jänner 1850. Siebentes 
Hptit. IV. $. 139 und 140 derfelben. 


$. 139 d. St. P. DO. wurde bei $. 921. Thl. d. St. ©. 
angeführt. F. 140 d. S. P. O. 

Eben dieſes Verfahren (F. 139 d. St. P. O.) iſt auch bei 
Münzverfälfhungen zu beobachten; doch haben fich in jolchen 
Fällen die Gerichtövorfteher unmittelbar an die Landesmünz Pro- 
bierämter zu wenden. 


$. 104. 

Eirafe Die Strafe diefes Verbrechens iſt fehwerer Kerker 
von fünf bis zehn Jahren; wenn aber bejondere Ge- 
fährlichfeit oder großer Schade dazu fommt, von zehn 
bis zwanzig Jahren. Nur dann, wenn die Berfäl- 
Ihung ſich für Jedermann Eennbar darftellet, oder, 
wenn die unbefugt geprägte Münze der echten am 
Schrott und Korn gleich ift, kann die Strafe zwifchen 
einem und fünf Jahren ausgemeffen werben. 

$. 105. 
—— Als Theilnehmer an der Münzverfälſchung begeht 
une. ein Verbrechen, wer verfälichtes Geld im Verftändniffe 
mit demjenigen, der die Verfälfhung begangen, ober 
begehen geholfen hat, auszugeben auf ſich nimmt; ober 
die Theile, um welche die echten Geldftüde in dem 
alle des $. 103, c) verringert worden, an fich löſet. 

$. 106. 

RR Eine folhe Theilnehmung fol mit ſchwerem Kerker 
von einem bis fünf, und bei verurfachtem, großen 
Schaden, bis zehn Jahren beftraft werden. 
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JE 7. 
Religionsſtörung. 
($$. 107— 109 St. ©. 1. Thls. XIV. Hpiſt.) 
$. 107. 
Das Verbrechen der Religionsjtörung begeht: Azkı 


a) wer durch Neden, Schriften oder Handlungen 
Gott läſtert; 

b) wer eine im Staate beftehende Neligionsübung 
ftört, oder durch entehrende Mißhandlung an den 
zum Gottesdienite gewidmeten Gerathichaften, oder 
ſonſt durch Handlungen, Reden, Schriften öffentlich 
der Religion Verachtung bezeiget; 

e) wer einen Chriften zum Abfalle vom Chriftenthume zu ver- 
leiten fih anmaßet; *) 

d) wer Unglauben zu verbreiten, 


oder eine der chriftlichen Religion widerftrebende Jrrlehre 
auszuftreuen, wer Seftirung zu ftiften 


ſich bejtrebt. 


Patent v. 17. Jänner 1850 über einige mildernde Bes 
ftimmungen des St. G. Art. VI. 


Als Verbrechen ver Religionsftörung ſollen nur die in dem $. 107 
lit. a) und b) des J. Thls. bezeichneten Handlungen und das eben- 
da lit. d) erklärte Beftreben, Unglauben zu verbreiten, be 
ftraft werben. 


$. 108. 
Iſt durch die Religionsftörung öffentliches Aer— Strafe. 
gerniß gegeben worden, oder eine Verführung erfolget, 


*) Der Vollftändigfeit halber werden auch die nicht mehr Geltung has 
benden Stellen des Geſetzes angeführt. R 
3 
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oder gemeine Gefahr mit dem Unternehmen verbunden 
geweſen; fo foll diefes Verbrechen mit fchwerem Kerfer 
von einem bis auf fünf Jahre; bei großer Bogheit 
oder Gefährlichkeit aber auch bis auf zehn Jahre be- 
ftraft werden. 

$. 109. 

Treffen feine der in dem vorhergehenden Para— 
graphe erwähnten Umftände mit ein; jo ift die Reli— 
gionsftörung mit Kerker von ſechs Monaten bis auf 
ein Jahr zu beftrafen. 


M 8. 


Notbzucht. 
(88. 110— 112. I. Thle. d. St. G. XV. Hpifl. 


$. 110. 

Nothruqht. Wer eine Weibsperſon durch gefährliche Bedro— 
hung, wirklich ausgeübte Gewaltthätigkeit, oder durch 
argliſtige Betäubung ihrer Sinne außer Stand ſetzet, 
ſeinen Lüſten Widerſtand zu thun, und in ſolchem Zu— 
ſtande ſie ſchändet, begeht das Verbrechen der Nothzucht. 

$. 111. 

—.. Die Strafe der Nothzucht ift fchwerer Kerker 
zwifchen fünf und zehn Jahren. Hat die Gewaltthä- 
tigfeit einen wichtigen Nachtheil der Beleidigten an 
ihrer Gefundheit, oder gar am Leben zur Folge gehabt; 
fo foll die Strafe auf eine Dauer zwilchen zehn und 
zwanzig Jahren verlängert werben. 
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$. 112. 
Die an einer Perfon, welche noch nicht vierzehn Soentung 
Jahre alt ift, unternommene Schändung, wird eben: ‚rmimi- 
falls als Nothzucht angejehen und beftraft. 


$. 113, 114, 115 und 116. 


Die das Verbrechen der Unzucht gegen bie Natur, ber Blutfchande 
der Verführung zur Unzucht, und der Kuppelei, nebft deren Beitrafung be 
handelnden $$. 113, 114, 115 und 116, I. Tb. d. St. ©. erfcheinen als 
dem Ber. Kolleg. Gerichte rn —— im II. Abſchnitte 
diefes Handbuches (II. Abfıhnitt A.— Nr. 5). 


N 9. 


Mord und Todfchlag. 
($. 117—127 I. Thle. d. St. G. XVI. Hpifl). 


$. 117. 
Mer gegen einen Menjchen, mit dem Entichluffe mer. 
ihn zu tödten, auf eine ſolche Art handelt, daß beffen 
Tod daraus nothwendig erfolgt, macht fich des Ver: 
brechens des Mordes fchuldig. 
$. 118. 
Gattungen des Mordes find: — 
1) Meuchelmord, welcher durch Gift, oder ſonſt 
tückiſcher Weiſe geſchieht; 
2) Raubmord, welcher in der Abſicht, fremdes Gut 
mit Gewaltthätigkeiten gegen die Perſon an ſich 
zu bringen, begangen wird; 
3) der beſtellte Mord, wozu Jemand gedungen, oder 
oder auf eine andere Art von einem Dritten bewo— 
gen worden iſt; 


28 


4) ber gemeine Mord, der zu Feiner der angeführten 
ſchweren Gattungen gehört. 


$. 119. 


ee Jeder vollbrachte Mord foll ſowohl an dem un: 


Merter. mittelbaren Mörder, als an demjenigen, der ihn etwa 
dazu beftellet, oder ihm die That ausüben geholfen 
bat, mit dem Tode beftrafet werben, 


Hofdek. vom 10. Dft. 1807 an ſämmtl. A. ©. Nr, 820 
d. J. G. S. 


Ueber die erregten Zweifel wegen Vereinigung der $$. 119 und 
120 1. Thl. d. St. ©. wird erflärt: Der $. 119 beftraft, wie aus 
deſſen wörtlichen Inhalte und der Bergleichung mit dem $. 120 
und beziebungsweile des $. 51. Thl. zu entnehmen ift, außer dem 
unmittelbaren Mörder und dem Befteler, denjenigen Mit: 
fchuldigen mit dem Tode, welcher unmittelbar bei der Voll: 
sichung des Mordes jelbft Hand angelegt oder auf thätige Weiſe 
mitgewirkt hat. Der $. 120 hingegen redet von den entfern= 
teren Iheilnehmern, welche ohne unmittelbar bei der Vollziehung 
des Mordes jelbft Hand anzulegen, und auf eine thätige Weife 
mitzuwirken, auf eine andere, im $ .5 enthaltene, entferntere Art 
zur That beigetragen haben. Nur ift derjenige, welcher den Mör— 
der auf was immer für eine Art zur Ermordung des Dritten ber 
wogen, nach dem $. 118, 3. Abſatzes, ald Beftellee mit der im 
$. 119 beftimmten Strafe zu belegen. 


$. 120. 
Strafe ver Diejenigen, welche auf eine entferntere, in dem 


——— 5 bemerkte Art an dem verübten Morde Theil 
haben, ſollen, bei einem gemeinen Morde mit ſchwerem 
Kerker von fünf bis zehn Jahren; wenn aber die 
Mordthat an Verwandten der aufſteigenden oder ab— 
ſteigenden Linie, an dem Ehegenoſſen des Thaͤters, 
oder Theilnehmers, da ihnen dieſe Verhältniſſe bekannt 
waren, oder wenn ein Meuchelmord oder Raubmord 


verübet worden, zwifchen zehn unb zwanzig Jahren 
beftrafet werben. 
$. 121. 

Der unternommene, aber nicht vollbrachte gemeine Strate vs 
Mord ift an dem Thäter und den Mitfhuldigen mit" 
ſchwerem Kerker von fünf bis zehn Jahren; an ben 
entfernten Theilnehmern von einem bie fünf Jahre 
zu beftrafen. Iſt aber ein Raubmord, Meuchelmorb, 
beftellter Mord, oder ein Mord an den in dem vori- 
gen Paragraphe erwähnten Angehörigen verfuchet wor: 
den; fo ift die Strafe des fchweren Kerkers gegen ben 
Thäter und die Mitjchuldigen zwifchen zehn und zwan- 
zig Jahren, und bei befonders erfchwerenden Umſtän— 
den auf lebenslang; gegen die entfernten Theilnehmer 
aber zwijchen fünf und zehn Jahren auszumeffen. 

$. 122. 

Gegen eine Mutter, die ihr Kind bei der Geburt atrafe ses 
tödtet, oder durch abfichtliche Unterlaſſung des bei dere 
Geburt nöthigen Beiftandes umkommen laßt, ift, wenn 
der Mord an einem ehelichen Kinde geichehen, lebeng- 
langer jchwerfter Kerker zu verhängen. War das Kind 
unehelich, jo bat im Falle der Tödtung zehn- bie 
zwanzigiährige; dafern aber das Kind durch abfichtliche 
Unterlaffung des nöthigen Beiftandes umkam, fünf: 
bis zehnjährige fchwere Kerkerftrafe Statt. 


Juſtiz-Hofdek. vom 4. Nov. 1808. 


Das Verbrechen des Kindesmordes kann nad) dem $. 122 
d. St. ©. nur von einer Mutter, die ihr Kind bei der Geburt 
tödtet oder vorfäglich umfommen läßt, begangen werden. Jeder 
Andere, der ein neugebornes Kind tödtet, oder vorfäglich umfom> 
men läßt, begeht das im $. 117 beftimmte Verbrechen des Mordes. 
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Hofder. vom 19. Auguft 1814 an das Inneröfter. 
4. G. Nr. 1098 d. J. G. ©. 


Ueber den entſtandenen Zweifel ob der $. 121 d. St. ©. 
bei Beitzafung ded Verſuches des Mordes an einem unehelichen 
Kinde bei der Geburt angewendet werden könne — wird die Wei- 
inng ertheilt: — 

Wenn in den $$. 119 — 121 vom Morde insgemein, dann 
im $. 122 insbefondere vom Kindesmorde bei der Geburt gehans 
delt, und nur bei der erftern Gattung von Verbrechen zwiſchen der 
vollbrachten That, welche die Todesftrafe nach fich ziehen ſoll, und 
dem bloßen Verfuche unterfchieden, auf den Kindesmord bei der 
Geburt aber ohne Unterfchied nur Kerferftrafe gefegt wird, fo folgt 
daraus offenbar, daß bei Dem Kindesmorde bei der Geburt, fowie 
bei allen übrigen nicht ausgenommenen Verbrechen, Der Verſuch 
nad der allgemeinen Anordnung des $. 7 und AO, 
dann der damit zufammenhängenden $$. 47 und 48 St. G. 1. 
Thl. zu beurtheilen, folglich die in dem $. 122 auf das vollbrachte 
Verbrechen gefegte Strafe nah Maaß der Umftände von dem 
Richter zu mildern fei. — Es ift daher $. 121 des St. ©. auf 
diefen Fall offenbar nicht anwendbar und ohne ſich an den 
$. 7 allein zu halten, ift vielmehr dießfalls die nothwendige Ver— 
bindung der $$. 40, 47, 48 in Acht zu nehmen. 


$. 123. 

Todtſchlag. Wird die Handlung, wodurch ein Menſch um 
das Leben kommt, zwar nicht mit dem Entſchluſſe ihn 
zu tödten, ader doch in anderer feindſeliger Abſicht 
ausgeübet; ſo iſt das Verbrechen ein Todtſchlag. 

$. 124. 

Errafe de Wenn bei der Unternehmung eines Naubes ein 

ER Menſch auf eine fo gewaltiame Art behandelt worden, 
daß daraus deffen Tod nothwendig erfolgt ift; ſoll der 
Todtihlag an allen denjenigen, welde zur Todtung 
mitgewirfet haben, mit dem Tode bejtraft werden. 

$. 125. 

hu In andern Fällen fol der Todtſchlag mit fehwe- 

ihre, vem Kerfer von fünf bis zehn Jahren; wenn aber der 
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Thäter mit dem Entleibten in naher Verwandtſchaft, 
oder gegen ihn ſonſt in bejonderer Verpflichtung ge- 
ftanden wäre, von zehn bis zwanzig Jahren beftrafet 
werden. 


$. 126. 

Wenn in einer zwifchen mehreren Leuten ent- 
ftandenen Schlägerei Jemand getödtet worden, ift jeder, 
der ihm eine tödtlihe Wunde verfekt bat, des Todt— 
ſchlages ſchuldig. 

Iſt aber der Tod nur durch alle Wunden zuſam— 
men verurſacht worden, oder läßt ſich nicht beſtimmen, 
wer die toͤdtliche Wunde verſetzt habe; jo kann zwar 
feiner des Todtichlages, aber. alle, welche an den Ge: 
tödteten Hand angelegt haben, follen der jchweren Ber: 
wundung fchuldig erfannt werden. 


$. 127. 


Derjenige, der Iemanden in Anmendung einer RNoethwehr. 
gerechten Nothwehr tödtet, begeht Fein Verbrechen. Es 
muß jedoch bewiejen, oder aus den Umſtänden der 
Perſonen, der Zeit, des Ortes, mit Grund zu fehlie- 
ßen fein, daß der Thäter fich der nöthigen Vertheidi— 
gung gebraucht habe, um jein oder feines Nebenmen- 
ihen Leben, Vermögen oder Freiheit zu ſchützen. 


2. 10. 


Abtreibung der Leibedfrucht 
wider Wiffen und Willen der Mutter. 


($$. 131 und 132 St. G. I. Thle. XVII. Hptft.) 


SS. 128, 129 und 130. 


(Die 88. 128, 129 und 130 I. Thl. d. St. ©. von Abtreibung ber 
eigenen Leibesfrucht und deren Beitrafung, Sieh’ im II. Abſch. d. Hbbches. 
(A. Nr. 6) bei ben den Bez. Eolleg. Gerichten zugemwiefenen Verbrechen.) 


$. 131. 
Atreibung Dieſes Verbrechens‘) macht fich auch derjenige fchul- 
vente dig, der aus was immer für einer Abficht wider Wiffen 
und Willen der Mutter die Abtreibung ihrer Leibes- 
frucht bewirfet, oder zu bewirken verfuchet. 


*) Nämlich der Abtreibung der Leibesfrucht nach $. 128 I. Thl. d. 

&t. &., welcher fo lautet: 
„Gine Weibeperſon, welche abfichtlih was immer für eine 
Handlung unternimmt, wodurch die Abtreibung ihrer Leibesfrucht ver: 
urfacht, oder ihre Entbindung auf ſolche Art, daß das Kind tobt zur 
Melt kommt, bewirket wird, macht fich eines Verbrechens fchuldig.“ 
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Strafe. Ein folcher — ſoll mit ſchwerem Kerker 
zwiſchen einem und fünf Jahren, und wenn zugleich 
der Mutter durch das Verbrechen Gefahr am Leben, 
oder Nachtheil an der Geſundheit zugezogen worden 
iſt, zwiſchen fünf und zehn Jahren beſtraft werden. 


M 11. 


Weglegung eines Kindes 
im Falle des $. 134, I. Thl. d. St. ©. XVII. Hpift. 
$. 133. 
—— Wer ein Kind in einem Alter, da es zur Ret— 


eines 


“ine tung feines Lebens fich felbit Hülfe zu verichaffen un: 


vermögend ift, wegleget, um baffelbe der Gefahr des 


Todes auszufegen, oder auch nur, um jeine Rettung 
dem Zufalle zu überlaffen, begeht ein Verbrechen, was 
immer für eine Urfache ihn dazu bewogen habe. 

$. 134. 

Menn ein Kind an einem abgelegenen, gewöhn— 
ih unbefuchten Orte, oder unter folchen Umſtänden 
weggelegt worden, daß die baldige Wahrnehmung und 
Rettung deffelben nicht leicht möglich war; fo ift Die 
Strafe ſchwerer Kerfer von einem big zu fünf Jah: 
ren; und wenn der Tod des Kindes erfolgt ift, von 
fünf bis zehn Jahren. 

$. 135. 


$. 135. Sieh’ TI. Abſchnitt d. Handb, bei den den Bez. Kolleg. Ge: 
richten zugewieſenen Berbredhen (A. Nr. 7). 


RM. 12. 


Berwundung, 
im Falle des $. 139. St. G. I. Thl. (IXX. Hprft.) 


$$. 136, 137 und 138. 


(Die SS. 136, 137 und 138), vom Verbrechen der Verwundung und 
vefien Beftrafung werden im II. Abfchnitte diefes Handbuches (A. Nr. 8) 
bei den den Bezirks: Rellegialgerichten zugewiejenen Verbrechen aufgeführt. 

Die gefepliche Begriffebeitimmung nach $. 136 wird hier anmerfunge: 
weife beigefügt. ") 

$. 139. 


Diejenigen, welche wegen bes in einer Schläge- 
rei gefchehenen Todtjchlages nach dem $. 126 des Ver: 
2) (g. 136 I. Th. d. St. ©). Wer Jemanten in der Abficht, ihn 


iu beichädigen, fchwer verwundet oder verlegt, oder dbemfelben an feiner Ge: 
ſundheit Nachtheil zuziehet, begebt ein Verbrechen, 








Strafe, 
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brechens der ſchweren Verwundung ſchuldig erflärt 
werben, find zum fehweren Kerfer zwilchen einem und 
fünf Jahren zu verurtheilen. 


2. 13. 
Zweikampf. 


(F5. 140 — 146. St. ©. I. Thl. XX. Hptſt.) 


$. 140. 

Sweilampf. Mer Iemanden aus was immer für einer Urfa- 
che zum Streite mit tödtlihen Waffen berausforbert, 
und wer auf eine ſolche Herausforderung fich zum 
Streite ftellet, begeht das Verbrechen des Zweikampfes. 

$. 141. 

Strafe. Diefes Verbrechen fol, wenn es auch ohne Fol- 
gen geblieben ijt, mit fchwerem Kerfer von einem bie 
auf fünf Jahre bejtrafet werben. 

$. 142. 

Iſt in dem Zweikampfe eine Verwundung geiche: 
ben; fo foll auf fünf bis zehnjährigen fchweren Ker- 
fer erfennet werden. 

$. 143. 

Iſt aus dem Zweikampfe der Tod eines Theiles 
erfolget; fo ſoll der Todtichläger mit zehn bis zwan- 
zigjährigem fehweren Kerker beftraft, der Leichnam des 
Getödteten aber, wenn er auf der Stelle todt geblie- 
ben ift, unter Begleitung der Wache auf einen, außer 
der gewöhnlichen Begräbnißftätte gelegenen Ort ge: 
bracht, und daſelbſt eingefcharret werden. 
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$. 144. 

In jedem Falle ift der Herausforderer firenger 
als der Herausgeforderte zu beftrafen, folglich auf län— 
gere Zeit zu verurtheilen, als er, wenn er der Her: 
ausgeforderte gewejen wäre, würde verurtheilt worden 
fein. 

$. 145. 

Mer zur Herausforderung, oder zur Annahme Strafe ver 
derfelben, auf was immer für eine Art beigetragen, nehmer. 
oder demjenigen. der die Herausforderung abzuwenden 
juchte, Verachtung gedrohet, oder bezeiget hat, iſt mit 
Kerker; wenn aber jein Einfluß bejonders wichtig ge— 
wejen, und Verwundung oder gar Tod erfolgt ift, mit 
ſchwerem Kerker von einem bis auf fünf Jahre zu 
beftrafen. 

$. 146. 

Diejenigen, die fich als Beiſtände, oder jogenannte 
Sefundanten für einen der Streitenden zu dem Zwei: 
fampfe geitellet haben, jollen zu ſchwerem Kerfer von 
einem Sabre, und nad der Größe ihres Einfluffes 
und des erfolgten Uebels, auch bis auf fünf Jahre 
verurtheilet werden. 


2. 14. 


Brandlegung. 
(88. 147— 149. I. Thl. St. ©.) XXI. Hptit.) 


$. 147. 
Das Verbrechen der Brandlegung begeht berje- Brum- 
nige, der eine Handlung unternimmt, aus welcher na * 
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feinem Anfchlage an fremdem Eigenthume eine Feuers: 


Strafe. 


brunſt entſtehen ſoll; wenn gleich das Feuer nicht aus— 
gebrochen iſt, oder keinen Schaden verurſachet hat. 


Hofdek. v. 5. Febr. 1830 an ſämmtl. A. ©. 
Nr. 2450 d. J. G. S. 


Seine Majeſtät haben zu genehmigen geruht, daß für die 
Entdeckung von Brandlegern im Allgemeinen feine Taglia feſt⸗ 
zuſetzen ſei; jedoch wollen Allerhöchſtdieſelben geſtatten, daß in 
jenen beſondern Fällen, wo ſich die Brandlegungen in einer Provinz 
mehr häufen, von den Länderftellen im Einverftändniffe mit den 
Appellationd-®erichten zeitweilige Belohnungen für bie 
Entdecker der Brandleger feftgefegt werden, worüber jedesmal Die 
Anzeige an die vereinigte Hoffanzlei, und beziehungsweije an Die 
oberfte Juftigftelle zu erftatten ift. 


$. 148. 


Die Strafe ift nach folgendem Unterjchiede aus— 
zumefjen : 

a) wenn das Feuer ausgebrochen, und dadurch ein 
Menſch, da es von dem Brandleger vorgejehen 
werden konnte, getödtet wird; wenn der wirklich 
ausgebrochene Brand zu wiederholten Malen ge: 
leget; oder wenn der Brand durch bejondere, auf 
Verheerungen gerichtete Zufammenrottung bewir- 
fet worden, ift die Strafe der Tod. 

b) Wenn das Feuer ausgebrochen, und ein für den 
Verunglückten erheblicher Schade entitanden iſt; 
wie auch 

c) wenn ber Thäter die Brandlegung zu verichiede- 
nen Malen, obgleich jedes Mal ohne Erfolg 
unternommen bat, foll er lebenslang mit ſchwe— 
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rem, bei befonberer Bogheit und Größe bes 
Schadens aber mit fchwerftem Kerker beftraft 
werden. 

d) Wenn das Feuer ausgebrochen, jedoch mit feinem 
bisher angeführten Umſtande begleitet ift, foll 
auf fehweren Kerker von zehn bis zwanzig Jah: 
ren erfennet werden. 

e) Wenn das Feuer zwar nicht ausgebrochen, aber 
zur Nachtzeit, oder an einem folchen Orte, wo es 
bei dem Ausbrechen fich leicht hatte verbreiten 
fönnen, oder unter ſolchen Umftänden, wobei zu— 
gleich menfchliches Leben augenfcheinlicher Gefahr 
ausgeſetzt war, angeleget worden, foll der Thater 
mit fchwerem Kerfer von fünf bis zehn Jahren 
beftrafet werden. 

f) Iſt die That bei Tage und ohne befondere Ge- 
fahrlichfeit unternommen worden, und dag gelegte 
Feuer, ohne auszubrechen, erlofchen, oder ohne 
Schaden gelöfcht worden, fo bat der Thäter 
fchwere Kerkerſtrafe zwilchen einem und fünf 
Jahren verwirket. 

g) Hat der Thäter felbft aus Neue, und noch zur 
rechten Zeit fich fo verwendet, daß aller Schade 
verhüthet worden; ‘*) 


fo ift die Strafe des ſchweren Kerlers zwiſchen ſechs Mor 
naten und einem Jahre auszumeſſen. 


) Batent vom 17. Jänner 1850, 
(über einige Milderungen des St. ©. Art. VID. 


Wenn im Kalle des $. 148 lit. g) des J. Thls. bei einem 
angelegten Brande der Thäter felbft aus Neue und noch zur vechten 


Zeit fich jo verwendet hat, daß aller Schabe verhäthet 
wordenift, fo foll er mit aller Strafe verfhont 
werden. 


Hofdek.v. 7. Mai 1813 an fämmtl, A. ©. Rr. 1046 


d. J. G. ©. 


Die Worte des $. 148 lit. a), wenn der wirklich ausgebro— 
hene Brand zu wiederholten Malen geleget worden, bezeich- 
nen nach dem natürlichen Verftande jenen Fall, wenn der Thäter 
öfter Feuer gelegt, und dieſes endlich, obgleih nur Einmal 
wirflich ausgebrochen ift. 


Hofdek. vom 10. Dftober 1828 an das nied, öfter. 
A. ©. Nr. 2365 d. I. ©. ©. 


Es wird dem Appellationsgerichte bedeutet: daß nach dem 
Wortlaute und dem Einne des Gefeges ($. 148 1. Th. des St. 
G.) die Wiederhohlung der Brandlegung, folglich ſchon die 
weite Verübung diefes jchweren Berbrechens an dem nämli- 
chen, oder einem andern Gegenftande, dann, wenn das Feuer auch 
nur Einmal, jei ed das erfte oder wiederhohlie Mal, wirklich 
ausbricht, mit dem Tode zu beſtrafen ſei. 


Hofdek. vom 12. Juni 1837, an das böhm. A. ©. 


Dem Appellationsgerichte wird bemerkt, daß deſſen Anficht: 
der Abſatz sub f) des $. 148 I. Th. des St. ©. fpreche nur von 
einem bei Tag und ohne befondere Gefährlichkeit gelegten, nicht 
ausgebrochenen Feuer, offenbar unrichtig fei, indem diefer $. aus— 
drüdlih auch den Kal umfaßt, wenn das unter den erwähnten 
Umftänden gelegte Feuer zwar ausgebrochen, jedoch ohne 
Schaden gelöfcht worden ift. 


149, 
Im — Wer durch die, aus was immer für einer böfen 
—— Abſicht unternommene Anſteckung ſeines Eigenthumes, 
fein ge auch fremdes Eigenthum der Feuersgefahr ausjeget, 
ee. wird ebenfalls der Brandlegung fehuldig, und nach der 
in dem vorhergehenden Paragraphe beftimmten Aus— 


meſſung zu beftrafen fein. 


$. 150.*) 

Mer fein Eigentum in Brand ftecet, ohne daß 
dabei fremdes Eigenthum Gefahr läuft, von dem Feuer 
ergriffen zu werden, ift zwar nicht der Brandlegung, 
wohl aber des Betruges fchuldig; in fo ferne er ba- 
durch Rechte eines Dritten zu verkürzen, oder Jeman⸗ 
den Verdacht zuguziehen fucht. 


JM. 15. 


Diebftahl. 
(Wenn die Strafe nach $. 159 St. ©. J. Thl. zwifchen fünf und 
zehn Jahren auszjumeffen if. XXI. Hpift.) 


(Die ($$. 151 — 158) dann $. 160, endlih ($. 167 und $. 168) 
müfien, da diefelben Beflimmungen enthalten, welche fi auf das vom 
Diebitahle und der Veruntrenung handelnde XXI. Hptſt. I. Th. d. St. ©. 
überhaupt beziehen, hier angeführt werden, und wirb ſich bei den in 
den folgenden Abfchnitten vorfommenden Fällen darauf bezogen werben. 

Dagegen find die $$. 165 und 166 1. Th. d. St. ©. von der Theils 
nahme am Diebftah! oder der Beruntreuung, ausbrüdlicdh der 
Eompetenz des Bez. Kolleg. Gerichtes vorbehalten, und werben daher hier 
ansgefchieden). 


$. 151. 

Mer um feines Vortheils willen fremdes bemeg- Dieskaft. 
liches Gut aus eines Andern Befig, ohne beffen Ein- 
willigung entzieht, begeht einen Diebftahl. 

$. 152. 

Der Diebftahl wird zu einem Verbrechen, ent Umtinte 
weder aus dem Betrage, oder aus der Beſchaffenheit th, 
der That, ober aus ber Eigenfchaft des entzogenen ralsdan- 
Gutes, oder aus ber Eigenjchaft des Thäters. wg 
Dat 50 eine fich auf bad Hauptft. von dem Merbrechen der Brand⸗ 


legung überhaupt beziehende Regel feftfegt, wird felber zur Erleichterung ber 
üiberht Hier geiet i 
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$. 153. 
a) der Der Betrag macht den Diebftahl zu einem Ver— 


ere Ber jeni 
brechen, wenn berjelbe, oder der Werth desjenigen, 


was in einem oder mehreren Angriffen geftohlen wor: 
den, mehr als fünf und zwanzig Gulden Wiener: Wäh- 
rung ausmacht. Der Werth aber ift nicht nach dem 
Vortheile des Diebes, jondern dem Schaden des Be: 
ftohlenen zu berechnen. 


Hofdef. vom 19. April 1811 an ſämmtl. A. ©. 
Nr. 941 d. J. G. ©. 


Die in dem Finanzpatente vom 20. Februar 1811 aufge— 
ftellte allgemeine Erflärung der Wiener Währung ift auch auf den 
in dem I. Th. d. St. ©. vorkommenden Ausdrud: Wiener 
Währung und auf alle nach diefem Geſetze, ſeit der Kundma— 
chung des erwähnten Patentes noch zu beurtheilenden Straffälle in 
Ausmeſſung fowohl des Schadenbetraged, ald der davon abhän- 
genden Strafe anzuwenden. 


Hofder. v. 20. März 1812 an das galiziſche A. ©. 
Nr. 981 d. J. ©. ©. 


Da der $. 1531. Th. d. St. ©. allgemein erflärt, daß der 
Diebftahl zum Verbrechen werde, wenn der Werth defien, was in 
einem oder mehreren Angriffen geftohlen wurde, mehr als fünf 
und zwanzig Gulden beträgt, fo macht es in dem Begriffe dieſes 
Verbrechens keinen Unterfihied, ob der erwähnte Betrag auf Ein- 
maloder mehrere Male, Einem oder mehreren Eigen: 
thümern entwendet, ob der Diebftahl an Einem ober an ver- 
fhiedenen Öegenftänden vollbracht worden ijt. 


Hofdef. vom 11. Mai 1816 an das Inner-Oeſter— 
rei. A. ©. Nr. 1243 d. J. ©. ©. 


Hiedurch wird bedeutet: Diefer $. (d. i. der $. 153 1. Th. 

d. &t. ©.) ift die erfte Stelle, in welcher das Gefeg in Ruͤckſicht 
der drei nahe verwandten Verbrechen: Diebftabl, Berun- 
treuung, Betrug, über das Erforderniß des Schabenbetra- 
es fich erflärt. Diefer $. ift zugleich die Hauptftelle, in Hin— 
ht auf welche der Geſetzgeber in der Folge fich fürzer faflen 
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fonnte. Es ift daher dem $. 6. der Einleitung zum St. G. viel- 
mehr gemäß, ald entgegen, daß, wenn in ſpätern, Dem $. 153 
nachfolgenden Stellen, bei dem Diebftahle, der Veruntreuung 
und dem Betruge ein gewiſſer Betrag ohne Unterſchied, ob er aus 
einer oder mehreren Handlungen entjtehe, zur Kriminalität erfor- 
dert wird, es gleichgiltig ſei, ob derfelbe aus Einer 
oder aus mehreren Handlungen hervorgehe. 


$. 154. 
Aus der Beſchaffenheit der That ift der Dieb-Muriae 
ftahl ein Verbrechen: —— 


I. Ohne alle Rückſicht auf den Betrag:) 

a) wenn er während einer Feuersbrunſt, Waſſer— 
noth, oder eines andern gemeinen, oder dem 
Beftohlenen infonderheit zugeftoffenen Bebräng- 
nißes verübet worden; 

b) wenn der Dieb mit Gewehr, oder andern ber 
perfönlichen Sicherheit gefährlichen Werkzeugen 
verſehen gewejen. 

II. Wenn der Diebftahl mehr als fünf Gulden beträgt, 
und zugleich | 

a) in Gefellichaft eines ober mehrerer Diebsge— 
noſſen; 

b) an einem zum Gottesdienſte geweihten Orte; 

c) an verſperrtem Gute; 

d) an Holz, entweder in eingefriedeten Waldungen, 
oder mit betrachtlicher Bejchadigung der Wal: 
dung; 

e) an Fifchen in Zeichen; 

f) an Wild, entweder in emgefriedeten Waldun- 
gen, oder mit beionberer Kühnheit, oder von 
einem, gleichfam ein ordentlihes Gewerbe damit 


treibenden Thäter, verühet worben iſt 
4 
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») Batent vom 17. Jänner 1850, 
(über einige Milderungen d. St. ©. Art. VID. 


Die im $. 154 Zahl L., lit. a) und $. 156, Zahl L des L 
Th. vorfommenden Diebftähle find, wenn fie nicht zugleich den 
Betrag oder Werth von fünf Gulden C. M. über 
fteigen, nur als Uebertretungen nach Vorfchrift des $. 
210 d. II. Thls. d. St. ©. zu befttafen, 


Juſtiz-Hofdek. vom 5. Juni 1804. 


Feder von dem Geſetze indbefondere in den $$. 154—156 
angeführte Umftand macht, entweder mit, oder ohne Nüdficht auf 
den Betrag, wie dad Geſetz Har andeutet, ſchon einzeln bes 
trachtet den Diebftahl zn einem Verbrechen. 


Juſtiz-Hofdek. vom 5. Dftober 1804. 


Ob der Verſuch des Diebftahld an einem verfperrten Gute, 
wenn der Thäter behauptet, daß er nicht über fünf Gulden am 
Werthe entwenden wollte, als ein Verbrecher nach dem $. 154 L 
Th., oder ald eine fchwere Polizei» Mebertretung zu beftrafen fei, 
hängt von den die That begleitenden Umftänden ab. Wußte der 
Thäter, oder fonnte er mit Wahrfcheinlichkeit vermuthen, daß 
in dem verfperrten Behältnige nur Sachen, deren Werth nicht 
über fünf Gulden fteiget, aufbewahrt feien; dann kann man auch 
nicht annehmen, daß feine böfe Abſicht auf ein Gut von höherem 
Werthe gerichtet war, folglich it der Verſuch nur als eine 
fhwere Polizei -lLebertretung ftrafbar. Wenn aber bie 
verfperrten Sachen den Werth von fünf Gulden überfteigen, und 
zum Theile dem Thäter die oberwähnte wahrfcheinliche Entfehuls 
digung nicht zu Statten kömmt, fo bat er die Vermuthung wider 
fih, daß fich feine Habgierde des ganzen verfperrten Gutes, in fo 
fern e8 ihm möglich war, bemächtigen wollte, und liegt ihm aus 
andern Umftänven der Beweis des Gegentheiles ob. 


Hofdel, vom 7. Februar 1818, an ſämmtl. 9. ©. 
Nr. 1415 2.9.6. ©. 


Zur Bejeitigung des erhobenen Zweifels wird erlärt: dag 
nad) dem angeführten $.153 auch am Wilde in einer uneinge- 
frideten Waldung ein Diebftahl begangen werde, der fchon aus 
dem Betzage, wenn er in einem oder mehreren Angriffen fünf und 
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wanig Gulden Wiener Währung überfteigt, zum Verbrechen ger 
eignet if. Wird aber der Wilddiebſtahl unter den erſchwerenden 
Umftänden des $. 154 IL lit. ſ) begangen, fo ift er auch ſchon bei 
einem Betrage über fünf Gulden Wiener Währung aus der 
Beichaffenheit der That als ein Verbrechen zu behandeln. 


$. 155. 
Aus der Eigenfchaft des geftohlenen Gutes wird og 
ber Diebftahl zum Verbrechen: deh geftoße 


I. Ohne Rücdfiht auf den Betrag, wenn foldher an On, 
einer unmittelbar zum Gottesdienfte gewibmeten 
Sache, mit einer ben chriftlichen Religiongdienft 
beleidigenden VBerunehrung begangen worben: 

II. Wenn er mehr als fünf Gulden beträgt, und 

a) an Feld- und Baumfrüchten ; 

b) am Vieh auf der Weide ober vom Triebe; 

c) an Adergeräthichhaften auf dem Welde, verübet 
worben ift. 


Hofdel.vom 30. Auguft 1830 an ſämmtl. 9. ©. 
Nr. 2628 d. J. G. ©. 


— 6, Majeftät haben zu beftimmen geruht: daß in ven 
Ländern, in welchen die Zucht der Seidenwürmer einen Zweig ber 
Induftrie und der Landwirthfchaft bildet, unter dem im $. 155, 
Nr. I. lit. a) des Gefepbuches über Verbrechen vorfommenden 
Ausdrude „Vaumfrüchte“ auch dad Raub der Maulbeers 
bäume, welches zur Fütterung der Seidenwürmer dient, zu vers 
ftehen und daher der Dicbftahl an dieſem Laube wie der Diebſtahl 
an Baumfrüchten nach Vorfchrift des $. 155 Nr. IL lit. a) zu 
behandeln und zu beftrafen fei. 


$. 156, 
Aus der Eigenfchaft des Thäters ift der Diebe Die gefahr: 
ftahl ein Berbrechen: — 


I. Ohne alle Rückſicht auf den Betrag *) 
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wenn der Thäter ſchon zwei Mal Diebftahle 
wegen geftrafet worden. 

II. Mit Nückfiht auf den Betrag von fünf Gulden, 
wenn 

a) der Diebitahl von Dienjtleuten an ihren Dienft- 

heren oder Dienftfrauen ; 

b) von Gewerbsleuten oder Taglöhnern an Brem 

| Meifter, ober denjenigen, welche die Arbeit be- 
dungen haben, verübet wird. 


("Patent vom 17. Janner 1850. 
Art. VII, über einige Milderungen des St. ©. 
(Nachzulefen bei $. 1741. Thl. d. St. G.) 


Hofdek. vom 5. Dftober 1804. 


Die vorhergegangene von dem Gefege geforderte zweimalige 
Beftrafung wegen Diebftahld mag im Kriminalwege oder von der 
politiihen Obrigkeit verhängt worden fein, fo wird der folgende 
Diebftahl ohne alle Rüdjicht auf den Betrag *) (fieh' obiges 
Batent vom 17. Jänner 1850) zum Verbrechen. Doch iſt 
diefe gefegliche Verfügung in Hinficht des Diebftahles auf das 
verfchiedene Verbrechen der Veruntreuung nicht auszudehnen. 


Juftig-Hofdefret vom 23. Auguft 1815. 


Ueber erhobene Anfragen wird eriwiedert: 

ad 1. es fei fih genau nach dem beftimmten Wortlattte des $. 
156 II., welcher zum biepfälligen Verbrechen nur die 
Entwendung eined Betrages von fünf Gulden fordert, zu 
benehmen. 

ad 2. Der $. 156 II. a) und b), es möge der Diebſtahl von 
Dienftleuten an den Kindern ihrer Dienftherrn oder 
Dienftfrauen, oder von Gewerbsleuten oder Taglöhnern 
an den Kindern oder an der Gattin ihres Meifterd oder 
Arbeitöbeftellerd, fo fern fie in gemeinfchaftlicher Haus— 
haltung leben, verübet werden, laffe in Zufammenhaltung 
des $. VI. der Einleitung zum St. ©. mit dem buchftäbli- 


a5: 
hen Inhalte des $. 157 II. a) und b) des I, Th. diefes 


Gefegbuces Feine Ausdehnung des legt gedachten 
$. über die darin beftimmt genannten Berfonen zu. 


Hofdef. vom 24. April 1827 an das nied. dftr. A. ©. 
Nr. 2275 d. J. G. S. 


Wird die Belehrung dahin ertheilt, daß der $. 156 II. lit. b) 
I. des &t. G. allerdings auch auf den von Gewerbo⸗Lehr— 
jungen an ihren Meiftern verübten Diebftahl anzumenden fei. 


$. 157. 

If der Diebfiahl außerdem, was in ben vier Strafe es 
vorhergehenden Paragraphey zum Verbrechen erfordert tee rg 
wird, nicht weiter befchweret, fo foll er mit fchwerem 
Kerker zwifchen fechs Monaten und einem en be: 
ftraft werben. 

$. 158. 

Kommt aber zu dem, was fchon für fih zur Ei- 
genfchaft eines Verbrechens genug wäre, noch ein zwei- 
ter in gedachten Paragräphen ausgedrückter Umftand; 
jo ift die Strafe des jchwderen Kerkers zwiſchen einem 
und fünf Jahren auszumeſſen. . 


Hofdef. v. 23. Auguft 1815 an das inneröftr. a. G. 


ad 3) und 4) iſt das Appellationsgericht ganz recht daran, daß, 
da dießfalls ($. 158) zwei Umftände, deren jever für ſich 
den Diebftahl zum Verbrechen eignet, vorhanden fein 
müffen, damit der $. 158 in Wirkſamkeit fommen fönne, 
mehrere diebifche Angriffe aber an und für fich kein Vers 
brechen dem bloßen Betrage nad) find, außer fie überftei- 
gen zufammengenommen den im $. 153 bezeichneten Be: 
trag won 25 Gulden, hieraus ſich deutlich ergebe, daß in 
den aufgeftellten Fällen, nämlich a), wenn in einem Anz 
griffe 26 Gulden ohne Erfehwerung, in dem zweiten An⸗ 
griffe 6 Gulden aber am verfperrten Gute, oder b) wenn 
ein Mal 24 Gulden ohne Grfchwerung, das andere Mal 
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aber 10 Gulden in Gefellichaft, allenfalls auch e) in fünf 
Angriffen, in dem erften 6 Gulden, in den übrigen aber 
jedesmal 5 Gulden an verfperrtem Gute, oder in Geſell⸗ 
haft geftohlen werben, der in twiederhohlten Angriffen 
verübte Diebftahl owohl aus dem Betrage, als aus 
der Beſchaffenheit der That als Verbrechen er— 
ſcheine; daß dagegen d) wenn zuerſt 30 Gulden und dann 
4 Gulden in Gefellfhaft; oder e) ein Mal 22 Gulden 

unbeſchwert und in einem andern Angriffe 4 Gulden in 
Gefellfhaft, oder an verfperrtem Gute entfremdet worden, 
der in mehreren Angriffen verübte Diebitahl offenbar nur 
aus dem B etrage zum Verbrechen erwachſe, wornach 
dann auch nur in den Fällen ad a), b) und c), nicht aber 
ad d) und e) die Anordnung ded $. 158 des St. ©. 
Statt haben können. 


$. 159. 
(Gehört zur Competenz des Schtunrgerichtes). 

Beläuft fih die Summe bes Geftohlenen über 
dreihundert Gulden, oder ift dem Beftohlenen ein nach 
feinen Umftänden empfindlicher Schade zugefüget, ober 
der. Diebftahl mit befonderer, Verwegenheit, Gewalt 
oder Arglift verübet worden,, oder, hat der Thäter fich 
das Stehlen zur Gewohnheit gemacht; fo fol auf 
fünf bis zehnjährigen fchweren Kerfer erkannt werden. 

$. ‚160. 

Ein zur Nachtzeit verübter Diebftahl ift entwe- 
der in der Ausmeffung der Dauer, ober in der Ver: 
fhärfung der Strafe ftrenger zu beitrafen, ald wenn 
er unter übrigens gleichen Umftänden bei Tage gefche: 
hen wäre. 

Hofdef. v. 17.Auguft 1804 an a — Galiziſche 
A. G. Nr. 678 d. J. G 


Ein zur Nacht verübter Diebftahl m; wenn der Betrag des 
Geftohlenen nicht mehr ald 25 fl. beträgt, und feiner von den in 
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ben 66. 154, 155 und 156 des St. ©. angeführten Umſtaͤnden 
eintritt, feineöwege ein Verbrechen. 


A. 16. 


Veruntreuung 
De ämtlih anvertrautem But ($$. 161 und 172 St. G. 
Thls.) und im Falle des g. 163, wenn die Strafenad 
ve $. 164 zwiſchen fünf und sehn Jahren audzumeffen if.) 


$. 161. 

Als ein Verbrechen ift diejenige Veruntreuung Die Ber- 
zu behandeln, woburd Jemand ein, vermöge ſeines mei ie 
öffentlichen Amtes oder befonberen obrigkeitlichen Auf-: sehe * 
trages ihm anvertrautes Gut, im Betrag von mehr föufenpei 
als fünf Gulden vorenthält, oder fich zueignet. — 


Hofdek. vom 21. Juli 1826 an ſaͤmmtl. A. ©. 
mit Ausnahme jener von Tirol > Dalmatien. 
Nr. 2204 d. J. G. S 


Seine Majeſtät haben zu befehlen — daß diejenigen, 
welche zur Erhebung l. f. Steuern aufgeſtellt ſind, und in Em— 
pfang genommene Steuergelder vorenthalten oder ſich zueignen, 
fo wie diejenigen, welche hieran Theil nehmen nach den $$. 161, 
162, 165 und 166 St. ©. I. Thl. oder in fo fern die vorenthals 
tenen oder zugeeigneten Gelder ben Betrag von fünf Gulden nicht 
erreichen (Hofdek. v. 8. Juli 1831 „überfteigen * anftatt 
erreichen) follten, nach dem $. 24 II. Thl. d. St. G. zu behandeln, 
und zu beſtrafen ſeien. 


Hofdek. vom 13. Juli 1827 an ſämmtl. A. ©. Nr. 2291 


Diefe Strafen ($. 161; $. 162, $. 165, $. 166. 1. Thl. 
des St. ©.) treffen auch Diejenigen, welche ſich unter dem 
Vorwande eined Anlehens aus der Waiſen- oder Depofiten- 
Kaffa einen Angriff auf die dahin gehörigen Gelder erlauben, 


Strafe. 
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und ſtatt des erhobenen Betrages einen Schuldſchein in die Kaſſa 
legen, ohne für bie Schuld vorher nach gefeglicher Worfchrift, und 
mit Genehmigung der Behörde, Sicherheit beftellt zu haben. 


$. 162. 

Eine ſolche Veruntreuung foll mit jchwerem Ker— 
fer von einem bis fünf Jahre; wenn fie aber hundert 
Gulden überfteigt, von fünf bie zehn, und zwanzig 
Sahren beftraft werben. 

$. 163, 


b)burd) den Des Berbrechens der Veruntrenung macht fich 


hoͤhern B 
trag. 


Strafe. 


ct» 


auch derjenige fchuldig, welcher außer dem im $. 161 
enthaltenen Falle ein ihm anvertrautes Gut, in einem 
Betrage von mehr als fünfzig Gulden vorenthält, oder 
fih zueignet. 


Hofdek. vom 1. Auguft 1829 an das Nied.söfterreic. 
A. G. Nr. 2357 d. J. G. S. 


Wird über die Anfrage ad b) ob ein in die Erefution ver: 
fallener Schuldner durch Verzehrung oder Veräußerung feiner 
von den Gläubigern verpfändeten Fahrniffe im Allgemeinen, oder 
doch wenigſtens im Falle einer fein Vermögen überfteigenden 
Schuldenlaft ein Verbrechen begehe? bedeutet: 

In Anfehung diefer Frage werde das Appelationdgericht auf 
den $. 163 und den $. 178 Ht. f) I. Thl. d. St. ©. mit der Be- 
merfung gewiefen, daß von dem Gläubiger gepfändete, aber in der 
Verwahrung des Schuldners gelaffene Fahrnijje allerdings als 
dem Schuldner anvertraute Sachen zu betrachten feien. 


$. 164. 
Eine ſolche Veruntreunng ift mit Kerker von 
ſechs Monaten bis auf ein Jahr; wenn aber der Be: 
trag dreihundert Gulden überjteigt, von einem bis auf 


fünf Jahre; und bei befondere erſchwetenden Umſtän⸗ 
den *) zwifchen fimf und zehn Jahren zu beftrafen. 


($$. 165 und 166). 


$. 165 — 166 1. Thl. des St. ©., betreffend die Theilnahme bei Diebs 
kahl und Veruntreuung fieh im U. Abſchn. d. Handb. A. Nr. 14. 


$. 167. 

Feder Diebftahl und jede Veruntreuung hört auf 
ein Verbrechen zu fein, wenn der Thäter eher, ale 
die Obrigkeit fein Verfchulden erfährt, den ganzen aus 
feiner That entfpringenden Schaben wieder gut macht. 
Ebendieſes gilt auch von ber Theilnehmung. 


Hofdel. v 5. DOftober 1803 an das böhm. A. ©. 
Nr. 6948.93. G. S. 


Rah den Worten und der Abficht des Geſetzes muß ber 
Thäter, obgleich auf Undringen bes Beichädigten, nicht aber 
ein Dritter für ihn den Schaden vor der obrigfeitlihen 
Entdedung gut gemacht haben. Doch reicht. es zur Befreiung 
eines Theilnehmers von ber Strafe hin, wenn der Theilnehmer 
an einem Diebftahle vor der obrigfeitlichen Entdedung den ganzen, 
aus feiner Theilnahme entftandenen Schaden, infofern ſich dieſer 
Antheil erheben läßt, gut gemacht hat. | 


Hofdek. vom 25. Oftober 1815 an das Nieder-Defter- 
reichiſche A. G. | 


In Erledigung eines an diefe höchfte Gerichtsbehörde vorge 
legten Kriminal-Prozeſſes wegen Verbrechen des Diebftahled wird 
dem Appelationsgerichte bedeutet, daß das St. ©. $. 167 nur dann 
der That die Dualififation eined Verbrechens benehme, wenn der 
Schaden, bevor die Obrigfeit das Verfchulden erfuhr, unter 
ſolchen Umftänden gut gemacht worden ift, wodurch die 
thätige Reue auf Seite des Thäterd dargethan wird: 


— 


*) Sich’ St. P. Ord. v. 17. Jänner 1850. Art. VI. Nr, 16. be: - 
züglich $. 169 und 1645 zur Gompetenz d. Schwurgerichtes gehörig). 


Hofbel. vom 14. Jänner 1822 an das nieb.söfter. U, 
G. Rr. 1829 6.9. ©. S. 


Es ift die Belehrung angefucht worden ob der $. 167 J. Thl. 
d. St. ©. auf die folgenden fünf Bälle anwendbar fei: 

1. wenn ein Befchädigter bei der Obrigkeit die Anzeige eines 
an ihm verübten Dieftahlee machte, ohne nur aus entfern» 
ten Ingichten auf einen Thäter deuten zu fönnen, von dem 
Thäter aber, ehe die Obrigkeit zur Kenntniß gelanget, daß 
er der Thäter fei, ber Schade gut gemacht würde; 

2. wenn ein Dieb, bevor er das geftohlene Gut in Sicherheit 
brachte, auf der Flucht von dem Beftohlenen eingeholt wird, 
und es auf deſſen Abforberung zurüdftellt, oder es bei ber 
Verfolgung hinwegwirft ; 

3. wenn der Thäter fich verpflichtet dem Befchäpigten binnen 
einer beftimmten Zeit Vergütung zu leiften, aber den Vers 
glei nicht hält, und dann von dem Befchänigten angezeigt 
wird; 

4. wenn unter ben obigen Verhältniffen bei der Abfchliegung 
des Vergleichs ein Theil des entwendeten Gutes zurüds 
geftellt worden ift; 

5. wenn ber Thäter einen Theil ded entwendeten Gutes vor 
der obrigfeitlichen Entdeckung znrüditellt, und in Rüdficht 
des Ueberreſtes einen Vergleich anbiethet, der Beſchädigte 
ern feinen Vergleich eingeht, und den Thäter verhaften 
läßt. 

Hierüber wird bedeutet: daß, nachdem bei den $. 167 I. Thl. 
d. St. ©. die Reue des Thäterd und die von ihm aus freiem Ans 
triebe erfolgte Zurüdgabe des geftohlenen Gegenftandes, der Haupt: 
rund des Geſetzes war, Diefer $. aber zugleich fordert, daß der 
Später eher al8 die Obrigfeit fein Verſchulden erfährt, 
den ganzen aus feiner That entipringenden Schaden wieder 
gutmache — fo ergebe fich hieraus, daß diefer $. wohl auf den 
erften, nicht aber auf die übrigen vier Fälle angewendet werden 
fönne. 
$. 168. 
Dibpadte In wie fern übrigens die bier nicht vorfommen=- 
(gm. Bel. den geringern Diebftähle oder VBeruntrenungen, und 
hanzett die Theilnahme an denfelben,; wie auch überhaupt die 
unter Ehegatten, Eltern und Kindern, fo lange fie in 
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gemeinfchaftliher Haushaltung eben, vorfallenden Ent- 
wendungen nach Art ſchwerer Polizei-Webertretungen 
zu behandeln feien, darüber ift die Vorfchrift in dem 
zweiten Theile des gegenwärtigen Geſetzes enthalten. 


Hoffzleidef.vom 7. Au guft 1806, Nr. 12697 an die 
ob der ennfifche Regierung. 


In einem vorgefommenen Falle hat die oberfte polit. Behörde 
zu entjcheiden befunden, daß auch ein Diebftahl den ein Stief— 
fohn an dem Vermögen feiner eltern verübt hatte, und der nach 
dem Betrage eriminell gewefen wäre, nach $. 168 I. Thl. d. St. 
©. als ſchwere Pol.Uebertr. beftraft werden foll. 


Hoffzleidek.v.20. November 1817 an fämmtl. Län- 
derftellen. Nr. 1381 d. J. G. ©. 


Jene Befreiungen, welche Kindern unter 14 Jahren im 
$. 2 a), dann den Fam iliengliedern im $. 213 d. I. Thl. 
d. St. G. zu ftatten fommen, find auf Theilnehmer, bei denen nicht 
die nämlichen Ausnahmegründe eintreten, nicht auszudehnen. 


17. 


Naub und Theilnahbme an demfelben. 
(88. 169 — 175 St. ©. I. Thl. XXI. Hptfit.) 


$. 169. 

Eines Raubes macht fich fchuldig, wer einer 
Perſon Gewalt anthut, um fich ihres, oder fonft eines 
fremden beweglihen Gutes zu bemächtigen; die Ge- 
walt mag mit thätlicher Beleidigung, ober mit Dro- 
bung geſchehen. 

$. 170. 

Schon eine folde Drohung, wenn fie auch nur 

von einem einzelnen Menſchen geſchehen, und ohne 


Raub. 


Strafe. 
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Erfolg geblieben ift, foll mit fünf bie zehmjährigem 
ſchweren Kerfer beftraft werben. 
$. 171. 

Iſt aber die Drohung in Gefellfchaft eines oder 
mehrerer NRaubgenoffen, oder mit mörderifchen Waffen 
geichehen, oder ift das Gut auf die Bedrohung wirf: 
lih geraubet worden; fo foll auf fehweren Kerker von 
zehn bis zwanzig Jahren erkannt werben. 


6.172, 

Diefe Strafe findet auch Statt, wenn gemwaltthä- 

tig Hand an eine Perſon geleget wurde, obgleich der 
Raub nicht vollbracht worden. 


$. 173. 


Iſt aber der mit gewaltthätiger Handanleguug 
unternommene Naub auch vollbracht worden; fo ift die 
Strafe lebenslanger jchwerer Kerfer. 


$. 174. - 

Sit bei dem Raube Jemand dergeſtalt verwundet 
oder verleget morden, daß derſelbe dadurch wichtigen 
Nachtheil an feinem Körper gelitten bat, oder, iſt Je— 
mand durch anhaltende Mißhandlung, oder gefährliche 
Bedrohung in einen qualvollen Zuftand verſetzet wor: 
den; fo foll jeder, der daran Theil hat, lebenslang 
mit jchweritem Kerker bejtrafet werden. 


$. 175. 
Theilneh · Wer ein Gut, wovon er weiß, daß es geraubet 


mung am 


Raube, worden, ſei es auch von geringem Betrage oder Wer: 
the, verhehlet, verhandelt, oder an fich bringt, iſt dee 
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Berbrechens ber Theilnehmung am Raube ſchuldig, 
und mit fchwerem Kerfer zwifchen einem und fünf 
Jahren zu beflrafen. 


M 18. 


Betrug, 
in den Fällen des $. 178 lit, a) und f) St. G. I. Thle. und in 
allen Fällen, in welchen die Strafbeftimmung bed 6. 182 anzus 
wenden ift. 
($. 178 lit. a) und f) und $. 182 I. Thl. d. St. ©. XAIV. Hptit. 


Die ſich auf das ganze Hptitüd vom Betruge beziehenden allgemeinen 
8. werden bier aufgeführt und fich in fpätern Abfchnitten diefes Handbuches 
bieher bezogen. 


$. 176. 

Wer durch Liftige Vorftellungen oder Handlungen 
einen Andern in einen Irrthum führet, durch welchen 
Jemand au feinem Eigenthume ober andern Rechten 
Schaden leiden fol, oder, wer in dieſer Abficht, des 
Andern Irrtum oder Unwiffenheit benüget, begeht 
einen Betrug. 


Hofkanzleidek. vom 15. April 1822, an jämmtliche 
Epdftlt., mit Ausnahme 4 Tirol. Nr. 1866 
. J. G. 


Seine Majeftät haben zu verordnen befunden, daß die bei 
den Behörden fich fäljchlich für Deferteurs ausgebenden Indi- 
viduen als Betrüger nach den beftehenden Gefegen von den 
fompetenten Behörden behandelt werden follen. — Die bei den 
Behörden für Deſerteurs fih ausgebenden Individuen jollen künf- 
tig nur nach der von den ‚betreffenden Regimentern oder Corps 
eingeholten Beftätigung der Wahrheit ihrer Angabe, oder, wenn 
den betreffenden Behörden befonderd an ihrer frühern Ueber 
gabe gelegen ift, nur dann von dem Militär übernommen werden 


Betrug. 
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können, wenn bie betreffenden Behörben bei der Uebergabe fich 
ausdrüdlich verpflichten, dem Militär» Aerarium für den Ball, 
wenn die betreffenden Individuen nicht ald wirkliche Deferteure 
anerfannt würden, alle auf diefe Individuen verwendeten Unko— 
ften zu erftatten. 


Eine ganz ähnliche Anordnung enthält die Gubernial- 
Kundmahung vom 2. April 1826 Zahl 5954 Prov. 
G. S. (für Tirol und Vorarlberg XII. ©, 141). 
$. 177. 
un Der Betrug wird zum Verbrechen, entweber aus 
* uber Beichaffenheit der That, oder aus dem Betrage 
im: des Schadens. 
wann. $. 178. 
Die Be Die Falle, in welchen der Betrug ſchon aus 
Veran der Beichaffenheit der That zum Verbrechen wird, 


ud (Gehört vor das Schwurgericht). 

a) Wenn ſich um ein falfches Zeugniß, fo vor Ge: 
richte abgeleget werden foll, beworben, wenn ein 
falſches Zeugniß gerichtlich angebothen oder ab» 
geleget, wenn fich in eigener Sache zu einem 
falſchen Eide erbothen, oder wirklich ein falfcher 
Eid geichworen wird. 

b) Wenn Jemand den Charakter eines öffentlichen 
Beamten fälfchlih annimmt, oder einen obrig- 
feitlichen Auftrag, oder ein befondereg, von öffentlis 
cher Behörde erhaltenes Befugniß lügt; 

c) wenn in einem öffentlichen Gewerbe faljches 
Maaß und Gewicht gebraucht wird; 

d) wenn Jemand eine offentlihe Urkunde‘), ober 
eine durch öffentliche Anftalt eingeführte Bezeich— 
nung mit Stämpel oder Probe nachmacht, ober 
verfälfchet; 
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e) wenn die zur Beſtimmung der Gränzen geſetzten 

Markungen weggeräumet, oder verrücket werden; 
(Gehört vor das Schtwurgericht). 

f) wenn Jemand durch Verſchwendung ſich in das 
Unvermögen zu zahlen geftürzet, ober durch Ränke 
den Kredit zu verlängern gefucht bat, oder durch 
Aufitellung erdichteter Gläubiger, oder fonft durch 
betrügliches Einverſtändniß oder Verhehlung eines 
Theiled von feinem Vermögen, den wahren Stand 
der Maſſa verdrehet. 


(Sieh’ Bat. v. 17. Jann. 1850 über einige Milderungen des St. ©. Art. IX.) 


Hofer. v. 5. Oftob. 1801 an das böhm. N. ©. 
Nr. 694 0.9. ©. ©. 


Der $. 178 in ec) I. Th, des St. ©. ift mit dem $. 226 II, 
Thl. dahin zu vereinigen, daß der erfte von dem Falle jpricht, 
wenn der öffentliche Gewerbsmann falſches Maag oder Ge- 
wicht gebraucht; der $. 226 MI. Th. dagegen bezeichnet jenen Fall, 
wo der Gewerbsmann zwar echted Maaß und Gewicht führet, 
aber fich in der wirflihen Ausmeſſung oder Abwägung einer 
Uebervortheilung ſchuldig macht. 


Lotto-Patent vom 13. März 1813. 


$. 36. In Fällen endlich, wo durch Verfälſchung, Unterſchie⸗ 
bung oder Nachahmung ver neuen Lottofcheine die Erreihung 
eines unrechtmäßigen Gewinnes verjucht oder erzielet wird, ift 
wider den Thäter nach dem XXIV. Hauptitüde des I. Th. St. ©. 
$. 178 Hit. d) oder nach Befchaffenheit der That $. 180, lit. e) 
umd 86. 181 und 182 von dem betreffenden Kriminalz Getichte 
zu verfahren. 


Hofdek. vom 13. Juli 1814 an das nied. öftr. 9. ©. 
Nr. 1092 0.9. G. S. 


Der $. 178 lit. a) 1. Th. St. ©. fordert zum Begriffe des 
Verbrechens des Betruges nicht, daß das gerichtlich angebothene 
oder. abgelegte falfche Zeugnig zugleich die Anerbiethung oder Ab- 
legung eines Eides in fich begreife, fondern Die ftrafbare 
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andlung iſt fhon vorhanden, wenn vor dem Richter 
ein 6* eugniß abgelegt wird. | 
Kommt aber der erfchwerende Umftänd hinzu, dafi der Zeuge 
freventlich einen Eid angebothen oder abgelegt hat, fo fann auch 
die Strenge des $. 183 des St. G. Platz greifen, weil dieſer $. 
zwifchen den Zeugen und denjenigen, die zu eigenem Vortheile fal- 
ſche Eide anbiethen oder ablegen, nicht unterfcheidet; wo übrigens 
der Richter in den einzelnen Fällen den Grab der böfen Abficht 
und anderer mildernder Umftände zu berüdjichtigen hat. 


Hoffanzl. Bräf. Def. v. 29. März; 1816 an ſämmtl. 
Länder-Chefs. Nr. 1224 d. J. G. ©. 


Das unbefugte Tragen der Uniformen iſt, wenn 
ſolches aus Eitelkeit oder abſichtlichen Muthwillen geſchieht, als 
ein Polizei» Vergehen anzuſehen; — wenn aber eine ſolche An« 
maßung der Uniform zugleich mit den in dem Strafgefege L Th. 
$ 178 lit. b) und U. Th. 8. 88. ausgedrüdten Handlun- 
gen verbunden ift, find folche als ein erfchiwerender Umftand 
— und nach der vollen Strenge die ſer Geſetze zu be— 

rafen. 


Hofkanzleidek. v. 17. Mai 1819 an ſämmtl. Länder— 
ſtellen. Nr. 1562 d. J. G. ©. 
Eieh' hiezu Pat. v. 17. Jänner 1850 über einige mildernde Beitimmuns 
gen zum St. ©. I. u. II. Thle. Art. IX.) 
Zur Behebung der Zweifel, welche über den Sinn ber im I. 
Th. d. St. G. über Verbrechen u. ſchw. Pol. Ueb. $. 178 unter 
d) enthaltenen Vorfchrift entftanden find, und zur warhenden Bes 
lehrung wird hiemit erklärt: 

a) Jede Verfälfhung*) einer öffentlihen Urkunde, fie 
mag an was immer für einer Stelle der Urkunde, aus was 
immer für einer Abjicht unternommen worden fein, ift ein 
Verbrechen des Betruged. (Pat. v. 17. Jänner 1850). 

b) Unter die öffentl. Urkunden gehören auch die von den beeis 
beten Vorſtehern der Innungen oder Zünfte, den Gefellen 
ausgeftellten Rundfchaften, oder die Stelle der Kund— 
fchaften vertretenden Urfunden.*) Daher wird durch deren 
Berfälfchung, fie möge an was immer für einer Stelle der: 
felben, oder an der beigerüdten obrigfeitl. Vidirung oder 
Beftätigung, und aus was immer für einer Abficht unters 

) Dur Pat. v. 24. Febr. 1827 wurden an die Stelle der Kund- 
fhaften in der ganzen Monarchie Wanderbücher eingeführt. 


57 


nommen werden, das Verbeechen ded Betruges begangen. 

ce) Die von einzelnen Meiftern einer Innung oder Zunft ihren 
Gefellen ausgeftellten Kundfchaften, und die von Gewerbs⸗ 
(euten überhaupt ihren Gehilfen ertheilten Zeugniffe find 
an fich Feine öffentlichen Urkunden. Ward ihnen aber, um 
anftatt eines Paſſes zu dienen, oder zu ihrer Beglaubigung 
von der Behörde eine Vidirung oder Beftätigung beigefügt, 
jo ift jede an was immer für einer Stelle der befräftigten 
Urkunde unternommene Verfälfhung ohne Unterſchied der 
Abficht, dad Verbrechen des Betruges. 


) Patent v. 17. Jänner 1850, 
über einige mildernde Beftimmungen des St. ©. 


(Art. X.) Die in dem $. 178 lit. d) des L Thls. und 
in deu Hoffanzl. Def. vom 17. Mai 1819 Zhl. 1562 d. 
3. G. ©. bezeichnete Nahahmung und VBerfälfhungeiner 
öffentlihen Urkunde ift nur dann als ftrafbarer Betrug an: 
zufehen, wenn ihr die im $. 176 I. Thl. vorausgeſetzte böfe Ab— 
ficht zu Grunde liegt; auffer diefem Falle aber, foll fie ale 
Uebertretung nad $. 78 lit. e) des I. Thls. d. S. &. mit 
Arreft von drei Tagen bis zu einem Monate geahndet werben. 


Hofdek. ». 14 Juni 1723 an das böhm. A. ©. Nr. 1947 
0.3. G. ©. 


Die im Namen einer öffentlichen Behörde fälſchlich unter- 
nommene Ausfertigung von Brandzeugniffen und Vettel: 
päffen ift allerdings das Verbrechen des Betruges, ſowohl nach 
deffen in dem 8. 176 aufgeftellten Begriffe, als auch nach den in 
dem $. 178 b) und d) 1. Thl. d. St. ©. bezeichneten Fällen. 


PBunzirungspatentvom 11. März 1824. 

$. 24. Wer immer in der Verfälichung ober Nahmahung 

einer vorgefchriebenen Pu nze, oder auch in der Ginlöthung einer 

echten Punze als Selbftthäter oder Mitſchuldiger betreten, ober 

deſſen übermwiefen wird, macht fih nach $. 178 lit. d) 1. Thl. d. 
St. ©. eines Verbrechens ſchuldig ır. 


Hofdek. v. 26. Juli 1831 an fämmtl. A. ©, Nr. 2522 
d. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben zu verordnen befunden, daß die aus 
Anlaß der Cholera- Krankheit ausgeftellten San tät: 8: und Eon 
6 
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tumaz-Päffe, für öffentliche Urkunden anzufehen feien, und 
jeve Verfälfchung derfelben im Sinne des $. 178 1, Thl. d. St. 
G. ald Verbrechen des Betruges beftraft werden folle. 


Eircularbd. Ef. Landesregierung im Erzherz. Defter. 
unt.d. Enns vom 10. Dftbr. 1837. 


— Der $. 178, lit. a) I. Th d. St. ©. ift nicht nur auf 
die vor einem Civil- und Griminal- Gerichte abgelegten falfchen 
Zeugenausfagen, fondern auch auf jene anwendbar, die im Laufe 
der Unterfuchung einer ſchweren Polzei-Uebertretung, vor 
jener Behörde abgegeben werden, welcher hierüber die Gerichtöbar- 
feit zugewieſen ift. 


Gubernial- Eircular- Verordnung vom 12. April 
1840. 3hl. 14264. 


3 In Folge a. h. Entſchließung vom 14. Sept. 1839, wird 
erklärt: 

Die Beftimmung des $. 178 lit. a) des St. ©. I. Thls., ift 
auch auf die falfchen Zeugenausfagen im Laufe der Unterfuchung 
wegen Öefällsübertretungen anwendbar, wenn diefelben 
beichworen und vor einem Amte abgelegt worden find, welches 
nach der Anordnung des $. 656 St. ©. ü. ©. Uebert. bejegt 
war. — 


Juſtiz⸗-Hofdek. v. 8. Febr. 1841 an das. f. tir.vorarlb. 
App. Ger. 

Ueber Anfrage — — wird bedeutet: daß die Protofolle, 
welche die Gerichtsanmwälte nach dem $. 16 der Inftruftion 
vom Jahre 1819, über die darin bezeichneten (Privat-) Gefchäfte 
aufnehmen, nur ald Privat-Urfunden zu betrachten find. 


($. 408. 3. 5 und 6. St. ©. ü. G. Ueb. v. 11. Juli 1835.) 


8.408. Die Berfälfchung oder Nachahmung eines Papier: 
ftämpels ift fein Verbrechen, iondern eine Gefällsverfürzung. 


($$. 377 und 400 d. St. ©. uͤ. ©. Ueb. v. 11. Juli 1834.) 

$. 877. Die betrügerifche Verfaͤlſchung oder Nachahmung 
der zur Unterfcheidung des Urfprunges der Waaren angeordneten 
Amtlichen, oder von dem Erzeuger felbft anzubringenden (Pri- 
vat⸗) Bezeihnung, dann die betrügerifche Llebertragung einer 


echten Bezeichnung auf eine andere, ift nach den allgemeinen Straf» 
gefegen zu ftrafen. | 

8.400. Wurde die Amtliche Bezeihnung, aus An- 
(aß deren eine Verbrauchsabgabe eingehoben wird, verfülfcht, nach⸗ 
gemacht, oder auf einen andern übertragen, fo finden die in den 
$$. 377 und 278 ©. St. ©. I. Thls. enthaltenen Anordnungen 
Anwendung, wenn gleich die Amtliche Bezeichnung nicht zur Un- 
terfcheidung des Te ehe ber Gegenftände, die der Bezeichnung 
unterliegen, beftimmt ift. 


$. 179. 
Andere Betrügereien werben zum Verbrechen, Der hihere 
wenn der Schade, der verurfachet, oder auf welchen 
die böſe Abficht gerichtet worden, ſich höher als fünf 
und zwanzig Gulden beläuft. 


Juſtiz-Hofdek. vom 5. Oktober 1804. 


Auf die Anfrage, ob die Nachahmung eines obrigfeitlichen 
MW aldzeichens, die fich jemand zu Schulden fommen ließe, um 
das auf ſolche Art geftohlene Holz fih unter dem Scheine eines 
obrigkeitlich ausgewieſenen Holzes zugueignen, ald Verbrechen des 
Betruges zu behandeln fei, wird bedeutet: daß ein folder Thä- 
ter allerdings nach den $$. 176 und 189 ein Betrüger fei; 
doch kann er nur nach der Vorfchrift des $. 179 behandelt werden, 
nicht nach jener des $. 178 lit. d) 


$. 180. 

Die Arten des Betruges laffen fich zwar wegen Sauptarten 
ihrer zu großen Mannigfaltigkeit nicht alle in dem sereien, 
Gefege aufzählen. Infonderheit macht fich aber mibengoheen 
Rückfiht auf den gleich erwähnten Betrag eines Ver⸗ Berbreien 
brechens ſchuldig: — 

a) wer falſche Privat-Urkunden verfertigt oder. echte 
verfälfchet; wer nachgemachte ober verfälfchte 
öffentliche Kredits - Papiere, wie auch wer ver- 
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fälichte Münze, obgleich ohne Einverſtändniß mit 
ben Verfälfchern, weiter verbreitet; 

b) wer ben Schwachfinn eines Andern durch aber: 
gläubiſche oder font hinterliftige Verblendung zu 
deffen, oder eines Dritten Schaden mißbraucht: 

c) wer gefundene Sachen gefliffentlich verhehlet, und 
fich zueignet; 

d) wer ſich einen falihen Namen, Stand, ober 
Charakter beilegt, fih für den Eigenthümer frem- 
den Vermögens ausgiebt, oder fonit hinter einem 
falfchen Scheine verbirgt, um fich unrechtmäßigen 
Gewinn zuzueignen, Jemanden an Vermögen 
oder Rechten Schaden zu thun, oder Jemanden 
zu machtheiligen Handlungen zu verleiten, zu 
denen er fich ohne den ihm mitgefpielten Betrug 
nicht würde verftanden haben; 

e) wer fich in einem Spiele falfcher Würfel, fal- 
fcher Karten, eines hinterliftigen Einverftändniffeg, 
ober anderer liftiger Ränke bedienet. 


Hofdek. vom 12. Oft. 1828 an das böhm. A. G. Nr. 1810 
0.3.8. ©. 


Die Berheimlichung eines Schatzes fann nicht ald das in 
dem $. 180 c) 1. Thl. St. ©. bezeichnete Verbrechen ded Betru- 
ged angefehen werden, nnd daher auch in diefer Beziehung fein 
Kriminal-Berfahren Plag greifen. 


| $. 181. 

Strafen Die Strafe des Betruges ift insgemein Kerfer 

Gens ve von ſechs Monaten bis zu einem Jahre; fie kann aber 

Betruges. "Kart f . 
nach dem Grade der Gefährlichkeit, nach der Schwie- 


tigkeit, fich dagegen vorzufehen, nach der öftern Wie: 
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berhoßlung und Größe des Betrages anf fünf Jahre 
ausgedehnt werden. | 


$. 182. 
(Zuftändigfeit des Schwurgerichtes). 

Ueberfteigt der Betrag, den fich der Thäter durch 
das Verbrechen zugewendet, die Summe von breihun 
dert Gulden, oder ift dem Betrogenen ein nach feinen 
Umftänden empfindlicher Nachtheil verurfachet worden; 
hat ber Verbrecher den Betrug mit befonberer Kühn: 
heit verübet, oder die Betrügereien fich zur Gewohn: 
heit gemacht; fo ift die Strafe fchwerer Kerker von 
fünf bis zehn Jahren. 


Dekretdest. E.nied.-öfter. A. ©. vom 25. Auguft 1827. 


Wenn fich der Befchuldigte durch das verübte Betrugs-Ver- 
brechen nicht wirflich einen die Summe von 300 Gulden über- 
fteigenven Betrag zuwen dete, ift nicht der $. 182, fondern nur 
der $. 181 d. St. ©. anzuwenden. — 


Dekret desk.k. nied.⸗-öſter. A. G. vom 11. April 1828. 
Zhl. 4036. 


Ueber die Anwendung des $. 182 St. ©. I. Thl. auf den 
bloßen Verſuch, fich durch Betrug mehr ald 300 Gulden zuzuwen⸗ 
wenden, wird Die Belehrung dahin ertheilt: es fei fich nach dem 
Wortlaute ded $. 182 zu halten, vermöge deſſen der höhere Strafs 
grad nur dann feine Anwendung findet, wenn der Thäter fich durch 
das Verbrechen wirklich einen 300 Gulden überfteigenden Be: 
trag zugewen det hat. 


Hofdel. vom 13. September 1828 an das nied.-öfter. 
A. ©. Nr. 2362 d. J. G. ©. 


Ueber die Anwendbarkeit des $. 182 1. Thl. d. St. ©. wird 
die Belehrung dahin ertheilt: daß der darin vorfommende Ausdruck 
„Betrag“ nicht blos vom barem Gelde, jondern auch von dem 
Werthe einer Sache zu verftehen ſei; daß daher die Anwendung 
dieſes Paragraphes ebenfalls eintrete, fobald der Verbrecher eine 


— 


reien 
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Sache, welche über dreihundert Gulden werth iſt, ſich betrüglich 
zugewendet, oder zugeeignet hat, wenn er auch die Sache noch nicht 
in Geld umgeſetzt, oder den Werthbetrag bar erhalten hätte. 


$. 183, 

Infonderheit fol der Betrüger dann, wann fein 
Nerbrechen mit einem gerichtltch angebothenen oder 
abgelegten falichen Eide begleitet ift, nebft der beſtimm— 
ten ſchweren Kerkerftrafe auf der Schandbühne ausgeftellt *), 
und wenn er durch den falichen Eid einen fehr wich: 
tigen Schaden verurfachet hat, mit zwanzigjährigem, 
nach Umſtänden auch mit lebenslangem ſchweren Ker- 
fer beftrafet werden. 

$. 184. 


Betrügereien, bei welchen Fein in den $$. 178 


Tr (ner u 179 angeführter Umftand zutrifft; find mach der 


kan 


Zweitade 


Art schwerer Polizei» Hebertretungen, und nach ber 
darüber in dem zweiten Theile diejes Geſetzes vorkom— 
menden Borjchrift zu behandeln. 


JE 19. 
Zweifadhe Ebe. 
(8. 185 — 187. St. G. I. Thle. (XXV. Hpiſt.) 


$. 185. 

Wenn eine verebelichte Perſon mit einer andern 
Perſon eine Ehe ſchließt; jo begeht fie das Verbre— 
chen der zweifachen Ehe. 

. ) Wegen Aufhebung ver Ausftellung auf der Schandbühne 
fich' im Allgem. Theil diefes Handbuchs bei $. 17 lit. b) I. Thl. d. St. 


G. die Kundmachung v. 2. Juli 1848 d. tir. Gub. Erlaß des Juſtiz— 
Minifterinmsvom 31. Mai 1848. 3hl. 379. Abfap. I. 


Hofdel. vom 30. Juli 1808 an das nied.-öfter. A. ©. 
Nr. 856 d. J. G. ©. 


Der Inhalt eines Kriminal-Urtheiles über das er- 
wiefene Verbrechen der zweifachen Ehe ift von dem Kriminals 
Gerichte ſowohl dem rechtmäßig, als unrechtmäßig angetrauten 
Gatten des DVerbrechers, zum Schuge und Wahrnehmung ihrer 
Rechte und Erfüllung ihrer Pflichten durch die Perfonalbehörde; 
dann aber auch der politifchen Behörde, in deren Bezirfe die 

widrige Trauung vor fich ging, befannt zu machen, damit die 
Ungültigfeitd-Exflärung der zweiten Ehe von dem Seelforger in 
dem Trauungsbuche angemerkt werde, 


Hofdek. v. 11. Juli 1817 an ſämmtl. A. ©. Nr. 1345 
d. J. G. S. 


— — Inder Regel ſteht zu Folge des $. 97 des buͤrger⸗ 
lichen Geſetzbuches die Verhandlung über die Ungültigfeit einer 
Ehe nur dem Landrechte des Bezirked zu, wo die Ehegatten ihren 
ordentlichen Wohnfiß haben, und dieſes Landrecht ift in der Regel 
auch dasjenige Gericht, welches nach $. 122 die Erinnerung 
an die politifche Behörde zu erlaffen hat, damit die Ungültigfeit der 
Ehe in dem Trauungsbuche angemerkt werde. Allein das Hof: 
defret vom 30. Yuli 1808 macht eine Ausnahme für den Fall, 
wenn eine Perſon wegen ber zweifachen Ehe in die Kriminal: 
Unterfuchung geräth, und bei diefer das Verbrechen der 
zweifachen Ehe erwiefen wird. In einem foldhen Falle 
fann das Kriminal-Urtheil die Ungültigerflärung der zweiten Ehe 
enthalten, und defien Inhalt unmittelbar von dem Kriminal- Ge: 
richte der politifchen Behörde befannt gemacht werden, bamit fie die 
Ungültigerflärung der zweiten Ehe dem Seelforger im Trauungs— 
buche anzumerken auftrage. — — — 


— Aus dem Sprachgebrauche, da man unter einem Verbrechen 
nicht das blos verfuchte fondern das vollbrachte zu verftehen 
pflegt, aus dem ganzen Inhalte des angeführten Hofdefretes (vom 
30. Juli 1808 Nr. 856 d. J. G. ©.) und vorzüglich aus dem 
Beifage in demjelben, daß das Criminal⸗Urtheil fowohl dem recht: 
mäßig ald unrechtmäßig angetrauten Gatten befannt zu machen 
fei, erhellet Daß das Hofdek. eigentlich von dem Falle zu verftehen 
fei, wo das vollbrächte Verbrechen der zweifachen Ehe bei dem 
Kriminals Gerichte rechtlich erwiefen und die Ungültiger⸗ 
Härung der zweiten Ehe nothwendig if. 


| . 186. 

Gleiches Verbrechen begeht diejenige Perfon, 
welche, ob fie gleich ſelbſt unverheirathet iſt, wiffent- 
lich eine verehlichte Perfon beirathet. 


$. 187. 

Strafe. Die. Strafe zweifacher Ehe ift Kerker von einem 
bis auf fünf Jahre. Hat der Verbrecher ber Perſon, 
mit welcher er die zweite Ehe geichloffen, feinen Ehe- 
ftand verhehlet, fo foll er zu ſchwerem Kerker verur- 
theilet werden. 


MW. 


Berläumduug. I 
(Die $$. 188 und 189 St. ©, I. Thl. XXVI. Hptft.) 


$. 188. 


Mer Jemanden wegen eines erdichteten Verbre— 
chens bei der Obrigkeit angibt, oder auf ſolche Art 
beichuldiget, daß jeine Bejchuldigung zum Anlaffe obrig: 
feitlicher Unterfuchung, oder doch zur Nacforichung 
gegen den Beichuldigten dienen könnte, macht ſich bes 
Verbrechens der Verläumdung ſchuldig. 


Juſtiz-Hofdek. vom 8. Oft. 1807. 


Damit der Anzeiger ald Berläumder angefehen werden fün- 
ne, ift e8 nicht fehon genug, daß der Angezeigte für ſchuldlos erflä« 
vet werde, jondern ed muß der Beweis vorliegen, daß der Anzei— 
ger dem Befchuldigten dad Verbrechen boshafter Weife anger 
dichtet habe. Werden wenigjtens die Inzichten, welche der Anzeiger 
dem Gerichte vorlegte, wahr befunden, oder gab der Anzeiger den 
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Grund, aus dem er die Inzichten für wahr und den Angezeigten 
für den Thäter hält, der Obrigkeit redlich an, fo ift er außer aller 
Verantwortung. 


Hofdel. vom 22. April 1825, an das galiz. W. ©. 
Nr. 2091 d. J. G. ©. 


Nach dem beftehenden Strafgefege begründet die erdichtete 
Anzeige eines Peftvergehens zwar nicht dad Verbrechen der 
Verläumdung, ift jedoch nach $. 226 II. d. St. ©. zu beftrafen. 


Allerhöchſte Entfchliegung v. 25. Mai 1829. 


$. 28. Derjenige, welcher argliftig (oder muthwillig) eine 
falſche Anzeige (nämlich einer Uebertretung der Gefällsvor- 
jchriften) vorbringt, ift nach dem Gefege über Verbrechen und 
ſchwere Bolizeislebertretungen ald Verlaͤumder zu behandeln. 


$. 189. 


Die Strafe des Verläumders ift in der Regel 
fchwerer Kerfer von einem bis auf fünf Jahre; diefer 
ift aber bis auf zehn Jahre zu verlängern, wenn 

a) der Verläumder fich einer bejondern Argliit, um 
die Beichuldigung glaublich zu machen, bedienet; 


Strafe. 


b) den Beichuldigten einer größeren Gefahr ausge 


feget hat; oder wenn 


c) ber Verläumder ein Dienftbothe, Hausgenoß, 
oder ein Untergebener des Verläumdeten ift, oder 
ein Beamter die Verlaumdung in feinem Amte 
ausgeübet hat. 


M 21. 


Verbrechern geleifteter Vorſchub, 
(Gedoch nur in den Fällen, in welchen nach $. 197 St. ©. J. Th. 
die Strafe zwiſchen fünf und zehu Jahren auszumeſſen ift.) 
(XXVO. Hauptft.) 


$$. 190, 191,192, 193, 194, 195 und 196. 


(Diefe 88. 190— 196, welche die verfchiedenen Bälle der Bow 
ſchubleiſtug zum Berbrechen nebft ber Beitrafnng derfelben behandeln, 
werben bei ben den Bez. Kolleg. Gerichten zugemwiefenen Verbrechen im U. 
Abfchnitte diefes Handbuches (A. Nr. 13) aufgeführt. 


$. 197. 


(Zum Schwurgerichte gehörig, wenn die Strafe zwiſchen fünf und zehn Jabs 


Strafe. 


ren aus zumeſſen iſt). 


Wenn der Vorſchub von Jemanden gegeben wird, 
der zur Sorge für die Verwahrung verpflichtet iſt; 
oder, wenn derjenige, der den Vorſchub geleiitet, wußte, 
dag der DVerhaftete eines Hochverrathes, einer Verfäl- 
hung ber Kredits- Papiere, oder Münze, eines Mor- 
des, Raubes, oder angelegten Brandes beichuldiget, 
oder ftraffallig erkannt iſt; wird der Verbrecher mit 
ſchwerem Kerker, und zwar, wenn der Vorichub einem 
wegen Hochverrathes, oder verfälichter Kredits-Papiere 
Verhafteten geleiftet worden, zwilchen fünf und zehn 
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Jahren, in andern bier benannten Fällen“) aber zwi- 
ſchen einem und fünf Jahren zu beftrafen. 


$$. 198, 199 und 200. 


(Sieh (IL. Abfchnitt A, Nr. 13) bei den den Bez. Kolleg. Ger. zugewieſenen 
Verbrechen.) 


$. 197. „— — inandern bier benannten Fällenaber zwis 
fhen einem und fünf Jahren zu beftrafen. 

Diefer legte Abfap des $. 197 begründet die Competenz des Bez. Kol: 
leg. Berichtes. Sieh (I. Abſchnitt A. Nr. 13.) 


Digitized by Google 


B. 
Preßvergehen, 


welche zur Competenz des Gejchwornengerichtes gehören. 


Patent vom 13. März 1849 gegen den Miß— 
brauch der Preſſe. ($.22— 35.) 
(Art. VOL d. St. P. ©.) 


$. 22. Wer fib durch Druckſchriften einer in 
ben beftehenden allgemeinen Strafgefehen für 
ftrafbar erklärten Handlung ſchuldig macht, verfällt in 
die durch diefe Geſetze beftimmten Strafen, in fo weit 
nicht durch das gegenwärtige Patent etwas Anderes 
verfüget ill. 


Bei periodiichen Druckichriften, für welche eine 
Kaution beftellt wurde, ift nebſt der gefehlichen Strafe 
ber Verfall der Kaution in verhältuigmäßigem 
Betrage anszufprechen. 
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M 1. 


$. 23. Wer durch Druckjchriften andere zu Hand- 
lungen auffordert, aneifert, oder zu verleiten fucht, 
durch welche 

a) die gewaltiame Logreißung eines Theiles von 
dem einheitlichen Staatsverbande oder Länderum: 
fange des Kaiſerthumes Defterreich bewirkt; eine 
Gefahr für den Staat von Außen her, Empo- 
rung oder Bürgerkrieg im Innern herbeigeführt 
oder vergrößert ; 

b) eine gewaltſame Umanderung der nee oder 
Landes - Verfaffungen; 

c) eine gewaltiame Verlegung ober gefährliche Be⸗ 
drohung der Perſon des Staats-Oberhauptes an 
Körper, Geſundheit oder Freiheit, oder eine ge— 
waltthätige Verhinderung der Ausübung feiner 
Regierungsrechte bewirkt; oder 

d) der allgemeine öfterreichifihe Reichstag, oder die 
Landtage der einzelnen Kronländer in ihrem Zu: 
fammentritte, Beftande oder in. ihrer Wirkjamteit 
gewaltthätig geftört ober gehindert werden follen, 
wird mit fchwerem Kerfer von zwei bie 


zehn Jahren beitraft. 


Bei periodifchen Druckſchriften iſt überdieß auf 
den Verfall der Kaution, felbjt bis zum vollen Be: 
trage derſelben zu erkennen. 


2. 


$. 24. Wer in Druckſchriften den Tadel ober 
die Derantwortlichkeit für eie Maßregeln der Regie 
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sung anf bie Perjon des Staats: Oberhauptes auszu— 
behnen jucht, wird mit Kerker bis zu awei Jah— 
ren beftraft. 


Bei periodifhen Druckichriften ift überdieß der 
Derfall der Kaution bis zum Betrage von taufend 
Gulden Conv. Münze auszufprechen. 


MR. 3. 


$. 25. Für Läfterungen oder andere Verletzun— 
gen der fchuldigen Ehrfurcht gegen das Staats- Ober: 
haupt, wodurch deſſen Perſon der Geringfchäkung 
preisgegeben wird, verfällt der Schuldige in eine Strafe 
des jhweren Kerfers bis zu drei Jahren. 


Bei periodiihen Druckichriften it außerdem auf 
den Verfall der Kaution bis zum Betrage von fünf: 
zehnhundert Gulden Conv. M. zu erkennen. 


M. 4, 


8.26, Wer durch Druckſchriften entweder: 

a) Andere zum Ungehorſam, zur Auflehnung oder 
zum Widerftande gegen Geſetze, Verordnungen, 
Erläffe der Gerichte, Verfügungen der öffentlichen 
Behörden, oder wider bie zu deren Vollziehung 
berufenen Organe; vder 

bh). zu Beindfeligkeiten wider die verſchiedenen Natio- 
nalitäten (Volksſtämme), Religionsgenoffenichaf: 
ten, einzelne Klaſſen ober Stänbe ber bürgerli- 

6 
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chen Gejellichaft, oder wider geſetzlich anerkannte 
Körperichaften auffordert, aneifert oder zu ver: 
leiten jucht, wird, wenn die Handlung fich micht 
als eine jchwerer verpönte, andere Webertretung 
darftellt, mit Kerfer big zu zwei Jahren 
beitraft. 


MR. 5. 


$. 27. Derfelben Strafe unterliegen Schmähun: 
gen der Reichs- ober Landesverfaffungen, fo wie bie 
Anpreifung von Eingriffen in das Eigenthum, und 
überhaupt von Handlungen, welche durch die Strafge- 
feße verpont find. 


Bei periodifchen Druckſchriften ift überdieß in den 
Fallen diefes und des vorhergehenden Paragraphes 
auf den Verfall der Kaution bis zum Betrage von 
taufend Gulden C. M. zu erkennen. 


M. 6. 


F. 28. Wer durch Druckſchriften ein falfches, für 
die öffentliche Sicherheit beunruhigendes Gerücht, ohne 
zureichende Gründe es für wahr zu halten, oder eine 
fogeartete angebliche Vorherfagung ausftreuet oder wei- 
ter verbreitet, ift mit ſtrengem Arrefte bie zu 
drei Monaten zu beftrafen. 


Bei periodifchen Drudjchriften ift außer dem auf 
den Berfall der Kaution bie zu breihundert Gulden 
C. M. zu erkennen. 


73 
MT. 


$. 29. Mittheilungen aus noch anhängigen, ftraf- 
gerichtlichen Unterfuchungen, jo weit die Beröffentli- 
hung durch die Geſetze unterjagt ijt, jo wie über bie 
Abftimmungen ber Richter und der Geſchwornen, mer: 
den, wenn fich die Handlung nicht als eine fchwerer 
verpönte andere Webertretung barftellt, mit Arreft 
bis zu drei Monaten beftraft. 


Bei periodifhen Drudichriften ift außerdem ber 
Kautionsverfall bis zu dreihundert Gulden C. M. zu 
verhängen. 


8. 


$. 30. Der Mißbrauh von Drudichriften zu 
gröblichen Angriffen auf die Sittlichfeit, oder zu un: 
züchtigen Darftellungen, wird mit Arreft big zu 
ſechs Monaten beftraft. 


Bei periodifhen Druckichriften ift außerdem ber 
Verfall der Kaution bis zu fünfhundert Gulden C. M. 
auszusprechen. 


M 9. 


$. 31. Wer in Druckſchriften durch Mittheilung 
von erdichteten oder entitellten Thatſachen Jemanden 
namentlih, oder durch auf ihn paſſende Kennzeichen 
oder bildlicye Darftellungen einer beftimmten, unehren- 
haften, oder folchen unfittlichen — falſchlich be⸗ 


fhuldiget, oder verbächtiget, welche diefen in ber öffent: 
lihen Meinung verächtlih zu machen ober herabzu- 
fegen geeignet ift, fol, wenn fich jeine Handlung nicht 
als das Verbrechen der Verläumdung darftellt, mit 
firengem Arrefte bis an ſechs Monaten be- 
ſtraft werden. 


Bei periobifchen Druckichriften ift außerdem auf 
den Verfall der Kaution bis zu dem Betrage von fünf- 
hundert Gnlden C. M. zu erkennen. 


M 10. 


$. 32. Derjenige, welcher in Druckſchriften ent- 
weder 

a) einen Anbern ohne Anführung beftimmter That- 
fachen ſchmäht, beichimpft ‚oder verdchtlicher Ei- 
genjchaften oder Gefinnungen zeiht, ober 

b) wider Jemanden ehrenrührige, wenn auch wahre 
Thatfachen des Privat: und Familienlebens an: 
führt, welche das öffentliche Intereffe nicht berüh— 
ren — ift zu Arreft bie zu drei Monaten 
zu verurtheilen. 


Bei periodifhen Druckſchriften ift überdieß der 
Verfall der Kaution bis zu dreihundert Gulden C. M. 
zu verhängen. 


$. 33. In gleicher Weife werden die im deu 
$$. 31 und 32 bezeichneten Angriffe beftraft, wenn fie: 
a) gegen Familien, öffentliche Behörden, einzelne 


Drgane ber Regierung mit Beziehung auf ihre 
Amtliche Wirkſamkeit, oder gegen gefeplich aner- 
fannte Körperichaften, 

b) gegen Nationalitäten (Volksſtämme), Religiond» 
genoffenfchaften, einzelne Klaffen oder Stände der 
bürgerlichen Gefellfchaft gerichtet find, in fo ferne 
fih in der diesfalligen Handlungsweife nicht eine 
fehwerer bejtrafte Uebertretung darſtellt. 


$. 34. Auch Berftorbene können Gegenftand die- 
fer Vebertretungen ($$. 31 und 32) fein, und deren 
Blutsverwandte, Ehegatten, Wahl: und Ziehältern, 
Vormünder und Miündel und Verfchwägerte im erften 
und zweiten Grade find berechtiget, zur Schügung des 
Andenkens des Verſtorbenen die ftrafgerichtliche Ver— 
folgung bed Uebertreters zu begehren. 


M 11. 


$.35. Wer durch eine Drucichrift Samımlun- 
gen oder Subferiptionen behufs der Deckung oder Er- 
fagleiftung für Kautionsverfall, Geldftrafen oder Ent: 
fhadigungen wegen Geſetzes-Uebetretungen veranftal- 
tet oder veröffentlicht, wird mit Arreft big zu ei- 
nem Monat bejtraft. 


Gefchieht dieß durch eine periodiiche Druckichrift, 
fo ift auch der Verfall der Kaution bis zum Betrage 
von einhundert Gulden C. M. auszuſprechen. 
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(3um Zwecke der Vollſtaͤndigkeit follen hier auch noch jene bes 
Batentes vom 13. März 1849 (Prefgefeg) angeführt werben, welche fi 
auf die eben genannten ($$. 22—35) diefes Patentes unmits 
telbar beziehen. 


$. 3. Alles, was in diefem Patente von Drudfchriften 
angeordnet wird, hat nicht blos von den Erzeugnifien der Prefie, 
fondern aud von allen duch Stein, Metall oder Holz, Drud, 
Prägung, Abformung, oder durch was immer für mechanifche 
oder hemifche Mittel vervielfältigten Erzeugnifien des Geiftes 
und der bildenden Kunſt (literarifchen und artiftifchen Werfen) 
zu gelten. 


$. 36. Die in dem ($$. 23—35) angeführten Ueber⸗ 
tretungen unterliegen den Strafbeftimmungen dieſes Patentes, 
wenn die Hinausgabe oder Berfendung ber fträflichen Drud- 
fchrift begonnen hat. 


$. 37. Die nach diefem Patente ausgefprochenen Geld» 
ftrafen und verfallenen Kautiond- Beträge find für die Armen 
an die Gemeinde- Kaffe des Ortes, wo die Strafe erfannt wurde, 
abzuführen. 


$. 38. Wird Jemand in Folge derfelben Anklage mwe- 
gen mehrerer in den $$. 22—35 bezeichneten Uebertretun- 
gen ſchuldig befunden, fo ift die Freiheitäjtrafe und der Kau— 
tiondverfall nach jener Uebertretung, auf welche die ftrengere 
Strafe geſetzt ift, jedoch mit Bedacht auf die andern Uebertre— 
tungen zu bemefjen. 


Iſt nun für eine Uebertretung ein Kautionsverfall aus— 
gefprochen, fo muß nebft der Freiheitsſtrafe jederzeit auch auf 
diefen erfannt werben. 


$. 39. Hat gegen eine periodiiche Drudichrift eine Ab: 
ftrafung wegen einer der in den ($$. 22—35) genannteu Ue- 
bertretungen bereits Statt gefunden, fo fann bei einer aberma- 
ligen Verurtheilung wegen einer Diefer Mebertretungen bei be— 
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fonders erfchwerenden Umftänden auch die zeitweilige Su- 
fpenfion der periodifchen Drudichrift biß auf die Dauer von 
drei Monaten verhängt werten. 


$. 40. Jedem Strafurtheile über die eben genannten Ge— 
jeß -Mebertretungen ($$. 22— 35) fann das Erfenntniß der 
Unterdrüdung oder Bernichtung der für ftrafbar erflär- 
ten Drudfchrift im Ganzen oder eined Theiles derfelben, fo wie 
der Zerftörung der zu deren Vervielfältigung geeigneten Zus 
richtung, des Satzes, der Platten, Formen, Steine u. d. gl. 
beigefügt werben. 


Diefe Verfügungen können fich aber nicht auf jene Erem« 
plare beziehen, die jchon in den Beſitz von dritten Perfonen 
zum eigenen Gebrauche übergegangen find. 


$. 41. Wegen einer durch Drudfchriften begangenen Ue— 
bertretung hat die in diefem Patente vorgefehene Beftrafung 
zu entfallen, wenn felbe binnen ſechs Monaten nad 
deren Begehung nicht verfolgt, oder das eingeleitete Verfah— 
ren durch eben fo lange Zeit nicht fortgefeht worden iſt. 


$. 42. Für jede Drudjchrift ift zunächft in Beziehung 
auf Strafe, Entfhädigung und Gerichtsfoften der Verfaffer 
verantwortlich, wenn die Herausgabe mit defien Wiflen und 
Willen, mit oder ohne Angabe feines Namens Statt gefun- 
den hat. 


Nebft dem Verfaſſer find in der machftehenden Reihe ver- 
antwortlich: 

1. der Herausgeber ; 

2. der Verleger oder Betriebs + Beforger; 

3. der Druder, d. i. Gefchäftsleiter der Druderei; 

4. der Verbreiter. 


$. 43. Für den Inhalt periodifcher Drudfchriften haftet 
mit dem Berfafier jeder verantwortliche Redakteur for 
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lidarifch, in fo ferne nicht von ihm nachgewieſen wird, 
dag die Aufnahme eines ftrafbaren Inhaltes wider feinen aus» 
drüdlichen Willen, oder ohne fein Wiſſen und Berfchulden er- 
folgte. Nach diefen treten die übrigen im $. 42 genannten 
Perſonen in der dafelbft beftimmten Reihenfolge in die Haf- 
tung ein. | 


$. 44. Wenn jedoch erwiejen wird, daß eine ‘Berfon den 
Inhalt einer Drudichrift als ftrafbar erlennen mußte, und den- 
noch auf was immer für eine Weile bei der Drudlegung oder 
Verbreitung derſelben mitgewirfet hat, fo ift Diefe Mitwir— 
fung nad den allgemeinen Strafgefegen über die 
Mitfhuld und Theilnahme zu beurtheilen, und nah Maps 
gabe des gegenwärtigen Patentes zu beftrafen. 


Die übrigen Paragraphe des Patentes vom 13. Mär; 1849 
werden am gehörigen Orte in dem II. Abfchnitte dieſes Handbuches bei 
den ald Vergehen den Bezirks: Kollegialgerichten zugewiejenen ftrafs 
baren Handlungen (B. Nr. 19) angeführt werden. 


(Sich (Art. VOL d. St. P. O. v. 17. Jänner 1850.) 


we AD 


10, 


Inhalt des Handbuches. 


Allgemeiner Theil. 
L Abfepuitt, 


. Borwort. 

. Kundmadhungs-Patent. 

. Einleitung. 

.Vom Berbreden überhaupt. (88.1—8. I. Thl. 


d. &t. ©. I. Hptft. 


. Bon Beftrafung der Verbreden. ($$. 9— 35. 


L Thl. d. St. G. IL Hptit.) 


. Bon befhwerenden Umftänden. ($$. 36 — 38. 


1. Thl. d. St. ©. I. Hptfl.) 


. Bon Milderungs-Umftänden. ($$. 39 — 40 I. Thl. 


d. St. G. IV. Hptft.) 


. Bon Anwendung der Befhmwerungsd- und Mil- 


derungs-Umftände bei Beflimmung der Strafe. 
(F5. 411 — 49. 1. Thl. d. St. G. V. Hpift.) 


. Bon den verfhiedenen Öattungen der Ver— 


brechen. (88. 50—51. 1. Thl. d. St. ©. VI. Hpiſt.) 


Bon Erlöfhung der Verbrechen und Strafen. 
(8$. 201 — 210. I. Thl. d. St. ©. XXVIN. Hptſt.) 


TI. Abfonitt. 


. Bon Tchweren Polizei-Uebertretungen übers 


haupt. ($$. 1—7. U. Thl. d. St. ©. I. Hptſt.) 


2. Bon den Strafen der fchweren Bolizeisllebers 
tretungen überhaupt. ($$. 8—27. II. Thl. d. St. 
©. II, Hptf.) 

3. Bon Beftrafung der Unmünbdigen. ($$. 28— 32. 
II. Thl. d. St. ©. II. Hpiſt.) 

4. Bon verſchied. Gattungen der fhweren Polizei— 
Uebertret. ($$. 33 —37, H. Thl. d. St. ©. IV. Hpiſt. 

5. Bon Erlöfhung der ſchweren Polizei-Uebertre— 
tungen. ($$. 270— 275 I. Thl. d. St. ©. XIV. Hpifl.) 


Befonderer Theil, 
1. Abfoaitt, 


Berbrehen und Preßvergehen, welche zur Compe⸗ 
tenz der Geſchwornengerichte gehören. 


TI. Abfenitt. 


Berbrehen und Bergehen, welde ver die Bezirko⸗ 
Eolegialgerichte gehören. 


DH, Abfenitt. 


Uebertretungen, welche vor die Bezirkögerichte gehören, 


Anhang. 
Das Reichsger icht. 
Der Gemeinde-Polizei zugewieſene Uebertre— 
tungen. 
Allfällige ſpäter erfchienene Verordnungen. 
.Großes Inhalts-Regiſter. 
Wegen noch möglicher Veränderungen bezůglich des „ Allgemeinen 


Bar 
Theiles“ dieſes Handbuches, mußte mit Ausgabe des „b efonberen 
Theiles“ deſſelben einſtweilen begonnen werden. — 


=> 


on 


II. Abschnitt. 


Berbrechen und Bergeben, 


welche zur Competenz der Bezirks - Collegial- Gerichte 
gehören. 


Verbrechen und Vergehen, 


welche zur Competenz ber Bezirks-Collegial: Gerichte 
gehören. 


Snbalt. 





Zu Folge Art. VII und IX der St. P. O. v. 17. Jänner 1850 
gehört zum Bezirks - Kollegial» Gerichte die Borunterfuhung 
über die im I. Abfchnitte aufgeführten ſchweren Verbrechen und 
Preßvergehen, und die Vorunterfuhung, Hauptver— 
handlung und Entfheidung in I. Inftanz über folgende, 
nicht den Schwurgerichten zugewiefene : 


A. 
Verbrechen. 


(Art. X, d. St. P. O. v. 17. Jänner 1850.) 

1. Deffentliche Gewaltthätigfeit, im Falle des $. 70 St. G. L 
Thls., wenn der Widerftand ohne Waffen, und ohne Ber 
Ihädigung oder Verwundung erfolgte. 

2. Deffentlihe Gewaltthätigfeit durch boshafte Beichädigung 
fremden Gigentbumes ($. 74 St. ©. I. 2518.), jedoch 

1 


10. 


11. 


12. 


13. 


nur, wenn ber verurfachte Schaden zwar den Betrag von 
fünf Gulden C. M., jedoch nicht von taufend Gnlden C. M. 
überfteigt, und nicht das durch a. h. Entfchliegung vom 30. 
Jänner 1847 und vom 18. März 1847 Zahl 1924 erlaf- 
jene Eifenbahnftrafgeieg Play greift. 


. Deffentlie Gewaltthätgfeit durch gefährliche Drohung. 


(Hofdek. vom 8. Juli 1835, 3. 17,516.) 


. Verführung zum Mißbrauch ber Amtögewalt (die $$. 89— 91 


St. 6.1. Thl) 


. Die in den $$. 113 — 116 St. ©. I. Thls. aufgeführten 


Unzuchtöfäle. 


. Abtreibung der Leibesfrucht in den Bällen der $$. 128—130 


St. ©. 1. Thls. 


. Weglegung eines Kindes im Falle des $. 135 St. ©. 1. Thl. 
. Verwundung oder ſchwere Körperverlegung (Die $$. 136 — 


138 St. ©. I. Thls.) mit Ausnahme des im $. 139 er- 
wähnten Falles. 


. Diebftahl in allen Fällen, in welchen die Strafe nach den 


$$. 157 und 158 St. ©. J. Thls. auszumeſſen ift. 
Beruntreuung im Falle des $. 163 St. ©. J. Thl. wenn bie 
Strafe nach $. 164 zwischen ſechs Monaten und fünf Jahren 
auszumeſſen ift. 

Theilnehmung am Diebftahle oder an der Weruntreuung. 
(Die $$. 165 und 166 St. ©. I. Thls.) 

Betrug, in allen Fällen, in welchen die Strafbeftimmungen 
des $. 181 St. ©. I. Thls. anzuwenden find, mit Aus- 
nahme der Fälle des $. 178 lit. a) und f) 

Verbrechern geleifteter Vorſchub, ($$. 190— 200. St. ©. 
I. Thls.) mit Ausnahme der Fälle, in welchen die Strafe 
nach $. 197 zwiſchen fünf und zehn Jahren auszumeſſen ift. 


Ueber die nachftehenben ftrafbaren Handlungen von jegt an 


begriffen unter ber Gefammtbenennung : 


Vergeben. 


(Art. IX. d. St. P. O. v. 17. Jänner 1850.) 


. Die in den $$. 28 lit, a) und 29 St. ©. U. Thls. erwähns 


ten Mebertretungen von Unmündigen, welche, wenn fie von 
Mündigen begangen worden wären, ihrer Eigenfchaft nach 
ald Verbrechen behandelt werden müßten. 


. Auflauf; (die $$. 51 — 56 St. ©. II. Thle.) 


3. Aufreigung gegen Staate- und Gemeindes-Behörben. ($. 71 


10. 


&. ©. U. Thls. und Patent vom 17. Jänner 1850. 
Art. XV.) 


. Beleidigung einer Wade, (im Falle des 8. 73. St. ©. 


II. Thl8.) 


. Thätige Beleidigungen, welche öffentliche Beamte oder Diener 


im Amte ausüben, ($$. 86 und 87 St. ©. II. Thl.) 


. Fahrläßige Tödtungen oder fchwere Berwundungen ($. 89 


Et. ©. II. Thl.) 


. Berheimlichung der Geburt, (die 88. 94 und 95. St. ©. 


II. Thls.) 

Unmiffenheit von Aerzten und Wundärzten, ($$. 111 und 
112 &t. ©. I. Thls.) 

Unerlaubte Verabredungen von Gewerbsleuten oder Hand: 
werfögefellen, und Berheimlichung von Vorräthen, ($$.227 
— 232. St. ©. II. Thle. 

Die in den ($$. 234 — 210) St. ©. II. Thl. aufgeführten 
Ehrenbeleidigungen. 


20. 


21. 


. Die in den (88. 246 — 253) St. ©. I. Thls. aufgeführten 


Unzuchtsfälle. 


. Kuppelei. ($$. 256 —259 St. ©. I. This.) 
. Widerrechtliche Eröffnung gerichtlicher Siegel in den Fällen 


des Patentes vom 17. Jänner 1850, Art. II. 


» Das Vergehen der Verführung zum Mißbrauche der Amts: 


gewalt, (Patent vom 17. Jänner 1850. Art. V.) 


. Alle Webertretungen der Peſtvorſchriften (‘Patent vom 21. 


Mai 1805.) 


. Alle Vebertretungen des Patented vom 2. Dezember 1803 


gegen den Wucher. 


. Alle Uebertretungen des Geſetzes vom 19. Öftober 1846 


zum Schuße des geiftigen Eigenthums. 


. Alle Uebertretungen des durch a. h. Entfchliegung vom 30. 


Jänner 1847 erlaffenen Eiſenbahn⸗Polizeigeſetzes. 


. Alle Uebertretungen der in den $$. A, 6, 7 und 14 — 18 des 


Patente vom 13. März 1849 gegen den Mißbrauch der 
Preſſe enthaltenen Vorfchriften. 

Alle Uebertretungen drs Patentes vom 17. März 1849 über 
die Ausübung des Vereinigungs- und VBerfammlungsrechtes 
mit Ausnahme der 88. 23 und 31 —33. 

Leichtfinnige Crida in Gemäßheit der durch Hofkanzleidekret 


vom 17. April 1847 fund gemachten a. h. Entſchließung 
vom 13. Mär) 1847. 


II. Abfnitt. 


A. 
Verbrechen, 


welche zur Competenz der Bezirks -Eollegial: Gerichte 
gehören. 


21. 


Oeffentliche Gewalttbätigfeit, 


(im Balle des 8. 70. St. ©. I. Thl., wenn der Widerftand ohne 
Waffen und ohne Befhädigung oder Berwundung ew 
folgte. IX. Hptſt.) 

Die $$. 57 — 59, Störung der innern öffentlihen Ruhe; dann 
88. 61— 69, Aufftand und Aufruhr, VL und VII. Hpiſt. 1. Thl. d. 


St. ©. find ven Gefchwornens@erichten zugewiefen. (Sieh’ Handb. 1. Ab⸗ 
ſchnitt A. Nr. 1 und 2.) 
$. 70. 


ört zum DBez.sEolleg.s&er. wenn ber Widerftand ohne Waffen und ohne 
—\ > Beſchaͤdigung oder Verlegung erfolgte.) 9 


Das Verbrechen ber öffentlichen Gewaltthätigkeit 
wird in folgenden Yällen begangen: 
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—— Erſter Fall: Wenn Jemand für ſich allein, 
aut ober auch wenn mehrere, jedoch ohne Zuſammenrot— 
tung, dem Nichter, einer obrigfeitlichen Perfon, ober 
air ihrem Abgeordneten in Amtsfachen, oder wenn Jemand 
dzeirrs einer Mache in Vollziehung des öffentlichen Befehles 
eritefich mit gefährlicher Drohung oder wirklicher gewalt- 
ante ſamer Handanlegung, obgleich ohne Waffen und Per: 
wundung widerſetzet. 


$. 71, 72 und 73. 


88. 71, 72,73 und bie auf 8. 701. Thl. d. St. ©. bezugnehmende Verord⸗ 
nungen find im I. Abfchnitt A, Nr. 3 nachzuleſen. 


Der gröfern Deutlichfeit halber wird $. 71 anmerlungeweife auch hier 


aufgeführt: 
$. 71. „Gin folder Verbrecher iſt mit ſchwerem Kerfer und üffentlicher 
Arbeit von ſechs Monaten bis auf ein Jahr — — zu beftrafen.“ 


MR. 


Deffentlicde Gewalttbätigfeit, 
durch boshafte Beihädigung fremden Eigenthumes. 


($. 74, St. ©. I. Thls. jedoch nur, wenn ber verurfachte Schaden 

zwar den Betrag von fünf Gulden E.M., jedoch nicht von tau> 

ſend Gulden E. M. überfteigt, und nicht das durch a. h. Ent» 

fchliegung vom 30. Jänner 1847 und Juſtiz-Hofdek. vom 18. 

März 1847 3. 1924 erlafiene Eifenbahbn-Strafgefeg Platz 
greift.) 


$. 74.%) 


(Gehört zum Bez. : Eolleg. Gerichte bei mehr als fünf und nicht mehr als 
taufend Gulden Schaben. 


Strafe Andere boshafte Belchädigungen eines fremden 
se Gigenthumes find nach der Größe der Bosheit und 


fchäb. fremt. 


Gigentgume, De8 zZugefügten Schadens mit Kerker zwijchen ſechs 


x 


Monaten und einem Jahre; bei großer Bosheit und 
wichtigem Schaden aber mit fchwerem Kerfer von einem 
bis fünf Jahren zu beftrafen. 


*) Batent v. 17. Jänner 1850 über mehrere Milde: 
rungen des St. ©. Art. II, desfelben. 

Urt. Il. Die im $. 74 dv. I. Thls. d. St. ©. bezeichnete 
boshafte Beſchädigung fremden Eigenthumes ift, wenn ber 
Schade, welcher entftanden, oder im Borfage des Thäterd gelegen 
iſt, 5 fl. C. M. nicht überfteigt, nur als Lebertretung 
von einem Tage bis zu einem Monate zu beſtrafen. 


Die 88. 74— 83 vom Verb. d. öffentl. Gewaltth. mit ben bezügl. 
Verordnungen, (Sieh im I. Abſchnitt A. Nr. 3.) 


M 3. 


Oeffentliche Gewalttbätigfeit 
durch gefährliche Drohung. 


(Hofdek. v. 8. Juli 1835) 


Circulare der f. f, Nied.»Defterr. Landesregierung 
vom 28. Juli 1835. 

Um den Zweifeln und Anftänden zu begegnen, welche fich 
hinfichtlich der Strafbarkeit ſolcher Drohungen ergeben haben, die 
nicht etwa zu Folge der Beftimmungen L This. d. St. ©. als 
Berbrechen zu betrachten und zu beftrafen find, haben Seine Maje- 
ftät laut: 

Hoffanzleidef,v. 8. Juli 1835. Z3hl. 17,516. 
am 19, Juni 1835 zu entfchliegen geruht: 

$.1. Wer mittelbar oder unmittelbar, fchriftlich oder 
mündlich, oder auf andere Art, mit oder ohne Angabe feines Na- 
mens, mit Mord, ſchwerer Berwundung oder Verlegung, 
Gefangennehmung, Raub, Brandlegung, Zerftö- 
rungvon Wafferwerfen, oder mit andern bedeutenden 
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* 


Befhädigungen des unbeweglichen oder beweglichen Eigen» 
thumes in der Abficht droht, um von dem Bedrohten eine Leis 
ftung oder Unterlaffung zu erzwingen, begeht, in fo ferne ſich die 
That nicht etwa fon in Gemäßheit der Beftimmungen des IL 
Thls. d. St. ©. ald Verbrechen darftellt, dad Verbrechen der 
öffentlihen Oewaltthätigfeit, wenn die Drohung geeig- 
net ift, dem Bedrohten mit Ruͤckſicht auf die Verhältniffe und per- 
fönliche Befchaffenheit defielben gegründete Beforgniffe ein- 
zuflößen, ohne Unterfchied, ob die erwähnten Llebel gegen den Be: 
drohten felbft, deſſen Familie und Verwandte, ober gegen 
andere unter feinen Schuß geftellte Perſonen gerichtet 
find, und ob die Drohung einen Erfolg gehabt hat oder nicht. 
$.2. Dasielbe Verbrechen begeht, wer bie in dem vorher⸗ 
gehenden Baragraphe bezeichnete, und auf die dort angegebene Art 
zur Erregung gegründeter Beforgniffe geeignete Drohung auch 
blos in der Abficht anwendet, um einzelne Berfonen, Ge» 
meinden oder Bezirke in Burcht und Unruhe zu verfegen. 

8.3. Die Strafe ift Kerfer, oder auch ſchwerer Ker— 
fervon ſechs Monaten bis zueinem Jahre. 

Unter erſchwerenden Umftänten, nämlich, wenn mit Mord 
oder Brandlegung gedroht, oder wenn die Drohung wiederholt 
wird, wenn bie angedrohte Befchädigung den Betrag von taufend 
Gulden C. M., oder der Schade, welcher aus der zu erzwingenden 
Handlung oder Unterlaffung hervorgehen würde, den Betrag von 
300 fl. C. M. überfteigt, oder wenn die Drohung gegen eine 
obrigfeitliche Perfon wegen ihrer Amtshandlungen, over gegen 
ganze Gemeinden oder Bezirke gerichtet wäre, ift die Strafe mit 
ſchwerem Kerfer von ein bie fünf Jahren zu bemeffen. 

$.4. Iſt die Drohung der unmittelbare Anfang oder Vers 
fuch eines andern Verbrechens, fo haben die auf dieſes Vers 
brechen oder defien Berfuch verhängten Strafen einzutreten. 


M 4. 


Verführung zum Mifbrauch der Amtögemwalt. 
(68. 89— 91.1. Thl. d. St. G. IX. Hptft.) 


(Die 88. 85 —88 I. Thl. d. St. ©. vom Mißbrauche ber Amtogewalt; 
Sieh’ im I. Abfchnitte A. Nr, 4.) 


$. 89. 


Mer durch Geſchenke eine Obrigkeit, oder einen®erführung 


in Pflicht ftehenden Beamten zur Parteilichkeit in einer Feng ) der 


Dienftfache, bei einer Dienftbeförderung, oder überhaupt 
zur Verletzung der Amtspflicht zu verleiten fucht, macht 
fih durch eine ſolche Werleituug eines Verbrechens 
ſchuldig; die Abficht mag auf feinen eigenen oder eines 
Dritten Vortheil gerichtet fein; fie mag ihm gelingen 
oder nicht. 


Patent v. 17. Jänner 1850 über mehrere Milderungen 
der beſtehenden Strafgefege. 


Art. V. Die in dem $. 89 des I. Thls. d. St. ©. bezeich— 
nete Berleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt ift nur dann, 
wenn die Verführung eines Civil- ‚oder Strafrichters, 
eines Geſchwornen over Staatsanwaltes, oder in Fällen 
einer Dienftverleihung oder einer Entſcheidung in öffent 
lichen Angelegenheiten, die Berleitung eines andern Beamten 
zu einer Barteilichkeit oder zur Verlegung der Amtspflicht in 
der Abficht des Thäters lag, ald Verbrechen, außerdem aber, in 
fo weit eine ſolche Handlung fich nicht ald eine andere ſchwerer 
beftrafte Gefegesübertretung darftellt, nur als Bergehen mit 
Arreft von ein bis zu ſechs Monaten zu ahnden. 


$. 90. 
Die Strafe diefer Verleitung ift, nebft dem ein- 
fachen Erlage des angetragenen, ober wirklich gegebe- 


Strafe. 


It 


nen Gefchenkes zu dem Armenfonde des Ortes, “) nad 
Größe bes dadurch verurfachten Schadens, Kerker zwi: 
fhen ſechs Monaten und einem Jahre. 

$. 91. 

Bei großer Arglift und wirklich verurfachtem 
erheblihen Schaden, ift eine folche Werleitung mit 
fhmwerem Kerker, welcher auch bie auf fünf Jahre 
verlängert werden kann, zu beftrafen. 

”) Sich’ $.7d. St. P. O. vom 17. Jänner 1850. 


($$. 92 — 102) Von der Verfälfhung öffentl. Eredits- Papiere. 
XI. Hptſt.) 
($$. 103 — 106) Münzgverfälfhung. (XIN. Hptſt.) 
($$. 107— 109) Religionsftörung. (XIV. Hpift.) 
($$. 110— 112) Nothzucht. (XV. Hpifl.) 
Sieh’ bei den den Echwurgerichten zugewiefenen Verbrechen. (I. Abfchnitt 
A. Nr. 5, 6,7 und 8.) 


M 2. 


Unzucht 


in den in ($$. 113 — 116) I. Thl. d. St. ©. aufgeführten 
Fällen. (XV. Hpiſt.) 


$. 113. 
Kein Als Verbrechen werden auch nachſtehende Arten 
Hatır un DE Unzucht beitrafet: 


ber Blut. 


Sande. IL. Unzucht gegen die Natur; 

II. Blutfchande, welche zwifchen Verwandten in auf: 
und abfteigender Linie, ihre Berwandtichaft mag 
von ebelicher oder unehelicher Geburt herrühren, 
begangen wird. 
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$. 114. 
Die Strafe ift Kerker zwilchen ſechs Monaten Strafe 
und einem Jahre. 
$. 115. 

II. Berführung, wodurch Jemand eine feiner Erzie: —2 
hung oder Aufſicht anvertraute Perſon zur Unzunust um 
zucht verleitet. 

IV. Kuppelei, wofern dadurch eine unfchuldige Per— 
fon verführet worden. 


Hofdekd. ob. Zuftiz- Stelle vom 26. Juni 1844. 
3. 2413. 


— Wird erklärt, daß das Wort Unzucht in feiner ge— 
wöhnlichen Bedeutung zn nehmen fei ohne e8 auf den Bei- 
fchlaf zu befchränfen. 
$. 116. 
Die Strafe ift fehwerer Kerker von einem big Strafe. 
fünf Jahre. 


(Die $$. 117 — 127) vom Morde und — — XxVI. Hptſt. Sieh' 
bei den den Schwurgerichten zugewieſenen Verbrechen. I. Abſchniti A, Nr. 9.) 


M 6. 


Abtreibung der Leibesfrucht, 
Cin den Faͤllen der $$. 128 -130 St. ©. J. Thls. XVI. Hpiſt.) 


$. 128. 
Eine Weibsperſon, welche abſichtlich was immer Astreisung 
für eine Handlung unternimmt, wodurch die Abtreibung rn 
ihrer Leibesfrucht verurfacht, oder ihre Entbindung auf 


Strafe. 
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folhe Art, daß das Kind todt zur Welt kommt, be- 
wirfet wird, macht fich eines Verbrechens ſchuldig. 
$. 129. 

Sit die Abtreibung verfucht, aber nicht erfolgt, 
fo fol die Strafe auf Kerker zwifchen ſechs Monaten 
und einem Jahre ausgemeffen, die zu Stande gebrachte 
Adtreibung mit ſchwerem Kerfer zwijchen einem und 
fünf Jahren beftrafet werben. 

$. 130. 

Zu eben diefer Strafe, jedoch mit Verfchärfung 
ift der Bater des abgetriebenen Kindes zu verurthei- 
len, wenn er mit an dem Verbrechen Schuld trägt. 


$$. 131 und 132, 


($$. 131 und 132) Sieh im I. Abfch. d. Handb. A. Nr. 10. Bon Abtrei: 
bung der fremden Reibesfrucht, welche $$. zur Eompetenz des Schwurs 
gerichtes gehören.) 


M 7. 


Weglegung eines Kindes, 
im Falle des $. 135 St. ©. I. Thls. (XVIII. Hptſt.) 


$$. 133 und 134.*) 


Sich’ 88. 133 und 134 I. Thl. d. St. G. bei den ben Schwurgerichten zus 
gewieſenen Verbrechen im I. Abfchnitte. (A. Nr. 11 und hier die anmerfungs- 
weife gegebene gefepl. Begriffsbefhimmnng. 


*) Begriffsbeftimmung bes Berb. ver Weglegung eines 
: Kindes. $. 133. I. Thl. d. St. R. 


$. 133. „Wer ein Kind in einem Alter, da es zur Rettung feines 2er 
bens ſich ſelbſt Hülfe zu verfchaffen unvermögend ift, wegleget, um basfelbe 
ber Gefahr des Todes auszufegen, oder auch nur, um feine Rettung dem Bu: 
falle überlafien, begeht ein Verbrechen, was immer für eine Urfache ihn 
dazu bewogen habe,“ 
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$. 135. Ä 

Wenn aber das Kind an einem gewöhnlich be: 
fuchten Orte, und auf eine folche Art weggeleget wor: 
den, daß die baldige Wahrnehmung und Rettung def: 
felben mit Grund erwartet werden konnte; fo ift die 
MWeglegung mit Kerker zwifchen ſechs Monaten und 
einem Jahre zu beftrafen. Wäre der Tod des Kin- 
des dennoch erfolget; fo iſt die Strafe Kerker von 
einem bis fünf Jahre. 


Me 8. 


Berwundung oder ſchwere Rörperverleßung. 


($$. 136— 138 St. ©. I. Thls. mit Ausnahme des im $. 139 
erwähnten Falles. IXX, Hptft). 


$. 136. 


Wer Jemanden in der Abficht, ihn zu befchädi- Versrgm 
gen, fchwer verwundet oder verleget, oder demfelben * 
an ſeiner Geſundheit Nachtheil zuziehet, begeht — 
Verbrechen. 

$. 137. 
Menn 
a) mit ber zugefügten Beichädigung Lebensgefahr Strafe. 
verbunden, oder die Beichadigung fo beichaffen 

ift, daß der Beſchädigte wichtigen Nachtheil an 

feinem Körper zu leiden hat; 

b) wenn die Beichädigung mit einem foldhen Werk: 

zeuge, und auf folhe Art unternommen wurde, 

womit gemeiniglich Lebensgefahr verbunden ift; 
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c) wenn der Anfall tückiſcher Weife gefchehen, und 
in folchem eine Perſon gewaltfam, wäre ed auch 
nur mit Schlägen, verleget worden; fo ift bie 
Strafe Kerker zwilchen einem und fünf Jahren. 
Nah der Größe der Bosheit, Gemaltthätigkeit 
und Beichadigung wird auch auf fehweren Kerfer 
von einem bis auf fünf Jahre zu erkennen fein. 


$. 138. 


Andere in dem vorhergehenden Paragraphe nicht 
ausgebrückte ſchwere Verwundungen oder Verlegungen 
find mit Kerker zwilchen ſechs Monaten und einem 
Jahre zu beftrafen. 


G. 139.) 


Der $. 139 St. ©, I. Thle. ift in dem I. Abfchnitte diefes Handbuches A Mr, 
12 bei den den Schwurgerichten zugewiefenen Berbrechen aufgeführt. 


9. 


Diebitahl, 


(in allen Fällen, in welchen die Strafe nach den 88. 157 u. 
158 St. ©. I Th. auszumeſſen ift. XXIL Hptft.) 


Bemerkung. 

(Zum Zwede ver Vollitändigfeit und größern Ueberficht werden bie auf 
das XII. Hptſt. I. This, d. St. ©. fich beziehenden Paragraphe, chgleich dies 
felben mit den betreffenden Verordnungen bereits im I. Abfchnitte dieſes Hands 
buches (A. Nr. 15) aufgeführt find, auch hier nach ihrer Reihenfolge anmers 
fungeweife erfichtlich gemadjt. In Bezug auf die einichlägigen Verordnungen 
jedoch wird ber Kürze halber auf den I, Abichnitt A, Nr. 15 vertiefen. 


*) Die $$. 140 — 147 dann 88. 147 — 150 vom Zweifampfnnd ber 
Brandlegung XX. und XXI. Hptſt. I. Thl. St. ©. ſieh' Abfchnitt I. Nr. 
13 und 14 d. Handb. bei den zu den Schmwurgerichten gehörenden Berbrechen. 
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($$. 151 — 1601. hl. d. St. ®. XXI. Hptft.) 
$. 151. 
Wer um feines Vortheiles willen fremdes bewegliches Diesfapt. 
Gut aus eines Andern Befig, ohne deſſen Einwilligung ent- 
zieht, begeht einen Diebftahl. 
$. 152. 
Der Diebftahl wird zu einem Berbrechen, entweder J/5 
dem Betrage, oder aus der Beſchaffenheit der That, oder aus, tab 


jur Krimi- 
der Eigenfchaft des entzogenen Gutes, oder aus der Gigenfchaft! —— 
des Thaͤters. — 
wirb, 
$. 153. 


Der Betrag macht den Diebftahl zu einem Verbrechen, a) ver 
wenn berfelbe, oder der Werth desjenigen, was in einem oder! Pe 
mehreren Angriffen geftohlen worden, mehr ald fünf und 
zwanzig Gulden Wiener-Währung ausmacht. Der Werth aber 
ift nicht nach dem Vortheile ded Diebes, fondern dem Schaden 
des Beftohlenen zu berechnen. 


$. 154. 
Aus der Befchaffenheit der That ift der Diebftahlin, bie - 
ein Berbrechen Ba 
I. Ohne Rüdficht auf den Betrag *) ; ar 


a) wenn er während einer Feuerdbrunft, Waflernoth oder 
eines andern gemeinen, oder dem Beftohlenen infonderheit 
zugeftoffenen Bedrängnifjes verübet worden; 

b) wenn der Dieb mit Gewehr, oder andern der perfönlichen 
Sicherheit gefährlichen Werkzeugen verfehen gewefen; 

N. Wenn ter Diebftahl mehr als fünf Gulden beträgt, und 
zugleich: 

a) in Geſellſchaft eines oder mehrerer Diebsgenoſſen; 

b) an einem zum Gottesdienſte geweihten Orte; 

e) an verfperrtem Gute; 


*) (Bat, v. 17. ann, 1850 Art, VII zu $. 154 lit, a). 
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d) an Holz, entweber in eingefrieveten Waldungen, ober mit 
beträchtlicher Befchädigung der Waldung ; 

e) an Fifchen in Teichen; 

f) an Wild, entweder in eingefriedeten Waldungen, oder mit 
befonderer Kuͤhnheit, oder von einem gleichfam ein ordent» 
liches Gewerbe damit treibenden Thäter verübet wor: 
den iſt. 

$. 155. 
er €i- Aus der Eigenfchaft des geftohlenen Gutes wird 
N) ie - Diebftahl zum Verbrechen: 

Gute. I. Ohne NRüdficht auf den Betrag, wenn folder an einer uns 
mittelbar zum Gottesdienfte gewidmeten Sache, mit einer 
den chriftlichen Religionsdienft beleidigenden Verunchrung 
begangen worden; 

U. Wenn er mehr als fünf Gulden beträgt, und 

a) an Feld- und Baumfrüchtens 

b) am Viehe auf der Weide oder vom Triebe 

c) an Adergeräthichaften auf dem Felde verübet worden. 


$. 156. 
rer Aus der Eigenfhaft des Thäters ift der Dieb- 
f&affenhei: ftahl ein Verbrechen 
des Tpaterdg, Ohne alle Rüdficht auf den Betrag*) wenn der Thäter 
fhon zwei Mal Diebftahlöwegen geftrafet worden. 
DI. Mit Rüdficht auf den Betrag von fünf Gulden, wenn 
a) der Diebftahl von Dienftleuten an ihren Dieuftheren oder 
Dienftfrauen; 
b) von ©ewerböleuten oder Taglöhnern an ihrem Meifter 
oder denjenigen, welche die Arbeit bevungen haben, verübt 
wird. 


$. 157. 
Se Iſt der Diebftahl außer dem, was in dem vier 
abc, vorhergehenden Paragraphen zum Verbrechen erfordert 


*) (Pat. v. 17. Jänner 1850 Art, VII. zu $. 156 I). 


13 


wird, nicht weiter‘ befchweret; fo foll er mit fchwerem 
Kerker zwijchen ſechs Monaten und einem Jahre be: 
ftraft werben. 


$. 158. 


Kommt aber zu dem, was fchon für fich zur Ei: 
genjchaft eines Verbrechens genug wäre, noch ein zweis 
ter in gedachten Paragraphen ausgedrückter Umftand; 
jo ift die Strafe des ſchweren Kerkers zwifchen einem 
und fünf Jahren auszumeffen. 


$. 159. 

Der $. 159, wenn bie Strafe zwifchen fünf und zehn Jahren auss 
zumefien, begründet die Zuftändigfeit des Schwurgerichtes. — Sieh’ dief. 
Handb, (1 Abjchnitt. A. Nr. 15). 

$. 160. 


„Bin zur Nachtzeit verübter Diebftahl, ift entweber in der Ausmeſſung 
der Dauer, oder in der Verfchärfung der Strafe firenger zu beftrafen, als 
wenn er unter übrigens gleichen Umfländen bei Tage gefchehen wäre.“ 

Sieh’ I. Abfchnitt Nr. 15 — A). 


2 10. 


BVeruntreuung, 


im Falle des $. 163 St. ©. I. This. wenn die Strafe nach 
$. 164 zwifchen fechd Monaten und fünf Jahren auszumeſſen ift. 


(AXU. Hptit.) 


$. 161 und 162, 


Sieh’ $$. 164 und 162 bei den ben Schtwurgerichten zugewleſenen 
Verbrechen d. Handb, I. Abfchnitt A, Mr, 16, — 
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$. 163. 
— Des Verbrechens der Veruntreuung macht ſich 
trag. auch derjenige ſchuldig, welcher außer dem im $. 161°) 
enthaltenen Falle ein ihm anvertrautes Gut, in einem 


Betrage von mehr als fünfzig Gulden vorenthält, oder 


ſich zueignet. 
$. 164. 


(Zum Bezirkscolleg.:Ger. gehörig, wenn die Strafe zwifchen ſechs Monaten 
und funf Jahren auszumeſſen if.) 


— Eine ſolche Veruntreuung iſt mit Kerker von 
ſechs Monaten bis auf ein Jahr; wenn aber der Betrag 
dreihundert Gulden überſteigt, mit ſchwerem Kerker von 
einem bis auf fünf Jahre,*9 und bei beſonders er: 
fchwerenden Umftänden zwijchen fünf und zehn Jahren 
zu beftrafen. 


M 11. 
Tbeilnebmung am Diebftabl oder an ber 
Beruntrenung. 
(8$. 165, 166, St. ©. I. Thls. XXI. Hpiſt.) 
Weilnehm. F. 165. 
m Der Theilnehmung am Diebſtahle oder an einer 
an DVeruntreuumg macht fich derjenige ſchuldig, der gejtoh- 


") Der $. 161 lautet: 

$. 161. „Als ein Verbrechen it diejenige Veruntreuung zu behandeln, 
wodurch Jemand ein, vermöge feines öffentlihen Amtes, oder befon 
deren obrigfeitlihen Auftrages ihm anvertrautes Gut, im Bes 
trage von mehr als fünf Gulden vorenthält oder fich zueignet.“ 

») Wenn nah $. 164 die Strafe zwifchen fünf und gehn Jahren 
auezumeſſen ift, tritt die Zuftändigfeit des Schwurgerichtes ein. 
(Handb, I, Abſchnitt — A, Nr. 16.) 
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lened ober veruntreutes Gut verhehlet, an fich bringt, 
oder verhandelt. 
$. 166, 
Iſt dem Theilnehmer 
a) aus dem Betrage oder Werthe des Gutes, ober 
aus dem Vorgange bekannt, daß ber Diebftahl 
oder bie Veruntreuung auf eine Art, die fie zum 
Verbrechen eignet, begangen worden jei; ober 
b) überfteigt das zu mehreren Malen verhehlte, an 
fich gebrachte oder verhandelte Gut zufammen den 
Betrag oder Werth von fünf und zwanzig Gul- 
den; fo ift die Theilnehmung mit Kerfer von 
ſechs Monaten bis auf ein Jahr; nach der Grö— 
fe des Betrages, der Hinterlift und des befor- 
derten Schadens auch bis auf fünf Jahre zu 
beftrafen. 


App. Def. vom 21. Dezember 1841, 3. 21,160, funds 
gemacht fämmtl. k. Kriminal-Gerichten mit 


App. Def. vom 25. Jänner 1842, 3. 2396. 
(Böhm. Prov. ©. S. — Maucher I. Th. Seite 477.) 


Seine k. k. Majeftät haben nach dem Inhalte des Juſtiz— 
Hofdek. v. 7. Dez. 1841, 3. 7287 mit a. h. Entjchliegung vom 
27. Rovember 1841 über eine Anfrage — den Verftand des $. 
166 St. ©. I. Th. betreffend — die Belehrung dahin ertheilt: 
daß die Theilnahme an einem Diebftahle, welcher bloß aus der 
Eigenfhaftdes Thäterd nad $. 156 St. ©. I. Th. diefem 
ald Verbrechen zuzurechnen it — nicht ald Verbrechen zu behan⸗ 


dein fei. 
$$. 167 und 168. 


(Sieh $$. 167 und 168 in diefem Handbuche Abſchnitt I. A. Nr. 16 mit 
ben betreffenden Hofvefteten. Der Ueberficht wegen werden jedoch dieſe beis 
den $$. auch hier mitgetheilt. 


Betrug. 
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$. 167. 

Jeder Diebftahl und jede Beruntreuung hört auf ein 
Verbrechen zu fein, wenn der Thäter eher, ald bie Obrigfeit fein 
Verfchulden erfährt, den ganzen aus feiner That entfpringenden 
Schaden wieder gut mat. Eben dieſes gilt au vonder 
Theilnehmung. 

$. 168. 

In wie fern übrigens bie hier nicht vorfommenden gerin- 
gern Diebftähle ober VBeruntreuungen und die Theilnahme an 
benfeleen; wie auch überhaupt die unter Ehegatten, Eltern und 
Kindern, fo lange fie in gemeinfchaftlihen Haushaltung 
(eben, vorfallenden Entwendungen, nach Art ſchwerer Polizei- 
Vebertretungen zu behandeln find, darüber ift die Vorfchrift in 
dem zweiten Theile ded gegenwärtigen Geſetzes enthalten. 


$$. 169— 175. 


Die $$. 169 — 175 XXI. Hptſt. St. ©. I. Thls. von dem Ber 
brechen des Raubes. Sieh’ im I. Abfchnitte A. Nr. 16 bei ben vor 
das Schwurgericht gehörenden ſchweren Verbrechen. 


M 12. 


Betrug, 


in allen Fällen, in welchen die Strafbeftimmungen bed $. 181 
St. ©. J. Thls. anzuwenden find, mti Ausnahme ber Fälle des 
$. 178 lit. a) und f) (XXIV. Hptit.) 


Bemerfung. 


Die auf das XXIV. Hpifl. I. Thl. d. St. G. vom Berb. des Betruges 
im Allgemeinen ſich bezichenven Paragraybe wurden mit Anführung der ein: 
fhlägigen Berorbnungen fihon im I. Abfchnitte A. Nr. 18 angegeben, 
und wird ſich daher, um unnöthige Wiederholungen zu vermeiden, darauf 
bezogen. 
Zur Gewinnung ber erwünfchten Ueberficht werben jedoch diefe Para: 
graphe auch hier * ihrer Reihenfolge mitgetheilt. 
§. 176. 
Wer durch liſtige Vorſtellungen oder Handlungen einen 


Andern in Irrthum fuͤhret, durch welchen Jemand an feinem Ei— 
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genthume ober andern Rechten Schaden leiden ſoll, oder wer in 
Diefer Abficht des Andern Jerthum oder Unmiffenheit benüget, 
begeht einen Betrug. 
$. 177. Umſtande, 
wodurch der 


Der Betrug wird zum Verbrechen, entweder aus der Ber gerrug zu * 
ſchaffenheit der That, oder aus dem Betrage des Schadens. Grim. 


er aan. 
$. 178. 
Die Bälle, in welchen der Betrug fon aus der Beſchaf— Abd 
fenheit der That zum Verbrechen wird, find: der That. 


Mo 2 — en 

b) wenn Jemand den Karafter eines öffentlichen Beamten 
fäljhlih annimmt, oder einen obrigfeitlichen Auftrag, ober 
ein befonderes, von öffentlicher Behörde erhaltenes Befug- 
niß lügt; 

ce) wenn in einem öffentlichen Gewerbe falfches Maaß oder 
Gewicht gebraucht wird; 

d) wenn Jemand eine öffentliche Urfunde,*) oder eine durch 
öffentliche Anftalt eingeführte Bezeichnung mit Stämpel 
oder Probe nachmacht, oder verfälfchet; 

e) wenn die zur Beftimmung der Graͤnzen gefegten Marfuns 
gen weggeräumt, oder verrüdet werben; 

f) ei. 

$. 179. 

Andere Betrügereien werden zum Verbrechen, wenn ber by * he· 

Schade, der verurſachet, oder auf welchen die böſe Abſicht gerich— — 

tet worden, ſich höher als fünf und zwanzig Gulden beläuft. 

$. 180. 
Die Arten des Betruges laffen fich zwar wegen ihrer zu Sataarten 
großen Mannigfaltigfeit nicht alle im Gefege aufzählen. Injonz sereien, 


welche b 
derheit macht fich aber mit Rüdficht auf den gleich erwähntensentehee 
Betrag eines Verbrechens fehuldig: —— 

werben. 


*) Sieh’ Patent vom 17. Jänner 1850 Art, IX zu $. 178 lit.d, 


(Die Fälle des $. 178 It. a und lit. — zur Competenz des 
Schwurgerichtes. (Sieh' 1. Abſchn. A, Nr. 48. 
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a) wer faljhe Privat-Urfunden verfertigt, oder echte verfälfcht; 

wer nachgemachte oder verfälfchte öffentliche Krebits - Bas 

piere, wie auch, wer verfälfchte Münze, obgleich ohne Ein- 
verftändnig mit den WVerfälfchern weiter verbreitet; 

b) wer den Schwachfinn eines andern durch abergläubifche oder 
jonft hinterliftige Verblendung zu deffen, oder eines dritten 
Schaden mißbrauchet; 

c) wer gefundene Sachen gefliffentlich verhehlet oder fich zus 
eignet; 

d) wer fich einen falfhen Namen, Stand, oder Karafter beilegt, 
fich für den Eigenthümer fremden Vermögens ausgibt, oder 
fonft hinter einem falſchen Scheine verbirgt, um fich unrecht: 
mäßigen Gewinn zugueignen, Jemanden an Vermögen oder 
Rechten Schaden zu thun, oder Jemanden zu nachtheiligen 
Handlungen zu verleiten, zu denen er fich ohne den ihm mit- 
gefpielten‘ Betrug nicht würde verftanden haben; 

e) wer fich in einem Spiele falfcher Würfel, falfcher Karten, 
eined hinterliftigen inverftändnifjed oder anderer liftiger 
Ranke bedienet. 

$. 181. 
— Die Strafe des Betruges iſt insgemein Kerker 


er 
r | ; 
yon ſechs Monaten bis zu einem Jahre; fie kann 


aber nach dem Grade der Gefährlichkeit, nach der 
Schwierigkeit, fih dagegen vorzufehen, nach der öftern 
MWiederhohlung und Größe des Betrages, auf fünf 
Jahre ausgedehnt werben. 


$$. 182, 183, 184. 


a. $$. 182, 183, 184. Nachzulefen im I, Abfchnitte bief. Handb. 
A. Nr. 18.) 

$$. 182 und 183 begründen die Zuftändigfeit des Schwurgeridh: 
te8; der $. 184 wird als ein allgemeiner Paragraph des XXIV. Hpt.: 
ftüfes hier anmerlungsweife erfichtlich gemacht. 

$. 184. „ Betrligereien, bei welchen fein in den $$. 178 
und 179 angeführter Umftand zutrifft, find nach Art ſchwerer 
Polizeillebertretungen, und nach der darüber in dem IL. 
Thl. diefes Gefeßes vorfommenden Vorſchrift zu behandeln.” 
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Die 88. 185— 187 von bem Verbrechen ber zweifachen Ehe, 
XXV. Hptſt. I. Thl. d. St. G., dann die $$. 188— 189 von dem Ver: 
brechen der Berläumbung XXVI. Hptſt. I. Thl. d. St. ©. find ber 
Gompetenz der Gejhwornengerichte zugewiefen und erfcheinen mit 
den bezüglichen Verordnungen im I. Abjchnitte diefes Handbuches unter 
A. Nr, 19 und 20, 


2. 13. 


Verbrechern geleifteter Borfchub. 
(Die $$. 190—200, St. G. 1. Th.) mit Ausnahme der Fälle, in 
welchen die Strafe nach $. 197 zwifchen fünf und zehn Jahren 
audzumeffen ift. (XXVII. Hauptft.) 


$. 190. 

Daß duch Zuthun eben die Gattung von Ver: Berigus 
brechen begangen werde, deren fich der unmittelbare "segen. 
Thäter ſchuldig macht, ift fchon in dem $. 5 erfläret. 

Aber auch Derjenige, der einem Verbrecher Vorſchub 
leiftet, wird in nachftehenden Fällen felbft eines Ber: 
brechens ſchuldig. 

$. 191. 

Erfter Fall. Wenn Jemand ein Berbrechen Den 
zu hindern aus Bosheit unterlaßt, da er es doch leicht, ya 
ohne fich einer Gefahr auszuſetzen, hätte verhindern — 
können. 

$. 192. 

Bei dem Verbrechen des Hochverrathes ift eine Strafe. 
fo befchaffene Unterlaffung für Mitſchuld zu achten, 
und auf die in dem $. 54°) beftimmte Art zu be: 

*) Der $. 54 I. Thl. d. St. ©. behandelt bie Mitſchuld am Hoch⸗ 
verrathe dur Unterlaffung ber Verhinderung einer in ben Hoch— 


verrath —— Uuternehmung. (Sieh' Anhang dieſes Handbuches 
vom Reichsgerichte.) 


b) durch 
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firafen. Bei andern Verbrechen foll der Schuldige 
mit Kerker von fechs Monaten bis auf ein Jahr; 
wenn aber die auf die That gejekte Strafe der Tod, 
oder lebenslang bauernder Kerker ift, mit ſchwerem 
Kerker zwiſchen einem und fünf Jahren beftrafet 
werden. 
$. 193, 
Zweiter Fall. Wenn Jemand der nachfor- 


Verdehtursſchenden Obrigkeit bie zur Entdeckung des Verbrechens, 


Strafe, 


oder des Thäters dienlichen Anzeigungen verheimlichet, 
oder den Verbrecher vor ihr verbirgt, oder den ihm 
befannten Berbrechern Unterichleif gibt, oder ihre Zu— 
fammenfünfte, da er fie hindern könnte begünftiget. 


Berordnung der Ef, n. ö. Regierung v. 9. Novem— 
ber 1826, 3. 45,462, an die Polizei» DOberdireftion 
- in Wien. 
(Maucher 1. Thl. ©. 543.) 


Nicht anzeigen, und verheimlichen oder verbor- 
gen halten jind offenbar, und nad) dem ungweideutigften Aus» 
fpruche des Sprachgebrauches zwei weientlich verfchiedene Begriffe. 
Das Erftere befteht in einer bloßen Interlaffung, während das 
Letztere die gefliffentliche Anwendung eigener Mittel vorausfeht, 
um die Entdefung des geheim gehaltenen Gegenftandes zu hints 
dern, oder wenigftend zu erfchweren. 


$. 194. 

Ein folcher Verhehler, wofern nicht zugleich der 
in dem $. 55 *) angeführte Fall der unterlaffenen 
Anzeige eintritt, fol nach der Gefährlichkeit des ver- 

*) Der $. 55 I. Thl. d. St. ©. behandelt die Mitfchulb am 


Hochverrathe duch Unterlaffung der Anzeige des Verbrechers. 
(Sich’ Anhang dieſes Handbuches vom Reichsgericht.) 


ri — 
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hehlten Verbrechers, und nach der durch feinen Vor: 
fchub beförderten Schäblichkeit mit Kerfer von feche 
Monaten bis auf drei Jahre, und im alle des ge: 
gebenen Unterſchleifes oder der begünftigten Zuſam— 
menkünfte mit fchwerem Kerker bis auf fünf Jahre 
beftrafet werben. 

$. 195. 


Doch können des Verbrecherd Verwandte in auf: 
und abfteigender Linie, wie auch diejenigen, welche mit 
ihm im erjten Grade verfchwägert find, feine Gefchwi- 
fter und Gejchwilterfinder, und fein Ehegenoß wegen 
einer folchen Verhehlung allein nicht geftrafet werben. 


Hofdek. vom 14. Septemb. 1827, an das innerz-öft.- 
füften!. 4. ©. Nr. 2305 d. I. ©. ©. 


In Beziehung auf die $$. 195 und 377 I. Th. des St. ©, 
wird bedeutet: daß unter den in diefem, vor dem allgemeinen bürs 
erlichen Geſetzbuche erlaffenen Geſetze bezeichneten, im erften 
rade verfhmwägerten Perfonen aud jene mitbegriffen 
feien, die nach der Fanonifchen Berechnung im erften Grabe 
der Seitenlinie verfchwägert find. 


Defret des Ef. allgem. A. ®. zu Mailand vom 16. 
Jänner 1836, 3. 964. 
(Mauer I. Thl. ©. 545.) 


Essendo insorto il dubbio, se fra gli affini in primo gra- 
do contemplati dai $$. 195 e 377 della parte prima del codice 
penale debbano comprendersi anche i fratelli e le sorelle del 
marito e della moglie, il senato lombardo-veneto del suprem o 
tribunale di guistizia, sentitone il parere dei senati in Vienna 
e dell’ aulica commissione in oggetti di legislasione giudizia- 
ria, dichiara, che fra gli affini in primo grado, nei $$. 
195 e 377 della P.I. del C.P. vanno compresi an- 
che i fratelli e le sorelle del marito e della mo- 
glie della persona imputata. — — 


Dur 


Hülfe zur 
Entwei · 
chung eines 
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$. 196. 
Dritter Fall. Wenn Jemand einem wegen 
eines Verbrechens Verhafteten die Gelegenheit zum 


Berpafteten&ntweichen durch Lift oder Gewalt erleichtert, oder 


Strafe. 


ber nachforfchenden Obrigkeit in Wiedereinbringung bes 
Entwichenen Hinderniß legt. 
$. 197.) 

Wenn der Vorſchub von Jemanden gegeben wird, 
der zur Sorge für die Verwahrung verpflichtet ift; 
oder, wenn derjenige, der den Vorſchub geleiftet, wußte, 
daß der Verhaftete eines KHochverrathes, einer Verfäl- 
ſchung der Kredits-Papiere, oder Münze, eines Mor: 
des, Naubes, oder angelegten Brandes befchuldiget, 
oder ftraffällig erkannt iſt; wird der Verbrecher mit 
fchwerem Kerker, und zwar, wenn der Vorſchub einem 
wegen Hochverrathes, oder verfäljchter Kredits-Papiere 
Verhafteten geleiftet worden, zwifchen fünf und zehn 
Jahren, *) in andern bier benannten Fällen aber zwi: 
fhen einem und fünf Jahren zu beftrafen fein. 

$. 198. 

Iſt der Berhaftete eines andern Berbrecheng 
willen, als die in dem vorhergehenden Paragraphe be- 
nannt find, in der Unterfuchung oder Strafe, und hat 
derjenige, der ihm Vorſchub gethan, Feine befondere 
Pflicht auf feine Verwahrung; fo ift die Strafe Ker— 
fer zwifchen fech8 Monaten und einem Jahre. 





*) Nur in ben legigenannten Fällen des $. 197, wenn die Strafe 
zwifchen einem und fünf Jahren zu bemeflen ift, tritt die Zuftändigfeit 
des zig Sehr gt Sartre ein. Die früher genannten Bälle des 
—— — die — trafe a fünf und zehn Jahren ausfällt, bes 
gründen die Gompetenz des wurgerichtes; (fich’ auch dief. Handb. 
1. Abfjnitt A. Nr. 21.) a a ie Zn nn 
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$. 199. 


Vierter Fall. Wenn Jemand einen zur Fahne PIE 


geihwornen Soldaten, oder einen zu dem Militärkör- — 
per gehörigen Dienſtknecht zur Entweichung aus best“ 
Dienfte beredet, oder ihm dazu mit Nath und That 

an bie Hand geht; oder wer einem Ausreißer durch 
Abkaufung feiner Montur, oder feines Gewehres, durch 
Anweiſung des Weges, durch Verkleidung, Verber— 

gung, durch einen bei fich gegebenen Aufenthalt, oder 

auf fonft eine Art hülfliche Hand bietet, wodurch bie 
Ausreißung erleichtert, ober die Ausforfchung und Wie- 
dereinbringung des Augreißers erichwert wird. 


JuftizeHofdef.v. 22. Jänner 1808, 


Auf das Verhältnig desjenigen, der den Worfchub leiftet, zu 
dem Ausreiffer fommt ed hier nicht an. Verwandtſchaft 
entfchuldiget Daher nicht vor diefem Verbrechen. — — 


Hofdef.vom 16. November 1811 an ſämmtl. Länders 
ftellen. 


Aus Anlaß einer Anfrage — — findet man zur Nachach⸗ 
achtung befannt zu machen: 

Wenn die Entweichung eined Referve- Mannes zur Ue— 
bungszeit, oder fonft zu einer Zeit, wo die Referveinafti- 
ven Dienften ftehet, gefchieht, jo ift der Entweichende ein Des 
ferteur, und jene, welche ihn einbringen, haben auf die Defer- 
teurd-Taglia Anſpruch. ntweicht er aber auffer diefer Periode, 
fo ift er ald Auswanderer zu beftrafen, und denjenigen, welche 
ihn entweder anzeigen oder gar einbringen, gebühren jene Beloh- 
nungen, welche die Auswanderungs-Gefege beftimmen. 


Endlich unterliegen diejenigen, welche dem Referve - Manne 
bei der Entweichung Hülfe leiften, den gefeplich beftimmten Stra- 
fen entweder ald Deferteurs-Verhehler, oder ald Beför— 
derer der Auswanderung, je nachdem die Entweichung in 
einem oder dem andern oben angebeuteten Zeitraume verfällt. 


Strafe. 
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$. 200. 


Ein ſolcher Beförderer fol nebft dem, daß er 
für einen Ausreißer vom Fußvolke fünfzig Gulden; 
wenn er aber von ber Neiterei war, hundert Gulden 
in die Kriegskaſſa zu bezahlen hat, noch überdies im 
Kerker zwiichen ſechs Monaten und einem Jahre an- 
gehalten werden. Kann er die Zahlung an die Kriege- 
faffa nicht leiften, fo ift die Strafzeit länger auszu— 
mefjen, oder zu verfchärfen; nnd kann der Umftand, 
daß der Ausreißer wieder eingebracht worden, an ber 
Anwendung gegenwärtiger Anordnung nichts ändern. 


Hofdek. v. 15. DOftob. 1807 an ſaͤmmtl. Länderftellen. 
Nr. 821 d. J. G. S. 


Die Gelditrafe für die Beförderung der Entweichung eines 
Fuhrweſens-Knechtes (laut Hoffzleidef. vom 20. März 
1840, hat man fich des Ausdruckes Fuhrweſens-Gemeine 
zu bedienen), wird auf Bel Gulden dreißig Kreuzer W. W. ber 
ftimmt. 


Hoffanzleidef. v. 14. Jänner 1819 an fämmtl, Län— 
derftellen. Nr. 1023 0.9. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zu genehmigen geruht, daß in Defers 
tionsfällen Die durch das Patent vom 12. Jänner 1781 auf diefe 
Verbrechen feftgefegte Strafe in jenen Fällen, wo die Vollſtreckung 
derfelben die zurüdbleibenden Wittwen und Rinder an den Bet 
telftab bringen würde, ganz oder theilweife im Einverftänd- 
nifje mit dem f. k. Hoffriegsrathe und der f. f. vereinten Hoffan- 
zlei jedoch mit der Beichränfung nachgefehen werden könne; 
daß der Erfah für dad von dem Deferteur mitgenommene Militär: 
gut, dann für die fonftigen von dem Militär + Yerarium wegen 
eined Deſerteurs getragenen Laſten demfelben jeverzeit geleiftet 
werben muß. 
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Kaiferl. Verordnung v. 31. Dezember 1849. 
Wirkſam für alle Kronländer, in welchen das Strafgefeßr 


buch vom 3. September 1803 gilt, wodurch) vom Tage der Kund- 
machuntg feftgefeßt wird, eine neue 


Strafvorfchrift 


über die Verleitung von Soldaten zur Verletzung der in 
dem Fahneneide befchworenen Treue, und zu verfchiede- 


nen andern pflichtwidrigen Handlungen. 


a) Wer einen Soldaten zur Berlegung der in dem 


b) 


Fahneneide beſchworenen Treue auffor— 
dert, aneifert oder zu verleiten ſucht, oder auf 
was immer für eine Weiſe dazu mitwirkt, ſo wie 
wer ſich in Beziehung auf Soldaten einer der 
eben bezeichneten Handlungen ſchuldig macht, um 
ſie zu bewegen, daß ſie ſich, entweder in Gemein— 
ſchaft mit andern, oder auch einzeln, jedoch in 
der Vorausſetzung der Mitwirkung anderer gegen 
die beſtehende Militär-Dienſtordnung, ge— 
gen ihre Vorgeſetzten, oder gegen die Be— 
fehle berfelben auflehnen, begeht dag Verbre— 
chen der Worfchubleiftung, und ijt mit Kerker 
zwiichen ſechs Monaten und einem Jahre zu 
beftrafen. Wenn fich jedoch eine ſolche Einwir- 
fung auf einen Soldaten nach den für den Civil— 
ftand geltenden Geſetzen als ein mit fchwererer 
Strafe bedrohtes Verbrechen barftellt, fo ift die— 
felbe nach den hinſichtlich die ſes legteren Ver— 
brechen beftehenden Beftimmungen dieſer Straf: 
geiege zu beurtheilen. 


B. 
Vergeben, 


welche zur Competenz der Bezirks -Collegial: Gerichte 
gebören. 


M 1 . 


Uebertretungen von Unmündigen, 
die in den 88. 28 lit. a) u. 29 d. II. Thl. d. St. G. erwähnt find, 
welche, wenn fie von Mündigen begangen worden wären, ihrer 
Eigenschaft nach ald Verbrechen behandelt werden müßten. 
($$. 28 lit. a) u. 29 St. ©. I. Thls. 11. Hptft.) 


$. 28. 
Unmündige fönnen auf zweifache Art ſchuldig unmintige 
werden: —* 
— d er⸗ 
a) durch Uebertretungen, welche nach ihrer Cigenztecsen, vie 
# 0. von folchen 
Ihaft Verbrechen wären; aber wenn Unmündige su foweren 


fie begehen nah $. 4°) nur als fchwere Poli⸗ 


zei-Uebertretungen beſtraft werden; 
a Der $. 4 I. Thl. d. &t. ©, lautet: 


$. 4. „Die ftrafbaren Handlungen der Kindheit bis zu dem 
vollendeten zehnten Jahre find blos der häuslichen Züchtigung 
3 
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— b) durch Uebertretungen, welche ſchon an ſich nur ſchwere 


Pol.»Ueber. Polizei» Hebertretungen find. 
an fid. 
$. 29. 
Behrafung Die von Unmündigen begangenen Webertretungen 
ber eren, 


ber erften Art find mit DVerfchliegung an einem abge: 
fonderten VBerwahrungsorte nach Befchaffenheit der Um: 
ſtände, von einem Tage bis zu ſechs Monaten zu be- 
firafen. Diefe Strafe kann -verfchärft werden mit Fa— 
ften, £örperlicher Züchtigung“) und fehwerer Arbeit. 


MR. 


YHuflauf. 
(8$. 51 —56 St. ©. II. This. V. Hprft.) 


$. 51. 


Auflauf. Des Auflaufes macht fih fchuldig, wer gegen 
einen in Ausübung feines Amtes ‚oder Dienftes be- 
griffenen öffentlichen Beamten oder Diener mehrere 


überlaffen; aber von dem angehenden eilften bis zu 
dem vollendeten vierzehnten Jahre, werden Hands 
lungen, die nur wegen Unmündigkeit des Thäterd 
nicht ald Verbrehenzugerechnet werden, ald fchwere 
Polizei-Uebertretungen geftraft. 


*) Man fehe wegen Abfchaffung der Förperlihen Züchtigung bei 
$. 19! II. Thl. d. St. ©. die Kundmachung d. tirol, Gubern. vom 2. Juli 
1848 Nr. 13,377 — 1671 Bubl. (Allgem. Thl. d. Handbuches.) 


Sieh’ auch Hofdel.vom 11. Juni 1813 bei $.2 I. Thl. im alls 

ge m. Theile vief. Handb. wodurch beitimmt wird, daß jene Befreiungen bie 

indern nnter 14 Jahren ($. 2.1. Thl. d. St. ©, ad d) gu ftatten fommen 

auf Theilnehmer, bei denen nicht diejelben Ausnahmsgründe flatt haben, nicht 
auszubehnen jeien. 
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Menſchen zur Mithülfe, oder Widerſetzung aufforbert. 
Die Strafe ift firenger Arreft von einem, nach Bes Strafe. 
ichaffenheit der Umftände bis zu ſechs Monaten. 


(Sieh? Hofbel. v. 12. Juni 1807 an f. 9. ©. Nr. 813 bei $. 61 I. Thl. d. 
St. G. 1. Abfchnitt. A, Nr. 2 in dieſem Handbuche.) 


$. 52. 


Gleiche Strafe verwirkt derjenige, der einer fol: Mifsu- 
chen Aufforderung Folge leiftet, und fi) dem Auffor- 
derer in Mithülfe oder Widerſetzung zugefellet. 


$. 53. 
Sobald bei einer öffentlichen Unruhe der Befehl dis Mu 


ergangen ift, daß jedermann fich und feine Hauggenof- Ka nem 
fenichaft zu Haus zu halten habe, macht fich jeder, 

der ohne erhebliche Urfache aus dem Haufe geht, und 
insbefondere der Hausvater, oder wer ſonſt einer Fa— 

milie vorfteht, des Auflaufes fehuldig, dafern er bie 

unter ihm ftehenden Hausgenoffen nicht nad) Möglich: 

feit zu Haus balt. 


$. 54. 

Die Strafe des Hausvaters oder Bamilien-Bor- Seht, 
ftehers ift Arreft von einer Woche zu einem Monate. zn 
Ebenſo find diejenigen zu -beftrafen, die unter -folchen *65* 
Umſtänden ſich vom Hauſe entfernen, ob ſie gleich ———— 
keiner Unordnung Theil nehmen. wen 


fernen. 
$. 55. 
Wer bei einem auch aus jeder andern Urfache, Strafe ter- 


en, bie 


als wodurch ‚eine Zufammenrottung zum Berbrechen acam 
wird, veranlaßten Auflaufe dem —— ober derden Bram- 
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— Wache, wann dieſe die Menge auseinander gehen 


Beige heißen, nicht Folge leiſtet, iſt nach Beſchaffenheit der 
Perſon mit Arreſt von einer Woche bis zu einem 
Monate, oder mit zehn bis fünfundzwanzig Streichen *) zu 


beſtrafen. 
$. 56. 


Derlenigen, Hätte der Uebertreter bei ſeiner Weigerung ſich 


welche 


mitten Be-mit dem Beamten oder der Wache in Zank oder Wort: 


amten und 


Basen inftveit eingelaſſen; jo ift die Strafe ein monatlicher 


einen Zank 


en firenger Arreft, welcher nach den eingetretenen Um— 


laſſen. ftänden verichärfet werden fol. 


Verordnung des Minift. desInnern vom 18. Jänn. 
1850 über die Organifirung der Gensd’'armerie. 

8.43. Die Gensd'armerie muß fobald fie fich im Ins 
terefje der öffentlichen Sicherheit zu einer Dienftverrichtung veran- 
laßt findet, ftets al8 im wirfliden Wachdienfte ftehend 
angefehen werden. Sie darf daher von Niemand in Ausübung 
ihrer Berrichtungen geftört oder abgehalten werben, fondern «8 
muß ihrer Aufforderung — im Namen des Gefehes — von 
Jedermann unbedingt Folge geleiſtet werden. — 


NE 3. 


Aufreigung 
gegen Staatsd- und Öemeinbebehörben. 
($. 71 St. ©. U. Thl. und Patent vom 17. Jänner 1850. 
Art. XV.) 
%.: 71, 
—— Derjenige, welcher Untergebene gegen ihre Obrig— 
Untersan. keiten“ ) durch Tadel oder Schmähungen aufzubringen 
) Sich’ wegen Abfchaffung der körperlichen Züchtigung bei 
$. * h Th. d. ©t. ©. im allgem. Thl. dief. Handb. die Kundmachun — 


tirol. Guberniums vom 2. Juli 1848, Nr. 13,877, und das Pat. v. 17. 
ner 1850 Art. I. über einige Strafmilderungen. 
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fucht, und baburch diefelben zu grundlofen Beſchwerde⸗ gruen ine 
führungen reiget, ift als ein Aufwiegler gegen bie 
Obrigkeit mit ein bis dreimonatlichem Arrefte zu beswerrafung. 
ftrafen. Hatte er zur Einjtimmung Unterjchriften, oder 

gar Geldbeiträge gefammelt; jo ift derſelbe, je nach- 

dem ſolche Schriften größere, unmahrhaftere Beichul- 
bigungen, und beleidigendere Ausdrücke enthalten, mit 
Verihärfung des Arreftes, durch Faſten und Züchti- 

gung mit Streichen oder Gemeindearbeit zu  beftrafen. 

Auch kann der Verfaffer einer folchen Befchwerbefchrift 

nach Umftanden und Maaß feiner Gefährlichkeit aus 

dem Orte, und der ganzen Provinz, und wäre berjelbe 

ein Ausländer, auch aus fammtlichen Erbländern ab- 
geichaffet werden. 


Patent vom 17. Jänner 1850, 
(über einige Milderungen d. St. ©. Art. XV). 


Art. XV. Die Anordnung des $. 71 des II. Thls. über Die 
Beitrafung der Aufwieglung der Unterthanen gegen ihre Obrig- 
feiten, wird auf die dort bezeichnete Aufreigung gegen Staats 
und Gemeindebehörden eingefchränft. 


Hoffanzlei-Def.v. 2. Mär 1830. 3. 4568. 
(Lügenau I. Thl. ©. 201.) 

Nah dem $. 71 St. ©. II. Thl. nimmt die Winkel: 
fhreiberei den Karafter einer fchweren Polizeisllebertretung 
an, wenn dadurch Untertanen gegen ihre Obrigfeiten aufzereiget 
werben. 


M 4. 


Beleidigung einer Wade, 
im Falle des $. 73 St. ©. II. This. (VI. Hauptft.) 


$. 72. 


Beichigun. Jede ſowohl woͤrtliche als thätige Beleidigung 

Bate. einer Civil- oder Militär- Wache ift eine fchwere Po— 

Strafe lizei⸗ Uebertretung. Mörtliche Beleidigungen find mit 
Arreft von drei Tagen bis zu einem Monate; thätige, 
von einem bis auf drei Monate zu beftrafen. 


$. 73. 


u Dafern eine der beiden vorerwähnten Uebertre— 
tungen Folgen nach ſich gezogen, und den Beamten 
oder die Wache in Vollſtreckung ihres Amtes oder 
Dienftes wirklich gehindert hat, ift der Schuldige zu 
ftrengem Arreſte von drei bis zu ſechs Monaten zu 
verurtheilen. 


Hoffanzleidef. vom 11. April 1822, 3. 9042. Prov. 
®. ©. für Nieder-Defterreich, 
(Lügenau I. Th. ©. 204.) 


Bei Gelegenheit eined einzelnen Falles ift der Zweifel ent- 
ftanden, ob die Vorfchrift des $. 72 IL. Th. St. ©. blos auf die 
eigentlihe Eivil- und Militärwache, oder nach dem 
Sinne und in Verbindung mit dem $. 73 überhaupt auf alle 
obrigkfeitlihen Perfonen und auf ihre Abgeordneten 
in Amtsfachen, Anwendung habe. Hierüber hat nun bie F. f. 
Hoffanzlei zu erklären befunden, daß der $. 72 II. Th. St. ©. 
nicht blos nach feinem Wortlaute auf die Eivil- und Militärwa— 
che, fondern nach dem Geifte der Gefepgebung auch auf obrig- 


feitliche Beamte und Perfonen, dann auf beren Abger 
ordnete in Amtsfachen, feine Anwendung finde. 


(Man fehe das Hofbel. vom 12, Juni 1807 Nr. 813 dv. I. ©, ©. 
bei $. 61 St. G. I. Thl. I. Abſchn. A. Nr. 2.) 


(Dann Hofdel, vom 5. Dftober 1804 Nr. 691 bei $. 70, I. Thl. 

St. ©. über den Unterfchied zwifchen dem Verbrechen der öffentlichen 

ewaltthätigfeit $. 70, I. und $. 72 I, Thl. d. St, ©. (A. Nr. 3, 
1. Abfenitt.) 


Kundmachung des tirol. Guberniums vom 20. Jäns 
ner 1849, 3. 956—80. Forft. 


— Das zur Bewachung der Wälder aufgeftellte For ſtbe⸗ 
amten- und Forft-Auffichtsperfonale fowohl in öffent: 
lichen, ald Privatdienften ift von der politifchen Obrigkeit nach der 
vorgefchriebenen Eidesformel zu beeiden — — worauf fodann das 
beeidete Forft-Auffichtsperfonale als öffentlihe Wache 
unter dem Schuße der einfchlägigen Paragraphe des Strafgeſetzes 
(I. und I. Thls.) fteht, wie dieſes bereits in der für Niederöfter: 
reich unterm 1. Juli 1813 kundgemachten Waldordnung $$. 
29—42 angeoronet if. 


Hofltammerbef. vom 7. November 1829, an fämmtl. 
Länderſtellen. 
(Maucher I. Th. Seite 311.) 
$. 22. Den in Ausübung des Dienftes begriffenen Indivi— 


duen der Gränzwache fommen bie in den Gefegen gegründeten 
Rechte dev Wache zu. 


Hoftammerbef. vom 22. April 1835. 
(Maucher L Th. S 303.) 
$. 34. Den in Ausübung des Dienftes begriffenen Indivi- 


duen der Gefällenwache, kommen die in den Gefegen gegrüns 
deten Rechte ver Wache zn. 


34 


Eirfulare der f. & Landesregierung im Erzher— 
zogthum Defterreih u.d. Enns v.5. Mai 1843. 


(Maucher I. Tb. S. 303.) 


Seine Majeftät haben mit a.h. Entjchliefung vom 22, Des 
zember 1842 anzuordnen geruht, daß die ka f. Oränz- und Gefäl- 
lenwache fünftig in einen Körper zu vereinigen fei, welcher die 
Benennung F. k. Finanzwache zu führen hat. — — 


Audzug aus der Berfaffungs- u. Dienſtvorſchrift 
der Finanzwache. 


$. 138. Den in Ausübung des Dienſtes begriffenen Indi— 
piduen der Finanzwache fommen die in den Gefegen gegründeten 
Rechte der Wache zu. 


8.139. Die mit gefährlicher Drohung ober gewaltfamer 
Handanlegung verübte Widerfeglichfeit gegen die in der Ausü— 
bung des Dienftes begriffenen Individuen der Finanzwache wird 
ald Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit, und die Zufam- 
menrottung mehrerer Berfonen, um denfelben Widerftand zu let- 
ften, ald das Verbrechen des Aufftandes geahndet. 


Verordnung des Minifteriums des Innern vom 
18. Jänner 1850, über die Organifirung der 
Gensdarmerie. 


Auszug. 


—$.43. Die Gensd'armerie muß, ſobald ſie, ſei es 
in ganzen Abtheilungen oder auch nur einzeln ausruͤckt, oder bei 
irgend einer Gelegenheit öffentlich erfcheint, oder im Intereffe der 
öffentlichen Sicherheit ſich zu einer Dienftesverrichtung veranlaft 
findet, ftetS als im wirklichen Wachdienfte ftehend 
angefehen werben. Sie darf daher von Niemanden in Ausübung 
ihrer Verrichtung geftört oder abgehalten, fondern ed muß ihrer 
Aufforderung im Namen des Gefeges von Jedermann uns 
bedingte Folge geleiftet werden. Insbefondere find die Gemeinde: 
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vorfteher bei ſchwerer Verantwortung verpflichtet, berfelben in 
Ausübung ihrer Dienftesverrichtungen die fehleunigfte und Fräfs 
tigfte Unterftügung an leiften. 


$.44. Die Gensd'armes geniegen in allen-Fällen, in 
welchen fie ald im Wachdienfte ftehend angefehen werden, alle in 
den ©efegen gegründeten Rechte der Wache, und den befon, 
dern gefeglichen Schuß, welcher den obrigfeitlihen Perfos 
nen und Civil- oder Militärwachen zufümmt.  Insbefondere 
ift jede wörtliche und thätliche Beleidigung derfelben nach 
den $$. 72 und 73 St. ©. I. Th. und jede gegen diefelben mit 
gefährlicher Drohung oder gewaltfamer Handanlegung verlibte 
Widerfeglichfeit ald das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätig- 
feit nach den $$. 70 und 71 1. Th. St. ©. zu beftrafen. Gehört 
der Thäter dem Militärftande an, jo unterliegt er dem kriegsrecht— 
lichen Verfahren nach dem IX. und X. Kriegsartifel ebenfo, ald 
wenn die That an einer aufdem Poften ftehenden Schild— 
wache begangen worden wäre. In dem einen und dem andern 
Falle aber ift der Umftand, daß die Mebertretung gegen die Gens— 
D’armerie gerichtet war, bei dem Strafausmaß ald erfchwerend 
zu berüdfichtigen. ($. 88 des vorftehenden Pat.) Das Zeugniß 
eined Gensd'arme in Dienftesangelegenheiten hat, 
wenn er es mit Berufung auf feinen Dienfteid beftätiget, über die 
bezeugten Thatumftände volle Glaubwürdigfeit. 


$.45. Die Gensd'armerie kann von der Waffe Gebrauch 
machen: 
a) ald Nothwehre zur Abwendung eines gegen fie gerichteten 
thätlichen Angriffes; 
b) zur Bezwingung eines auf die Vereitlung ihrer Dienftver: 
richtung abzielenden Widerftandes, und 
ce) überhaupt in allen jenen Fällen, in welchen einer Schild« 
mache geftattet ift, von dev Waffe Gebrauch zu machen. 
Jederzeit aber find, jo weit es ohne Gefährdung des Zweckes 
zuläffig erfcheint, Ermahnungen und fonftige gelinde Mittel vor- 
auszufenden, und felbft bei Anwendung von Waffen ift die Vor- 


fiht zu gebrauchen, daß das Leben eines Menfchen: ohne Noth 
nicht in. Gefahr gefeßet werde. Für jede biefe Berechtigung über- 
fhreitende Anwendung der Waffengewalt iſt ver Gensd'arme ver- 
antwortlich. 


NM 5. 


Thätige Beleidigungen, 
welche öffentlihe Beamte oder Diener im Amte 
ausüben. 


Die $$. 86— 87 St. ©. I. Thl. VI. Hpiſt. 


$. 86. 
—— Ein öffentlicher Beamter‘) oder Diener, der ſich 
ver in feinen Amts- oder Dienftverrichtungen thätige Bes 
nn feidigungen erlaubt, (worunter insbefondere Verhaft- 
ea nehmungen in andern, als durch die Geſetze beſtimm— 
sunene ten Fällen begriffen find) ift das erfte Mal mit Arreft 
laubt. yon drei Tagen bis zu einem Monate; das zweite 
Mal mit eben fo langem ftrengen Arrefte zu be: 

ftrafen. 
$. 87. 


Wäre die thätige Beleidigung unter Umftänden 

rderfung»-gefchehen, welche zu einem Auflaufe Anlaß gegeben 
hatten, oder doch geben konnten; fo ift die Strafe 
ftrenger Arreft von einem bis drei Monaten. 


— — 





*) Sieh über den Begriff eines Beamten das Hofdelret vom 9. 
November 1816 Nr. 1293; dann Hofbefret vom 13. Juni 1817 Mr. 
1337, Hofdehret vom 22. Februar 1828 Mr. 2330, Hofdehret vom 21. 
Mai 1830 Nr. 2264. Hofvetrei vom 5. Mai 1832. Sämmtliche viefe 
ag bei $. 85 I. Thl. d. St. G. im I. Abfchnitte diefes Handbuchs 
A. Nr. 4. 
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Obderennſiſche Regierungs-Verordnung vom 


2. Februar 1835. Z3hl. 3389. 


(Prov. St. ©. für Ober⸗Oeſterreich vom Jahre 1835.) 


(Lügenau I. Thl. ©. 272.) 


Laut hohen Hoffammer » Defretes vom 24. Jänner 1835 


Zhl. 3694 gehört ein Poſtexpeditor bei den k. k. Voftftationen 
nicht in Die Kategorie der öffentlichen Beamten oder Staatödiener, 
fondern fteht lediglich mit Zuftimmung der Staatsverwaltung im 
Privatdienfte des betreffenden Poſtmeiſters. 


MR 6. 
Babrläffige Tödtungen 


oder 
fchwere Berwundungen. 


(8. 89 St. ©. II. This. VI. Hptft.) 
$. 89. 


Die fchweren Polizei-Uebertretungen gegen bie Gintheitung 


Sicherheit des Lebens laſſen fich unter zwei Klaffen —*8 
zuſammenziehen: Sicherheit 


a) Es wird gegen matürliche, allgemeine Pflichten 


b) 


des Menfchen, oder gegen die ausdrückliche Vor: 
fchrift des Gefeges gehandelt; 

es wird etwas unterlaffen, was von den Gefet- 
zen ausdrücklich vorgefchrieben, oder was au thun, 
eine von felbft verjtandene Pflicht des Standes, 
Gewerbes, der Befchäftigung, oder fonft eines 
Berhältniffes ift. Bei der Unmöglichkeit alle Gat- 
tungen, wo bergleichen Handlungen und Unter: 
laffungen, ber Sicherheit des Lebens Gefahr 


bes Lebens, | 


bringen, ausdrücklich zu beftimmen, fol, wenn 
bei einem erfolgten Tode, ober jchweren Ver— 
wundung, fich durch die Unterfuchung eine Schuld 
diefer Art offenbaret, derjenige, dem die Schuld 
zur Laſt fallt, nach Maaß derfelben mit einfa- 
chem, oder ftrengem Arrefte von einem bis zu 
ſechs Monaten; nach Umſtänden auch mit ange- 


meffener Berfchärfung bes Arreſtes beftrafet 


werden. 


Hoffanzleidef. vom 11. Nov. 1817. 3hl. 32011. 
(Lügenau ©. 350 I. Thl.) 

— — Die Unterlaffung der Vorficht für Die Ziegeldeder, 
fich bei ihren Arbeiten, wo es nöthig und thunlich ift, mit dem 
Spannfeile zu verfehen, gehört unter die fchweren Bol.-Ueber- 
tretungen und ift im Geſetze verpönt. 


Verordnung vom 10. März 1818. 
Brennende Kohlen find nicht in vwerfchloffene Zimmer zu 
zu nehmen, und allda zu unterhalten. Die Nichtbefolgung der 
dießfalls beftehenden Anordnungen unterliegt der im $. 89 ausge— 
drüdten Strafe. Blos dem Gewerbömanne, der wegen feines 
Gewerbes ein Kohlfeuer in feinem Gewölbe halten muß, fann 
folched gegen dem geduldet werden, daß derjelbe jedesmal auf die 
Pfanne mit brennenden Kohlen einen Topf mit Waffer, aus 
welchem die auffteigenden Wafferdämpfe die Schädlichkeit des 

Kohlendunftes vermindern, zu fegen gehalten fein volle. 


Hoffanzleidef. v. 30. März 1831. Zhl. 7627 an 
fämmtl. Länvderftellen; tir. Gub.-Verordnung vom 
16. April 1831. hl. 7938. 


— — Nachdem fich feit dieſer Zeit (1817) der Gebrauch 
der Dampfmafchinen ſowohl für die Schifffahrt ald auch für vers 
fchiedene andere Unternehmungen immer mehr verbreitet, fo ift ed 
nothwendig geworden die früher in Anfehung des Gebrauches der 
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Dampfmafchinen auf Schiffen erlaffenen Anordnungen mit Rüd: 
fiht auf die bißherigen Erfahrungen auch auf die zu jedem mögli- 
hen andern Gebrauce beftimmten Dampfmafchinen auszudehnen 
und nachfolgende Beftimmungen feitzufegen: — — 


$. 8. Derjenige, . welcher 


a)- die angeordnete Anzeige von dem Gebrauche einer 


b) 
c) 
d) 


e) 
f) 


8) 


h) 
1) 


k) 


Dampfmafchine zur vorläufigen Unterfuchung un: 
terläßt; 

welcher vor erfolgter Unterfuchung auch die ange: 
zeigte Mafchine in Anwendung bringt; 

die bei der Unterſuchung nicht für ficher befun- 
dene Mafchine dennoch gebraucht; 

einen Majchinenmeifter zur Leitung feiner Ma- 
fchine ohne Zeugniß über deſſen vorläufige Prü- 
fung von Seite des k. k. polytechniſchen Inſti— 
tutes, oder in den Provinzen der analogen Lehr: 
anftalten, aufnimmt; 

die Vorfchrift, daß das Sicherheitsventil immer 
leicht beweglich fein müſſe, vernachläfjiget; 

das Dentil auch für andere, als jene, welchen 
die Leitung und Regulirung der Machine obliegt, 
zuganglich laßt, oder den Schlüfjel nicht gehörig 
verwahrt; 

bei Regulirung der Mafchine Unwiffenheit an 
den Tag legt; 

das Ventil zur Ungebühr belaftet; 

die fiir die individuelle Mafchine beftimmte Me— 
tallmifchung mit einer weniger leicht fchmelzbaren 
vertaufcht; 

überhaupt fih was immer für eine Handlung 
ober Unterlaffung zu Schulden kommen läßt, 
wodurch bei dem Gebraudhe der Dampfmalcine 
Gefahr für die Eörperlihe Sicherheit entitehen 
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kann, ‚macht fich einer ſchweren Polizei-Uebertre— 
tung fchuldig, und wird nad den $$. 89 und 
183 II. Th. d. St. ©. beftraft. 


Hoffanzleidef.v. 24. Nov. 1845. hl. 33,693, 


in Folge a. h. Entfchliefung vom 25. Nov. 1843. Gub. Kund- 
mad. in Tirol vom 19. De. 1845. 3. 25,946. 


Mita. h. Entfchliegung vom 25. Nov. 1843 find 
nachfolgende 
Beftimmungen 
als Sicherheitsmaßregeln gegen die Gefahr ber 
Erplofionen bei Dampffeffeln aller Art feitge- 
ſetzt worden. 


$.1. Bevor ein Dampfkeſſel, er ſei für eine ſtehende 
Dampfmafchine von hohem oder niederem Drude, ein Dampfbot, 
ein Locomotiv für Eifenbahnen oder für was immer für einen 
Zweck überhaupt beftimmt, angewendet werden darf, hat der ber 
treffende Mechaniker, Verfertiger oder Gigenthümer, für welchen 
der Keſſel beftimmt ift, und zwar noch bevor derſelbe eingemauert, 
mit einem Mantel oder einer Hülle umgeben wird, bei der Lan- 
deöftelle die ge feßliche Keſſelprobe nachzufuchen, welche in 
der Hauptftadt felbft und in deren Umgebungen bis auf eine Ent- 
fernung von ſechs Meilen durch das beftehende kak. polytech— 
niſche Inftitut, bei Entfernungen über fechd Meilen von der 
Hauptftadt aber und in jenen Hauptftädten, wo noch fein f. k. 
polytechnifches Inftitut befteht durch die f. f. Baudireftionen 
mit Beizichung der einfchlägigen öffentlichen Lehranftalten oder 
wifienfchaftlichen Inftitute vorzunehmen ift. — — 


$. 10. Durch diefe vorläufige Probirung des Dampffeftels 
wird dem Eigenthümer, oder nach Umftänden Werkführer die Ver: 
antwortlichfeit für die fortwährende Tauglichkeit des 
Keſſels feineswegs abgenommen, indem die erfte Probe 
nur zur Entdeckung folcher Gebrechen, welche das Zerfpringen des 
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Keffels bei dem erſten Gebrauche befürchten laſſen, keineswegs 
aber’ für die weitere Dauer beftimmt find. 

Der Eigenthümer oder nach Umftänden der Werfführer bleibt 
ſonach für jede aus. dem weitern Gebrauche des Dampfkeſſels ent- 
ftehende Gefahr ſtreng verantwortlich, und er hat daher felbft 
bie weitere Sorge zu tragen, und fich nah Maßgabe der fortfchrei- 
tenden Abnuͤtzung von der fernern Tauglichkeit und Gefahrlofigfeit 
des Keſſels fortwährend zu überzeugen, und denfelben bei Zeiten 
entweder ganz außer Gebrauch zu fegen, oder die etiwa nöthig ges 
wordenen Ausbefferungen daran vornehmen, und wenn dieſe grö- 
ferer Art find, den Keffel neuerdings gefeglich probiren zu laffen. 


8.12. Don diefer im $. 2 vorgefchriebenen Probe, fo wie 
den übrigen darauf bezüglichen Vorfchriften find nur die klei— 
nern Dampfapparate in chemifchen und pharmaceutifchen 
Laboratorien, welche jedoch eben fo wie die Papin'ſchen Töpfe 
mit einem Sicherheitöventil verjehen und von dem Verfertiger zur 
eigenen Sicherheit gehörig probirt fein müffen, ausgenommen. — 

$. 14. Jeder Mafchinift, Locomotivführer, Ges 
hilfe oder Heißer einer Dampfmafchine oder eined Dampf: 
keſſels, welchem vorzugsweife die Bedienung oder Ueberwachung 
der Mafthine oder des Keffeld anvertraut ift, ift gehalten vorher 
in einer Mafchinen-Werfftätte die Bauart von Mafchinen, insbes 
fondere von Dampfmafchinen vollfommen fih eigengemacht, 
"Durch längere Zeit bei einer mit Dampfmafchinen arbeitenden Fa- 
brif, einer Locomotiv » Eifenbahn oder auf einem Dampfichiffe als 
Mafhinenheiger gedient, fich die praftifchen Kenntniffe 
zur Beforgung einer Dampfmafchine dafelbft angeeignet, fich hier- 
über bei einer öffentlichen , innländifchen technifchen Lehranftalt 
einer trengen Prüfung unterzogen, und ein in jeder Bezie- 
hung befriedigendes Zeugniß erlangt zu haben. — 


$. 15. Derjenige, welcyer 

a) die angeordnete Anzeige vor dem Gebrauche eines 
Dampfkeſſels zur vorläufigen Unterfuchung un— 
terläßt; 
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b) vor erfolgter Unterſuchung den Keffel benüpt; 

c) den bei der Unterfuchung nicht für ficher erklär- 
ten Keffel gleichwohl anwendet; 

d) einem Maichiniften, Locomotivführer oder Wär— 
ter die Bedienung der Dampfmalchine oder bes 
Dampffeffels, felbit wenn feine Mafchine damit 
in Verbindung fteht, überlaßt, welcher fich nicht 
mit dem im vorhergehenden $. 14. vorgefchrie- 
benen Zeugniffe über feine Befähigung zu diefem 
Dienfte ausweijen fann; 

e) das Sicherheitsventil mehr belajtet, ala bei der 
Keſſelprobe bejtimmt wurde, und in der Conceſ— 
fion angegeben ift; 

f) den Hebel, im Falle ein folcher für ein Si- 
cherheitsventil vorhanden, verlängert oder fonft 
verändert, ohne davon gine Anzeige zu machen, 
und endlich 

g) ſich überhaupt was immer für eine Handlung 
oder Unterlaffung zu Schulden kommen läßt, 
wodurch bei dem Gebrauche des Keffels Gefahr 
für die Eörperliche Sicherheit entitehen kann, 
macht jich einer ſchweren Bolizei = Lebertretung 
ſchuldig, und wird nach den beftehenden Vorſchrif— 
ten des I. Theiles des St. G. behandelt 
werden. 


(Folgt die Inftruftion für die Probirung der Dampfleſſel aller Arten.) 
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MR. 


VBerbeimlichung der Geburt. 
(68. 94 und 95 ©t. ©. II, This. VII. Hptft.) 


$. 94. 

Eine Weibsperfon, die fich von einem unehelichen ha 
Beiichlafe ſchwanger befindet, muß bei der Niederkunft „NH. 
eine Hebamme, einen Geburtshelfer, ober fonft eine Peitwer- 
ehrbare Frau zum Beiftande rufen. Wäre fie aber 
von der Niederfunft übereilet, oder Beiltand zu rufen, 
gehindert worden, und fie hätte entweder eine Fehl: 
geburt gethan, oder das lebendig geborne Kind wäre 
binnen 24 Stunden von Zeit der Geburt an, geftor: 
ben; fo ift fie verbunden, einer zur Geburtshilfe be: 
rechtigten, oder wo eine folche nicht zur Hand ift, einer 
obrigfeitlihen Perſon, von ihrer Niederkunft die An- 
zeige zu machen, und berfelben die unzeitige Geburt, 
oder das todte Kind vorzuzeigen. 

$. 95. 

Die gegen diefe Vorfchrift geichehene Verheimli- Strafe auf 
chung der Geburt wird nach Heritellung der Verheimsgcimtigung 
lichenden mit ftrengem Arreite von drei bie ſechs Mo“ rt 
naten beftraft. 


Niederöfter. Regierungsd- Verordnung v. 22. Auguft 
1833. 3. 44,588. (Prov. ©. ©. f. Nied.-Defter. v. 3. 1988.) 
(Lügenau I. Bb. ©. 380.) 

— — Zur Beförderung der heilfamen Abficht des $. 9a — 


werden den Aerzten, Wundärzten, Öeburtsärzten und 
Hebammen bie im $. 94 des IL. Thls. d. St. ©. enthaltenen 
4 


Unmiffen« 
beit ber 


Unmiffen- 
beit ber 
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Berpflichtungen mit dem Beifage in Erinnerung gebracht bei Ent» 
bindungen lediger Weibsperfonen, jedoch mit Schonung und ohne 
Zwang dahin zu wirfen, daß die todt gebornen oder bald nach der 
Geburt geftorbenen Kinder nach Thunlichfeit beſchaut und ge 
hörig beerdiget werben: 


28, 


Unwiffenbeit von Werzten und Wundärzten. 
($$. 111 und 112 St. ©. I. Thls. VIIL Hptft.) 


$. 111. 
Einem Heilarzte, der nach dem Erfenntniffe der 


Fakultät, bei Behandlung eines Kranken folche Fehler 
“begangen hat, woraus Unwiffenheit am Tage liegt, 


ift, dafern der Kranke geftorben, oder in den Stand 

einer Siechheit und Erwerbungsunfähigfeit verfeßet 

worden, die Praris fo lange zu unterfagen, bis er in 

einer neuen Prüfung bei der Fakultät dargethan hat, 

die ihm mangelnden Kenntniffe nachgehohlet zu haben. 
$. 112. 

Eben diefe Beltrafung findet Plab gegen einen 


Dura Wundarzt bei einer unfchicklichen Operirung eines 


Kranken, der davon entweder geftorben, oder dadurch 
an feinem Körper wefentlich verunglücet worden. 


JuftizsHofdel. vom 8. Mai 1829 an das nied.-öfterr, 
A. G. Nr. 2400 d. J. G. ©. 
(Lügenau I. Thl. ©. 461.) 

Ueber die Frage, in wie fern an Orten, wo feine Fakul— 
tät befteht, Dem medizinischen Lehrkörper das Befugniß züftehe, auf 
Anfuchen der Eivil- oder Kriminal-Gertchte wiſſenſchaftliche Gut⸗ 
achten abzugeben, und wohin, wenn dieſes nicht ber Fall fein folkte 
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fich die Gerichtöbehörden zu wenden hätten, wird bedeutet: Es ſei 
nad der Aeußerung der vereinten Hoffanzlei nicht, thunlich, 
die mediziniſch-chirurchiſchen Profefforen an Ly— 
chen zur Abgabe von Kunſt-Gutachten zu ermäd- 
tigen, daher fie ſich in Zufunft in allen jenen Fällen, wo fich 
die Kriminalbehörde nicht mit dem vorgefchriebenen Befunde ein: 
zelner Kunftverftändigen begnügen zu konnen, fondern ein Eolle- 
gial⸗Gutachten zu benöthigen ‚glaubt, an die nächte Univer- 
ſität, wo eine medizinische Kafultät befteht, u verwenden hat. 


Hoffanzleidef.v. 19. Juli 1827. 3hl. 17,242 an 
ſämmtl. Länderft. 
(Lügenau I. Thl. S. 122.) 


Jedem Wundarzte, dem die Ausüburg der Geburtd- 
hülfe unterfagt wird, ift auch die Prarid in den übrigen 
Zweigen des wunbdärztlichen Gewerbes für denfelben Zeitraum 
einzuftellen. 


AG 9, 


Unerlaubte Berabredungen 
von Gewerbsleuten oder Handwerks» Gefellen, 
und Verheimlibung von Vorräthen. 
($$. 227 — 232 St. ©. IL. Th. XI. Hptſt.) 


$. 227. 


Die Verabredung von mehreren oder ſämmtlichen Merasre- 
Gewerbsleuten eines Gewerbes, in ber Abficht, den Sense. 
Preis. einer Waare oder einer Arbeit zum Nachtheile wersrnet 
bes Puhlikums zu, erhöhen, ober. zu, ihrem, EIGENEN PuBIIcam6. 
Vortheile herabzufegen, oder, um Mangel zu verurja: 
chen, iſt als eine. ſchwere Polizei - Webertretung, nach 
Maaß der, Theilnabme an berielben, zu beſgafen. 
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$. 228. 
Strafe für Die Urheber folder VBerabredungen find nach der 
bie Urheber. : — — 
größeren oder kleineren Wichtigkeit des Gegenſtandes, 
mit ſtrengem Arreſte von einem bis drei Monaten; 
Dam fe und wenn bie Vorſteher des Gewerbes die Urheber 
fine? ſind, nebftdem mit Entſetzung und fernerer Unfähigkeit 
zum Vorfteheramte zu beftrafen. Die Strafe ber 
htrigen übrigen Mitichuldigen nach der Reihe ift mit enger 
eerfchliegung und Faſten verfchärfter Arreſt von drei 
Tagen bis zu einem Monate, je nachdem jedem ber: 
felben eine ſtärkere Mitwirkung zur Laft fallt. 


| $. 229. 
Berabre- Bei Verabredung der Handwerksgefellen, um fich 


dungen der 


en durch gemeinfchaftlihe Weigerung zu arbeiten, oder 
durch ‚andere Mittel einen höheren Tag- oder Wochen: 
lohn, oder andere Bedingungen von ihren Meiftern zu 
erzwingen, find die Nädelsführer mit durch Faſten und 
Züctigung verſchärftem Arrefte von drei Tagen bie 
zu einer MWoce zu beftrafen; und nachdem fie entwe— 
der Eingeborne oder Ausländer find, aus der Provinz 


oder den ſämmtlichen Erbländern abzufchaffen. 


$. 230. 

— Wenn Gewerbsleute, welche Waaren, die zu den 
aa nothwendigſten Bedürfniſſen des täglichen Unterhaltes 
oo gehören, zum allgemeinen Ankaufe feilbiethen, ihren 
7 Vorrath verheimlichen, oder davon was immer für 
Ablötgen, EINEN Käufer zu verabfolgen fich weigern, find dieſel— 
ver nach Beichaffenheit, ala die Waare unentbehrlicher 
ift, das erfte Mal mit einer Geldftrafe von zehn bie 


fünfzig Gulden zu belegen; bei dem zweiten Falle ift 
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die Strafe zu verdoppeln; die britte Webertretung zieht 
den Verluft des Gewerbes nach fich. 


$. 231. 
Hätten die Fälle der SS. 226, 227, 229 und Skrare, 


230, Beranlaffungen zu einer öffentlichen Unruhe genug um. 
geben; fo ift die für die drei erften Fälle beftimmte ie wer- 
Strafe des einfachen in ftrengen Arreſt zu verwandeln; 
bei dem Falle des $. 230 aber der Gewerbeverluft 


fogleih auf das erjte Mal zu verhängen. 


$. 232. 
Dafern die in dem $. 230 angeführte Verheim: Bann vi 


lichung oder Weigerung zur Zeit einer wirklichen sus wer 
öffentlichen Unruhe gejchähe, it der Schuldige mebftsur dei 
dem Gewerbsverlufte mit fechsmonatlichem, frengemErninene 
Arrefte zu beftrafen, es wäre denn, daß dabei auch die 
Abficht, die öffentliche Unruhe zu vergrößern, erwiefen 
würde, wo der Fall, eine jchwere ‘Polizei = Hebertre- 
tung zu fein, aufhöret, und als ein Verbrechen nach 
dem $. 64 des erjten Theils zu behandeln fein wird. 


Der $. 226 U. Tel. dv. St. ©. behandelt die Strafe des Betruges 
burh Unehtheit in Maaf und Gewicht und Hebertretung der Tars 
orbnungen (Sich IN. Atfchnitt d. Handbuches.) 


64 1. Thl. d. St. ©. u. die Strafe des Aufſtandes. 
(Ei 1 —** d. Handb, A. Nr. 
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A 10, 


Ehrenbeleidigungen, 


welche in den 6. 2341— 240 St. ©. IL. Thl. aufgeführt‘ find. 
(AU. Hpiſt.) 


$. 234. 
en Schwere Polizei »Nebertretungen gegen die Sicherheit der 
Biaungen. Ehre werden Ehrenbeleidigungen genannt. Die Bälle der Eh: 
BL renbeleidigungeu find: *) 

a) wenn Jemandes guter Name’ durch imgegrünbete 
Beſchuldigung eines Verbrechens angegriffen wird, 
die Beſchuldigung jedoch nicht fo weit gegangen 
ift, um die nach dem $. 188° des erften Theiles 
zum Verbrechen der Verläumdung : erforberfichen 
Eigenſchaften zu erreichen. Iſt dem Beſchuldig— 
“ten dadurch Feine machtheilige Folge zugezogen 
‘worden; fo ift die Beltrafung des Beleidigers 
im Berhältniffe des Schuld gegebenen - Verbre- 

z hend, Arreft von einem bis zu drei Monaten. 
Hat der Beſchädigte Nachtheil gelitten, fo--ift der 
Beleidiger mit ſtrengem Arreſte von eiiem bis 
zu drei Monaten zu beſtrafen. 


— 


*) Die in ben 88. 234 — 240 II. Thl. d. St. ©. angeführten 
GEhrenbeleidigungen find zu Folge Art. IX. B. d. ©t. P. D. v. 17. Jän: 
ner 1850 als Bergehen, die übrigen in bem XI. Hptſt. d. II. Thle. 
d. Et. &. vorfommenden Ghrenbeleidigungen aber als Uebertretungen 
(Art. X.) anzufehen und zu beftrafen. 
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-Niederöfter. Regier. Verordnug vom 18. Mai 1836, 
‚3hl. 27,250, an die k. k. Kreisämter, Pol. Ob.:Dir. ıc. (Prov. 
G. ©. für Nied. Oeſt.) 

(Lügenau II. Thl. ©. 343.) 

— — Nah dem Geifte der gefeglichen Beftimmung über 
die Zurechnung der Ehrenbeleidigung ald ſchwere Polizei » Mlebers 
tretung fünnen die nicht felten vorfommenden beleidigenden 
Ausfälle, welche fich Parteien und Schriften» Berfafier in 
ihren Schriften aus vermeinter Kränfung oder von Nichtfennt- 
niß und falfcher Anficht geleitet gegen Behörden erlauben, nicht 
unter den Begriff von Eprenbetetbigungen in der Eigenfchaft 
fchwerer — — —— ſubſumirt werden, — ſind in 
anderweitigen Wegen gebuͤhrend zu ahnden. 


Sieh' auch das Br . 8. Oftober 1807 bei S 188 1. Thl. d. 
G. dieſ. Handh, Abſchn. I. A, Nr. 20.) 


$. 235. 


b) Wer gegen jemanden eine mit erbichteten wahr: $ortierung. 

fcheinlichen Umftänden begleitete Befchuldigung 
einer fchweren Polizei » Nebertretung ausgebracht 
bat. Die Strafe ift, nach Verhältniß der Be— 
ſchuldigung, Arreft von drei Tagen bie zu einem 
Monate, wenn für den Befchuldigten Fein Nach: 
theil erfolget. Iſt das Lebtere geſchehen, fo foll 
‚ber Beleidiger, mit durch engere Verſchließung 
und Faften verfchärftem Arrefte von einem bie 
drei Monaten beftrafet werden. 


. 236. 
0) Wann auch ſonſt jemand einer Handlung: fälfch-Fortferuns. 
lich befchuldiget wird, welche, bafern ſie wahr 
befunden würde, bie: bürgerliche Achtung bed Be— 
'sfehuldigten vermindern, und Daher, auf ſein Yort- 
‚kommen, ſeinen Geſchäftstrieb, oder. feine, Exrwer- 
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bung einen fehablichen Einfluß haben kann. Die 
Beftrafung ift abermal mit Rückſicht auf ben 
wirklich nachtheiligen Erfolg, Arreft von einem 
bis zu drei Monaten, der nach Umftänden auch 
zu verfchärfen iſt. 


Nied.-Defterr. Regierungs-Verordnung, v. 8. Mai 
1806. 3. 11,779 an d. Wiener Magift. 
(Lügenau II. Thl. pag. 345.) 


In einem jpexiellen Falle, wo fich in einer Sag fchrift Injurien 
und ehrenrührige Behauptungen erlaubt wurden, ift die Amts⸗ 
handlung nad) dem $. 236 I. Thl. d. St. G. abgefondert von 
dem Juftizgegenftande aufgetragen worden. 


$. 237. 
nr A) Wenn jemand durch Schmähichriften, oder durch 
ne bildliche Schilderung, von was immer für einer 


Gattung, es fei namentlich, oder durch auf ihn 
beftimmt, und einzeln anmwendbare Kennzeichen 
dem öffentlichen Spotte ausgefeßet wird. Die 
Strafe ift Arreft von einem bis zu drei Mo- 
naten, 
$. 238. 
Mer vie Die Strafe fanmtlicher bisher gedachter Ehren: 
it befeidigungen verwirft nicht nur der erfte Urheber, 
fondern auch jeder, der die Beichuldigung oder ſchmäh— 
liche Schilderung weiter zu verbreiten, und zu derſel— 
ben mehrerer Oeffentlichfeit beizutragen, lich zum Ge: 
ſchäfte macht. 
$. 239. 
———A Tritt bei dieſer Uebertretung noch insbeſondere 


renbe lim» 


Rande ver zwiſchen dem Beleidiger und dem Angegriffenen das 
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Verhältnig der Ehrerbietung, ober auch naher Ver- hrererd- 
wandtſchaft ein; jo ift diefer Umſtaud als erfchwerend 
anzufehen, und darauf die Strafe des firengen Arre— 

ftes von einem bis zu drei Monaten zu erkennen. 


$. 240. 

Dagegen erichweret auch das Verhaͤltniß eineg Fertfetuns- 
Borgefekten gegen feinen Untergebenen biefe Uebertre— 
tung; und ein Worgefekter, ver bei ber ihm durch fein 
Amt angebothenen Gelegenheit gegen feinen Unterge— 
benen fälfchliche Beleidigungen anbringt, wodurch bie: 
jer in feinem weitern Fortkommen gehindert wird, oder 
fonft in der beffern Meinung von feiner Pflichtmäßig- 
feit verliert, fol zum Widerrufe verpflichtet, die Art 
feiner weiteren Beftrafung aber feinem unmittelbaren 
Dberhaupte vorbehalten fein. 


M 11. 


Unzuchtfälle, 


die in den $$. 246 — 253 U. Thl. d. St. ©. aufgeführt find. 
(XIH. Hptft.) 


$. 246. 


Unzucht zwifchen volle und halbbürtigen Gefchwi: — 
ſtern, zwiſchen Ehegenoſſen der Eltern, der Kinder "Se 
oder Gefchwifter, iſt als ſchwere Polizei = Nebertretung 
mit ein: big dreimonatlichem Arrefte, der nach ben 
mitunterlaufenen Umftänden durch Yaften, engere Ver— 
fchliegung und Züchtigung verfchärft werden fol, zu 
beftrafen. Diejenigen, die durch die Unterfuchung ale 
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die Verführer erkannt werden, find zum ſtrengen Ar- 
reſte von einem bis zu drei Monaten zu verurtheilen. 
Nach vollendeter Strafzeit ift von Amtswegen Vor— 
forge zu ' treffen, daß die Gemeinfchaft zwiſchen „ben 
Schuldigen durch ihre Abfonderung aufgehoben werde. 


$. 247. 
edebruq. Eine verheirathete Perſon, die einen Ehebruch 
begeht, wie auch eine unverheirathete, mit welcher ein 
Ehebruch begangen wird, iſt mit Arreſt von einem 
Monate bis zu ſechs Monaten; das Weib aber als— 
dann ftrenger zu -beftvafen, wann durch den‘ begauge: 
nen Chebruch über die Rechtmäßigkeit der nachfolgen- 
den. Geburt ein: Zweifel entitehen- kann. 
$. 248. 
Bann in- Der Ehebruch kann jedoch, denn Fall des unten 


terſuchung 


— folgenden $. 255* ausgenommen, nie von Amts— 
greift. wegen, fondern allein -auf Verlangen des beleidigten 


*) Die Berufung bes $. 248 auf $. 255 II Thl. d. St. ©. macht 
es nothwendig, daß derfelbe und auch & 254 zur beflern Ueberficht und 
‚Herftellung des Zufammenhanges hier bemerkt werde. — Die $$. 254 ı. 
255 I. Thl: dv. St. ©. lauten wie folgt: 

$. 254. Die Beftrafung derjenigen, die mit ihrem Körper 
unzüchtiged Gewerbe treiben, ift der Bollzei überlaffen. Wenn 
jedoch die Schanddirne durch die Oeffentlichkeit auffallendes Aer— 
gerniß veranlaſſet, junge Leute verfuͤhret, oder, da ſie wußte, daß 
fie mit einer veneriſchen Krankheit behaftet war, dennoch ihr uns 
zuchtiges Gewerbe fortgefetzet hat, iſt ſie mit ſtrengem Arreſte von 
einem bis drei Monaten zu beſtrafen. 
.$. 255. Eine verheirathete Perſon, welche mit der Unzucht 
Gewerbe treibt ımterliegt der eben ($: 254) gedachten Beitrafumg 
nicht weniger als eine unverheirathete obgleich von dem Manne 
deßhalb nicht „Klage: geführt wird. Der-Umftand, daß die das 
Schandgewerbe treibende Perſon verheirathet ift, muß als ein ers 
ſchwerender Umſtand die Strafe verfchärfen. 


:33 
Dheiles in Unterſuchung gezogen, und beftrafet: werben. 
Selbft diefer ift zu einer ſolchen Forderung "Ferner 
nicht berechtiget, wann‘ er die ihm befannt gewordene 
‚Beleidigung ausbrücklich verziehen, oder ſtillſchweigend 
dadurch nachgeiehen, daß er von’ der Zeit an, da ihm 
folche befannt geworben, durch ſechs Wochen darüber 
nicht Klage geführet hat. Auch die bereits erkannte 
Strafe erliicht, ſobald der beleidigte Theil fich erklä— 
ret mit dem Schuldigen wieder leben zu wollen. Doch 
hebt eine folche Erklärung die ſchon erfannte- Strafe 
in Anfehung der -Mitfchuldigen nicht auf. 
$. 229. 
Ein Hausgenoß, ber’ eine minderjährige Dochlter, Berleitung 


einer min- 


oder eine zur Haushaltung gehörige; Anverwandte u * 


Hausvaters oder der Hausfrau entehret, foll nah Unnkn 
terſchied feines Verhältniffes zu der Familie, mit ftren- —* 
gem Arreſte von einem dis zu drei Monaten beſtraft 
werden. 

. 250. 

Gleiche Beſtrafung iſt zu verhängen gegen eine Fine 
in veiner Familie: dienende Weiböperfon, die einen: Min: eine, 
derjaͤhrigen Sohn, oder einen tm Haufe lebenden min 2* 
denjährigen Anverwandten zur Unzucht verleitet. Die tm 
Unterſuchung und Beftrafang diefer beiden Uebertre⸗ — 
tungsfälle findet aber nur auf’ Verlangen der Eltern, 27 
“Anverwandten oder der Vormundſchaft Statt. 

8.231. 
Die Verführung und Entehrung einer Perſon Gntchrang 
unter der nicht. erfüllten : Zuſage der Che, Toll "nebftäufege we 


"dem der Entehrten auf " Entfchäbigung "vorbeßaltetien * 


Eingehnng 
gefegwibri« 
ger Ehe, 


sa 
Rechte, mit firengem Arrefte von einem bis au brei 
Monaten beftraft werben. 
$. 252. 


Mer ſich mit Verfchweigung eines ihm befann- 
ten geſetzlichen Ehehinderniffes trauen läßt, ohne vor: 


— her die ordentliche Diſpenſation erhalten zu haben; 


Strafe. 


wer ſich in ein fremdes Land begibt, um daſelbſt eine 
Ehe zu fehließen, die nach den Landesgefehen nicht 
Statt finden konnte, ift mit ftrengem Arrefte von drei 
zu ſechs Monaten, und der Verführende ſtets ftrenger 
zu ftrafen; der Arreft aber noch zu verfchärfen, wann 
einem Theile das Hindernig verheimlichet, und er fol- 
chergeftalt jchuldlos zu einer nichtigen Ehe verleitet 
worden. 


Patent v. 16. September 1785. (I. ©. ©, 1785. 
Nr, 4168.) 


(Lügenau IL Thl. S. 357°) 


— — Minderjährige Unterthanen der k. k. Erbländer, 
und im f. k. Dienfte ftehende Militärperfonen können auch in 
fremden Ländern eine für diefe Länder gültige Ehe nicht anders 
eingehen, ald wenn nach Vorfchrift des hiefigen Ehegeſetzes von 
Minderzährigen die väterliche, großväterliche, vormundjchoftliche, 
Erlaubniß des Regiments, Corps oder der denfelben vorgefegten 
Obrigleit dazu erhalten worden, — — 


ec) Wenn die in dem Ehegeſetze, $$. 10, 11, 13, 15, 17, 18, 
19, 21, beftimmten Hindernifle eintreten, fönnen f. E. Untertbanen 
auch in einem fremden Lande eine für die k. f. Staaten gültige 
Ehe nicht fchließen (im neuen a. b. ©. B. find die ($. 10— 21) 
hier beftimmten Hinverniffe in den $$. 49, 56, 62, 64, 65, 66, 
67, 68 und 75 enthalten.) 


d) die Außerachtlaffung ded Aufgebothes, oderderindem Ehes 
gefege darüber vorgefchriebenen Dispenfen macht eine von k. t. 
Untertbanen in fremden Ländern eingegangene Ehe für die k. k. 
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Staaten nur damahls ungültig, wenn in dem Lande, wo die Ehe 
geſchloſſen woreen, die Verfündigungen erfordert werben, oder 
wenn f, f. Unterthanen, die nach den dortigen Gefegen nöthigen 
Dispenfen auf die in demfelben Rande vorgefchriebene Art nicht 
bewirft haben, 

e) In der Artder Trauung find k. f. Unterthanen bei 
Ehen, welche fie in fremden Rändern eingehen nicht an die Vors 
fchrift des hierländigen Ehegefeges gebunden, jondern es ift genug, 
wenn dabei die Gefege desjenigen Landes beobachtet werden, wo 
die Trauung vollzogen wird. 


Erläuterung der Juſtiz-Geſetzgeb. Hoffommiff. vom 
6. Mai 1813. 


(Rügenau I. Thl. S. 358.) 


Jede Verfchweigung eines Ehehinderniſſes, es möge eine 
Dispenfation Statt finden fönnen oder nicht, unterliegt nach dem 
$. 102 d. a. b. ©. der gefeglichen im $. 252 d. St. ©. U. Thl. 
feftgefegteen Strafe. 


Hoffanzlei-Defret vom 9. Dezember 1819. 3hl. 88,515 
andasböhmifche Gubernium. 


(Lügenau II Thl. S. 361.) 


— — Maß die Unfrage betrifft, auf welche Art der 
Rabbiner, der cine gefegwidrine Trauung vornimmt, eigentlich 
zu beftrafen fei, da der $. 252 St. ©. II. Thls, worauf fid) der 
$. 130 des allg. b. G. B. bezieht, wohl von Beftrafung derjenigen, 
die fich mit Verſchweigung eines gefeglichen Hinderniſſes trauen 
laffen, nicht aber auch von Beftrafung desjenigen fpricht, welcher 
eine gefegwidrige Trauung vollziehet, fo find die Rabbiner, welche 
eine gejegwidrige Trauung vollziehen, wenn auch ter $. 252 des 
&t. ©. II. This. von denjelben feine Erwähnung macht, nichts 
defto weniger mit der in diefem Paragraphe feftger 
fegten Strafe eines ftrengen Arreſtes von drei bis ſechs Mos 
naten zu belegen. — — — 
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Gu 253; 
—— Eben dieſe Strafe iſt gegen Eltern: zu verhän— 
Kinterzu gen, die durch, Mißbrauch der. elterlichen, Gewalt. ihre 
Scan Kinder zu einer Ehe zwingen fellten, welche nach den 
— Geſetzen nichtig iſt. 


(„Eben dieſe Strafe” — naͤmlich die im $. 252 ausgeſprochene Strafe 
des ſtrengen Arreſtes von drei bis ſechs Monaten.) 


2 12. 
Kuppelei. 
(Die $$. 256 — 259 St. ©. II. Thl. XI. Hpiſt.) 
$. 256. ‘) 
— Zeigt ſich durch die Unterſuchung, daß der Mann 


wittigt rzu dem Schandgewerbe des Meibes eingewilliget, und 
— —* an dem Erwerbe Antheil genommen, oder ſonſt offen— 
bar Vortheil daraus gezogen hat; ſo ſoll derſelbe zu 


*) Der Zuſammenhang des $. 256 mit den zwei vorhergehenden er: 

fordert es, daß diefe beiden frühern Paragraphe bier bemerft werben. 
Als- $. 254. Die Deitrafung derjenigen, die mit ihrem Körper 
Gewerbe. unzuͤchtiges Gewerbe treiben, ift der Polizei überlaffen. Wenn 
jedoch die Schanddirne, durch die Deffentlichkeit auffallendes Aer- 
gerniß veranlaßet, junge Leute verführet, oder da fie wußte, daß 
fie mit einer venerifchen Krankheit behaftet war, dennoch ihr uns 
züchtiges Gewerbe fortgefegt bat, ift fie mit ftrengem Arrefte von 

einem bis drei Monaten. zu beftrafen. 


Unzüchtiges $. 255. Eine verheirathete Berfon, welche. mit der Unzucht 
—— Gewerbe treibt, unterliegt der obgedachten Beſtrafung nicht weni⸗ 
heirateten ger, als eine unverheirathete, obgleich. von dem. Manne deßhalb 
Seen nicht Klage geführt wird. Der Umftand, daß bie das Schand- 
gewerbe treibende Perfon verheirathet ift, muß alö ein bejchwer 

ven der Umftand die Strafe verfchärfen. 
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den höchſten in‘ den: folgender: Paragraphen: auf‘ die 
Kuppelei gefepten Strafen verurtheilt werden. 
$. 257. 
Der Kuppelei machen fich; fehuldig; 

a) diejenigen, welche Schanddirnen bei ſich einen 
ordentlichen Aufenthalt, oder zur Treibung ihres 
Gewerbes Unterfchleif geben ; 

b) bdiejenigeit, welche zur Zuführung folcher Perſo— 
nen ein Geſchäft machen; 

c) biejenigen, welche fonft fich zu Unterhändlern in 
unerlaubten Berftändniffen diefer Art gebrauchen 
laffen. 


Kuppelei. 


Hofkanzleidek. vom 28. Mai 1824 Zh. 15007 (Prov. ©. 
©. für Nied. Oefterf. 1824.) 
(Lügenau 11. Thl. S. 365.) 


— — Da der $. 257 I. Thl. d. St. ©, im Allgemei- 
nen und ohne Ausnahme von Perſonen die Fälle beftimmt, in 
welchen der Kuppelei fich jchuldig gemacht wird, fo ift e8 außer 
Zweifel, daß. auch Gaft- und Schanfwirthe, wenn ihnen 
eined der dort bezeichneten Vergehen zur Laft fällt, nach diefem 
Baragraphe ald Kuppler zu behandeln, und mit den in dem ba- 
rauf folgenden $. 258 feftgefegten Strafen zu belegen find. Der 
Umftand, daß in dem $. 260 der Fälle insbefondere Erwähnung 
geichieht, wo Gaft- und Schanfwirthe zur Unzucht Gelegenheit 
verschaffen, und Darauf eine eigene Strafjanktion ausgefprochen 
wird, kann nicht hindern, daß diefe Klafje der Gewerböleute dann, 
wenn fie fich das durch Das Strafgefeß ald [ch werer anerfannten 
Vergehens der Kuppelei jchuldig macht, auch wie jeder andere 
der entfprechenden ftrengeren Strafe unterzogen werde. 


Hoffanzleidef. v. 1. April’ 1825 Zhl. 9420 (Prov. ©. ©. 
fe Nied.Oeſter. v. 3. 1825.) 
(Lügenau IL Th. Seite 367.) 


Aus Anlaß eines fpezielleu Falles — — wurde mit Der 
fret vom 1. April 1825 entfchieden: dag ber an Weibsperfonen, 
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welche mit dem Schandgemwerbe ſich befaflen, gegebene Aufent⸗ 
halt für fich allein zur fehweren Polizei Mebertretung der 
Kuppelei fich noch nicht qualifizire, wenn nicht zugleich dargerhan 
ift, daß diefer Aufenthalt ihnen in der Eigenſchaft als 
Schanddirnen zur Treibung ihres unerlaubten Gewerbes ge- 
geben, oder mit Wiffen des Aufenthaltgebers zu diefem Zwecke 
benügt worden if. — — 


$. 258. 

Strafe, Die Strafe der Kuppelei ift firenger Arreft von 
drei bis zu ſechs Monaten; fie ift aber in der Dauer 
zu verlängern, auch mit Faſten und Züctigung zu 
verfchärfen, wann die Schuldigen dag Gewerbe bereits 
durch langere Zeit fortgeieget haben. 

$. 259.) 
Strafe au Eine wegen Kuppelet ſchon beitrafte Perſon ift 
"ebene bei Der abermaligen Betretung mit einer Tafel vor der 
“ns. Bruſt, unter der Auffchrift: Wegen Kuppelei, oder: Wes 
gen Berführung zur Unzucht, in einem Kreife ausyuftellen, 
fodann durch ſechs Monate in jtrengem Arrefte, mit 


Verſchärfung durch Faſten und Züchtigung, anzubalten, 





) Man fehe wegen Abfchaffung der Ausftellung im Kreife, und 
ver Züchtigung, die Kundmachung des tir. Gub. v. 2. Juli 1848 Mr. 
13877 Mit. d und e Abfag I. in Folge Erlaß des Juſt. Minift. vom 31. 
Mat 1848 3. 379. 


Der Zufammenhbang des $. 260 mit den vorhergehenden $$. und die den: 
felben betreffenden Verordnungen machen es notbwendig, ihn bier anmer: 
anmerfungsweife beizufegen. 


Der $. 260 lautet alfo: 

„Wenn Gaſt- oder Schenfwirthe zur Unzucht Gelegenheit verichaffen, 
find diefelben bei der erften Betretung mit einer Gelbitrafe von fünf und 
zwanzig bis zweihundert Gulden zu belegen. Bet weiterer Fortfegung des 
Unterfchleifes werden fie von dem Gaſt- oder Schenfhaufe abgeſchafft, und 
zu einem ſolchen Gewerbe für die Zukunft unfähig erfläret. Haben bie 
Dienftleute, ohne Wiſſen des Wirthes oder Schenfen, den Unterfchleif ge 
geben; fo find jelbe gleich andern Kupplern zu befirafen.“ 


nach vollftreckter Strafe aber aus dem bisherigen Auf: 
enthaltsorte, und eine Fremde aus den fämmtlichen 
Erblandern abzujchaffen. 


2. 13. 


Widerrehtliche Eröffnung gerichtlicher Siegel, 
(in den Fällen des Patentes vom 17. Jänner 1850, 


Art. IH.) 
(Zur — iſt es erſorderlich das Hofdek. vom 29. —* uſt 1822 
Mr. 1389 d. I. G. ©. nach feinem ganzen Inhalte bier zu bemerken.) 


Hoffanzleidef. v. 29. Auguft 1822 an fämmtl. Länder-⸗ 
ftellen in Folge a. h. Entſchließung vom 17. Juni 
1822. Mr. 1889 d. J. G. S. 


Zum Schutze der Rechte und des Anſehens gerichtlicher 
Siegel wird verordnet: 


(Zum Bezirksgerichte gehörig.) 


$. 1. Eine eigenmächtige oder widerrechtliche Eröffnung ge⸗ 
richtlicher Siegel, unter denen jchriftliche Aufläge, oder andere 
Gegenftände verſchloſſen gehalten werden, joll, wenn fie aus blo— 
gem Muthwillen oder aus leichtfertiger Neugierde verübet 
wird, ald eine fehwere Polizei-Uebertretung *) angefehen und mit 
Arreft von einem zu drei Monaten beftraft werden. 


$. 2. Handlungen diefer Art, wenn fie zum 
Zeichen der Geringſchätzung gerichtlicher Anordnungen 
oder aber in der Abficht verübt werben, dag vermeint- 


*) Zu Folge At. X N. 1 d. St. P. OD. v. 17. Jänner 1850 if 
anftatt ſchwere Pol.-Ueb. zu fegen: „Soll als eine Webertretung 
angefehen x. 

Der Fall des $. 1 des Hoffanzleidef. v. 29. Aug. 1822 ift dem Bes 
zirtögerichte zugewiefen. (Sieh’ U, Abſchn. diefes er 
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liche eigene Recht, oder irgend eine gehäffige Abficht 
damit eigenmächtig durchzufegen find =) — ale Ber: 
geben mit firengem Arreſte von ein big zu 
ſechs Monaten zu ahnden. 


*) Batent vom 17. Jänner 1850, einige Milderungen 
ber Strafgefege betreffend. Art. II. 


Art. IL. Die in dem Hoffanzleidefrete vom 29. Aug. 1822 
3. 1889 d. 3. ©. ©. — $. 2 — ald Verbrechen erllärte Er— 
Öffnung gerichtlicher Siegel ift nur ald Vergeben mit ftrengem 
Arrefte von 1— 6 Monaten zu ahnden. 


$. 3. Werden BVerlegungen gerichtlicher Siegel 
als ein Mittel zur Verübung eines größern Verbre— 
chens unternommen, fo ift der Thaͤter mit der auf 
das beabjichtigte Verbrechen feſtgeſetzten Strafe in An— 
wendung des $. 28 des Strafgefegauces I Thls. zu 
belegen. 

$. 4. Das Erkenntniß, ob in dieſen allen 
nur der Erſatz des Schadens, oder aber eine volle 
Genugthung zu leiften fei, iſt nach den Beftimmungen 
des 30. Hauptitückes des 2. Theil des a. b. G. 8. 
zu ſchöpfen. 


Hofkanzleidek. v. 24. Juli 1829 Zhl. 16,083, 
fundgemacht durch das gal. Gub. am 13. September 1829. 
(Maucher I. Thl. ©. 326.) 


Mo es ſich um die Verlegung eined nicht gerichtlichen, d. i. 
um die Verlegung des Siegel der Jurisdictions-Be— 
en oder fonft eines ämtlichen Siegels handelt, können bloß Die 

orfchriften des allgemeinen Strafgefeges IL Thls. in Erwägung 
fommen. 
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2. 14. 


Bergeben der Verführung zum Mifjbrauche der 
Amtögewalt. 


(Pat. v. 17. Jänner 1850. Art. V.) 


Patent vom 17. Jäuner 1850. Art. V. 


Art. V. Die in dem $. 89*) des I. Thls. bezeichnete Ver⸗ 
leitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt ift nur dann, 
wenn die Verführung eines Civil» oder Strafrichterd, eined Ges 
ſchwornen oder Staatsanwaltes oder in Fällen einer Dienftver- 
leihung oder einer Enticheidung in öffentlichen Angelegenheiten, 
die Verleitung eines andern Beamten zu einer Parteilichfeit oder 
zur Verlegung der Amtspflicht in der Abficht des Thäters lag, ald 
Verbrechen mit den dort feftgefegten Strafen, außer dem aber, 


in foweit eine folche Handlung ſich nicht als eine 
ſchwerer beftrafte andere Gefekesübertregung barftellt, 
nur als Vergehen mit Arreit von ein bis zu feche 
Monaten zu ahnden. 


Eich’ $. 89— 91 1, Thl. d. St. ©, im II. Abfchniite d. Handb. 
(A. Nr. 4.) 





*) Zur Herftellung des Zufammenhanges wird $. 89 I. Th. d. Et. 
®. hier anmerfungsweife angeführt, und auch der Art. V. d. Pat.v. 17. 
Jänner 1850 nach feinem ganzen Inhalte angegeken, zugleih aber auch 
auf den II. Abfchnitt d. Handb, (A. Nr. 4) verwiefen. 


$. 89. 


Wer durch Gejchenfe eine Obrigfeit oder einen in Pflicht fiehenden 
Beamten zur Parteilichfeit in einer Dienftfache, bei einer Dienftbeförberung 
oder überhaupt zur Verlegung der Amtspflicht zu verleiten fucht, macht 
fich durch eine folche BVerleitung eines Verbrechens ſchuldig; die Abficht 
mag auf feinen eigenen ober eines Dritten Vortheil gerichtet fein, fie mag 
ihm gelingen oder nicht. 


5* 
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N 15. 


Uebertretungen der Peitvorfchriften. 
(Pat. v. 21. Mai 1805.) 


Patent vom 21. Mai 1805. Nr. 731 d. J. ©. ©. 
gegen Uebertretungen der-Peftvorfchriften. 


Mie Franz der Zweite ıc. 


Da ed in Bezug auf bürgerliche Ordnung bei anfteden- 
den Krankheiten befondere Mebertretungen gibt, deren Abhaltung 
der Staat durch augemefjene Strafen zu bewirfen trachten muß, 
jo haben Wir befunden, folgende Strafgefege feftzufegen, nad) 
welchen, wenn fie einmal fundgemacht fein werden, ohne Rüd: 
ficht auf die voraus publieirten dießfälligen Anordnungen, von 
den betreffenden Behörden Unſerer deutfchen und italienifchen 
Erbländer in folhen Vergehungsfällen unnachfichtlich vorzuge— 
ben fein wird. 


$. 1. In einem Bezirke, worin zur Hintanhal- 
tung der drohenden Gefahr der Peſt, Anitalten ge: 
troffen find, macht man ftch einer fchweren Webertretung 
durch jede Handlung ſchuldig, welche nach ihren na- 
türlichen leicht erkennbaren Folgen, oder vermög ber 
befonders befannt gemachten Vorſchriften dag Uebel 
herbeiführen, oder es weiter verbreiten kann, die Hand- 
lung mag in einer Unternehmung oder Unterlaffung 
beitehen, fie mag im Vorſatze oder in einem Verſehen 
gegründet jein. 


$. 2. Die hauptfächlichiten Arten einer folchen 
Mebertretung find: 
1) die Ueberſchreitung des Cordong; 
2) die DVereitlung der Contumaz; 


3) die Hintanfehung des bei einer foldhen Beran- 


ftaltung aufgetragenen Amtes; 


4) die Verheimlichung der Gefahr. 


$. 3. Der erften Gattung der Vebertretung macht 


fich ſchuldig: 


a) 


b) 


c) 


d) 


e) 


der aus einem Bezirke, gegen welche die Contu- 
maz angeordnet, oder ein Cordon gezogen ift, zu 
Lande auf den nicht dazu beftimmten Wegen, 
oder zur See auf unerlaubten Hafen und Ge- 
ftaden auf das Land kömmt, Waaren dahin führt, 
ober abſetzet; 

ber den Cordon überfchreitet, ohne fich bei dem 
dafelbit beftellten Beamten zu melden; 

der ſich aus verdächtigen Gegenden eingefchlichen, 
und bei weiterer Fortſetzung feines Weges ei- 
nen faljhen Ort, von dem er gekommen fei, 
angibt; 

der Perfonen oder MWaaren zur Umgehung der 
ausgezeichneten Wege durch Rath, MWegmeifung, 
oder auf fonft immer eine Weiſe behülflich ift; 

der fih eine Urkunde zur Paſſirung felbft ver: 
fertigt oder zur Verfertigung derſelben mitwirkt, 
wie auch derjenige, der wiffentlich von einer un— 
echten, oder zwar. von einer echten, jedoch auf 
einen andern ausgeftellten Urkunde Gebrauch 
macht. 


$. 4. Der Anſteckung zuvor zu kommen, haben 


die Machen den Auftrag, gegen jeden, ber den Cor— 
don überfchreitet, und auf Zurufen derſelben nicht zu: 
rückweichet, oder wohl gar Gewalt braucht, auf ber 
Stelle Feuer zu geben. 


Die Strafe der in dem $. 3 enthaltenen Ueber— 


tretungen ift fchwerer Kerfer von 5 big 10, und bei 
befonders erichwerenden Umſtänden der größeren Ge- 


fahr, der ſchädlicheren ZTriebfeber, der befonderen Arg— 


lift, 


oder die Miederhohlung wohl auch von 10 bie 


20 Jahren. Nur in folhen allen, wo die Ueber: 
ichreitung offenbar aus einer Unvorſichtigkeit gefchehen 
ift, und kein wirklicher Nachtheil daraus erfolgen konnte, 
fann die Strafe auf eine kürzere Dauer ausgemeffen, 
und nach Befchaffenheit der Umftände durch eine. Züch- 
tigung mit Streichen *) verfchärfet werben. 


$. 5. Wegen Bereitlung ber Reinigungsanftalten 


wird verantworlich: 


a) 
b) 


wer vor geendigter vorgefchriebener Reinigungs- 
zeit aus dem Contumazhaufe entweicht; 

vor vollendeter Contumaz ohne Bewilligung der 
Contumaz-Aufſicht fih geſunden Perfonen nähert, 
und mit benfelben auf irgend eine Art Gemein: 


fchaft pfleget; 


c) wer Perfonen, oder Waaren aus verbäachtigen Ge: 


d) 


e) 


f) 


genden; ohne gehorigen Geſundheits-Zengniß und 
ohne Paß übernimmt, frachtet; befördert ; 

der in den dem Cordon nahe liegenden Orten frem— 
de Perfonen oder Waaren ohne Gefundheits:Zeug- 
niß, oder ohne daß das Gefundheits - Zeugniß nach 
Vorſchrift von der Obrigkeit berichtigt worden, be: 
berberget, oder ihnen Unterftand gibt; 

der Sachen, die nach der Borfchrift des Geſetzes, 
des Arztes, oder des Beamten, der Reinigung un: 
terzogen werden follen, verbirgt oder verheimlichet ; 
wie überhaupt alle bei den Contumazhäuſern ange: 
ftellte Beamte und Diener, die durch die Uebertre— 
tung ihrer Amts: Inftruktion zur möglichen ‚Her: 


(Sieh' Kundmachung vom 2. Juli 1848 des fir. Gubern. in Folge 
Weiſung des Minift. des Innern vom 31. Mai 1848, 3. 379 kei $. 17, 
allgem. Theil diefes Handbuches wegen Abfchaffung der körperlichen Züch— 
tigung.) 


beiführung einiger Gefahren die Gelegenheit eröff: 
nen mwürben. 


$. 6. Die Uebertreter werden auf die namliche Art 
behandelt, welche in dem $. A vorgefchrieben iſt. 


$.7. Durch Hintanſetzung des Amtes macht ſich 
überhaupt derjenige ſchuldig, welcher die ihm vermößg ſei— 
nes Amtes nach dem Gejeke, oder nach der beſonderen 
Anordnung des Beamten oder des Arztes obliegende 
Pflichten außer Acht ſetzet; insbejondere : 


a) wer die ihm obliegenden Anzeigen oder Berichte zu 
erftatten unterläßt,.oder auch nur verzögert; 


b) der Arzt, welcher in dem die Peſtpolizei betref: 
fenden Amtsgejchäfte Gefchenfe annimmt; 

c) der gegen die ihn anvertraute Aufjicht Perfonen 
oder Waaren auf unerlaubten, oder auf erlaubten 
Wegen, aber ohne gehaltener Contumaz in das 
Land laßt, oder vor der zur Contumaz vorgeſchrie— 
benen Zeit aus ber Contumaz entläßt; 

d) der gegen die Vorfchrift einen Geſundheitspaß er: 
theilt; 

e) der auf einen falfchen oder unrechtmaßig gebrauch- 
ten Gefundheitspaß Jemanden durchläßt; 


f) der Beitarzt oder Beamte, welcher bei feinem Ge: 
ſchäfte in die Gefahr der Anſteckung gerathen ift, 
und fich nicht felbft in die Contumaz verfüget. 


$. 8. Eine folche Uebertretung, wenn fie aus Ei- 
gennuß, oder doch wiſſentlich geichehen ift, ſoll mit ſchwe— 
tem Kerfer von 10 bis 20 Jahren beftrafet werden. 


$. 9. Die Verheimlihung der Gefahr fallt jedem 
zur Schuld, der von einer der oben angeführten Ueber: 


treiungen, von welcher Art fie fein möge, Wiffenfchaft 
erhält, und davon nicht unverweilt der nachiten ——— 
Anzeige macht. 


$. 10. Die Strafe der Verheimlichung ift Kerker 
von 1 bis 5 Jahren; fie kann aber bei befonderg er: 
ſchwerenden LUmftänden der Beitechung, der gefährlichern 
verheimlichten Webertretung, oder bei Wiederhohlung 
auch auf fchweren Kerker von 5 bie 10 Jahren audge- 
dehnet werden. 


‚11. Die übrigen in dem 1. $. nur allgemein 
angedeuteten Webertretungen follen nach dem Verhält— 
niffe, in welchem fie mit den hier ausgedrückten Fällen 
ftehen, beftrafet werden. 


$. 12. Wenn die Lebertretungen der Peltanftalten 
auf eine fo gefährliche Weile um fich greifen, daß durch 
fchnelles abjchrecfendes Verfahren Einhalt getban wer: 
ben muß; jo tritt das Standrecht ein. Wer nach kund— 
gemachten Standrechte fich einer gewaltthätigen oder doch 
ſchweren Uebertretung aus denjenigen, welche in den SS. 
3 und 5 angeführet find, jehuldig macht, Toll durch Er- 
ſchießung hingerichtet, die übrigen aber jollen mit den 
oben ausgemefienen Strafen beleget werden. 


1. — — — — — — — — 


Dieſer lediglich auf das Verfahren ſich beziehende $. 13 bes 
vorſtehenden Patentes vom 21. Mai 1815, wird durch Art. II. mit Rüd: 
ſichtnahme auf Art. I. der St. P. O. vom 17. Jänner 1850 auffer 
Kraft geiest. 


Die Hofdel. v. 8. Juni 1805 Nr. 732, v. 13. Dez. 1816 Nr. 1300, 
v. 1. März 1817 Nr. 1323, v. 9. Behr. 1827 Nr. 2255, v. 27. Nov. 
1829 Nr. 2443 d. 3. G. ©. beziehen ſich auf bie nach den früheren 
Geſetzen befiehende Gompetenz: Frage und mehrere das Verfahren be 
treffende Punkte — bdiefelben werden daher nunmehr übergangen. 
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Hoffanzleidef.v. 14. Mai 1834 an ſämmtl. Länderft. 
Nr. 2645 d. J. G. ©. 


Se. f. f. Majeftät haben in Bezug auf das Verfahren gegen 
— des Peſtkordones folgende Anträge zu genehmigen ge— 
ruht. 

a) Sobald der Peſtkordon gezogen iſt, ſoll die Wache den Auf- 
trag haben, gegen jeden, der den Kordon überfchreitet, und 
auf Zurufen derfelben nicht zurückweichet, oder wohl gar Ges 
walt brauchet, wenn fein andres Mittel erübriget, auf der 
Stelle Feuer zu geben, ohne Unterfchied, ob der PBeft- 
fordon auf den erften, zweiten oder dritten Grad gezogen ift. 

b) Der XXI. Kriegsartifel ift in der Tertirung dahin abzu- 
ändern: 

Der Kontumazsllebertreter joll nach den beftehenden Ge— 
feßen fcharf beftraft, und wenn ſchon der Peſtkordon gezogen 
ift, derjenige, der auf Anrufen nicht zurüdfehrt, von der 
Wache, wenn fein anderes Mittel erübriget, niederge- 
ſchoſſen; derjenige aber, welcher, wenn ſchon der engfte 
Peſtkordon gezogen ift, mit Gewaltthätigfeit gegen die Wache 
durch den Kordon bricht, oder fich heimlich einfchleicht, ſtan d— 
rechtmäßig behandelt, und mit Pulver und Blei hinge— 
richtet werden. 


Hoffanzleidef.v. 31. Juli 1835 Zahl 19,236, enthaltend 
die Gircular » Verordnung des k. k. Hoffriegsrathes an ſämmtl. 
Länder» und Gränz-Generalkommanden v. 12. Juli 1835. 


Ueber erftatteten -alleruntertbänigften Vortrag — — haben 
Se. Majeftät mit a. h. Entſchließung vom 27. Juni 1835 hin- 
fichtlih der Competenz in Kontumaz-Uebertretungs— 
fällen anzuordnen geruht: E8 habe in allen k. k. Erblanden 
außer der Militärgränge, Ungarn und Siebenbürgen in Zufunft 
als Gefeg zu gelten, daß diefe Mebertretungsfälle nur in fo ferne, 
als der engſte Peftfordon gezogen und das Standredt 
fundgemacht worden ift, rüdfichtlich aller Kontumaz-Uebertreter 
vor die Militär-Gerichte gehören, andere Kontumaz-Uebertretungs— 
fälle aber nur jenen Falld vor Militär: Gerichte, wenn der Leber: 
treter dem Militärftande unterliegt und fich nicht auf Urlaub 
bis zur Einberufung befindet. — 

Uebrigens habe ed aber rüdfichtlich diefer Länder bei der An- 
ordnung des $. 13*) des Patentes vom 21. Mai 1805 zu verbleiben. 


*) Jetzt anftutt $. 13, St. P. O. v. 17. Jänner 1850, 


Belangend endlich die Kompetenz in Betreff der bis zur 
Einberufung beurlaubten Militärmannfcaft, fo 
* ſolche für die Zeit und ſo lange der Urlaub dauert unter der 

ivil-Gerichtsbarkeit zu ſtehen. 


M 16. 


Die Uebertretungen des Patentes gegen den 
Wucher. 
(Bom 2. Dezember 1803.) 


Patent vom 2. Dezember 1803. 


(In Tirol in Folge Defretes der — vom 12. April 1818 republi- 
zirt unter dem 25. April 1818.) 


Mir Franz der Zweite ıc. ıc. 


Eine vieljährige durch häufige Beifpiele beftätigte Erfah: 
rung hat die Erwartung, in welcher die vormald gegen den 
Wucher erlafienen Geſetze durch das Patent vom 29. Jänner 
1787 aufgehoben wurden, nur zu fehr widerlegt. An die Stelle 
der durch Diefe Begünftigung beabfichteten freien Verwendung 
ter Kapitalien zur Unterſtützung nüglicher Unternehmungen 
trat ungemäßigte Gewinnfucht, die auf die Thorheit der Ver: 
fhwendung und die Drangumftände des Bedürfnifies fpefulicte, 
Fleiß und Betriebfamfeit muthlos machte, den Privatkredit un- 
terdrüdte, und die fehädlichiten Folgen auf Eitten und Geſin— 
nungen verbreitete. Wir fehen und daher verpflichtet, einem 
Uebel von fo verbreitetem Einfluffe mit ernfter Eorgfalt ent: 
gegen zu geben, und den weiteren Fortſchritten deſſelben auf 
gefeglihem Wege nah Möglichkeit Einhalt zu thun. 


Allgemeine $. 1. Zu dieſem Ende jegen Wir hiemit das 
awentungggatent v. 29. Jänner 1787 nach feinem ganzen In- 
halte außer Kraft, und verordnen, daß von nun an 
jeder Zinsvertrag, wodurch Geld auf Zinſen geliehen 
wird, um vechtlich zu fein, und den Schuß der Gejeke 


zu genießen, in Anſehung des Kapitals, der Zinien, 
der Bedingungen und der Form nah Vorſchrift des 
gegenwärtigen Geſetzes geichloffen werden fol. 


$. 2. Zu Vermeidung alles Zweifels ift noth- Auenahme. 


wendig, die Erklärung voraus gehen zu laffen, daß 
diefes nur gegen den To fchadlichen Wucher gerichtete 
Geſetz nicht auf die den gemeinfchaftlichen Erwerb be: 
förderlichen eigentlichen KHandelsgeichäfte der Handels— 
leute und Fabrikanten unter ſich anzuwenden fei. 


3. An Kapital fol dem Anleiher der voll: 


rn 


ftändige Betrag, welchen er ald Schuld an Kapital — 


zurückzuzahlen verſpricht, im baaren Gelde, oder in 
öffentlichen Obligationen gegeben werden. Dem Dar- 
leiher jtebt frei, die Zahlung in baarem oder in öffent: 
lichen Obligationen fich zu bedingen, doch ift der Werth 
der lepteren bei dem Darleihen nach dem zur Zeit des 
Darlehens beftandenen, und bei der Zurückzahlung nad) 
dem zu dieſer Zeit beftehenden Börſekurſe zu berechnen. 


Circulare d. Ef. Landesguberniums von Tirol m. 
25. April 1818 Rr. 10,376. 


Aus Veranlaffung mehrerer über den $. 3 des Wucherpa, 
tented vom 2. Dez. 1803 vorgefommener Anfragen, 06 Darlehen 
welche in öffentlichen Obligationen unter der Bedingung gegeben 
werden, daß diefelben wieder in eben folchen Obligationen zurüd: 
gezahlt werden jollen, als ein erlaubtes, oder als ein wucherifches 
Geſchäft zu betrachten feien, wird hiemit in Folge Dekretes der 
hoh. vereint. Hoffanzlei vom 12. April 1818 3. 21,745 folgende 
Abänderung diefed Paragraphes zu elgemeinen Nach⸗ 
achtung kundgemacht. 


1) Bei Darlehen, welche in verzinslichen öffent— 
lichen Obligationen gegeben werden, ſoll es dem wechſel⸗ 
ſeitigen Einverſtäaäͤndniſſe der Parteien überlaſſen bleiben, die 
Zurückzahlung entweder nach dem börſenmäßigen Gelv- 


dem Kapi · 
tal. 
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werthe, in welchem fie am Tage des Darlehens ftanden, oder 
wieder in gleichen verzindlichen Obligationen zu bedingen. 


2) In jenen Fällen, wo bei ſolchen in versindlichen öffent: 
lichen Obligationen geleifteten Darlehen nicht zwifchen ten Bar: 
teien beftimmt ausbedungen ift, wie die Zurüdzahlung zu ges 
jcheben habe, fol der Schuldner diefelbe nur in gleichen öf- 
fentlichen verzginslihen Obligationen, ald er empfan- 
gen hat, zu leiften verbunden fein. 


3) Unverzinsliche öffentlihe Obligationen find von 
der Anwendbarkeit zu verzinslichen Darlchen gänzlih aus— 


geſchloſſen. 


rg $. 4. Als rechtliche Zinfen können bei einem 
gegebenen Unterpfande höchitens fünf, ohne Unterpfand 
höchſtens ſechs vom Hundert auf ein Jahr bedungen 
werden. Die Intabulation oder Vormerkung erhält 
nur bis zu dem rechtlichen Betrag volle gefekliche 
Wirkung. 


$. 5. Wenn die Zinfen nicht ausdrücklich be- 
dungen, fondern aus dem Geſetze zuzuerfennen find, 
bleiben felbe noch ferner auf jährliche vier vom Hun— 
dert; in den fchwabilch » öfterreichifchen Landern und 
Galizien aber auf fünf; dann in Trieſt und bei Vor: 
derungen der Handelsleute unter fich, auf ſechs vom 
Hundert beftimmt. 


u. $. 6. Bedingungen jind bei einem verzinslichen 
gen. Doarleiben nur dann rechtlich, wenn durch Diefelben 
dem Anleiher weder in MNückjicht des Kapitals noc 

der Zinfen eine größere Verbindlichkeit auferleget wird, 


als das gegenwärtige Geſetz geitattet 


Rechtliche $. 7. Zur rechtlichen Form eines Zinsvertra— 


Korm einet 


Zine- ges wird erfordert, daß er den Betrag des geliehenen 
— Kapitals und ob jolches in Geld, oder in welcher 


1 


Gattung von öffentlichen Obligationen, oder in beiden 
zugleich, und wie viel von beiden gegeben worden, 
dann die bedungenen Zinien, und die auf die Zahlung 
des Kapitals jowohl als der Zinſen fich beziehenden 
Bedingungen enthalte. 


$. 8. Für Wucher im Kapital erklärt demnach user im 
das Gefep: — 


a) wenn dem Anleiher unter was immer für Be— 
nennung Abbruch an dem Kapitale geſchehen iſt, 
oder zufolge der Verabredung geſchehen ſoll; 

b) wenn dem Anleiher ſtatt baaren Geldes ganz 
oder zum Theil Privatforderungen, Waaren oder 
andere Habſchaften gegeben werden; 

c) wenn, um dem vorausgehenden Verbote auszu— 
weichen, ein wie immer verfleideter Vertrag ge: 
fchloffen wird. 


$. 9. Für Wucher in Zinfen erklärt das Geſeß: mus 

a) wenn höhere Zinfen, als rechtlich erlaubt ift, 
bezogen ; 

b) wenn Zinfen von Zinjen genommen; 

c) wenn durch den verwilligten Fruchtgenuß des 
Unterpfandes die rechtlichen Zinfen überfchritten ; 


d) wenn die Zinjen von mehr als einem halben 
Jahre vorabgezogen werden. 


$. 10. Für Wucher in Bedingungen erklärt dad mus: in 
Geſetz Bedingung. 


a) wenn außer der auegedrückten Friſt der theilwei— 
fen oder gänzlichen Rückzahlung des Kapitals 
und Abtragung der Zinfen dem Schuldner unter 
was immer für einer Geftalt und Benennung, 
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Nebenfchuldigkeiten aufgeleget, oder für fich, oder 
für andere Nebenvortheile bedungen werden; 


b) wenn in Anjehung der öffentlichen Obligationen 
etwas gegen die im $. 3 über den Werth der: 
jelben gegebene Beftimmungen bedungen; 


ce) wenn verabredet wird, daß nach der DVerfallzeit 
der Forderung, das Pfandſtück dem Gläubiger 
heimfalle, oder daß er e8 um was immer für 
einen, oder um einen ſchon vorbinein beftimmten 
Preis veraußern fünne. 


Mit ſchuld F. 11. Für Mitſchuldige des Wuchers ſind die— 

ne jenigen anzuſehen, welche als Namensträger, Eedenten, 
Ceſſionare, als Bürgen, Verkäufer oder Käufer, ober 
als Unterhändler wiflentlich zu einem wucherlichen Ge— 
ſchäfte beigetragen haben. 


Strafe des $. 12. Die Strafe des Wuchers im Kapital 


wegen beftehet in Einziehung des vierten Theiles von dem 

33* bedungenen ganzen Kapitale, welchen der Darleiher 
baar zu erlegen bat. Nach Maß der Bedrückung des 
Anleihers, feines benukten Nothitandes, der Mieder: 
hohlung und der angewendeten Kunftgriffe und Be: 
mäntlungen, toll die Einziehung auch auf einen gro: 
gern Theil, ſelbſt auf die ganze Schuld an Kapital 
und Zinien ausgedehnet werden, und der Darleiber 
alio alles, was er darauf empfangen hat, zur Einzie— 
bung herauszuzahlen verbunden, und des Nechtes auf 
das, wag noch darauf haftet, entiebt fein. 


NR $. 13. Die Strafe des Wuchers in Zinen ift, 
— "Einziehung jämmtlicher verfallener Zinfen, die ber 
Darleiher baar zu erlegen hat. Nach Beichaffenheit 
der in dem vorhergehenden $. angeführten Umftände, 
ſoll der Darleiher auch aller Zinfen, die noch verfal- 
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len follten, verluftig erklärt, oder einen der Größe des 
Wuchers angemefjenen Theil des Kapitals zu entrich- 
ten, angehalten werden. 


$. 14. Die Strafe des Wuchers in Bedingun: Steuer 
gen, iſt nach dem Unterſchied, ob fich ſolche auf den zieune 
Wucher im Kapital, oder in Zinfen beziehen, eben 
diefelbe, welche für diefe Arten von Wucher angeord- 
net ift. 


$. 15. Wenn ber Darleiher die Geldftrafe zumsanerung 
bezahlen nicht vermag, ift derfelbe zu einer dem Vesnrafemegen 
trage angemeffenen Arreftitrafe von acht Tagen bene 
auf ſechs Monate zu verurtheilen. 


$. 16. Die Strafwürdigkeit des Wuchers kann Item 
noch durch die Umftände, unter denen er ausgebet inne 
worden, vermehrt werden, bejonderg: er 


a) wenn der MWucherer fchon vormals mit der erho- 
beten Gelditrafe, oder mit Arreſt beleget wor: 
den it; 

b) wenn der Thater den Wucher zu einem Gewerbe 
gemacht hat; 

c) wenn durch den Wucher der Schuldner zu Grund 
gerichtet wird; 

d) wenn durch Berleitung die Berjtandesichwäche, 
oder der Leichtfinn, befonders bei Perfonen, die 
unter väterlicher, unter vormundfchaftlicher Gewalt 
oder unter einer Kuratel ftehen, gemißbraucht 
worden; 

e) wenn die Augficht zur Wiebderbezahlung auf das 
Abfterben der Eltern, oder ſolcher Perſonen hin— 
ausgeſetzet iſt, gegen welche eine rechtliche Der: 
pflihtung der Ehrerbietung Statt hat. 


74 
Verfär- $. 17. Bei foldhen erichwerenden Umjtänden joll 


fung ber 


Buger- der Schuldige nebit dem Geldbetrage, noch mit ande: 
ven Strafen belegt werden. Dieje Strafen beftehen: 


a) in Arreft von drei bis zu jehs Monaten, wel- 
cher nach Beichaffenheit durch Faſten oder ſchwere 
Arbeit verjchärft werden kann; 


b) “) 
ec) in Abfchaffung des Thäters aus dem Orte jei- 


nes Aufenthaltes, oder wenn er ein Fremder ift, 
in Abichaffung aus fämmtlichen Erbländern. 


Enafe der F. 18. Da aber der Wucher vielfältig durch 
——— muthwillige Anleiher Veranlaſſung und Nahrung er— 
hält, jo find diejenigen, welche nach vorausgegangener 
Unterſuchung durch öfteren Rückfall, durch Annehmung 
jehr verderblicher Bedingungen fich offenbar künftigem 
Nothitande Preis geben oder durch üble Verwendung 
des Anleihens Sittenverderbnig am Tage legen, als 
Verſchwender zu erklären, nach Beichaffenheit der Um— 
ftände aus dem Orte, der zu der Verſchwendung Ge: 
legenbeit oder Anlockung gibt, abzufchaffen, oder mit 
Arreit von einem bis auf ſechs Monate zu beftrafen. 


5* F. 19. Die Strafe der Mitſchuldigen des Wu— 
gen an berd iſt, nebſt Zurückſtellung des bei einer ſolchen 
Bug. Gofegenheit Empfangenen, der vierfache Betrag des— 
jenigen, was fie empfangen, oder auch nur fich bedun— 
gen haben, oder wenn fie unentgeldlich mitgewirkt hät- 
ten, eine angemeflene Gelditrafe. Sind fie unvermo- 


gend den Betrag zu bezahlen, fo sollen fie nach dem 


*) Die Austellung im Kreife ift zu Folge Gub. rg 

des fir. Gub. v. 2. Juni 1848, Erlaß des Su. Minift. vom 31. Mai 

1848 auffer Wirkſamkeit gefegt, und kann nicht mr verhängt 

— (Sieh' allg. Thl. d. Handb. bei 88. 19 und 21 IL Thl. d. 
t. G.) 
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$. 15 mit einer Arreftftrafe belegt werden. Bei ein- 
tretenden beionders erichwerenden Umftanden haben auch 
gegen die Mitjchuldigen die in $. 17 angeführten 
Verſchärfungen Statt. 


$. 20. Fallt den bei einem wucherijchen Ge— — 
ſchäfte mitbefangenen Perſonen Betrug zur Schuld, Befrafung 
fo unterliegen fie, nebft der auf dem Wucher beftimm- Bude. 


ten Geldftrafe, auch dem ordentlichen Kriminalver- 
fahren. 


$. 21. Wenn ein oder mehrere Unterhändler Rröttige 
zur Schließung . eines Darlehengefchäftes fich verwen- Unterfan- 
den, darf der ganze Lohn der Unterhandlung, welden r 
der Anleiher zu entrichten hat, ein halbes Prozent des 
geliehenen Kapitals nicht überjteigen. Was über diefe 
Summe unter was immer für Benennung angenom- 
men oder bedungen worden ift, muß zur Strafe in 
dem doppelten Betrage erlegt werden. 


$. 22°) Da in dem $. 233 des zur Kumd- Berfahren 
machung gebrachten neuen Strafgeſetzes die wucherli-" nem 
hen Verträge bereits als ſchwere Polizei - Ucbertretungen huge, - 
erklärt find, fo ift über mucherliche Fälle, wie über andere 
fchwere Polizei-Uebertretungen jederzeit von Amtswegen 
Unterfuchung zu pflegen. Die Gerichtsbarkeit tragen 
Mir ausfchliegend dem Landrechte einer jeden Provinz, in 
welcher der wucherliche Fall entdeckt worden ift, gegen Mi- 
litärperfonen aber der Militärbehörde (judidio dele- 
gato militari mixto) auf. 


*) Zu Folge Art. X. dv. St. P. O. v. 17. Jänner 1850 (B. Nr. 16) 
find die Uebertretungen des Patentes v. 2. Bei 1803 gegen den Wucher 
ald Bergehen anzufehen und den Bez.:Colleg.: Gericht. *— 
Daraus ergibt fic von ſelbſt, welche Stellen des obigen $. 22 d. Pat. v 
2. Dez. 1803 jegt ald unwirkſam erfcheinen müſſen. 
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Pit zur $. 23. Wir feben zwar in alle wohldenfende 


Wagen. Bürger das billige Zutrauen, daß fie zur Entderfung 
dieſes gemeinfchädlichen Uebels beitragen werden; ine- 
bejondere machen Wir es jedoch den Fiskalämtern zur 
Pflicht, über die Entdeckung der Wuchergefchafte ſorg— 
fältig zu wachen. Auch wird allen Vormerfungsbe- 
börden, denen eine wucherliche Urkunde vorkommt, fo 
wie allen Gerichten, welche eine gegründete Anzeigung 
(Iudieium) eines wucherlichen Gefchäftes auffällt, bier: 
mit aufgetragen, diefelbe dem in den vorftehenden Pa— 
tagrapbe benannten Gerichte zur Amtshandlung mitzu: 


theilen. 


Fertuung $. 24. Inzwiſchen foll das Gericht, bei wel: 

serfaßrens bem der Nechtsjtreit anhängig ift, mit Nückficht auf 

ame die Übrigen Eiuwendungen nicht nur dag Urtheil fällen, 

— ſondern auch die Exekution ertheilen, und nur dafür 
ſorgen, daß der Betrag, welcher der Einziehung unter— 
liegen könnte, bis zum Ausgange der Unterſuchung 
gerichtlich hinterleget werde. 


ss. 25 — 37. 


Bemerfung. 

Die das Berfahren in Wuder : Uebertretungsfällen 
normirenden 88. 25 — 37 des Pat. v. 2. Dez. 1803, von der Unterfus 
hung des entdedten Wuchers, den Beweisarten, der Ueberweifung, der Er: 
bebung des Grfages, dem lirtheile, der Befanntmachung besfelben, ber 
Gntfcheidung des App.-Gerichtes, dem Refurje, und der Vollſtreckung der 
Leibesitrafe — werden nicht mehr angeführt, da zu Wolge Art. IX d. vrov. 
&t. Pr. D. v. 17. Jänner 1850 mit Rückſicht auf die Art. I und IL 
ebendort bihfichtlich des Berfahrens indiejen Uebertretung 
fällen lediglich die Vorjchriften der Strafprozeß-Ord— 
nung vom 17. Jänner 1850 in Anwendung zu bringen fin. 


Erloſchung $. 38. Die Strafe und Verantwortlichkeit für 
reine wucherliche Handlung erliicht: 

wiege A) wenn das wucherlihe Gefchäft bevor eine 
— Behörde Kenntniß davon erhalten bat, frei— 
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freiwillig, unverftellt, und vollfommen zurückge— 
gegangen ift, ober: 

b) dur Verjährung in einem Zeitraume von fünf 
Jahren, von dem Tage an zu vechnen, von wel- 
chem nicht nur in einem beftimmten Geſchäfte 
von dem Thäter weiter Fein wucherlicher Abzug 
geſchehen, und font alle wucherliche Bedingung 
aufgehoben, ſondern aud überhaupt von ihm fein 
Wucher bekannt geworden ift. 


$. 39. Die bereits vor diefem Geſetze gefchlof- — 
jenen Geſchäfte find ferner mac dem Patente vom tiefem e- 
25. Februar 1791 zu beurtheilen. Sie unterliegen ;stopenen 
jedoch der Verantwortlichfeit aus dem gegenwärtigen Leſchafte. 
Geſetze, in jo fern über diefelben neue Bedingungen 
eingegangen würden. 


@irculare des f. f. Landes - Guberniums in Tirol 
vom 25. April 1818. 


In Folge Defreted der h. vereinigten Hoffanzlei vom 12. 
April Nr. 21745 wird hiemit zur allgemeinen Kenntnig gebracht, 
dag das Wucherpatent vom 2. Dezember 1803 nicht auf Eonzef- 
fionen, fondern nur auf Zinsverträge Bezug habe. 


1. 


Webertretungen 


des Gefetes vom 19. Dftober 1846 zum Schuge des 
geiftigen Eigenthums. 


Patent vom 19. Oktober 1846. 


Mir Ferdinand I. ıc. ıc. 


Um den Ehus des literarifchen und artiftifchen Eigen» 
thums gegen unbefugte Veröffentlichung, Ze und Nachbil⸗ 
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dung möglichft zu erweitern, haben Wir die Einführung der nach 
ftehenden gefeglichen Bejtimmungen beſchloſſen, und befehlen hie 
mit, daß diefes Gefeg in allen jenen ‘Brovinzen Unſeres Kaiſer— 
ftaates, in welchen das allgemeine bürgerliche Gefegbuh vom 1. 
Juni 1811 und das Strafgeſetz über Verbrechen und ſchwere 
Polizei⸗Uebertretungen vom 3. September 1803 in Wirkſamkeit 
getreten ift, ohne Verzug fundgemacht und in Anwendung gebracht 
werde. — Auch hat dasjelbe für das k. f. Miltär-Orenzgebiet und 
und für die der Militär Gerichtsbarkeit unterftehenden Perſonen 
unter analoger Anwendung der Militär» Strafgefege zu gelten, 
worüber die weitere Verfügung nachträglich befannt gemacht wer: 
den wird. 


Gefeß 
zum Scuße bes literariichen und artiftiichen Eigen— 
thums gegen unbefugte Veröffentlichung, Nachdrud 
und Nachbildung. 


I. Abſchnitt. 


Bon den Rechten der Autoren an ihren literarifchen und 
artiftifchen Arbeiten. 


$. 41. Die literarifchen Erzeugniffe und bie 
Werke der Kunft bilden ein Eigenthbum ihres Urhe— 
bers (Autors) d. i. desjenigen, welcher fie urfprüng- 
lich verfaßt oder verfertigt hat. 

Dem Urheber wird, fofern nicht beiondere Ver— 
träge entgegenjtehen, in Beziehung auf den durch diejes 
Geſetz gewährten Schuß gleichgehalten: 

a) der Befteller eines Werkes, welcer deffen Be: 
arbeitung und Ausführung nach einem gegebenen 


Plane und auf feine Koften an einen Anderen 
übertragen hat; 
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b) der Herausgeber ober Unternehmer eines Werkes, 
welches durch die Lieferungen felititändiger Bei- 
träge mehrer Mitarbeiter gebildet wird; 


c) der Herausgeber eines anonymen und pſeudo— 
nymen Werkes ($. 14, a., b.) 


$. 2. Dem Urheber eines literarifchen ober 
Kunftwerkes fteht unter den in dem gegenwärtigen Ge: 
ſetze feſtgeſetzten Bedingungen ausichließend das Recht 
zu mit feinem Erzeugniffe nad MWillführ zu verfügen, 
dasjelbe in beliebiger Form zu vervielfältigen und zu 
veröffentlichen. 


Er kann diefes Necht auch ganz oder theilweife 
an andere übertragen. 


$. 3. Iede ohne Genehmigung des Urheberg 
oder feines Nechtsnachfolgers auf mechaniichem Wege 
unternommene Bervielfältigung eines mit Beobachtung 
der gefeklichen Bedingungen und Bormlichkeiten erjchie- 
nenen literarifchen Werkes wird als verbotener Nach- 
druck erklärt, und zwar ohne Unterfchied, ob hiebei das 
nämliche oder ein anderes Verfahren als bei der Er: 
zeugung des Driginalwerfes angewendet worden: ift. 


Diejes Verbot der Vervielfältigung auf mecha- 
nifchem Wege gilt auch von den Werfen der Kunft. 


Als Originalwerk wird außer dem urfprünglichen 
Erzeugniffe der Wiffenfchaft oder Kunjt auch jeder da- 
von gemachte Abdruck und jede Nachbildung behandelt, 
welche der Urheber oder fein Nechtsnachfolger zufolge 
des ihm zufommenden Autorrechtes ($. 1) veranftal- 
tet hat. 


Ausnahmen von den obigen Beitimmungen dieles 
PBaragraphes enthalten die nachfolgenden $$. 5 — 9. 
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$. 4. Dem verbotenen Nachdrucke werben gleich- 


geachtet: 


a) 


b) 


c) 


der ohne Genehmigung des Urhebers oder feines 
Rechtsnachfolgers unternommene Abdruck von Ma- 
nuffripten aller Art, fowie: 


von gehaltenen Vorträgen zum Zwede ber Er- 
bauung, ber Belehrung oder des Vergnügens. 
In beiden Fällen (a und b) muß die Geneh— 
migung auch dann nachgewiefen werden, wenn 
der Unternehmer rechtmäßiger Beſitzer der Ori- 
ginalhandfchrift, einer Abfchrift oder Nachfchrift 
ift. 
Vebrigens gilt, was oben ad a) von Manu: 
ffripten gefagt wurde, auch von geographiichen 
und topographifchen Karten, von naturwiffenfchaft- 
lichen, architeftonijchen und ähnlichen Zeichnungen, 
Abbildungen u. ſ. w., welche nach ihrem Zwecke 
nicht als felbititändige Kunftwerke zu betrachten, 
fondern zur Berfinnlichung von wiſſenſchaftlichen 
Gegenſtänden beftimmt find. 


Auszüge aus dem Werke eines anderen Autors 
mit oder ohne Veranderungen, wenn fie ale be 
fondere Schriften mit dem Titel des Original 
werfes, oder ohne denjelben erjcheinen. 


d) Beränderungen in den Zugaben eines Werkes, 


namentlich die Hinzufügung, Weglaffung oder 
Abanderung von Anmerkungen, Abbildungen, Kar: 
ten, Regiftern u. |. m. entziehen den Abdrud 
eines Werkes oder eines Auszuges aus bdemiel- 
ben dem Nachbructsverbote nicht. 


e) Von zwei, unter dem nämlichen oder auch unter 


verfchiedenen Titeln vorkommenden Werken, welche 
denfelben Gegenftand in der namlichen Ordnung 
und Eintheilnng behandeln, ift das ſpäter er: 
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fhienene bann als verbotener Nachdruck zu be— 
trachten, wenn nicht die darin mwahrgenommene 
Bermehrung oder fonftige Veränderung des In— 
baltes für jo mefentlich und überwiegend erkannt 
wird, Daß es als ein neues, felbitftändiges Gei- 
ftesproduft erachtet werben muß. 


$. 5. Dagegen ift ald Nachbruct nicht anzu- 
fehen, fomit geftattet: 

a) das woörtliche Anführen einzelner Stellen aus 
bereits veröffentlichten Merken; 

b) die Aufnahme einzelner, einem größeren Werke, 
einer Zeitjchrift oder fonft einem periodifchen 
Blatte entnommener Auffäpe, Gedichte u. ſ. w. 
in ein nach feinem Hauptinhalte neues felbftftän- 
diges, insbefondere Fritifches und literar-hiftorifches 
Merk, oder in eine zu einem eigenthümlichen li: 
terarifchen Zwecke, fo wie zum Kirchen-, Schul- 
und Unterrichts-Gebrauche bearbeitete Sammlung 
von Auszügen aus den Werfen mehrerer Schrift: 
ſteller, oder endlich in Zeitichriften und periodifthe 
Blätter, nur muß die Originalquelle ausdrücklich 
angegeben werden, und es darf ber entlehnte 
Aufſatz weder einen Druckbogen des Werkes, 
welchem er entnommen ift, überfchreiten, noch als 
ſelbſtſtändige Flugichrift ausgegeben werden, eben: 
fo bei Zeitichtiften oder fonftigen periodifchen 
Blättern im Laufe eines Jahrganges zufammen- 
genommen nicht mehr als zwei Druckbogen aus— 
machen; die eigentlichen politijchen Zeitungen find 
blos an die Bedingung gebunden, die Quelle 
aus welcher ein Artikel entlehnt ift, nahmhaft zu 
machen ; 

€) die Ueberſetzung eines erjchienenen Kiterarifchen 
Werkes, und zwar ohne Unterfchied der Sprache; 
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jedoch den Fall ausgenommen, wenu ber Berech- 
tigte ($. 1.) fih die Befugniß zur Beranftal- 
tung einer Ueberſetzung im Allgemeinen oder in 
einer beftimmten Sprache auf dem Titelblatte 
oder in der Vorrede des DOriginalwerfes aus— 
brücklich vorbehalten hat, wo ſodann jede inner: 
halb eines Jahres vom Erfcheinen des Original: 
werfes ohne Einmwilliguug des Autors desſelben 
oder feiner Rechtsnachfolger veröffentlichte Weber: 
feßung als verbotener Nachdruck zu behandeln ift. 


Hat der Autor das Werk zugleich in mehreren 
Sprachen erjcheinen laffen, fo wird jede dieſer 
Ausgaben ald Original behandelt. 


Jede rechtmäßig erfchienene ——— wird 
gegen Nachdruck geſchützt und von mehreren Ue— 
berſetzungen die ſpäter erſchienene als Nachdruck 
angeſehen, wenn ſie ſich von der früheren gar 
nicht oder nur durch unerhebliche Abänderungen 
unterſcheidet; 


d) der für ein ſpäteres Werk benützte unveränderte 
Titel eines früher veröffentlichten, von einem an— 
deren Autor verfaßten Werkes. Doch Fann die 
Mahl eines gleichen Titels in dem Falle, wenn 
er zur Bezeichnung des behandelten Gegenftandes 
nicht unumgänglich nothwendig und überdieß zur 
Irreführung des Publikums über die Identität 
des Werkes geeignet ift, dem hiedurch Beeintrach- 
tigten einen Anfpruch auf Entſchädigung begrün- 
den. 


Hierüber hat, wenn feine gejeßwidrige Abficht 
unterlaufen ift, der Eivilrichter zu enticheiden. 


$. 6. Bezüglich der muſikaliſchen Compoſitionen 
wird der ohne Genehmigung des Tonjegers oder feines 
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Nechtsnachfolgerse veranftaltete Abdruck von Manu: 
feripten ebenfalls dem verbotenen Nachdrude gleichge- 
achtet. 


Dagegen ift als verbotener Nachdruck oder Nach— 


ftich nicht anzufehen, fomit geftattet: 


a) 
b) 


c) 


d) 


die Aufnahme einzelner Themata mufikalifcher 
Compofitionen in periodifch erfcheinende Werke; 


die Benügung ber Tondichtung zu Variationen, 
Phantafien, Etüden, Pot-pourris ıc. ıc., welche 
als felbitftändige Geiftesprodufte angefehen wer: 
den; 


das Arrangement oder die Einrichtung des Ton- 
ftückes für andere oder wenigere Juftrumente, 
als es ursprünglich gefekt if. Hat fich aber 
der Tondichter das Vorrecht der Herausgabe ei- 
nes Arrangements im Allgemeinen oder doch für 
beftimmte Inftrumente auf dem ZTitelblatte feines 
veröffentlichten Werkes ausdrücklich vorbehalten, 
fo ift jedes vor Ablauf eines Jahres nach dem 
Erſcheinungsjahre der Original-Kompofition ohne 
Einwilligung des Tonfekers oder feiner Rechts— 
nachfolger veröffentlichte Arrangement ale ver: 
botener Nachdrud zu behandeln. 


Wird fr ein fpateres mufikalifches oder drama— 
tifches Werk der unveränderte Titel eines früher 
veröffentlichten Werkes derjelben Gattung be— 
nüßt, fo findet die Beftimmung des $. 5 ad d) 
ihre Anwendung. 


$. 7. Der zu einem mufifalifchen Werte ge 


hörige Text des Gejanges wird ald Beigabe der Com— 
pofition betrachtet, daher ihn der Tonſetzes, wenn nicht 
durch Vertrag etwas Anderes beftimmt worden ift, mit 
der Compofition abdruden laffen kann. 
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Zum Abdrude des Tertes ohne Muſik ift bie 
Einwilligung des Dichters erforderlich; fie wird aber 
wenn das mufifaliihe Werk zur öffentlihen Auffüh— 
rung beſtimmt ift, in der Art vorausgejegt, daß ber- 
jenige, welcher die Berechtigung zur Aufführung er- 
langt bat, auch den Text zum Behufe der Benügung 
bei der Aufführung des Tonwerkes mit Andeutung 
biefer Beftimmung drucken laſſen barf. 


$. 8. Zu dem ausjchliegenden Rechte des Ur⸗ 
hebers eines mufifalifchen oder dramatifchen Werkes 
($. 2) gehört auch jenes ber öffentlichen Aufführung 
(Produktion), und es ift diefe vor Ablauf der gejeb- 
lichen Schutzfriſt (FF. 23 und 24) fowohl im Gan- 
zen ald mit Abkürzungen oder unmwefentlichen Abän— 
derungen ohne inwilligung des Autors oder feiner 
Rechtsnachfolger in fo lange verboten, als das Werf 
Rn den Drucd oder Stich veröffentlicht wor: 
den tft. 

Als eine ſolche Veröffentlichung ift nicht anzu: 
ſehen, wenn ber Autor einzelne in Druck gelegte Erem- 
plare ald Manufcript ausgibt, und dieß ausdrücklich 
auf den Eremplaren erfichtlich ift. 


Die vom Antor erhaltene Befugniß zur Auffüh- 
tung berechtiget auch, wenn feine Befchränfung vor: 
behalten wurde, zur beliebigen Wiederholung derfelben. 

Aus mehreren gemeinfchaftlichen Verfaffern eines 
deamatifchen Werkes wird im Zweifel Jeder für be- 
rechtigt gehalten, die Aufführung zu geftatten. 


$. 9. Bei Zeichnungen, Gemälden, Kupfer-, 
Stable und Steinftihen, Holzſchnitten und anderen 
Werken der zeichnenden Kunft, fowie bei plaftiichen 
Kunftwerken, ift ald verbotene Nachbildung nicht anzu- 
ſehen: 


a) wenn bie Nachbildung jeder Art fib von dem 
Driginale nicht blos im Materiale, in der Form 
oder der Größe, fondern durch ſolche weientliche 
BDeränderungen in der Daritellung unterfcheidet, 
vermöge welcher jie als ein jelbititändiges Kunſt— 
erzeugniß betrachtet werden kann; 


b) wenn ein Kunftwerf als Mufter für bie zu einem 
wirklichen materiellen Gebrauche dienenden Er: 
zeugniffe der Manufakturen, Fabriken und Hand: 
werke benükt worden ift; 

c) wenn ein durch die Preffe veröffentlichtes Pro- 
dukt der zeichnenden Kunft in »plaftifcher Form 
dargeftellt wird, oder 

d) wenn ein nicht blos zur Beichauung, fondern zu 
einem wirklichen materiellen Gebrauche beſtimm— 
tes oder ein nur zur Verzierung eines Gewerbs— 
produftes dienendes Erzeugniß der Plaſtik durch 
die zeichnende Kunft mit oder ohne Farben nach: 
gebildet wird. 


$. 10. Um jedoch in denjenigen Ballen, in wel- 
chen die Beftimmungen des vorhergehenden $. nicht 
entgegenftehen, von dem ausfchließenden Rechte der 
Nachbildung oder Vervielfältigung Gebrauch zn ma- 
chen, muß der Urheber eines vollendeten Kunſtwerkes 
oder fein Rechtsnachfolger fich bei der Weroffentlichung 
deffelben das Recht zu deffen Bervielfältigung aus— 
brücklich vorbehalten und dieſen Vorbehalt innerhalb 
eines Zeitraumes von zwei Jahren nach Ablauf des 
Erfcheiunngsjahres in Ausführung bringen, widrigens 
jede Nachbildung des Kunſtwerkes unbefchräntt er- 
laubt ift. 


$. 44. Durch die Abtretung dee Rechtes ber 
Vervielfältigung eines Werkes ber zeichnenden ober 


plaftifchen Kunft verliert zwar der Urheber ober fein 
NRechtsnachfolger das Eigenthum an dem Originale 
nicht; wird jedoch das Original-Kunſtwerk Eigenthum 
eines Andern, fo übergeht, wenn nicht das Gegentheil 
bedungen wurde, das ausſchließende Recht, die Berviel- 
fältigung zu veranlaffen ober zu geftatten, zugleich auf 
ben Erwerber. 


$. 12. Der Handel (Debit) mit Erzeugniffen 
eines Kraft des gegenwärtigen Geſetzes verbotenen im 
In: oder Auslande veranjtalteten Nachdrucdes und je- 
der anderen demſelben gleichgeachteten Vervielfältigung 
wird gleichfalls als verboten erklärt, er mag von Buch: 
Kunft: oder Mufifalienhändlern, Buchdruckern, Verle— 
gern oder von wem immer, der fich denfelben zum 
Geichäfte macht, unternommen worden fein. 


II. Abſchnitt. 


Bon ven Schupfriften für das literarifche und artiftifche 
| Eigenthum. 


$. 13. Dem Urheber eines literariſchen ober 
artiftiichen Werkes durch das gegenwärtige Geſetz ein- 
geraumte augfchließende Recht der Deröffentlichung, 
Nachbildung und Vervielfältigung deffelben (Verlags— 
recht) erjtreckt fich in der Negel nicht blos auf feine 
ganze Lebengzeit, jondern kommt auch demjenigen, wel- 
chem es von ihm übertragen worden ift, oder wenn 
er nicht anders darüber verfügt hätte, feinen Erben 
und deren Rectsnachfolgern noch auf die Dauer von 
dreißig Jahren nach jeinem Tode zu. Das Todes: 
jahr des Autors wird nicht mitgezahlt. 
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Ein Heimfallerecht des Fiscus oder anderer Per. 
fonen findet nicht Statt. 


$. 14. Ein gleicher Schuß in der Dauer von 
dreißig Jahren, und zwar vom Ablaufe desjenigen zu 
rechnen, in welchem das Werk zuerft erfchienen iſt, 
wird zugeftanden : 


a) jenen Werfen, bei welchen auf dem Titelblatte oder 
unter der Zueignung (Dedication) oder am Schluffe 
der Vorrede der Name des Uchebers nicht erfichtlich 
ift (anonyme Werfe); 


b) den unter einem anderen als dem wahren Namen 
des Autors erfchienenen (pfeudonymen) Werfen; 
jedoch wird hier, jo wie im vorhergehenden Abſatze 
vorausgeſetzt, daß nicht auf dem Titelblatte, unter 
der Zueignung oder am Schluffe der Vorrede der 
Herausgeber, Unternehmer, Befteller ($. 1) ge: 
nannt ift, welcher in das volle Necht eines Urhe— 
berg tritt. Uebrigens fteht die Wahrnehmung der 
Rechte des anonymen oder pfeudonymen Autors 
dem Verleger des Werkes als Stellvertreter zu; 

c) einem von mehreren genannten Urhebern verfaßten 
Merfe, wenn nicht ein Harausgeber auf die im 
vorjtehenden Paragraphs-Abſatze beftimmte Weife 
erfichtlich ift; 

d) den erſt nach dem Tode des Urhebers zur Verof: 
fentlihung gelangenden (pofthumen) Werfen, fo 
wie endlich 


e) der von den Erben oder fonftigen Rechtsnachfolgern 
des Urhebers veranftalteten Fortfeßung einer von 
dem Letzterrn begonnenen Ausgabe jeines Werkes. 


$. 15. Bei den von Akademien, Univerfitäten und 
anderen unter dem befonderen Schuge bes Staates ſte⸗ 


henden wiffenfchaftlichen ober artiftifchen Inftituten und 
Vereinen herausgegebenen Werken erftreckt fich der ger 
ſetzliche Schuß gegen Nachdruck und Bervielfältigung 
auf die verlängerte Dauer von fünfzig Jahren. 


Bei den Merfen von anderen Gejellichaften und 
Dereinen tritt die Schupfrijt des vorhergehenden Pa— 
ragraphes ein. 


Veranftaltet der Verfaffer eines zu einem folchen 
Werke gelieferten Beitrages eine für fich beitehende 
vermehrte oder verbefferte Ausgabe dieſer feiner Ar- 
beit, jo gilt dafür die im $. 13 beftimmte Schupfrift. 


$. 16. Bei den Werfen von mehreren Bänden 
oder ſolchen, welche heftweife oder font in Lieferun: 
gen erjcheinen, wird, infofern die verjchiedenen Abthei- 
lungen zufammen als ein Ganzes betrachtet werden kön— 
nen, die in den Paragraphen 13 bis 15 beitimmte 
Schukfrift für das ganze Werk vom Erfcheinen des leß- 
ten Bandes oder der letzten Lieferung gerechnet. Nur 
wenn zwifchen der Herausgabe einzelner Abtheilungen 
ein Zeitraum von wenigftens drei Jahren verfloffen 
wäre, find die vorher erjchienenen Bande, Hefte u. f. w. 
als ein für fich beftehendes Werk und ebenjo die nach 
Ablauf der drei Jahre ericheinenden weiteren Fortieguns 
gen als ein neues Werf zu behandeln, 


Bei fortlaufenden Sammlungen von Werfen, Ab: 
handlungen u. f. w. über verjchiedene Gegenftände wird 
jedes einzelne Werf, es beftehe aus einem oder mehreren 
Banden, Heften u. |. w. als ein Ganzes für fich bes 
trachtet. 


$. 17. In befonders rückichtswürdigen Fällen, 
dann zu Gunften von Urhebern, Herausgebern ober 
Berlegern großer, mit bedeutenden Borauslagen . verbun- 
denen Werke ver Wifjenichaft und Kunft können die im 


89 


gegenwärtigen Gefehe dem Urheber, beffen Erben und 
fonftigen Rechtsnachfolgern zugeftandenen Schupfriften 
von der Staatsverwaltung in Form eines Priviles 
giums auch noch über die gefegliche Dauer auf eine 
weitere beftimmte Anzahl von Jahren erſtreckt werden. 


Diefes Privilegium muß jedoch fchon vor Been- 
digung der Herausgabe des Werkes erwirkt und deffen 
Dauer auf dem Titelblatte erfichtlih, oder wo dieſes 
nach der Natur des Gegenitandes nicht Statt finden 
fann, durch die vffentlichen Zeitungsblätter der k.k. 
Provinz, wo das Werk erfcheint, befannt gemacht 
werden, 


$. 18. Die von der Staatsverwaltung unmit- 
telbar ausgegangenen Akte genießen nach ihrer Ver: 
öffentlibung den Schub des Nachdrudsverbotes in fo 
lange, als diejes von der Staatsverwaltung nicht auf- 
gehoben wird. 


Eine gleiche Fortdauer des Schußes über die ge- 
feglihe Frift hinaus hat auch für jene Werke zu gel- 
teu, aus denen ſelbſt erfichtlich ift, daß fie auf Befehl 
der Regierung und mit dem Vorbehalte diejes fort- 
dauernden Schußes erichienen jind. 


$. 19. Nach Ablauf der gefeglichen oder erweiterten 
Schusfriften, oder auch früher, wenn weder ein Erbe, 
noch fonft ein Nechtsnachfolger des Urhebers mehr 
vorhanden wäre, dürfen die Werke der Literatur und 
Kunft in beliebiger Form nachgedrudt und nachgebil- 
det werben; doch bleibt vor dem Eintritte dieſes Zeit- 
punftes jede frühere darauf abzielende Ankündigung 
unterfagt. 


$. 20. Die zweite Auflage ober Ausgabe ($. 
1168 4. B. ©. 23.) eines Werkes genießt gleichen 
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gefeglihen Schuß gegen den Nachdruck, wie die erfte, 
jedoch unbefchadet des Mechtes zum Nachdrucke der er= 
ften Auflage, wenn vor deren Erſcheinen der gejepli- 
che Zeitraum verftrichen ift. 

Daffelbe gilt auch von allen weiteren Auflagen 
im Berhältniffe zu der vorhergehenden. 


$. 21. 


Der $. 21, welcher fih auf eine Genfurbewilligung beruft, 
iR aufer Wirffamfeit. 


$. 22. Das ausjchließende Recht zur Auffüh- 
rung eines mufitalifhen oder dramatiſchen Werkes 
($. 8) erfireckt fich nicht nur auf die ganze Lebengzeit 
des Autors, jondern Eommt auch demjenigen, welchem 
es von demjelben übertragen worden ift, oder wenn 
er nichts anders darüber verfügt hätte, feinen Erben 
und deren Nechtsnachfolgern noch bis zum Ablaufe 
von zehn Jahren nach dem Todesjahre des Urhe— 
bers zu. 


$. 23. Ein gleicher Schuß in der Dauer von zehn 
Jahren, jedoch vom Tage der erften öffentlichen Auf- 
führung gerechnet, findet Statt: 

a) wenn das betreffende Merk mehrere genannte Ur- 
heber hat; 

b) bei anonymen und pſeudonymen Werfen, ohne 
Unterfchied, ob der wahre Name des Ber: 
faffers oder Tonſetzers nach gejchehener, wenn 
gleih nur einmaligen vffentlichen Aufführung 
befannt wird oder nicht; 

c) bei pofthbumen Werfen, d. i. folchen, welche erft 
nah dem Tode des Urhebers von deffen Erben 
oder fonjtigen Rechtsnachfolgern zur erften Auf: 
führung gebracht werden. 
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$. 24. 
(Sieh' die Anmerkung zu $. 21.) 





II. Abſchnitt. 


Beftimmungen über die zu verhängende Strafe und über das 
Eniſchaͤdigungsrecht. 


$. 25. Der unbefugte Nachdruck und jede dem— 
felben gleichgeachtete Vervielfältigung oder Nachbildung 
wird an demjenigen, welcher diejelbe veranftaltet oder zu 
deren Ausführung miffentlich mitgewirkt hat, außer 
dem Berfalle (Confiscation) der vorhandenen Erem— 
plare, Abdrücke, Abgüffe u. f. w., der Zerlegung des 
Druckſatzes und bei Kunftwerfen, infofern nicht die in 
ben $$. 29 und 30 angedeutete Uebernahme von Seite 
des Beichädigten einträte, auch der Zerftörung ber 
Platten, Steine, Formen und anderer Objekte, welche 
ausſchließend zur Ausführung diefer Vervielfältigung 
gedient haben, mit einer Geldftrafe von 25 bis 1000 
Gulden, welche im Falle der erhobenen Zahlungsun: 
vermögenheit in eine verhältnißmäßige Arreititrafe ($. 
26) zu verwandeln ift, beftraft, und es kann nach vor- 
hergegangener, wenigftens zweimaliger Beftrafung die- 
fer Uebertretung, nach Maßgabe der Umftände auch der 
Berluft des Gewerbes verhängt werden. 


$. 26. Bezüglich des PVerhaltniffes der Gelb- 

zur Arreſtſtrafe bat der Maßſtab zu gelten, daß ein 

Strafbetrag von 25 bie 100 Gulden der Arrefiftrafe 

von einer Woche bis zu einem Monate, ein Betrag 
7 
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von mehr als 100 bis 400 Gulden aber dem Arrefte 
von einem Monate bis zu drei Monaten, und ein Be- 
trag von mehr als A400 bis 1000 Gulden dem Ar- 
tete von drei bis zu ſechs Monaten gleichgeftellt 
werde. 


$. 27. Dem burch die verbotene Vervielfälti- 
gung beeinträchtigten Urheber eines Werkes, jo wie 
deffen Erben und fonftigen Rechtsnachfolgern fteht 
überdieß das Necht auf Entſchädigung zu, und es ift 
ihnen als foldhe der Werth der von der unbefugten 
Vervielfältigung abgangigen Gremplare im Verkaufs— 
preife des Originals zuzuerfennen, ohne die Geltend- 
mahung noch weiterer Entſchädigungsanſprüche aus— 
zufchließen. 

Laßt fih die Stärke der unbefugten Vervielfalti- 
gung nicht ermitteln, fo ijt die Zahl der davon ab- 
gängigen Exemplare nach Bejchaffenheit der Umftände 
und mit Berücichtigung des Befundes der Sachver- 
ftändigen von der Behörde auf 25 bis 1000 zu be 
ftimmen. 

Diefelbe Mobalität der Ausmittlung des zu ver- 
gütenden Schadens findet in ber Regel auch dann 
Statt, wenn eine rechtmäßige Driginalauflage des 
Werkes noch nicht veranftaltet worden ($. 4, a und 
b) und das im zweiten Abſatze des $. 29 vorbehal- 
tene gütlihe Einverftandniß nicht zu Stande gekom— 
men ift. 


$.. 28. Dem Verleger eines Werkes gebührt 
die Entſchädigung nach den Beftimmungen des vorher: 
gehenden Paragraphes nur infofern, als die Zahl der 
durch verbotene Vervielfältigung erzeugten und abgan- 
gigen Eremplare jene der zur Veräußerung vorräthi- 
gen Exemplare des Originalwerkes nicht überfteigt. 


Die Entichädigung, welche Hinfichtlich der Weber- 
job! zu leiften ift, gebührt dem Urheber und beffen 
echtsnachfolgern. 


In jedem Falle hat der Verleger fo viele Ori— 
ginaleremplare als ihm felbft vergütet worden find, 
dem Urheber unentgeltlich zu überlaffen, ober fih auf 
andere Weiſe darüber mit ihm auszugleichen. 


Uebrigens werden die gegenfeitigen echte bes 
Autors und DVerlegers durch den DVerlagsvertrag be- 
ftimmt. 


$. 29. Die in Befchlag genommenen Exem— 
plare und anderweitigen Gegenftände ($. 25) unter- 
liegen, wenn jie nicht von dem Befchädigten auf Ab- 
rechnung der ihm gebührenden Entſchädigung, jedoch 
gegen Bergütung der von dem Nachdrucer auf ihre 
materielle Beifchaffung notbwendig und erweislich ver- 
wendeten Auslagen übernommen werden, der Bertil- 
gung, fobald das Erfenntnig in Rechtskraft erwachfen 
iſt. Auch fieht es dem Beichädigten frei, fich mit dem 
Nachdrucker in dem Yale, wenn vor Erfcheinung einer 
rechtmäßigen Originalausgabe der Nachdruck eines 
Manuferiptes oder einer Nachichrift ($. 4, a und b) 
veranftaltet worden ift, auf ein Honorar einzuverfte- 
ben; hiedurch wird jedoch ein Berlagsvertrag begrün- 
det, welcher zwar die Eonfiscation, nicht aber auch die 
Fortſetzung der begonnenen Unterfuchung und die ge 
fepliche Strafe aufhebt. 


$. 30. Wer mit den Erzeugniffen des Nach— 

druckes oder einer demſelben gleichgeachteten Verviel— 

fältigung wiffentlih Handel treibt ($. 12), ift auffer 

dem Berfalle der betretenen Eremplare noch mit einer 

Geldftrafe von 25 bis 1000 Gulden, ober bei er: 
7 
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hobener Zahlungsunvermögenheit mit verhältnigmäßiger 
Arreſtſtrafe ($. 26) und in Fallen mehrmaliger Wie 
berholung nach Umftänden felbft mit dem Berlufte fei- 
ned Gewerbes zu beftrafen. 


Zur Entſchädigung ift derjelbe zur ungetheilten 
Hand mit denjenigen verpflichtet, welcher die unerlaubte 
Vervielfältigung veranftaltet bat. Die verfallenen 
Gremplare werden vertilgt, fofern jie der Befchädigte 
nicht auf Abrechnung an feiner Forderung übernehmen 
will. 


$. 31. Die dem ausfchliegenden Rechte bes 
Autors oder feiner Rechtsnachfolger zuwider veranftal- 
tete öffentlihe Aufführung eines dramatifchen oder mu: 
fitalifchen MWerfes im Ganzen oder mit Abkürzungen 
oder unmefentlichen Abanderungen ift außer der Con— 
fiscation der unrechtmäßig benüsten Manuferipte (Tert- 
bücher, Partituren, Rollen und dergl.) mit einer Gelb: 
firafe von 10 bis 200 Gulden oder bei erhobener 
Unfähigkeit zur Zahlung einer Geldftrafe mit verhält- 
nigmaßiger Arrreftitrafe zu ahnden. 


$. 32. Dem durch die unbefugte Aufführung 
beeinträchtigten Autor oder deffen Nechtsnachfolger fteht 
ber Anfpruch auf volle Entſchädigung zu, als welche 
ihm der ganze, entweder mit Beichlag belegte oder nach- 
traglich zu ermittelnde Betrag der Einnahme von jeder 
Aufführung ohne Abzug der auf ‚diejelbe verwendeten 
Koften und ohne Untetjchied, ob das MWerf allein oder 
in Verbindung mit einem anderen zur Aufführung 
fam, 'mit Vorbehalt der Geltendmachung etwa noch 
höherer Entſchädigungsanſprüche zuzuerkennen ift. 
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IV. Abſchnitt. 
Bon ber Unterfuchungsbehörbe und dem Berfahren. 


Bemerkung. 


Zu Folge Art. IX. nm. St. P. D. v. 17. Jänner 1850 B. Nr. 17 find 
biefe ftrafbaren Handlungen als Vergehen den betreffenden Bez. Coll. 
Gerichten zur Vorunterfuchung, Hauptverhantlung und Entſcheidung zus 
gewiejen. Wit Rückſicht auf die Art. Iu. II eben diefer neuen St. P. D. 
find die das Verfahren normirenden Beitimmnngen Fünftig nur mehr diefer 
neuen St. P. O. v. 17. Jänner 1850 zu entnehmen. Im Betreff der 
Berjährung hat noch weiters das XIV. Hptft. I. Thl. d. St. ©. zu gelten 
88. 270 -- 275 wovon im allgem. Theile d. Handbuches gehandelt wird, 
Hierauf ift bei den folgenden Paragraphen dieſes Abſchnittes Rückſicht zu 
nehmen. 


$. 33. Die Uebertretungen des gegenwärtigen, 
den Schuß des literariichen und artiftifchen Eigenthums 


bezielenden Gejekes find als ſchwere Volizei-Ulebertretungen 
von den politifchen Behörden zu unterfuchen und zn beftrafen, und 
eö haben hinfichtlich des Verfahrens, fo wie der Verjährung 
und der fonftigen auf Unterfuchung, Ueberweifung, Strafe und 
Entfhädigung Einfluß nehmenden Beftimmungen die Vorfchrif- 
ten des II. Theiles St. G. v. 3. September 1803, infofern 
in dem gegenwärtigen Geſetze nicht etwas Anderes ver: 
ordnet ilt, in Anwendung zu kommen. 


(Art. I, I, und IX d. St. P. O. v. 17. Jänner 1850.) 


Wird ein Befund der Sachverſtändigen erforder: 
lich, fo find diefe bei literarifchen Werfen aus Schrift: 
ftellern, Gelehrten und Buchhandlern, bei Kunftwerfen 
ans Künftlern, Runftverftändigen und — oder Mu: 
fifalienhändlern zu wählen. 


$. 34. Das Einfchreiten der Unterfuchungsbe- 
hörde gefchieht nicht von Amtswegen, fondern nur auf 
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Begehren bes beeinträchtigten Autors oder feiner Nechte« 
nachfolger. 


Die Zurücdnahme der Beſchwerde nach bereite 
geichehener Einleitung der Unterjuchung bat nur auf 
die Entihadigungsrechte des Beichwerdeführers, nicht 
aber auch auf die Unterfuchung ſelbſt und auf die ge: 
jegliche Strafe eine rechtliche Wirkung. 


$. 35. Die Beichlagnahme der zur Confisca— 
tion geeigneten Gegenftände ift auf Verlangen des 
Beichwerdeführers unverweilt zu verfügen, wenn bie 
Eigenichaft des Urhebers (Beſtellers, Unternehmers, 
Herausgebers) eines Werkes im Sinne des $. 1, und 
erforderlichen alles die Erfcheinunggzeit des Original: 
werfes nachgewiefen worden: ift. 


Für diefen Beweis ift fein rechtsgiltiges Beweis: 
mittel ausgeichloffen. (Insbeſondere hat dießfalls — 
— — bei Kunftwerfen die glaubwürdig ausgewielene 
Veröffentlihung eines vollendeten Kunftwerfes durch 
die Zeitungsblätter der Provinz, oder die in glaub: 
würdiger Form abgefaßte Betätigung eines unter 
Aufjicht der Staatsverwaltung ftehenden Kunftinftitutes) 
als Beweismittel zu gelten. 


Will zum Beweije der eriten Aufführung eines 
dramatiichen oder mufifalifhen Werkes die übliche ge- 
druckte Annonce benüßt werden, fo muß ihr eine ämt- 
liche Beftätigung, daß die Aufführung wirklich  ftatt 
fand, von Seite der politifchen oder polizeilichen Orts— 
behörde beigefügt fein. 


V. Abſchnitt. 


Bon dem Eintritte und Umfange der Wirkſamleit dieſes Geſetzes. 


$. 36. Das gegenwärtige Gefeh tritt vom Tage 
feiner Kundmachung in Beziehung auf ale gegen Er: 
füllung der vorgefchriebenen Bedingungen erfcheinenden 
Merfe ohne Unterfchied der Nationalilät ihres Urhe— 
bers in Wirkjamfeit. Alle früheren demfelben ent- 
gegenftehenden oder davon abweichenden Borfchriften 
werden dadurch auffer Kraft gefekt. 


$. 37. Dasjelbe ift auch zu Gunften aller be- 
reits vorhandenen und rechtmaßig veröffentlichten Ori- 
ginalwerfe infoweit in Anwendung zu bringen, daß da— 
durch das literarische und artiftiiche Eigenthum an den— 
jelben, fofern e8 ſich nicht fchon nach den bisherigen Vor- 
fchriften auf einen längeren Zeitraum erftreckt, durch zehn 
Jahre vom Tage der Kundmachung geſchützt wird. 


Nur ein vor der Kundmachung erlaubter Weiſe 
„bereits begonnener oder doch gegen Pranumeration ange: 
fündigter Nachdruck oder eine demjelben gleichgehaltene 
Vervielfältigung ift den Beftimmungen diejes Geiehes 
nicht unterworfen. 


$. 38. Der durch das gegenwärtige Gefeb ge: 
währte Schuß gegen den Nachdruck und jede andere un- 
befugte‘ Vervielfältigung auf mechanifchem Wege wird 
auch allen im Gebiete des deutichen Bundes erfcheinenden 
fiterarifhen und artiftiihen Werfen eingeräumt; nur 
muß, damit derfelbe in Anfpruch genommen werben fönne, 
nachgewiefen werden, daß die in dem Bundesſtaate, in 
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welchem das Original erjchienen ift, gefeßlich vorgefchrie- 
benen Bedingungen und Förmlichkeiten erfüllt worden 
find. 


$. 39. Den im Auslande außer dem deutſchen 
Bundesgebiete erjchienen Werfen wird der in dieſem 
Geſetze ausgeiprochene Schuß in dem Maße gewährt, 
als die dießfalligen Nechte den in dem E. f. öſterrei— 
chiſchen Gebiete erjchienenen Werfen durch die Geſetze 
des fremden Staates gleichfalls gefichert find. 


JM 18. 


Mebertretungen, 


des durch ah. Entſchließ ung vom 30. Jänner 1847 
erlagenen Eifenbahnpolizeigejege®. 


Eifenbabn : Polizeigefek. 


Hoffanzlei-Def.v.7. Mär; 1847. Z3hl. 5805. 


Sr. Majeftit haben zum Schutze ded Verkehrs auf den 
Eifenbahnen, welche mittelft Dampffraft betrieben werden, 
und zur Erhaltung der bei dem Betriebe nothiwendigen Ordnung 
und Sicherheit mit a. h. Entfchliefung vom 30. Januar 1817 
das nachfolgende Gefeg zu erlafien und au befehlen geruht: daß 
dasſelbe in den a. h. Staaten, wo folche Eifenbahnen bereitö be— 
ftehen oder noch errichtet werden, mit Ausnahme von Ungarn und 
Siebenbürgen vom Tage der Kundmachung an, genau und in fo 
lange beobachtet werde, bid weitere Wahrnehmungen und Erfah: 
rungen die Erlaffung anderer Beftimmungen wothwendig ober 


räthlich machen. 


I. 


Verpflichtungen der Unternehmungen und ihrer Ange- 
Rellten. 


$. 1. Wenn ber Bau einer Eijenbahn ober 
einer Strecke derjelben, zu deren Errichtung eine Pri- 
vatgefellichaft die Bewilligung erhalten bat, und bie 
mittelft Dampftraft betrieben werben fol, nach dem 
von den Behörden genehmigten Projekte vollendet ift, 
und die Bahn oder deren Strecke dem Verfehre eröffnet 
werden will, jo ift, bevor die Eröffnung Statt findet, um 
die Bewilligung hierzu bei der Landesftelle, in 
deren Bereich der Betrieb in Wirkſamkeit treten fol, 
für den Fall aber, als der Betrieb gleichzeitig auf dem 
Gebiet von mehr als einer Landegftelle in Ausfüh- 
rung gebracht werden foll, bei derjenigen Landesitelle, 
die in dem Standorte der Direktion der Gefelljchaft 
ihren Sig hat, das Anfuchen zu ftellen. 


8. 2. Ueber diefes Anfuchen ift eine aus po— 
litifhen und technifchen Beamten zuſammengeſetzte Co— 
miſſion abzuordnen, welche darüber die Unterfuchung 
zu pflegen bat, ob die Bahn und die zu derjelben ge— 
hörigen Gegenftände, dann die zur Verhütung von 
Unglücsfallen erforderlichen Herftellungen und Bor: 
fichten in einer Art ausgeführt find, jo wie die Fahrt 
betriebsmittel und überhaupt alle für den Betrieb er- 
forderlihen Gegenftände in einer ſolchen Bejchaffen- 
beit und Menge zur Verfügung ftehen, endlich für die 
bei dem Eintritte von Unglücksfällen zur Unterftügung, 
Rettung oder zur Abwendung größerer Gefahren dien: 
liben Mittel und Gerathe dergeitalt Vorſorge getroffen 
ift, daß ein regelmäßiger, ungeflörter und ge- 
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fiherter Betrieb mit vollem Grunde erwartet, bei 
Unglücksfällen aber die fchleunige Hülfe geleiftet wer- 
den kann. In Bezug auf die Betriebsmittel hat ing- 
befondere zur Nichtichnur zu dienen: daß der Ge: 
brauch von Lokomotiven, welche mit weniger als drei 
Raderpaaren verfehen find, nicht geftattet iſt. 


$. 3. Nah Maaß des Erfolges der Unterfus 
hung bat die Landesitelle die Bewilligung zur 
Eröffnung des Betriebes zu ertheilen, oder die Be- 
dingungen vorguzeichnen, welchen vor der Sröffnung 
Bolge zu leiften fein wird. 


$.4. Zum Behufe der Eröffnung des Betriebes 
der von der Staatsverwaltung erbauten Bahnen ift 
unter der von der berufenen Behörde zu liefernden 
Nachweiſung daß alle Erforderniffe für dieſen Zwed 
erfüllt find, die allerhöchſte Entſchließ ung Str. Ma- 
jeftät einzuholen. 


$. 5. Jede Bahn, für welche die Bewilligung 
zum Betriebe jchon ertheilt worden ift, muß ftets, im 
fabrbaren Stande erhalten werden, und die ber 
Beförderung entgegenftehenden Hinderniffe find fo fchleu- 
nig als möglich zu bejeitigen. Ebenſo müffen die zur 
Bahn gehörigen Gegenftände und Herftellungen, die 
Bahrmittel mit der zur Vollziehung der feitgefekten 
Fahrten nöthigen Anzahl, dann alle in $. 2 bezeichne- 
ten fonftigen Gegenftände, ſtets in einem guten, zur 
Benützung geeigneten und die volle Sicherheit des Be- 
triebes verbürgenden Zuftande erhalten werden. Es ift 
endlich das Betriebsperfonale in einer Anzahl und 
mit jenen Cigenfchaften zu beitellen, und es find 
demjelben alle Mittel des Betriebes bergeftalt zur Wer: 
fügung zu ftellen, daß die Geſchäftsführung und die Er- 
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füllung der diefem Perfonale obliegenden Verpflichtungen 
mit der gehörigen Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicher: 
beit Statt finden kann. 


$. 6. Die Fahrordnung, welde durch die 
Zeit, für die fie jedes Mal feftgefekt wird, forgfältig 
zu beobachten ift, und rückjichtlich deren die bezeichne- 
ten Abfahrtsitunden und die beftimmte Fahrzeit, wenn 
nicht unvorhergefehene und nicht zu befeitigende Urfa- 
hen daran hindern, genau eingehalten werden fol, ift 
neben den Sahrpreis- Tarifen für Perfonen und 
Sachen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, und in 
allen Bahnhöfen und Aufnahmsplagen zur allgemeinen 
Einfiht anzubeften. Außerdem find die Bedin— 
gungen der Aufnahme der Berfonen, ihres Ber: 
haltens vor, wahrend und bei der Beendigung der 
Bahrt; dann die Bedingungen der Uebernahme, 
der Beichaffenbeit der aufzugebendenden Sachen, 
der Urkunden, von welchen fie begleitet fein müſ— 
jen, endlich jene der Erfolglajfung und der Be: 
fätigung über die Aufnahme und die richtige Aus— 
folgung allgemein bekannt zu machen. 


In diefen Kundmacungen ift insbefondere zu 
bemerken, daß die Neifenden, welche auf der Bahn 
befördert werden, die rückjichtlich der Neifeurfunden 
beftebenden geſetzlichen Borfchriften genau zu befolgen 
haben, und die einer gefallsamtlihen Behandlung 
unterliegenden Sachen, derfelben gehörig zu unterzie- 
ben find. 


Aenderungen des Fahrpreis-Tarifes, in jo ferne 
fie eine Erhöhung der Preiſe bezwecfen, und Aen— 
derungen in den Bahrbedingungen find vierzehn 
Tage früher, bevor fie in Wirkſamkeit zu treten haben, 
zur öffentlihen Kenntniß zu. bringen. 
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$. 7. In Bezug auf die Beförderungszeit darf 
feine größere Fahrſchnelligkeit Statt finden, 
als eine folche, mitteljt welcher Züge, die zur Beför— 
derung von PBerfonen beftimmt find, eine MWegeslänge 
von fechs Meilen in der Stunde, und Züge, mit wel- 
chen blos Laften befördert werden follen, eine Weges— 
länge von vier Meilen in der Stunde zurücklegen. 


Diefes höchfte Ausmaß der Schnelligkeit ift jedoch 
zu verringern, wenn es überhaupt die Verhält— 
niffe einer Bahn oder einer Bahnftrede nothwendig 
machen, oder, wenn ingbefondere die bei einzelnen 
Fahrten fich ergebenden Ereigniße die Mäßigung ge: 
biethen. 

Die Fälle, in welchen die Schnelle jederzeit zu 
ermaßigen ift, find dem Betriebsperfonale in den Dien- 
ftesvorjchriften (F. 3) zur Richtichnur vorzuzeichnen. 


$. 8. Die verfchiedenen Klaffen des Betriebe- 
perjonales follen mit Dienftvorfchriften betheilt 
werden, im welchen die ihnen obliegenden Pflichten, 
und die zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäßigkeit 
und Sicherheit des Betriebes geeigneten Borichriften, 
welche ihnen ingsbejondere zur Richtichnur zu dienen ha= 
ben, genau und umftändlich zu bezeichnen find. 


Die Dienftvorfcriften für die Bahnwächter, 
Bahnaufjeher, die technijchen Stationsbeamten, für die— 
jenigen, welche die Züge vor der Abfahrt zu unterfuchen 
haben, die Heiker, die Locomotivführer, die Individuen 
der Werkſtätten, welche zur unmittelbaren Ueberwachung 
in Bezug auf die Inftandhaltung und Vorbereitung der 
Locomotive aufgeftellt werden müffen, dann für das Zug- 
begleitungs= Berionale (Condufteure, Packmeiſter und 
Oberkondukteure) endlich für die Oberbeamten der Be 
triebsleitung, find der Landesſtelle, in deren Sitze 
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bie Direktion der Unternehmung ihren Standort hat, 
vorzulegen, bie nach Rückſprache mit der General 
Direktion der Staats-Eifenbahnen die Genehmigung 
ertheilen, oder biejenigen Erinnerungen machen wird, 
welche fie zum Scuße einer geordneten und volllom- 
men ficheren Betriebsausübung zu machen findet. _ 


$. 9. Das Betriebsperfonale hat die dem— 
felben in den Dienftvorfchriften vorgezeichneten Pflich- 
ten genau zu erfüllen, jeder Angeftellte hat in feinem 
Mirkungskreife, und in fo weit es ihm obliegt, zur 
Erhaltung der Ordnung, der Regelmäßigkeit 
und Sicherheit des Betriebes beizutragen, und fich 
überhaupt ftets gegenwärtig zu halten, daß jede 
auch noch fo geringfügig fcheinende Ver— 
nachläſſigung biejer Pflichten, und die Nicht 
anmwendung der größten Aufmerkjamfeit und des groß: 
ten Fleißes die nachtheiligſten Folgen herbei- 
führen kann. 


$.. 10. Diejenigen Angeftellten, welde zur 
Bewachung ber Bahn berufen find, jo wie jene, wel- 
che mit dem Publikum verkehren, haben den Dienft 
jederzeit in der Dienftfleidung, oder mit einem 
befondern Abzeichen verfehen, zu verrichten. 


$. 11. Die Angejftellten der Betriebgunter- 
nehmungen haben die Auskünfte, welde von den 
zur Ueberwachung des Betriebes und des Vollzuges 
der für den Betrieb erlaffenen VBorfchriften aufgeftell- 
ten Beamten verlangt werden, denfelben jederzeit voll 
ftändig und der Wahrheit getreu zu ertbeilen. 


$. 12. Wenn auch die Ernennung ber An- 
geftellten der Privatbahnen oder der Betriebsunterneh- 
mungen ber Staatsbahnen, und die Entlaffung ber 
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felben den betreffenden Direktionen, ober denjenigen, 
denen fie diefe Gewalt übertragen, vorbehalten bleibt, 
fo find fie doch verpflichtet, diejenigen nicht zu 
ernennen oder zu entlaffen, deren Nichtanftellung 
wegen ber gegen fie obwaltenden moralifchen Beden- 
fen, ober deren Entlaffung wegen dieſer Bedenken, 
oder weil ber Beweis vorliegt, daß fie bie für die 
Verſehung der ihnen verliehenen Stelle erforderlichen 
Eigenfchaften nicht befiten, von der Staatsver- 
waltung geforbert wird. 


$. 13. Nur diejenigen Perfonen, welche fich im 
BZuftande der Trunfenheit befinden, durch Berlet- 
zung des Anftandes den Mitreifenden ein Aergerniß 
geben, ben durch Sicherheitsrücfichteu gebotenen An- 
ordnungen des Aufſichts- oder Zugbegleituugs-Perſo— 
nales fich nicht fügen wollen, oder welche mit 


auffallenden äußern Merkmahlen einer bedenklichen 


Krankheit behaftet find, oder deren Zuftand über- 
haupt den Mitreifenden offenbar beſchwerlich fallen 
muß, fönnen von der Aufnahme und beziehungsweife 
von der weitern Fahrt ausgeichloffen werben. 


Den Unternehmungen bleibt es aber unbenom- 
men auch die zulekt erwähnten zwei Claffen von In— 
dividuen zu befördern, wenn die Beförderung in ab: 
gefonderten Räumen und nöthigenfalls unter Auf: 
fiht Statt findet, jo wie e8 auch ihnen überlaffen 
wird, zu beftimmen, ob diejenigen von der weitern 
Fahrt ausgefchloffen werben follen, welche mit einer 
unrichtigen oder ohne Fahrkarte auf ber Fahrt 
beteoffen werben. 


$. 14. Gegenftände, deren Berfendung der k.k. 
Poſtanſtalt vorbehalten ift, dürfen auf Bahnen, zu 
deren Errichtung eine Brivatgefellichaft die Bewilli- 


we 1 
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gung erhalten hat, in fo weit es Briefe, Schriften 
und Amtspakete betrifft, nur wenn die Aufforde- 
rung biezu von der Poftgefälld Verwaltung erlaffen, 
und rückjichtlich der übrigen Poſtſtücke nur in fo ferne 
ein Uebereinkommen mit der Poſtgefälls-Verwal—⸗ 
tung getroffen worden ift, befördert werben. 


$. 15. Auf allen Bahnen find Schießpul 
ver und Rnallpraparate, dann alle leicht Feuer 
fangenden ober durch Reibung leicht entzündli- 
hen Gegenftände, Ylüfjigfeiten, die durch Ausrinnen, 
ober überhaupt Sachen, die durch ihre Befchaffenheit 
andern Gegenftänden verderblich werden können, von 
der Beförderung mit den Perfonenzügen auszuſchließen. 


Solche Gegenftände dürfen nur mit den Laften- 
zügen befördert werben; fie find unter einer genauen 
Erklärung abgefondert von andern Sachen und mit 
eigenen Prachtbriefen aufzugeben, und es müffen bei 
— Verſendung alle nöthigen Vorſichten angewendet 
werden. 


II. 


Vorſchriften für diejenigen, welche von der Bahn Ge- 
brand) machen, oder fonft mit der Dahnanſtalt in Bezie- 
hungen treten. 


$. 16. Diejenigen, welche die Bahn zur Reife 
ober zur Verſendung von Sachen benüßen, haben 
ſich nach den für die Beförderung feftgefegten und ver- 
öffentlichten Bedingungen zu benehmen, bie für 
die Aufrechthaltung der Ordnung, Regelmäßigfeit und 
Sicherheit des Betriebes erlaffenen Vorſchriften 
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genau zu beobachten, und ben Weifungen, 
welche etwa in dieſer Beziehung das Auflichtd- oder 
Zug:Begleitungsperjonale zu ertheilen für nöthig fin- 
bet, willig Folge zu leiften. 


$. 17. In jedem Bahnhofe und an jedem Auf: 
nahmsplatze haben die von ber Lanbegflelle genehmig: 
ten Inftruftionen für das Bahn-Betriebsperfonale 
($. 58) zu Jedermanns Einficht bereit zu liegen, und 
nebft benfelben ift ein Buch in Vereitichaft zu halten, 
in welches von ben Neifenden allfällige Beſchwer— 
den unter Angabe des Namens, Standes und Wohn- 
ortes des Bejchwerbeführenden eingetragen werden 
können. 


$. 18. Jedermann hat fi des Betretteng 
der Bahn, der dazu gehörigen Räume, Bojchungen, 
Bermen, Graben u. |. w. zu enthalten. Ausgenom— 
men an den für die Zu- und Abgänge und für dag 
Auf: und Abfteigen bejtimmten Pläben, dann in den 
zur Berfammlung beflimmten Lolalitäten der Bahnhöfe, 
fo wie an den zum Uebergange über die Bahn be- 
ftimmten Punkten. Das eigenmächtige Eröffnen 
der Schranken ift unterfagt, und der Uebergang 
über die Bahn nur, wenn die Abiperrichranfen offen 
angetroffen werden, oder nachdem deren Eröffnung 
durch das Bahn-Aufichtsperfonale Statt gefunden hat, 
ohne auf der Bahn zu verweilen, geftatte. Bei dem 
Zumwarten auf die Schranfeneröffnung dürfen fich die 
mit Thieren beipannten Fuhrwerke, NReitpferde oder 
Triebvieh der Bahn nicht zu fehr nähern, um das 
Scheuwerden der Thiere zu vermeiden, daber den 
Warnungen des Aufjichtsperfonals in diefer Beziehung 
Folge zu leiten ift. 


$. 19. Das Treiben und Weiden des Vie— 
bes in ber unmittelbaren Nähe der Bahn bat nur 
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unter forgfältiger Aufficht, wodurd das Betre- 
ten der Bahn und des Zugehoöres derfelben, dann das 
Veberjchreiten beitehender Einfriedungen mit Beftimmt- 
beit und mit bejonderer Nückfiht auf das allfallige 
Scyeuwerden der Thiere bei der Worüberfahrt der 
Züge verhindert werden kann, Statt zu finden. 


$. 20. Jede Beihadigung, jede Verrü— 
ckung oder Veränderung an der Bahn und ihrem 
Zugehör, folglich nicht blos an dem Geleife, ſondern 
auch an Dämmen, Bermen, Gräben, an den Bauob— 
jeften, Einfriedungen, Verſchlußſchranken, Warnungs- 
tafeln, Gefällsſäulen, Meilenzeigern, Signalvorrich- 
tungen u. f. w., fo wie dag Merfen oder Legen von 
was immer für Gegenftäanden auf die Bahnfcienen 
oder neben diejelben im Bereiche der Bahn oder des 
Zugehörs derjelben, iſt verbothen. 


Auh den Neifenden ift in Bezug auf bie 
Fahr:Betriebsmittel jede Handlung unterfagt, welche 
nicht ftreng auf die Benügung des Wagens zur Fahrt 
beichranft bleibt. 


$. 21. In der Umgebung der Bahn bür- 
fen von den Anrainern feine ſolchen Anjtalten 
getroffen oder Herftellungen ausgeführt werden, welche 
den Beftand der Bahn oder ihres Zugehöres oder die 
regelmäßige und fichere Benützung derjelben gefährden, 
oder welche eine Feuersgefahr herbeiführen könn— 
ten, daher bei was immer für ZTerrainsveränderungen 
oder Bauführungen, wenn erftere in einer Höhe oder 
Tiefe vorgenommen werden wollten, wodurch die Ent: 
fernung der Stelle, wo die Veränderung vorgenommen 
werden joll, von der Granze des zur Bahn gehörigen 
Eigenthumes verringert, oder jene Stelle diefer Gränze 


näher gerückt würde, oder wenn Lepteren in dem ale 
8 
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feuergefährlich erklärten Bereiche vorgenommen werden 
wollten, die Bewilligung biezu von der zur Ober: 
aufficht über den Betrieb und den Vollzug der bahn- 
polizeilichen Anordnungen berufenen Behörde einge: 
holt werden muß, welche vor der Ertheilung der Be- 
willigung mit der Unternehmung und den zur Ueber- 
wachung des Betriebes aufgeftellten Beamten, rück 
fichtlich der Staatseifenbahnen aber mit der General- 
direftion der Staatseilenbahnen das Einvernehmen 
zu pflegen bat. 

Die freie Lagerung von leiht Feuer fan- 
genden Stoffen im Bereiche ber Yeuersgefahr der 
Bahn ift zu vermeiden, für den gehörigen Verſchluß 
der an und für fich zwar feuerfichern, aber zur Auf- 
bewahrung feuergefährliher Gegenſtände beitimmten 
Räume ftets zu forgen, die zur Einfuhr bereitliegen- 
gen reifen Feldfrüchte find in thunlichite Entfer: 
nung von der Bahn zu bringen; endlich ijt bei Wald— 
anlagen und überhaupt bei Baumpflanzungen 
auf die Beleitigung der Moglichkeit, daß Windbrüche 
Statt finden, und die Bahn verlegen können, Rückjicht 
zu nehmen. 


$. 22. Das Abtreiben der MWaldungen, 
Gebüſche oder Strauche, das Fallen oder Herablaffen 
einzelner Bäume, das Auftreiben des Viehes auf die 
Weide, die Gewinnung von Schotter, das Graben 
von Lehm, und überhaupt jede Handlung, durch 
deren Ausübung wegen ber Aufloderung des Erdrei- 
ches, oder wegen des KHerabfallens von Gegenftänden 
für den Bau, die Erhaltung oder für den Betrieb der 
Eifenbahnen an Bergabhängen, oder in Gebirgsgegen- 
den eine Gefahr mit Grund zu beforgen wäre, 
ift auf denjenigen Streden oder Punkten der Grund: 
ſtücke, welche von ber dazu berufenen Behörde aus: 
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drücklich beftimmt, und mit fennbaren Merkmalen be: 
zeichnet worden find, unterfagt. 


IL. 


Berantwortlichkeit. 


$. 23. Für den Vollzug der zur Erhaltung der 
Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes 
erlaffenen Borjchriften, find die Unternehmung, 
welche den Betrieb ausübt, und die Direktion ber- 
felben, ferner die Angeftellten der Unternehmung, 
dann das von der Bahnanftalt Gebrauch machende, 
oder fonft zu berfelben in Beziehung tretende ($$. 18, 
19, 20, 21 und 22) PBublitum verantwortlich. 


Insbefondere find diejenigen verantwortlich, wel- 
che bei der ihnen zur Erlaffung von Anordnungen ein- 
geräumten Befugniß oder auferlegten Pflicht folche 
Maafregeln zur Ausführung bringen, welche mit den 
erwähnten Vorſchriften im Widerſpruche ftehen ; welche 
verabjäumen, ihren Obliegenheiten zur Beifchaffung 
derjenigen Mittel, die der fichere und regelmäßige Be- 
trieb fordert, nachzukommen; welche es unterlaffen, die 
nöthige Aufmerkiamkeit und Vorficht anzuwenden, oder 
ihre Untergebenen rückſichtlich des Vollzuges der den 
Legtern obliegenden Berpflichtungen zu überwachen. 


Veber das Map, in. welchem die Verantwort- 
wortlichkeit, die Individuen, denen eine firafbare Hand— 
lung oder Unterlaffung zur Laft fallt, zu treffen hat, 
enticheidet die mit Rückſicht auf die eingeraumten Be- 
fugnige und auferlegten Pflichten, auf den Umfang und 
die Gränzen des Wirkungskreifes zu beurtheilende Art 
und Beihaffenheit ber gegen ein Verboth ver⸗ 
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übten Handlung, oder gegen ein Gebot) Statt 
gefundenen Unterlaffung. Die in diefem Para- 
graphe angeführten Beltimmungen über die Verant 
wortlichfeit werden unabhängig von der Frage über 
die Haftung für erlittene Beſchädigung feſtgeſetzt, daher 
in der legten Beziehung die diepfalligen allgemeinen 
Beitimmungen des a. b. ©. B. und dee St. ©. U. 
Thls. zur Richtſchnur zu dienen haben. 


IV. 


Auſſicht. 


$. 24. Die Angeftellten und die Direktion 
der Unternehmung find zunächſt berufen, über die Be- 
obachtung der zur Erhaltung der Ordnung, Regelmä— 
figfeit und Sicherheit des Betriebes erlaffenen Vor— 
ſchrift die Aufficht zu pflegen. 


$. 25. Die Angeftellten der Unternehmung find 
verpflichtet: Uebertretungen der erwähnten Borfchriften 
($. 24), wenn fich andere Angeftellte der Unterneh- 
mung bderjelben fehuldig gemacht haben, ihrem Vorge— 
feßten anzuzeigen, welder die weiteren Maßregeln 
zur Unterfuhung des Beichuldigten zu veranlaffen 
bat. 


Sie find ferner verpflichtet, andere Webertreter 
der bemerkten Vorfchriften, welche den an fie ergan: 
genen Ermahnungen feine Folge leiften, oder eine die 
Sicherheit des Betriebes gefährdende Handlung bereits 
verübt haben, anzubalten und an die Ortsobrigfeit 
oder an eine benachbarte politifhe Behörde, oder 
ben nächften zur Ueberwachung des Berriebes aufge: 
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ftelten Beamten zur Einleitung der Unterfuchung 
abzuliefern. 


Iſt das Aufjichtsindividuum an dem Vollzuge 
der Anhaltung oder Ablieferung wegen ber ihm gleich- 
zeitig obliegenden Dienftverrichtungen gehindert, ober 
findet es Widerſtand, oder wäre wegen ber zu großen 
Zahl der Schuldigen eine Unterftügung nothig, fo ift 
mit Zuhülfenahme anderer Individuen, 3. B. der eben 
auf der Bahn beichäftigten Arbeiter, oder durch An- 
rufung der Ortsobrigfeit oder der benachbarten po— 
litifhen Behörden, welche, wenn ihnen auch nicht 
die Jurisdiktion zufteht, den Beiſtand zu leiften ver- 
pflichtet find, die Anhaltung und Abliefernng zu be- 
wirfen. 


$. 26. Zur Aufficht über den Betrieb in allen 
feinen Theilen, werden eigene Beamte aufgeftellt, 
welche den Vollzug der für die Erhaltung der Ord— 
nung, Negelmäßigfeit und Sicherheit des Betriebes 
erlaffenen Vorfchriften fortwährend genau zu übermwa- 
chen haben, und welchen insbejondere die Pflicht ob- 
liegt, fich die Ueberzeugung zu verichaffen, ob den in 
den $. 5 ausgedrüdten Verbindlichkeiten bie 
genaue Folge geleiftet wird; dann ob das Betriebe: 
perfonale in jener Anzahl und mit jenen Eigen: 
ſchaften beftellt ift, und ob bemfelben ale Mittel 
des Betriebes bergeftalt zur Verfügung geftellt find, 
daß die Gefchäftsführung und die Erfüllung der die- 
fem Perſonale obliegenden Verpflichtungen mit der ge- 
hörigen Ordnung, Regelmäßigfeit und Sicherheit ftatt- 
finden Eann. 


$. 27. Alle politifhen Behörden und Orte- 
obrigfeiten find berufen, für die Beobachtung der 
zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäßigfeit und Si— 
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cherheit des Betriebes erlaffenen Vorfchriften in ihren 
Bezirken Sorge zu tragen, und den Vollzug berfelben 
zu überwachen. Sie find verpflichtet den im $. 26 
erwähnten Beamten auf deren Aufforderung den geſetz— 
mäßigen Beiftand zu leiften. 


$. 28. Die Oberaufficht über ben Betrieb 
und den Vollzug dieſer VBorfchriften ($. 26) wird 
unter ber Leitung der polit. Landesſtelle der Pro- 
vinz, durch welche die Bahn oder Bahnftrede führt, 
ber Polizeidirektion der Hauptftadt diefer Provinz 
übertragen. 


$. 29. Die Direktion der Unternehmung und 
die zur Aufficht berufenen Angeftellten derjelben — 
Letztere ftets durch ihre Vorgefegten — haben fich rüd- 
fichtlih aller Vorkommenheiten, welche den Vollzug der 
im $. 26 erwähnten Vorfchriften betreffen, mit der im 
$. 23 bemerkten Polizeidirektion und beziehungs- 
weije mit den im $. 26 angeführten Beamten im 
ftäten Verkehr zu erhalten. Mapregeln, welche gegen 
die Unternehmung oder die Direktion derjelben wegen 
Aufferachtlaffung der erwähnten Vorfchriften als nöthig 
fih darftellen, fünnen nur von der Polizeidirektion der 
Hauptftadt der Provinz ($. 28) getroffen werden. 


$. 30. In wie ferne den bei den Eifenbahn- 
Unternehmungen und den rückſichtlich der Staatsbah— 
nen bei ben Betriebsunternehmungen beitellten lan— 
desfürftliden Eommiffaren die Auflicht und Ue— 
berwachung des Vollzuges der zur Erhaltung der Orb- 
nung, Regelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes 
erlaffenen Vorſchriften obliegt, beftimmen die beftehen- 
ben Geſetze und die den landesfürftlihen Commiffären 
erteilten Inftruftionen. 
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V. 
Strafbeſtimmungen. 


F. 31. Jede Handlung und jede Unterlaſ— 
fung, wodurch die zur Erhaltung der Ordnung, Re- 
gelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes erlaffenen 
Vorſchriften, und insbefondere die für das Bahnbe- 
triebe-PBerfonale feftgefegten Inftruftionen übertreten 
werden, unterliegt ohne Rückſicht, ob fie vor: 
ſätzlich geſchehen ift oder nicht über vorausge- 
gangene Unrterfuchung der gefeglichen Strafe. 


$. 32. Sind jene Merkmahle vorhanden, welche 
die Webertretung als Verbrechen, oder ald Ber: 
ſuch eines Verbrechens darftellen, jo hat die Behand- 
lung und Beftrafung nach den Beftimmungen des I. 
Theiles des allgem. Strafgeſetzes Statt zu finden. 


$ 33. Alle Handlungen und Unterlaffungen, 
($. 31) welche ſchon nad den Vorſchriften des 
1. Thle. des allgem. Strafgefehes eine ſchwe— 
re Polizei-Uebertretung begründen, find, in fo 
ferne bier nichts anderes darüber verfügt, oder eine 
firengere Strafe dagegen feftgefegt wird, nach den all: 
gemeinen Strafbeftimmungen zu behandeln. 


$. 34. Jedes von den bei dem Eifenbahnbe- 
triebe angeitellten PBerfonen in ihrem Dienfte 
begangene Verſchulden, wodurch die schwere Ver— 
wundung oder der Tod eines Menjchen verurjacht 
wird, ift nicht nur an den unmittelbar Schuldtra- 
genden, jondern auch an denjenigen, welche durch ge: 
troffene Anordnungen, Bernachläfigung der erforderli- 
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hen Auflicht oder Vorkehrungen, oder auf andere Weiſe 
dazu beigetragen haben, als eine ſchwere Po— 
lizei-Uebertretung gegen die Sicherheit des Le— 
bens nah $. 89 St. ©. U. Thls. mit einfachem oder 
firengem Arreſte von einem bis zu ſechs Monaten zu 
beftrafen. Es ift jedoch im Falle einer fchweren Ver: 
wundung auf firengen Arreft von ſechs Monaten bie 
auf zwei Jahre; und im Walle einer erfolgten Tod: 
tung auf ftrengen Arreft von ſechs Monaten bis auf 
drei Jahre zu erkennen, je na dem Maaße als ein 
höherer Grad von Fahrläſſigkeit erwiejen wird, als 
eine Gefahr für mehrere Menſchen entjtanden ift, ala 
mehrere oder wichtige Verletzungen zugefügt wurden, 
oder fonft etwa ein größerer Schaden erfolgt ift. 


$. 35. Hat das begangene Verjchulden zwar 
nicht den Tod oder eine jchwere Verwundung, aber 
doch eine körperliche Verlekung oder einen Un: 
fall zur Folge gehabt, welcher mit Gefahr für das 
Leben oder die Gefundheit anderer verbunden war, fo 
ift derjelbe als eine Schwere Polizei -Uebertre- 
tung gegen die Eörperliche Sicherheit nach den Be— 
ftimmungen des $. 183 d. St. G. I. Thls. mit einer 
Geldſtrafe von fünf bis fünfhundert Gulden, oder mit 
Arreft von drei Tagen bis zu drei Monaten zu be: 


ftrafen. 


Es iſt jedoch auf ftrengen Arreit von drei bie 
zu ſechs Monaten, und unter fehr beichwerenden Um— 
ftäanden bis auf ein Jahr zu erkennen, je nach dem 
Maaße, als ein höherer Grad von Fahrläfiigkeit er- 
wiefen wird, eine Gefahr für mehrere Menſchen ent: 
ftanden iſt, mehrere Verlekungen zugefügt wurden, oder 
fonft etwa ein größerer Schaden erfolgt ift. 
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$. 36. Die in den beiden vorhergehenden Ab- 
ſätzen feſtgeſetzten Arreſtſtrafen können auch ange: 
meſſen verfchäarft werben. 


$. 37. Folgende Uebertretungen find an ben 
bei dem Eijenbahnbetriebe angeftellten Berfonen, 
auch menn fie von feinem nachtheiligen Erfolge 
begleitet waren, als jchwere Polizei-Uebertre— 
tungen gegen die £örperliche Sicherheit mit ben in 
dem $. 182: des St. ©. II. Thle. feſtgeſetzten Stra- 
fen“), nach Beſchaffenheit der Umftände aber mit ftren- 
gem Arreite von drei bis jechs Monaten zu beftrafen. 


a) Die Eröffnung der Bahn vor erhaltener 
Bewilligung oder vor Erfüllung der dazu vor- 
geichriebenen Bedingungen; 


b) die vernadläffigte Aufftellung oder Er- 
haltung der zur Verhütung von Schaden vorge 
fchriebenen Cinfriedungen, Abiperrichranfen, Ver: 
botstafeln und anderer Schugmittel und War- 
nungszeichen ; 


e) die Anftellung von Individuen, welche 
die befondere Befähigung, die, und in fo ferne 
fie durch die Dienftworfchriften gefordert wird, 
nicht nachgemwiefen haben, ober welche von 
der Derrichtung, zu der fie beitimmt find, durch 
die Staatsverwaltung für ausgeſchloſſen er- 
Eärt wurden; 


*) Der $. 183 fept ald Strafe von Handlungen und Uebertretungen 
gan die körperliche Sicherheit überhaupt feft, daß derlei Handlungen nad 
eichaffenheit der lmftände und Perfonen mit einer Gelpftrafe von 
fünf bis fünfhbundert Gulden oder mit Arreft von drei Mona 
ten zu belegen feien. 
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d) die Bornahme einer Fahrt, ober die Ge— 
ſtattung berfelben bei ſchadhaftem, eine Gefahr 
drohendem Zuftande der Bahn, oder mit Loko— 
motiven, Wagen ober andern Betriebsmitteln von 
folder Beichaffenheit. 


$. 38. Thätlihe Beleidigungen, welche ſich 
die zur Aufficht über die Bahn und Beforgung bes 
Verkehres auf derfelben beftimmten Angeftellten ber 
Unternehmung in ihren Dienftesverrichtungen erlauben, 
find als ſchwere Polizei-Uebertretungen gegen 
die Pflichten eines vffentlichen Amtes nad) den Be— 
ftimmungen der $$. 86 und 87 St. ©. II. Thle. ‘*) 
zu betrafen. 


$. 39. UWebertretungen der durch die Dienft- 
vorfohriften vorgezeihneten Pflichten anderer 
als der bisher angeführten Art, begründen ein Po— 
lizeivergehen, und find nach Beichaffenheit der Um— 
ftände und Perfonen mit einer Gelditrafe von zwei 
bis Hundert Gulden, oder mit Arreft von zwölf 
Stunden bis zu einem Monate zu ahnden. 


$. 40. Der in ben $$. 34, 35 und 36 an- 
geordneten Beftrafung wegen fehwerer Polizei-Ueber— 
tretung gegen das Leben oder die körperliche Sicherheit 
unterliegen. auch bei dem Betriebe nicht angeftellte 
Berfonen, welche durch Handlungen oder Unterlaffun: 
gen, deren Gefährlichkeit für den Verkehr auf Eifenbah- 


*) Der $. 86 I. Thl. St. G. beftimmt, daß eine ſolche Mebertretung 
bas erfie Mal mit Arrefi von drei Tagen bis zu einem Monate, 
bas zweite Mal mit ebenfo langem irengen Arrefte zu beftrafen fei. 


Der 8.87 ſetzet feit, daß, wäre die thätige Beleidigung unter Um; 
Händen gefchehen, welche zu einem Auflanfe Anlaß gegeben hatten, ober 
doch geben konnten, fo A die Strafe ſtrenger Arreſt von einem bis zu 
drei Monaten. 
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nen jedermann leicht einfehen kann, an bem Tode, 
ber ſchweren Berwundung ober förperlicher Ver— 
letzung eined Menfchen, ober doch an einem Un— 
falle Schuld tragen, welcher mit Gefahren biefer 
Art verbunden war. 


$. 41. Mebertretungen ber in ben $$. 15, 19, 
20, 21 und 22 gegebenen Borfchriften find, auch wenn 
diefelben feinen Nachtheil zur Folge gehabt ha— 
ben, mit Rückſicht auf die Beltimmungen des $. 183 
&t. ©. II. Thls. ale ſchwere Polizei-Ueber— 
tretungen gegen bie förperliche Sicherheit nad) Be- 
fchaffenheit der Umftände und Perſonen mit einer 
Geldftrafe von fünf bie fünfhundert Gul 
den oder mit Arreft von drei Tagen bie zu 
dbrei Monaten zu beftrafen. 


$. 42. Wörtliche oder thätliche Belei- 
digungen ber zur Auflicht auf Eifenbahnen und 
zur Beforgung bes Verkehres auf benfelben Ange 
ftellten der Unternehmungen, in fo fern fie fich 
eben in der Ausübung ihres Dienftes befinden, find 
ale ſchwere Polizei-Webertretungen gegen 
öffentliche Anftalten nach den $$. 72 und 73 St. ©. 
1. Thls zu behandeln. 


Der $. 72 fept eine Arrefiftrafe von drei Tagen bis zu einem 
Monate für wörtlie, und von einem bis auf drei Monate für 
thätlihe Beleidigungen feft. Bei erfchwerenden Umftänden wird nach $. 73 
ae zu rengem Arreft von drei bis ſechs Monaten ver: 
u , 


$. 43. Der mit der Oberaufficht beauftragten 
Behörde ($. 28) fteht das Necht zu, gegen Indi— 
viduen des jämmtlichen zur Ansübung und Leitung 
bes Betriebes beftimmten Berfonales, bie fich eine 
Vebertretung der zur Erhaltung der Ordnung, Negel- 
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mäßigfeit und Sicherheit bes Betriebes erlaffenen Vor: 
fehriften zu Schulden fommen ließen, wenn fi aus 
ber Unterfuhung zeigen follte, daß der Schuldige nad 
feinen Kenntniffen oder feiner Gemüthsbeſchaffenheit 
oder des bewiejenen Mangels an dem nöthigen Fleiße 
oder ber nöthigen Aufmerkjamkeit für den Betriebe: 
bienft entweder überhaupt, oder für einen beftimmten 
Zweig beffelben nicht geeignet ift, auf die Aue: 
fhließung von dem Betriebsdienfte überhaupt, oder 
rückjichtlich einer beſtimmten Gejchaftsführung entweder 
auf eine beftimmte Zeit oder für immer zu erkennen, 
und die Bedingungen vorzuzeichnen, welche bei der 
Ausichliegung auf eine beftimmte Zeit für den Fall 
der MWiederanftellung vor derfelben zu erfüllen fein 
werden. 


$. 44. Angeftellte der Unternehmung, gegen 
welche ein folches Erkenntniß gefällt wurde, dürfen 
bei der zeitlihen Ausjchließung durch die Dauer 
derfelben, und bis die für die MWiederanftellung feitge- 
ſetzten Bedingungen erfüllt find, bei der Ausichliegung 
von einem beftimmten Dienitzweige in jenem Dien- 
fte, von welchem fie ausgeſchloſſen worden find, und 
wenn das Erkenntniß auf die Ausjchliegung vom Be- 
triebsdienfte für immer lautet, fo lange bis dieſes 
Erkenntniß nicht ausdrücklich aufgehoben wird, bei 
feiner in den Staaten, für welde dag gegenwärtige 
Gefep in Wirkſamkeit ſich befindet, mit Dampfkraft 
im Betrieb ftehenden Eifenbahn verwendet werben. 


$. 45. In Fällen, in welden eine Unter- 
nehmung, bie ben Eijenbahnbetrieb ausübt, ſelbſt 
die ihr als ſolcher obliegenden Verbindlichfeiten zu er: 
füllen unterläßt, hat die Landesſtelle der Provinz 
in deren Bereihe die Direktion der Unternehmung 
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ihren Sitz hat, gegen die Unternehmung ohne Rück— 
fiht auf die Beltrafung, welcher einzelne Mitglieder 
der Direktion, oder andern zur Bejorgung der Gejchäfte 
angeftellte Berfonen nach den angegebenen Beſtimmun— 
gen etwa unterliegen — auf einen Erlag zum Lo— 
fal-Armenfonde, der von der Landegitelle zu be- 
zeichnen ift,*) von einhundert bis zweitaufend 
Gulden zu erkennen, und bei deffen Beftimmung auf 
den Umfang, in welchem die Erfüllung der Verbind- 
lichkeiten unterblieben ift, und bie Größe des daraus 
entjtandenen Nachtheiles Rückſicht zu nehmen. 


- Der Unternehmung bleibt jedoch der Anſpruch 
auf den Erfah des erwähnten Erlages zum Lofal- 
Armenfonde gegen die Schuldtragen vorbehalten. 


$. 46. Ware die Bahn, oder wären die Be: 
triebsmitel in einen ſolchen Zuftand gekommen, 
daß dadurch die Sicherheit der Benügung und des 
Betriebes gefährdet würde, jo iſt der Betrieb auf 
der ganzen Bahn, oder auf den betreffenden einzelnen 
Streden einzuftellen. 


Die Einftellung aus bdiefen Gründen wird 
jederzeit mittelft Erfenntniß zu verfügen fein, welches 
von der polit. Zandesitelle, in deren Bereiche die Bahn 
oder Bahnftrecke liegt, um deren Einſtellung es fich 
handelt, oder für den Ball, als die betreffende Bahn 
oder Bahnftrecde in dem Bereiche von mehr ale 
einer Landesftelle liegen follte, von derjenigen poli- 
tifchen Landesftelle, in deren Si die Direktion der 
Unternehmung ihren Standort hat, nach vorläufiger 
rechtzeitiger Aufforderung der Direktion der Unterneh: 
mung zur Rechtfertigung, und nach Feſtſetzung 


) (Sieh $. 7. d. St. P. O. v. 17. Jänner 1850.) 
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eines angemeffenen Termines zur Abftellung der Ge- 
brechen, zu fallen ift. 


VL 


Verfahren. 


Bemerkung. 

Die auf das Verfahren bezüglichen $$. des vorftehenden Hoffanz- 
leidefretes vom 7. März 1846 3. 5805 — nämlich die $$. 47, 48 unb 
49, dann $$. 51 und 52 werben hier übergangen, da zu Bolge Art. IX. 
mit Rückſicht auf Art. I. und H. der Strafprozeßordnung vom 17. 
Jänner 1850 bei diefen ald Vergehen der Gompetenz der Bez.: Eol- 
leg.: Gerichte zugewiefenen ftrafbaren Handlungen nur mehr die Bor- 
fohriften diefer neuen St. P. D. vom 17. Jänner 1850 in Anwendun 
zu bringen find. ‚ 


Dagegen muß $. 50 wegen feiner Hinweifung auf die Grlöfhung 
der Unterfuhung und Strafe bier mitgetheilt werben. 


$. 50. Auf die fehweren Polizei-Uebertretun— 
gen gegen die zur Erhaltung der Ordnung, Regelmä- 
Bigfeit und Sicherheit des Betriebes erlaffenen Vor— 
fchriften haben die im II. Th. des allgem. Strafgefe- 
bes feſtgeſetzten Beſtimmungen über die Erlöfhnng 
der Unterfuhung und Strafe — Anwendung 
zu finden. 


(Man ſehe die $$. 270— 275 II. Thi. des St. G. XIV. Hptit. im 
allgemeinen Theile diefes Handbuches.) 


$. 51. Die Ausfage eines Angeftellten der Unternehmung 
hat volle Glaubmwürbdigfeit, in fo ferne es fi blos um den Be 
weis über den Thatbeftand handelt, das Zeugniß einen Gegenftand betrifft, 
in Bezug auf welchen die Anfficht zur befondern Dienftrflicht des ausſagen⸗ 
den Angeftellten gehört, die Glaubwürdigkeit ver Ausfage nicht durch irgend 
einen Umſtand entkräftet, das Zeugnig durch die Givesablegung des ausjar 
genden Angeftellten beftätiget wird, unb ber Beweis ber That auf eine 
andere Art nicht möglich wäre. 
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M 19. 


Mebertretungen der Borfchriften gegen den 
Mifſibrauch der Preſſe. 


Pat. v. 13. Marz 1849 in den $$. A, 6, 7 und (14— 18) 


Patent vom 13. März 1849. 


F. 4. Jede Drucdichrift muß mit den Namen 
des Drucders, und wenn ein bejonderer Heraus: 
geber oder Verleger eintritt, auch mit dem Namen 
des einen und andern, fowie mit der Angabe des 
Drudortes und der üblichen Bezeichnung der Zeit 
des Erfcheineng verjehen fein. 


Ehen diefe Vorfchrift gilt in Anſehung jedes 
einzelnen Blattes (Nummer) oder Heftes von perio- 
diihen Drucdichriften (Zeitungen, Zeitſchriflen, Jour— 
nale u. f. f.) mit der meitern Beſtimmung, daß das— 
felbe auch noch den Namen des verantwortliden Re— 
bafteurs enthalten muß. 


$. 6. Wer die Herausgabe einer periodifchen 
Druckichrift beabfichtiget, hat vorläufig an den Staate- 
anwalt, wenn biefer an dem Orte der Herausgabe 
fich befindet, im entgegengejegten alle an die für die 
Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit daſelbſt be- 
ftellte Behörde die Anzeige zu überreichen. 

Diefe Anzeige muß enthalten: 

a) die Bezeihnung (den Titel) der periobiichen 
Drudichrift, die Zeitabfchnitte ihres Erfchei- 
nens, und die Angabe ob fie politifchen ober 
nicht politifchen Inhalts fein werbe; 
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b) den Namen und Wohnort eines mit den ge: 
jeglichen Eigenfchaften verfehenen verantwortlichen 
Redakteurs, und wenn mehrere verantwortliche 
Redakteure auf dem Blatte genannt werden follen, 
den Namen und Wohnort Aller; 


c) den Namen und Wohnort des Druders, und 
wenn ein befonderer Herausgeber oder Ver: 
leger eintritt, den Namen des einen und andern, 
endlich 


d) in den Fällen, wo eine Caution vorgefchrieben ift, 
den Ausweis über den Erlag. — | 


$. 7. Wird diefe Anzeige unterlaffen, oder 
find in derjelben die gefeglichen Erfoderniffe zur Heraus: 
gabe einer periodiſchen Druckſchrift nicht vollftändig 
nachgewieſen, jo fann von dem Staatsanwalte 
oder von der öffentlihen Sicherheitsbehorbe die 
Herausgabe der periodifchen Druckſchrift bis zur Erfül- 
lung der gejeglichen Bedingungen eingeſtellt werden. 


Auf gleiche Weiſe und unter denjelben Folgen eines 
Verfaumniffes ift auch jede während der Herausgabe 
einer periodifchen Druckichrift eintretende Veränderung 
an einem der im $. 6 aufgeführten Punkte noch vor der 
weitern Herausgabe anzuzeigen. — — 


$. 14. Wenn die Caution in Volge von Verfall 
oder Geldbußen vermindert wird, fo muß die Er- 
gänzung unter den $. 7. feſtgeſetzten Folgen binnen 
längjtens drei Tagen ausgewiefen werden. 


$. 15. Die vorftehenden Beltimmungen ($$. 5. 
bis 14) finden auch auf die Herausgeber der gegen- 
wärtig ſchon beftehbenden periodiihen Drud: 
Ihriften Anwendung mit ber Verfügung, daß fie 
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fih Binfichtlich der von ihnen hiernach zu erlegenden 
Caution binnen dreißig Tagen vom Tage der Kund- 
macung diejes Patentes, bezüglich aller übrigen Be— 
dingungen aber binnen 8 Tagen über deren Erfül— 
lung auszuweiſen haben. 


$. 16. Bon jedem einzelnen Blatte (Num- 
mer) oder Hefte einer pertodifchen Druckichrift, eben 
jo von jeder Druckichrift, die nicht über drei Bogen 
im Druce beträgt, iſt beim Beginne der Hinausgabe 
am Orte des Erjcheinens ein Eremplar bei ber 
dafelbft für die Aufrechthaltung der öffentlichen Sicher: 
heit beitellten Behörde, und in den Orten, wo ber 
Staatsanwalt feinen Sitz hat, auch bei dieſem 
ein Eremplar zn hinterlegen. 


In den auf Verlangen von der Behörde auszu— 
ftellenden Empfangicheinen iſt der Zeitpunkt ber 
Hintanlegung genau zu bejtätigen. 


Die Ausgabe und Berfendung der periodifchen 
Drucichrift darf hiedurch nicht aufgehalten werden. 


$. 17. Der Herausgeber einer periodifchen Drud- 
fchrift ift fchuldig, jede imtlihe Berichtigung der 
darin mitgetheilten Thatfachen in dag zunachft mach de- 
ren Empfang ericheinende Blatt (Nummer) oder Heft 
foftenfrei aufzunehmen. 


Andere Berichtigungen von Thatfachen von Seite 
der Angegriffenen ift der Herausgeber in gleicher Art, 
jedoh uur in fo ferne unentgeltlich aufzunehmen 
ihuldig, ald der Umfang der Entgegnung den 
Umfang des Artifels nicht überjteigt, auf 
den ſich die Entgegnung bezieht. 


Iſt aber dieß der Fall, fo find für die mehreren 
Zeilen, die nicht dag Zweifache bes angreifenden 
9 
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Artikels überfteigen, die gewöhnliden Ein- 
rüdungsgebühren zu zahlen. Im Falle der Ver— 
weigerung iſt der Herausgeber durch den Staats: 
Anwalt zur Aufnahme zu verhalten. 


$. 18. Wird wegen des Juhaltes einer periodi- 
[hen Druckſchrift Klage erhoben, fo ift der Herausgeber 
auf Verlangen bes Klägers von dem Gerichte 
zu verhalten, die über diefe Klage ergangene gericht- 
lihe Berordnung vollftändig und unverändert in 
dem nächiterjcheinenden Blatte (Nummer) oder Hefte, 
und eben jo dag Urtheil mitzutheilen. 


Diefe Mittheilung muß ohne alle Zuſätze und 
Bemerkungen geichehen, und es darf niemals eine noch 
mit Bejchlag belegte, oder rechtskräftig als ftrafbar er: 
Härte Druckichrift weiter durch den Druck veröffentlicht 
werden, ſelbſt wenn dieſes nur nebenher und erzäh- 
lungsweiſe gejchehen follte. 


Der die betreffenden Strafbeftimmungen enthalinde $. 20. und 
$. a des vorftehenden Pat. vom 13. März 1850 wird hier gleichfalls 
bemerft: 


8.20. Die Uebertretung der in ben vorftehenden $$. 
4, 6, 7, (14 — 19) feftgefeßten WBorfchriften ift an jedem 
Schuldtragenden mit einer Geldtuße von fünf bis Einhun- 
bert Bulden C. M. zu beftrafen. | 


Der Uebertreter der am Schluffe des $. 18. extheilten Bor: 
fchrift unterliegt noch überdießg der gefeglihen Behand— 
lung mit Rüdjicht auf den Inhalt des nachgedrudten Auf- 
ſatzes. 


8. 21. Geldſtrafen, die von den Straffälligen nicht 
eingebracht, oder nicht ohne empfindlichen Nachtheil fuͤr 
den Unterhalt der von ihm zu verpflegenden Angehörigen geleis 
ftet werden können, find in Arreftfirafen von je einem 
Tage für fünf Gulden C. M. zu verwandeln. 
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Man ſehe Hinfichtlih der den Gefhmwornengerichten zuge 
wiefenen „„Prefivergeben‘ die $$. 22—35 des Pat. vom 13. März 
1849 im I. Atfchn. d. Handb. B. Nr. 1—11. Die Uebertretungen 
des $. 19. des Pat. vom 19. März 1849 find den Bezirkögerichten 
vorbehalten und werden im IH. Abfchn. d Handb. erwähnt. 


M 20. 


Uebertretungen 


des Patentes vom 17. März 1849 über die Ausübung 
des Vereinigungs: und Derfammlungs : Nechtes, 


mit Ausnahme der $$. 21. und 31—33. 


Patent vom 17. Marz 1849, 


(für die Kronländer Defterreich ob und unter der Enns, Salzburg, Stei- 

ermarf, Kärnthen, Krain, Görz und Gradisfa, Iſtrien, Trieft, Tirol und 

Vorarlberg, Böhmen, Mähren, Schlefien, Galizien uud Lodomerien, Kra: 
fau, Bufowina und Dalmatıen) 


womit die Ausübung des freien Vereini- 
gungs- und Verſammlungrechtes geregelt 
wird. 


Wir Franz Joſef I. ꝛc. xc. 


Verordnen, um die Ruͤckſicht auf das Intereſſe der öffent— 
lichen Ordnung und die Sicherung der Staatsbuͤrger vor Be—⸗ 
nachtheiligungen mit dem von Uns in dem Patente vom 4. 
März 1849 $. 7. gewährleifteten Rechte der freien Bereinis 
gung und Verfammlung in Einklang zu bringen, bis zu dem 
Zuftandefommen eined definitiven Gefeged nach Maßgabe des 
$. 120 der Reichöverfaffung, über Antrag unſers Minifter- 
rathes, wie folgt: 
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I. Abſchnitt. 
Ueber nicht politifche Vereine. 


$. 1. Nichtpolitifche Vereine, welche, ohne in 
ihrer Geldgebarung einen Gewinn zu erzielen, ledig- 
lich wiſſenſchaftliche, Humanitäts- oder MWohlthätig- 
feitszwecke verfolgen, bedürfen zu ihrer Errichtung Fei- 
ner bejonderen Genehmigung. 

Die Unternehmer find jedoch bei einer Gelbftrafe 
von 10 bis 100 fl. Conv. Münze gehalten, dem Ge- 
meinde-Vorftande am Orte der Errichtung und dem 
politifchen Bezirks-Chef 14 Tage vor Beginn der Wirk— 
famkeit die Vereingftatuten vorzulegen, und die Bil: 
dung ihres Vorſtandes anzuzeigen. 


Dasjelbe hat von jeder Veränderung in den Sta- 
tuten oder in dem Vorftande zu gelten. 


$. 2. Alle anderen nicht politifchen Vereine, 
welche auf Gewinn berechnet find, oder ihr Capital 
ganz oder zum Theile durch Aktien aufbringen wollen, 
namentlich Vereine zu Eifenbahn- und Dampf-Schif— 
fahrts-Unternehmungen, für den Bau oder die Erhal- 
tung von Land- und Wafferftraßen, Banf- und Ere- 
dits-Anftalten, Verſicherungs-/ Verſorgungs- und Ren: 
ten= Anftalten, Sparfaffen u. ſ. w. unterliegen auch fer- 
ner den bisher beftandenen Borfchriften, deren Revi— 
fion unter Einem verfügt wird. 


I. Abſchnitt. 
Ueber politiſche Vereine. * 


$. 3. Jeder politiſche Verein iſt verpflichtet, 
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mindeftends 14 Tage vor Beginn feiner Wirkfamkeit 
ber politifhen Bezirksbehörde, unter Angabe feines 
Zwedes, feiner Gründer und Leiter, die fehriftliche 
Meldung zu machen, und feinen Organismus, fo wie 
feine Statuten vorzulegen, und fpätere Aenderungen 
berfelben 14 Tage bevor fie in Wirkſamkeit treten, 
anzuzeigen. 


$. 4. Jeder politiiche Verein hat feinen Vor- 
ftand wenigſtens aus fünf Vereinsmitgliedern zu bil: 
den, und deſſen Bildung, fo wie jede Veränderung in 
demſelben der Behörde anzuzeigen. 


$. 5. Minderjährige und Prauensperfonen bür- 
fen weder Mitglieder noch Theilnehmer von politiichen 
Vereinen fein. 


Das Tragen von Vereingzeichen ift unterfagt. 


$. 6. Jene politifchen Wereine, welche den An- 
ordnungen bes Strafgeſetzes zuwiderlaufen, oder welche 
fi) in irgend einem Zweige der Gejekgebungs- oder 
Grecutiv-Gewalt.in was immer für einer Abficht eine 
Autorität anmaßen, find unterfagt, und follen, infofern 
fie beftehen, gefchloffen bleiben. 


87. Die Behörde hat von den Vorlagen über 
Errichtung eines politifchen Vereins ($. 3.) Einficht 
zu nehmen, im Falle des $.6. deffen Bildung zu un— 
terfagen, fonft aber nur jene Punkte, welche dem Ge: 
feße zuwiderlaufen, zu vermwerfen. 


$. 8. Erfolgt innerhalb 14 Tagen nach der 
gefchehenen Anzeige Feine Einfpradhe von Seite ber 
Behörde, fo kann der Verein feine Verhandlungen be: 
ginnen. 
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$. 9. Binden fi die Anmeldenden buch ben 
Befcheid der Behörden befchwert, jo fteht ihnen das 
Recht der Berufung an die höhere Behörde zu. 


Der politifche Verein darf jedoch vor Erledigung 
bes Necurfes feine Wirkfamkeit nicht beginnen. 


$. 10. Jeder politifche Verein muß feine Sikun- 
gen öffentlich halten. 


Diefe Deffentlichkeit darf weder durch ein biref- 
tes noch indirektes Mittel befchränft werden. 


Frauensperfonen find von allen politiichen Ver— 
eins-Sikungen auch als Zubsrerinnen unbedingt aus— 
geichloffen. 

Zu den Sitzungen folder Vereine dürfen weder 
Staats- noch Communal-Gebäude verwendet werben. 


$. 11. Es ift fowohl den Mitgliedern eines po— 
litiſchen Vereines, als den Zuhörern verboten, bei den 
Sigungen bewaffnet zu erfcheinen. 


$. 12. Don jeder Sitzung ift wenigitens 24 
Stunden zuvor der Behörde, welde in dem Orte 
über die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit zu wachen hat, unter Angabe des Lokales 
und der Stunde der Sikung die Anzeige zu machen. 


$. 13. Diefelbe ift berechtiget, von dem Vor: 
ftande zu verlangen, daß über die wefentlichen Punkte 
ber Verhandlung ein Protokoll aufgenommen und ihr 
Name, Stand und Wohnort der auftretenden Redner 
befannt gegeben werben. 


Das Protokoll muß der Einfiht der Behörde 
jederzeit offen ftehen. 
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$. 14. Wird von der Behörde die Aufhebung 
ber Sitzung angeordnet, ober fieht fich der Abgeord⸗ 
nete berjelben wegen eines geſetzwidrigen Vorganges 
veranlaßt, deren Schließung zu verlangen, jo find alle 
Theilnehmer, und überhaupt alle Anwefenden verpflich- 
tet, den Berfammlungsort fogleich zu räumen und aus— 
einander zu gehen. 


$. 15. Jedem politifchen Vereine ift unterjagt, 
Zweig: oder Filial-Vereine zu gründen, oder mit an: 
deren Vereinen, ſei ed durch fchriftlichen Verkehr oder 
durch Ausfendlinge in Verbindung zu treten, oder eine 
folhe durch Aufnahme eines Vorſtands-Mitgliedes ei- 
nes anderen politifchen Vereines in feinen Worftand 
herzuſtellen. 


$. 16. Den politiſchen Vereinen iſt die Be— 
ſchlußnahme und Ausfertigung von Erläſſen unterſagt, 
welche, ſei es in Betreff ihres Inhaltes oder ihrer 
Form, gegen die Beſtimmungen des $. 6. dieſes Ge— 
ſetzes veritoßen. 


$. 17. Wenn ein politiicher Verein eine ber 
in den $$. 3 und A vorgejchriebenen Anzeigen unter: 
laßt, oder vor Ablauf der in den $$. 8 und 9 vor: 
gefchriebenen Friften in Wirkſamkeit tritt, fo verfällt 
jeber Gründer uud jedes Mitglied des Vereins in eine 
Geldftrafe bis 100 fl. Conv. M. 


In diefelbe Strafe verfallen die Vorſteher und 
Vorftandemitglieder, wenn fie Abänderungen in ben 
Mitgliedern des Vorſtandes anzuzeigen unterlaffen. 


$. 18. Tritt ein politifcher Verein ungeachtet 
des von der Behörde ausdrücklich ausgeſprochenen Ver: 
botes in Wirkjamfeit, oder ſetzt- er bdiefelbe ungeachtet 
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ber Auflöfung fort, fo kann die Strafe für jedes Mit- 
glied mit ftrengem Arrefte bis zu ſechs Monaten be: 
meſſen werden. 


$. 19. Geht die Verfammlung über Aufforbe- 
rung des Abgeordneten ber Behörde ($. 14) nicht fo- 
gleih auseinander, jo ift gegen Jeden, welcher ber 

- Aufforderung nicht Folge leiftet, Arreft, und zwar ge- 
gen die Mitglieder des Vorftandes ftrenger, gegen die 
übrigen Mitglieder einfacher Arreit bis zu drei Mo— 
naten zu verhängen. Erſchwerende Umftände können 
überdieß die Auflöfung des Vereines nach fich ziehen. 


$. 20. Wenn im Falle der $$. 18 und 19 
diefes Geſetzes ein politifcher Verein ungeachtet der 
wiederholten Aufforderung der Behörde die Sikung 
aufzuheben fich weigert, oder den zur Räumung des 
Lokales abgeordneten Organen Widerſtand leiftet, fo 
hat die vollziehende Gewalt das Necht, die Aufhebung 
der Verfammlung ſelbſt mit Anwendung der bewaff— 
neten Macht zu bewirken, die anweſenden Mitglieder 
zu verhaften, die Papiere des Vereines in amtliche 
Verwahrung zu nehmen, und jammt dem über den 
Vorgang aufgenommenen Akte der Strafbehörde zu 
übergeben. 


$. 21. Werden Frauensperfonen oder Minder- 
jahrige als Mitglieder in einen politifchen Verein auf: 
genommen. jo verfallt jedes Mitglied des Vorſtandes 
in eine Strafe bis 100 fl. E. M. 


$. 22. Wenn Franensperfonen als Zuhörer, 
oder weun DBewaffnete in eine Vereinsſitzung zugelaf: 
jen werden, fo verfällt jedes anweſende Mitglied des 
Vorſtandes in eine Gelditrafe bis SO fl. C. M. 
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Frauensperfonen und Bewaffnete, die einer fol- 
hen Sitzung beimohnen, unterliegen einer Strafe bie 
20 fl. Conv. Münze und find fogleich aus der Sigung 
zu entfernen. 


$. 23. 


Die Uchertretung nach $ 23 gehört zu Folge Art. X, der St. P. O. 
som 17. Jänner 1850 vor die Bezirks: Geriähte CS. II. Abſchn. 
des Handb. Nr. 5.) 


$..24. Unterlaßt der Verein die im $. 12 
angeordnete Anzeige feiner Sitzungen, oder befchräanft 
er durch indirefte Mittel die Deffentlichkeit berfelben, 
($. 10), oder tritt er durch eine Weigerung den Vor— 
fchriften des $. 13 entgegen, fo verfällt jedes Mit- 
glied des Borftandes in eine Strafe bis 100 fl. 
Conv. Münze. 


Im Wiederholungsfalle kann überdieß die Auf: 
Löfung des Vereines verfügt werben. 


$. 25. Derfammelt fih der Verein zu einer 
geheimen Sigung, jo kann gegen den Vorfigenden auf 
firengen Arreft bis zu ſechs Monaten, nnd gegen je 
des Mitglied, welches an der geheimen Sikung Theil 
nimmt, auf Arreft bis zu drei Monaten erfannt wer: 
den. Im MWiederholungsfalle kann überdieß die Auf: 
löfung des Vereines verfügt werden. 


$. 26. Die Uebertretung der Vorfchriften der $$. 
15 und 16 dieſes Geſetzes zieht die Auflöfung bes 
politifchen Vereines nach fich. 


Veberdieß verfaßt Derjenige, welcher gleichzeitig 
dem Borftande mehrerer politifchen Vereine angehört, 
einer Strafe bis 200 fl. C. M. 
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6. 27. Macht fi ein politifcher Verein als 
folcher im Falle des $. 20 oder überhaupt einer Hanb- 
lung fchuldig, welche durch die allgemeinen Strafge- 
feße verpont ift, fo finden die Beitimmungen berjelben 
auf deffen Mitglieder nach den Grundfägen über Mit- 
fhuld und Theilnahme Anwendung. 


$. 28. Wenn Jemand in einer Dereindfikung 
durch mündlichen Vortrag oder durch Vertheilung fchrift- 
licher oder bildlicher Darftelungen fich einer durch Die 
allgemeinen Strafgefeße verpönten Handlung‘ fehuldig 
macht, ift er nach diefen Geſetzen zu behandeln, und der 
Vorftand, der einem folchen Redner nicht dag Wort 
nimmt, ober die DVertheilung nicht zu hindern ftrebt, 
wird, in fo ferne er nicht Mitfchuldiger oder Theilneh- 
mer ift, mit einer Geldftrafe bis 300 fl. Conv. M. 
belegt. 


$.29. Wenn was immer für ein nicht politi- 
her Verein nebenbei politifche Zwecke zu verfolgen, 
und in den Bereich feiner Verhandlungen zu ziehen 
beginnt, fo unterliegt er den Anordnungen und Straf: 
beftimmungen über politifche Vereine. 


HI. Abſchnitt. 
Ueber Bolfsverfammlungen. 


$. 30. Bewaffnete Volksverſammlungen, fie mö- 
gen unter freiem Himmel oder in gefchloffenen Räumen 
ftattfinden, find unbedingt verboten. 


Jeder, der eine bewaffnete Volksverſammlung ver- 
anlaßt, verfällt der Strafe des ſtrengen Arreſtes bis zu 
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6 Monaten, und wer einer folchen Verſammlung bei- 
wohnt, in die Strafe bed Arreſtes bis zu drei Mo- 
naten. 


$.31. 32. 33. 


Die in den $5; 31-83 Befprochenen Uebertretungen gehören zufolge 
Art. X. d. St. P. D. vom 17. Jänner 1850 zur Gompetenz; des Bes 
„bee en und find folglich im II. Abfchn. d. Handb. Nr. 5. 
nachzuleſen. 


$. 34. Während ber Reichstag oder ein Landtag 
verfammelt ift, darf an dem Orte feines Sites und in 
dem Umkreiſe von fünf Meilen keine wie immer geartete 
Volksverſammlung ftattfinden. 


$. 35. Die Behörden haben das Recht und die 
Pfliht, Volksverfammlungen zu unterfagen, wenn fie 
es im Intereffe der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
nothwendig finden. 


Hat die Behörde an eine ſolche Verſammlung die 
Aufforderung, auseinander zu gehen, erlaffen, fo macht 
fih Jeder, ber nicht ‚unverzüglich Folge leiftet, nach 
Umftänden entweder der ſchweren Bolizeiübertretung des 
Auflaufes ($$. 51—56 II. Th. St. ©.) oder des Ver— 
brecheng ber offentlihen Gewaltthätigfeit, des Aufitan- 
bes oder des Aufruhres ($$. 61, 62, 63, 66, 67, 70 
und 71 1. Th. des St. ©.) ſchuldig. 


$. 36. Bitten und Befchwerben, welche von Ver: 
einen oder Volksverſammlungen ausgehen, dürfen nur 
durch eine Deputation von höchftens zehn Mitgliedern 
übecbracht werden. 


$. 37. Wird dem Anbringen einer ſolchen Bitte 
ober Beichwerbe durch Bildung von zahlreicheren Depu- 
tationen Gewicht oder Nachdruck zu verleihen gefucht, fo 
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ift jeder Theilnehmer mit Arreft bis zu einem Monat zu 
beftrafen. 


$. 38. Unternimmt eine Menfchenmenge durch 
Erregung eines ungewöhnlichen Aufſehens, durch dro- 
hende Haltung, durch Eindringen in Amtsräume, ober 
durch fonftige auf Einfhüchterung abzielende Mittel bie 
Durchſetzung einer Bitte oder Beſchwerde zu erzwingen, 
fo verfällt jeder Theilnehmer in eine Strafe bes ftren- 
gen Arreftes bis zu ſechs Monaten. 


$. 39. Wenn jedoch eine der in ben $$. 30, 31, 
34, 37 nnd 38 bezeichneten Handlungen ſchon in den 
allgemeinen Strafgefegen als ftrafbar erklärt ift, fo 
fommen biefe in Anwendung. 


IV. Abſchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Bemerkung. 

In Betreff der Zuftändigkeit der Gerichte haben bie augedenteten Bes 
flimmungen der St. P. D. vom 17. Jänner 1850 zu gelten, und find bie 
Uebertretungen dieſes Patentes mit Ausnahme der $$. 23, dann 31—33 
als „Vergehen“, den betreffenden Bezirfe-Golleg: Gerichten, 
bie ftrafbaren Handlungen aber, welche in ben $$. 23, dann 31—33 ans 

eführt werben, bieiben den Bezirksgerichten ale „Uebertretungen“ zur 
Smtehanplung zugewieſen. 

Hierauf iſt bei den hier folgenden 88., welche dadurch theilweiſe aus 

fer Kraft gefegt werden, Rüdjicht zu nehmen. 


$. 40. In fo fern die Uebertretungen dieſes Geſetzes nicht 
bie Berweifung der Schuldigen vor die Eriminalgerichte nach den 
allgemeinen Strafgefegen begründen, fteht die Unterfuchung und 
Aburtheilung der Uebertretung der mit dem Richteramte in fchwe- 
ven Polizeiübertretungen betrauten Behörde mit dem gefeßlich bes 
ftehenden Inftanzenzuge zu. 
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$. 41. Geldftrafen, die von dem Straffälligen 
nicht eingebracht oder doch nicht ohne empfindlichen 
Nachtheil für den Unterhalt der von ihm zu verpfle- 
genden Angehörigen geleiftet werben können, find in 
Arreftftrafe von einem Tage für je fünf Gulden zu 
verwandeln. 


$. 42. Alle nach diefem Geſetze eingehobenen 
Geldftrafen fallen in die Gemeindecaffe zum Beften 
der Armen. °) 


M 21. 


Zeichtfinnige Erida, 


(in Gemäßheit der durch Hoffanzleivef. vom 17. April 1847 
fundgemachten a. h. Entfchließung vom 13. März 1847.) 


Eirculare 
(des tir. Gub. v. 20. Mai 1847), 


zu Folge Hoffanzl. Def. v. 17. April, a. h. Entſchl. 
v. 13. März 1847. 


Seine k. k. Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchlie"ung 
vom 13. März 1847 in Beziehung auf die Verpflichtung in 
Konkurs verfallener Schuldner zur Angabe ihres Vermoögens— 
ftandes, und die gegen biefelben einzuleitende Unterfuchung und 
Beftrafung folgende Beftimmungen zu erlaffen geruhet: 


$. 1. Jeder in Konkurs verfallene Schuldner, 
welcher vor Eröffnung des Konkurſes noch fein genaues 


*) Eich’ 8. Ts d. St. P. D. v. 17. Jänner 1850. 
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Dermögens- und Schuldenverzeichniß überreicht hat, 
iſt von dem Nichter dazu anzuhalten. 


Diefes Verzeichnig muß von dem Gemeinfchuld- 
ner nicht nur eigenhandig unterzeichnet fein, fondern 
auch fein ausdrücliches Anerbieten zur eiblichen Be— 
ftätigung enthalten, daß er in dem angegebenen Aftiv- 
ftande nichts verfchwiegen, und im Baflivftande nichte 
erdichtet habe, und der Eid ift, wenn es auch nur ein 
einziger Gläubiger verlangt, wirklich abzulegen. (St. 
G. 83. 1 Th. $. 178. 


$. 2. Bei Eröffnung des Konfurfes hat die 
Konkursinitanz jedesmal fogleich eine ftrenge Unterſu— 
hung gegen den Gemeinjchuldner von Amtswegen ein- 
zuleiten, und den Grund feiner Zahlungsunvermögen- 
heit zu erforichen. 


$. 3. Sie hat fich zu diefem Ende feiner Per— 
fon zu verfihern, und ihm, wenn er feine Schuldlo- 
figfeit nicht auszumweifen vermag, in Arreft zu nehmen. 
Hätte ſich der Gemeinfchuldner entfernt, jo ift wegen 
defien Verfolgung und Anhaltung das Nothige durch 
die geeignete Behörde einzuleiten. Die Koften der 
Verfolgung des Gemeinfhuldners und feiner Verpfle— 
gung im Arrefte find, jo ferne er ſich nur der Unter: 
fuhung oder Strafe wegen im Gefängniffe befindet, 
bei landesfürftlichen Gerichten aus der Staatskaſſe zu 
beitreiten. 


$. 4. Kann der Gemeinfchuldner fich nicht aus— 
weifen, daß er blos durch Unglücksfälle und unver: 
fchuldet in die Unmöglichkeit gerathen fei, feine Gläu- 
biger vollftändig zu befriedigen, fallt ihm übermäßiger 
Aufwand zur Laft, oder hat er, nachdem der Pafliv- 
ftand den Aktivftand bereits überftieg, den Konkurs 
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nicht fogleich felbft bei Gericht angemeldet, fondern 
neue Schulden gemacht, Zahlungen geleiftet, Pfand 
oder Bedeckung angewiefen, fo ift er von dem Kon— 
fursrichter zu ftrengem Arrefte von drei Monaten big 
zu einem Jahre zu verurtheilen. Diefe Strafe ift 
nah Umftänden durch Falten oder fchwere Arbeit zu 
verfchärfen. 


$. 5. Ergeben ſich Anzeigen eines Verbrechens 
gegen den Gemeinfchuldner, jo find die Unterfuchunge- 
aften dem Kriminalgerichte zu übergeben, welches die 
Vorfchriften der SF. 178, 181, 182 und 183 des 
J. Theile des St. ©. B. mit aller Strenge zur An: 
wendung zu bringen hat. Das Kriminalgericht foll 
die getroffene Verfügung und den Erfolg der von ihm 
eingeleiteten weiteren Interfuchung, wenn es fich auf 
eine Strafe zu erkennen nicht bejtimmt fände, der 
Konkursinſtanz eröffnen, von welcher in ſolchem Falle 
die Dergehen des Gemeinfchuldners immer nach ber 
Borfchrift des F. A zu beitrafen find. Gegenvorfiel- 
lungen der Gläubiger oder eingeleitete Vergleichs-Un— 
terhandlungen dürfen die Unterfuchung und Beſtrafung 
bes Gemeinfchuldners niemals hindern. 


$. 6. Zum Behufe der eingeleiteten Unterſu— 
hung kann die Konkurs-Inftanz auch andere, obgleich 
unter einer fremden Gerichtsbarkeit ftehende Perſonen, 
welche an den widerrechtlichen Handlungen des Ge- 
meinfchuldners Theil genommen haben, oder davon 
unterrichtet find, vorladen und vernehmen. Insbeſon— 
dere foll feine Ehegattin bei dem Verdachte einer Theil: 
nahme an Webervortheilung der Gläubiger zur Rede 
geftellt und der Wahrheit ihrer Angaben von Amte- 
wegen nachgeforfcht werden. Ergeben fich gegen biefe 
Perſonen Anzeigen eines Verbrechens, oder einer fchwe- 
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ren Polizei: Webertretung, fo find fie dem Steafgerichte 
mitzutheilen. 


$. 7. Die im $. A feftgefekten Strafen follen 


auch bei in Konkurs verfallenen Handelsleuten die 
ftrengfte Anwendung finden, und insbeſondere auch 
dann eintreten: 


a) wenn der Gemeinfchuldner die Handlung ſchon 


b) 


c) 


d) 


e) 


im verjchuldeten Zuftande, oder fofort nach den 
Handelsgefeten zur Ausübung eines Handlungs: 
befugnißes ein beftimmter Handlungsfond erfor 
derlich ift, ohne den Befig deſſelben und mit Hin- 
tergehung ber Behörde über die wahre Beichaf- 
fenbeit feines Wermögensitandes angetreten hat; 


wenn er ſchon einmal in Konkurs verfallen war, 
und die Erlaubniß zum Wiederantritte feines 
Geichäftsbetriebes, in jo ferne derielbe durch die 
Borichriften über die Ausübung der Handlungs: 
befugnifje an beitimmte Bedingungen gebunden 
ift, durch Faliche Angaben über den Beſtand der- 
jelben erlangt hat; 


wenn er die vorgefchriebenen Handlungsbücher 
gar nicht oder jo mangelhaft geführt hat, daß 
der Gang feines Gejchäftsbetriebes und der Stand 
feines Vermögens nicht darnach beurtheilt werden 
fann ; 


wenn er bei der Buchführung auch nur in An: 
ſehung einzelner Poſten abfichtliche Unrichtigfeiten 
begangen; wenn er die Bücher ganz oder theil- 
weife vernichtet, unterdrückt oder den Inhalt der: 
jelben auf was immer für eine Meife entitellt 
hat; 


wenn er über d’e Entftehung von Schulden oder 
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über die Derwendung bedeutender Empfänge an 
Geld, Waaren oder andern Gegenftänden feine 
befriedigende Aufklärung zu geben vermag; 


f) wenn er fich in verftellte, ihrer wahren Beſchaf— 
fenheit nah auf bloße Wetten gerichtete Liefe: 
rungsverträge über Kreditspapiere oder Waaren, 
oder in andere gewagte, mit feinen Vermoͤgens— 
fräften in feinem Verhältniße ftehenden Gefchäfte 
eingelafien bat; 


g) wenn er zu einer Zeit, da es ihm bereits befannt 
war, daß der Paſſivſtand den Aftivftand überfteige, 
die Eröffnung des Konkurſes durch Berjchleude- 
rung feiner Waaren unter ihrem wahren Werthe 
oder durch andere feinen Gläubigern verderbliche, 
obgleich nicht betrügliche Mittel zu verzögern ge- 
ſucht hat. 


$. 8. Welche Handlungen einem in Konkurs 
verfallenen KHandelsmanne als das Verbrechen des 
Betruges zugerechnet werden, wird durch das St. Ge- 
feßbuch beftimmt. 


$. 9. Wenn eine Handlungsgefellihaft in Kon- 
kurs verfällt, jo ift die Strafe gegen alle Mitglieder, 
welchen das erhobene Verſchulden zur Laft fallt, und 
wenn ein in Konkurs gerathener Handelsinann die 
Geſchaͤfte nicht felbft geführt hat, auc gegen ben 
Schuld tragenden Verwalter der Handlung zu ver: 
hängen. 


$. 10. Zeigt fich bei der Unterfuchung wiber 

einen in Konkurs verfallenen Handelsmann, daß fich 

berjelbe hinfichtlich des Ausweijes über ben Beſitz des 

vorgefchriebenen Handlungsfondes bei Antritt feines 
10 
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Gefchäftsbetriebes, oder zur Erlangung der Wiederbe- 
fähigung ($. 7 lit. b), falls er ſchon einmal in Kon: 
furs verfallen war, einer Hintergehung der Behörde 
über den wahren Stand feines Vermögens jchuldig 
gemacht habe, jo find alle Perfonen, welche zu die— 
fem Zwecke durch falfchliche Beftätigung eines von dem 
Derfchuldeten vorgegebenen Vermögens-Erwerbes durch 
Behandigung von Geldern oder Effekten zum fchein- 
baren Ausweije über den Beſitz derfelben durch An: 
erfennung erdichteter Forderungen, Verheimlichung von 
Gegenanfprüchen, oder fonft auf was immer für eine 
Meife mitgewirkt haben, nicht nur als Mitjchuldige 
zu beftrafen ($. 4), Sondern auch den Konkursgläu— 
bigern zum Erſatze desjenigen Vermögensbetrages, zu 
deſſen erdichteten Ausweifung fie beigetragen haben, 
zur ungetheilten Hand verantwortlich. 


$. 11. Gläubiger, welche fi) um den Verſchul— 
beten zur Miederbefähigung ($. 7 litt. b.) behilflich 
zu fein, mit ihren Forderungen nur zum Scheine ale 
befriediget erklären, können biefelben bei Wiederaus— 
fpruch des Konkurſes zum Nachtheile der übrigen Gläu— 
biger nicht mehr geltend machen, und haben, wenn 
fie von dem Schuldner mittlerweile befriedigt worden 
wären, ben empfangenen Betrag zum Beſten berjelben 
zurückzuerſtatten. 


$. 12. Die Konkurs-Inſtanzen ſollen am Schluſſe 
eines jeden Jahres bei Ueberreichung der Juftiztabel- 
len auch eine Tabelle über alle wider Gemeinjchuld- 
ner eingeleiteten Unterfuchungen vorlegen, und. darin 
den Fortgang derfelben und die verhängten Strafen, 
oder wenn ein Gemeinfchuldner weder beftraft, noch 
an das Kriminalgericht abgegeben worden ift, bie 
Gründe hievon anzeigen. 


In Anfehung der noch anhangigen Unterfuchun: 
gen haben fie fich über die der Beendigung entgegen: 
ftehenden Hinderniffe auszumeifen, und den Erfolg 
der fortgefegten LUnterfuchung in der Tabelle des näch- 
ften Jahres anzuführen. 


$. 13. Die Appellationsgerichte haben diefe Ta- 
bellen genau zu prüfen, allenfalls Akten und Unter- 
fuhunge-Protofolle abzufordern, die wahrgenommenen 
Gebrechen der Unterfuchung zu rügen, und bie erften 
Behörden nachdrüclich zur genauen und firengen Be— 
folgung ber Geſetze für fünftige Fälle anzuweiſen. 
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Inhalt des Sandbuches, 


— 


Allgemeiner Theil. 
I. Abſchuitt. 


. Vorwort. 

. Kundmachungs-Patent. 

.Einleitung. 

« Bom Verbrechen überhaupt. (88.1—8. I. Thl. 


db. St. ©. I. Hpiſt. 


- Bon Beftrafung der Verbrechen. (86. 9—35. 


L. Thl. d. St. ©. IL. Hpifl.) 


. Bon befhwerenden Umftänden. (gs. 36 — 38. 


1. Thl. d. St. ©. IM. Hpiſt) 


- Bon Milderungs-Umftänden. ($$. 39 — 40 1. Thl. 


d. St. ©. IV. Hpiſt) 


« Bon Anwendung der Befhwerungs- und Mil- 


derungs-Umſtände bei Beſtimmung der Strafe. 
(88. 11 —49. I. Thl. d. St. ©. V. Hptft,) 


. Bon den verfhiedenen Gattungen der Ver— 


breden. (88. 50—51. J. Thl. d. St. ©, VL Hpiſt.) 
Von Erloͤſchung der Verbrechen und Strafen. 
($$. 201 -210. I. Thl. d. St. ©. XXVII. Hprft.) 


II. Abſchnitt. 


« Bon fchweren PolizeisUebertretungen übers 


haupt. ($6.1—7. 1... St. G. L Hpfl.) 


. Bon den Strafen der fhweren Polizeislleber» 


tretungen überhaupt. ($$. 8—27. IL Thl. d. St. 
G. II, Hptft.) | 


. Bon Beftrafung der Unmündigen. ($$. 28—32. 


II. Thl. d. St. ©. I. Hpift.) 


. Bon verfhier. Gattungen der fhweren Polizei— 


Uebertret. (88. 33 — 37. II. Thl. d. St. ©. IV. Hptft. 


. Bon Erlöfhung der ſchweren Polizei-Uebertre— 


tungen. ($$. 270— 275 U. Thl. d. Et. ©. XIV. Hpift.) 


Beſonderer Theil, 
1. Abſchnitt. 


Verbrehen und Preßvergehen, welche zur Compe⸗ 


tenz der Gefchwornengerichte gehören. 


II. Abhſchnitt. 


Verbrechen und Vergehen, welche vor die Bezirkds 


Eollegialgerichte gehören. 


. DI, Abſchnitt. 


Hebertretungen, welche vor die Bezirfögerichte gehören. 


A 
B 

C. 
D 


Anhang. 
Das Reichsgericht. 
Der Gemeinde-Polizei zugewiefene Uebertre— 
tungen. 
Allfällige fpäter erfhienene Berordnungen. 
Großes Inhalts-Regifter. 


BIT Wegen noch möglicher Veränderungen bezüglich des „Allgemeinen 
Theiles“ dieſes Handbuches, mußte mit Ausgabe des „befonderen 
Theiles“ deſſelben einfimellen begonnen werden. — 


III. Abschnitt. 


Uebertretungen, 


welche zur Eompetenz der Bezirks - Gerichte gehören. 
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Uebertretungen, 
welche zur Competenz der Bezirkögerichte gehören. 


Inhalt. 
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Bor die Bezirksgerichte gehören die nachſtehenden Hand— 
lungen, welche von nun an fämmtlich 


Nebertretungen 


zu nennen find: (Art. X. d. Strafprozeß-Ordnung 
v. 17. Jänner 1850.) 


1. Alle nicht den Bezirks - Collegial « Gerichten ausbrüdlich 
zugewiefenen ſchweren Polizei » Hebertretungen. 

2. Die in dem Patente vom 17. Jänner 1850 Art. II, IV, 
VII und IX, aufgeführten Uebertretungen der boshaften 
Beihädigung fremden igenthumes, der Rüdfehr eines 
Verwieſenen, ded Diebftahld und der Nachmachung oder 
Berfälfchung einer öffentlichen Urkunde. 

3. Alle einfachen ‘Bolizei-Webertretungen, welche nicht ber 


Gemeindepolizei zugewiefen werben. R 
1 


IV 


4. Die Uebertretungen des $. 19, des Patentes vom 13. 
März 1849, gegen den Mißbrauch der Preſſe. 

5. Die Uebertretungen ber in den $$. 23 und 31—33 des 
Patente vom 17. März 1849, über die Ausübung des 
Bereinigungd- und Verfammlungsrechtes enthaltenen Bor- 


fchriften. 


Uebertretungen, 


welche zur Competenz der Bezirksgerichte gehören. 





M I. 


Alle nicht den Bezirks-Gollegial-Gerichten zuge: 
wiefenen fchweren Polizei-Uebertretungen. 


A. 


Nebertretnngen von Unmünpdigen, 
($. 28 lit, b) II, Th. des St. ©. (IN. Hpift.) 


$. 28. 
Unmündige können auf zweifache Art ſchuldig unmintig 
werden: —* 
durch Ver⸗ 
— rt 
b) dur Uebertretungen, weile ſchon an ſich nur r 
ſchwere Polizei-Uebertretungen find. 72 


Ueb. 
($. 28 It. a) gehört zum Bezirke Colleg.-Gerichte. Sieh’ dieſ. Handb. Yan ne. 


1. Abſchn. B. Nr. 1. ($$. 28 und 29 IL. Th. d. St. ©.) 


$. 32. 

Die von Unmündigen begangenen Vebertretungen 
der zweiten Art“) werden insgemein ber häuslichen 
Züctigung, in Ermanglung bdiefer aber, oder nad) 
babei fich zeigenden befondern Umftänden, der Ahndung 
und Vorkehrung ber politifchen Obrigkeit überlaffen. 


Bemerkung. 

In Bezug auf die im V. Hauptftüde des I. Th. d. St. ©, behan⸗ 
belten ſchweren Polizei: Hebertretungen gegen die Sicherheit 
des gemeinfchaftlichen Staatsverbandes und den Öffentlichen 
Nuheftand, welde in dem $. 37 U. Th. des St. ©. aufgezählt und 
bis inclus. $. 71 eben dort abgehandelt werben, find hier nachſtehend bie 
durch die neueften Gefepe und Verordnungen herbeigeführten Abände- 
rungen erſichtlich gemacht, cher doch angedeutet worden, obſchon biefe 
Uebertretungen nicht in den III. Abſchnitt des vorliegenden Handbuches ge⸗ 
hören. Es iſt daher auf Folgendes Rückſicht zu nehmen: 

a) die 88. 38 — 50 UI. Th. d. St. ©. über geheime Geſellſchaf— 
ten entfallen zu Folge: 


Patent v. 17. Jänner 1850. Art. XI. 


(Art. XIL) Die in den $$. 38 — 50 des II. Th. d. St. ©. 
bezeichnete Theilnahme an geheimen Gefellfchaften ift nur nad 
dem Patente v. 17. März 1849, über die Ausübung des 
freien Bereinigungs- und Berfammlungsredtes zu 
behandeln. 


(Sieh’ IM. Abſchn. d. Handb. Nr. 5.) 


b) Die 88. 51—56 II. Th. d. St. G. vom Auflaufe, deſſen Mitfchuld 
und Beftrafung find zu Folge (Art. IX. dv. St. P. O. v. 17. Jänner 
1850 B.) im II. Abfchnitte diefes Handbuches bei den den Bez.:Gol: 
legials Gerichten zugewicfenen Bergehen unter Nr. 2 behandelt 
worden. 


(Sieh? 1. Abſchn. B. Nr. 2.) 


) Der zweiten Art, nämlich nach ($. 28 lit. db), folche, die ſchon an 
fich ſchw. Pol. Ueb, find. 
(Man fehe die $$. 33—36 im allg. Theile diefes Handbuches.) 
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0) Die $$. 57-68 I. Th. d. St. G. von bem Uebertr. der Genjure 
Borfhriften, find als aufgehoben, ber $. 69 aber betreffend bie 
Winkelbuchdruckerei als modifizirt anzufehen, wie aus dem Nadh: 
ſtehenden erhellet: 


Patent v. 17. Jänner 1850. Art. XII. 


Die durch die Aufhebung der Eenfur erfolgte Ausſcheidung 
alfer derjenigen ſchweren Polizeisllebertretungen, welche fich auf 
die Cenſurvorſchriften bezogen haben ($$. 57—68 II. Th. d. 
St. ©.) hat fih auch auf $. 69 zu erftredfen, und foll in 
Zufunft die unbefugte Haltung oder der Gebrauch einer Wins 
felbuchdruderei, einer Handprejfe mit einem Schrift: 
fage, einer Stein» oder Kupferdrudpreffe nur nach den 
beftehenden Gemwerbsvorfchriften, und nad) Umftänden in 
Gemäßheit des beftehenden prov. Preßgeſetzes v. 13. März 
1849, geahndet werben. 


4) Gemäß Art. XIV. des Pat. v. 17. Jänner 1850 mwirb die Vor: 
fhrift des $. 70 des II. Th. der St. G. über die Verleitung ber 
Unterthanen diefer Staaten zur Anfiedlung in fremde Länder 
außer Kraft gefept. 

e) $. 71 0. Th. d. St. G. endlich, betreffend die Aufwieglung ber 
Unterthanen gegen ihre Obrigfeiten wird auf bie dort bezeichnete Auf- 
reißung gegen Staats: und Gemeindebehörden durch Pat. v. 
17. Jänner 1850 Art. XV. eingefchränft, und durch Art. IX. d. St. 
P. D. der Gompetenz der Bez. Eolleg. Gerichte ald Berge: 
hen zugewieſen. 

(Sieh’ U. Abſchn. B. Nr. 3.) 


B. 


Schwere Polizei-Hebertretungen gegen Öffentliche Anftalten 
und Dorkehrungen, welche zur gemeinfchaftlichen Sicherheit 
gehören. (VI. Hptſt.) 


$$. 72 und 73. 
Man fehe die $$. 72 und 73 IL Th. d. St. G. von Beleidigung 


ber Wade und ber Strafe biefer Uebertretung bei den ben Bez⸗Coll. 
Ger. zugewief. Vergehen. (Sieh’ U. Abfchn. dief. Handb. B. Nr. 4.) 


$. 74. 
Miphankl. Einer ſchweren Polizei: Uebertretung macht fich 


von Paten- 


ven, Bersrt-QUch derjenige fchuldig, der Patente, Verordnungen, 
oder unter was immer für Namen und Geftalt zur 
öffentlichen Bekanntmachung angefchlagene, oder ausge: 
feste, von der Obrigkeit unterfertigte Urkunden abreißt, 
binwegnimmt, durch Zerreißen, Beludeln, oder auf 
fonft eine Art mißhandelt. Gefchieht diefe Webertre- 
tung aus bloßem Leichtfinne oder Muthwillen; fo iſt 
die Strafe Arreft von 24 Stunden bis zu einer Wo- 
‚he oder Züchtigung mit zehn bis fünf und zwanzig Streichen.) 
Zeigte fich aber bei der Unterfuchung die Abficht 
einer gegen die Obrigkeit gerichteten Befchimpfung, 
oder um bie Bekanntmachung und Befolgung einer 
Anordnung zu verhindern; fo ift die Strafe ftrenger 
Arreft ron einem bis zu drei Monaten. 


Bemerfung. 

) Wegen der in diefem III. Abjchnitte öfters vorfommenden Strafe oder 
Strafverfchärfung der Züchtigung wird ſich zur Vermeidung der Wie: 
derhehlung in Bezug auf die Abfhaffung derfelben auf die a. h. 
Gntfhliefung v. 22. Mai 1848, Kundmachung des ftir. Gub. 
v. 2. Juli 1848, 3. 13,377, Abfag 11. lit. d) bezogen, und in vorfoms 
menden Fällen diefe Abſchaffung nur angedeutet. 

Man febe auch diefe a. b. Entſchließung v. 22. Mai 1848 im allg. 
Theile viefes Handbuches bei $. 8 lit, e), $. 15, $. 16, $. 19 11. Th. 
d. St. ©. 


Hofdek. v. 10. Aug. 1804. 
(Lügenau I. Thl. ©. 209.) 


— Wegen des muthwilligen Beſchaͤdigens der in den De- 


fenfionswaldungen befindlichen Markfäulen, ift der $. 74 
des VI. Hptft. über ſchw. Pol. Leb. anzuwenden. — 


Hoffanzleidef.v». 29. Aug. 1822. Z3hl. 23,200, an 
fämmtl. Länderft. 


4. h. Entſchl, v. 17 Juni 1822, betreffend die 


Erbrechung gerichtlicher Siegel. 


8. 1. Eine eigenmächtige oder widerrechtliche Eröffnung - 
gerichtlicher Siegel, unter denen fchriftliche Auffäge oder andere 
Gegenftände verfchloffen gehalten werben, foll, wenn fie aus 
bloßem Muthwillen oder aus leichtfertiger Neugierde verübet 
wird, als eine ſchwere Polizei-Uebertretung angefehen, und mit 
Arreft von einem bis zu drei Monaten beftraft werden. 


en 


Die $$. 2, 3 und 4 dieſes Hofdekretes fich’ bei den den Bez. Coll. 
Ger. zugewiefenen Bergehen im II. Abjchn. d. Handb. (B. Nr. 13.) 


Hoffanzleidef, vom 19. April 1841 3. 11,788 (Prov. ©. 
für GSteiermarf v. 3. 1841.) 
(Lügenau I. Thl. ©. 211.) 


Ueber eine weitere der hohen Hoffanzlei vorgelegte Anfra- 
ge — — nad welchen Baragraphen des Strafgefepes I. Thls. 
die Abreifung oder Verlegung ämtlicher Sigille der politi- 
[hen Behörden zu behandeln fei, wurde — — bedeutet: daß 
in fo ferne nach diefem Hofdefrete bei Abreifung oder Verlet— 
zung amtlicher, jedoch nichtgerichtlicdher Sigille bie 
Vorfchriften des Strafgefeges über ſchwere Polizei-Ueber— 
tretungen in Anwendung fommen, hiebei die analoge Ans 
wendung des $. 74 St. ©. U. Th. eintrete. 


$. 75. 
Wer eine zur öffentlichen Beleuchtung aufgeftellte aan 


Laterne vorfäglich zerfchlägt, oder auf fonft eine Art Yin 
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befchäbiget, ift mit Arreft von drei Tagen bis zu einem 

Monate zu beftrafen. 

$. 76. 

a. Die muthwillige Abwerfung oder Befchädigung 
Arien, einer Brüde, Schleuße, eines Dammes, Befchläges 
Dinmenx. ‚oder Geländers, woburh die Ufer ber Flüße und 
Bäche befeftiget, oder Abfchüffe an Straßen und We— 
gen oder Brücken bewahret find, ift nach Maaf bes 
unterlaufenden großen Muthwillens und veranlaßten 
Schadens mit Arreft von einem. bis zu drei Monaten 
zu beftrafen. Hatte der Llebertreter das abgeworfene 
Holz entfrembdet, fo tritt auch die Strafe des Dieb: 


ftahles ein. 
Hofdek. v. 28. Oktob. 1806, 3. 19,753. 


Derjenige, der fich unterfängt, Obftbäume, vorzüglich 
jene, die im Freien gepflanzt find, in was immer für einer 
Art willführlich oder muthwillig zu befhädigen, foll im er- 
ften Betretungsfalle mit einem ftrengen Arreſte von einer Wo: 
che, im zweiten Falle aber mit einem ftrengen Arrefte von drei 
Monaten und dabei nach Umftänden auch noch mit (fünf und 
zwanzig Stodftreihen) gezüchtiget werben. 


Hoffanzleidef.v. 13. Jänner 1837. 3. 21,859. 
(Fir. Gub. Ber. v. 15. Febr. 1837, 3. 2632.) 


Die Befchädigung der an den öffentlichen Wegen jeder 
Art gepflanzten Bäume oder Alleen, fie möge aus böfer 
Abſicht, Muthwillen, Unachtfamfeit oder bei Bichtrieben und 
andern Gelegenheiten aus vernachläßigter Aufficht entfpringen, 
ift, wenn fich diefelbe zur Ahndung nach dem St. G. nicht 
eignen follte, ald ein Bolizeivergehen mit einer Geldſtrafe 
zu ahnden, welche nach Befchaffenheit der dieſelbe begleitenden 
Umftände und Folgen mit einem bis fünf Gulden Conv. M. 
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für jeden befchäbigten Baum zu bemeffen, und bem Ergreifer 
des Thäterd oder dem Angeber, wenn deſſen Anzeige zur Ent- 
defung und Ergreifung ded Thäterd führet, ald Belohnung zu 
erfolgen ift. 

Bei zahlungsunfähigem Thäter ift die Geldftrafe in Arreft 
von drei bis fünfzehn Tagen umzuwandeln, und damit eine 
amgemefjene Arbeit zu verbinden, deren Ertrag bem Ergreifer 
oder Angeber des Thäters für die ihm gebührende Belohnung 
nach Abzug des nothwendigen Unterhaltes zu erfolgen fümmt. 


Auszug 
aus ber proviforifhen Waldordnung für Tirol, 
(ir. uber. Verordnung vom 24. Dezember 1839, 
Zahl 30,357.) 
(P. G. ©. für Tirol vom Jahre 1839.) 


Ueber die öffentliche Borftpolizei im Allgemeinen. 


— $. 3. Webertretungen der in diefer Hinficht zu erthei- 
(enden Borfchriften, fo wie auch Verletzungen der Forftrechte 
eined andern, werden Forftübertretungen (Waldfrevel) 
genannt, in fo fern fie fich nicht wegen boshafter Beichä- 
digung oder wegen Entwenduug fremden Eigenthumes nach 
88. 74, 153, 154 des I. und $. 210 des II. Th. St. ©. ald 
fhwere Polizei-Uebertretungen bdarftellen. 

— $.7. Insbeſondere ift das Abwipfeln, VBerftümmeln, 
Abfhälen oder Abrinden und Anbohren der ftehenden Bäume 
in fremden Waldungen ald Waldfrevel zu behandeln. 


$. 77. 
Veberhaupt ift die Hinwegreißung ober abfiht- Beſchadi⸗ 


liche Beſchädigung aller Warnungszeichen, welche, um lie 


Unglück zu verhüten aufgeftellt werden, eine fchwere" isn. 
Bolizei-Uebertretung, die insgemein mit Arreft von *ᷣe. 
drei Tagen bie zu drei Monaten, bei unterlanfender 
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größerer Bosheit und erfolgtem Schaden aber mit eben 
fo langem ftrengem Arrefte zu beftrafen ift. 
$. 78. 
Uebertret, Da der öffentlichen Auffiht eine genaue 


gegen 


deln, Kenntnig aller Einwohner und Fremden von größ- 

„Anfehung „ter Wichtigkeit fein muß, fo wird jebe Nichtbe- 

Kon ntene “Folgung der in biefer Abficht an jedem Orte ingbe- 

‚Fame, „ſondere beftehenden Vorjchriften, ald eine ſchwere Po— 

—* her Tigei-Uebertretung betrachtet und beftraft. Die Bälle 

dieſer Uebertretungen ſind: 

— a) Wenn ein Hauseigenthümer, Adminiſtrator, 

thümer, x. Sequefter oder wer fonft der Verwaltung ei- 
nes Hauſes vorfteht, die mit feinen Beſtand— 
nehmern vorgehenden Veränderungen in der 
vorgefchriebenen Zeit nicht anzeigt. Die Strafe 
ift nach DVerfchiedenheit der Städte und bes 
Häufer-Ertrages fünf bis fünfzig Gulden. 

ver ifterser · b) Wenn Jemand Zimmer wochen- oder monat: 

— weiſe in Afterbeſtand verläßt, oder Bettgeher 
hält, und nicht binnen vier und zwanzig Stun— 
den, bei jedesmaliger Veränderung, die vor— 
ſchriftsmäßige Anzeige macht. Die Beſtrafung 
iſt fünf Gulden, welche Strafe bei wiederhol— 
ter Uebertretung zu verdoppeln iſt. 


der zur BDe· EC) Wenn ein Gaſtwirth, der zur Aufnahme von 

berefitigten Fremden berechtiget ift, von denjenigen, Die 

über Nacht verbleiben, nicht die vorgefchrie- 
bene Anzeige macht. Die Beftrafung ift die- 
felbe, welche bei b) feſtgeſetzt worben. 

eßtiatn. A) Wenn in einem Schenkhauſe, welches zur Be- 
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herbergung nicht berechtiget ift, jemand über 
Nacht aufgenommen wird. Die Beitrafung ift 
das erite Mal fünf Gulden; das zweite Mal 
diefelbe Strafe nebit Arreft von einer Woche; 
das dritte Mal die Abichaffung von dem Schenf: 
hauſe. 

e) Wenn Jemand in dem Meldungszettel ſich — 

nen falſchen Namen beilegt, einen falſchen Veldenden. 
Stand, eine falſche Beſchaͤftigung oder andere 
fälſchliche Umſtände angibt, wodurch die öf— 
fentliche Aufſicht irre geführt werden kann. 
Die Beſtrafung iſt Arreſt von drei Tagen bis 
zu einem Monat. Findet ſich bei der Unter— 
ſuchung, daß der Uebertreter die Irreführung 
der Obrigkeit wirklich beabſichtigte, ſo iſt die 
Beſtrafung eben ſo langer ſtrenger Arreſt. Bei 
ſich zeigender Bedenklichkeit in Anſehung der 
Umſtände oder Perſon, iſt der Uebertreter, 
wenn er ein Inländer, aber an dem Orte, 
wo er dieſe Uebertretung begangen, nicht an— 
ſäßig iſt, nach vollendeter Strafzeit aus dem 
Orte; ein Ausländer aber nach Beſchaffenheit 
der Umſtände auch aus ſämmtlichen Erblän— 
dern abzuſchaffen. 


Hofkanzleidekret vom 26. März 1833. 3. 6428. an 
ſämmtl. Länderſtellen. 


(Tir. Gub. Ver. vom 25. Apr. 1833.) 
— — Seine Majeſtät haben unter dem 16. März 
1833 zu entichliegen geruht, daß, wer überhaupt die Po- 
ligei ober fonft eine öffentlihe Behörde mit falfchen 
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Angaben über feinen Namen, feinen Geburtsort, feinen Stand, 
oder fonft über feine Verhaͤltniſſe auf eine Weife bintergeht, 
wodurch die öffentliche Aufſicht irre geführt werben 
fann — (er mag dadurch Unrichtigfeiten in den von den Be: 
hörden ihm ausgeftellten Päſſen, oder andern Urkunden 
veranlaffen, oder fi) fremder Päſſe und Urfunden bedienen, 
und bei den Behörden fälfchlih den Namen der Perfon, auf 
welche fie lauten, annehmen, oder endlich auch, abgefehen von 
beigebrachten Päflen und Urkunden, der öffentlichen Behörde 
auf Befragen über feine Berfon falfhe Angaben machen) — 
ebenfalld eine fhwere Polizei » Hebertretung begeht, 
und nach den in dem obgevachten $. 78. lit. e) enthaltenen 
Beftimmungen zu beftrafen ift. 

Ausgenommen hievon bleiben jedoch immerhin die 
Fälle von falfhen Angaben, wegen deren Behandlung durch 
die beftehenden Gejege bereits hinreichende Vorſehungen getrof- 
fen find, nämlich: 

a) wenn der Befragte, der einer falfchen Angabe 'beichul- 
diget wird, fich in einer Unterfuchung wegen eines 
Verbrechens oder wegen einer fchw. P. Ueb. befindet; 

b) wenn derfelbe in einer Unterfuchung anderer Art, die 
eine Strafe oder fonft einen Verluft am Vermögen 
nach) fich ziehen fann, 3. B. wegen Gefälld-Uebertretun- 
gen, wegen des Tragens verborener Waffen u. ſ. w. 
verwidelt iſt. 

ec) Wenn wider ihn zwar noch Feine Unterfuchung der er 
wähnten Gattung anhängig ift, aber im Verfolge der 
mit ihm vorgenommenen Amtshandlungen und Ber: 
nehmungen, bei welchen die falfche Angabe erfolgt ift, 
eine folche Unterfuchung eingeleitet wird. 


Hoffanzleidefret vom 20. November 1844. 
3. 37,065. 
— — Sowohl Derjenige, welcher ſich zu feinem Fort 
fommen eines fremden Reifepaffes oder andern obrig- 
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feitlihen Ausweifes bedient, als auch Sener, welcher 
feine Ausweifung einem Andern zu diefem Zwede über: 
läßt, macht fich dadurch, ſo ferne ed nicht als Mittel zur 
Berübung eined Verbrechens oder einer andern fehweren Po- 
ligeisUlebertretung unternommen wird — einer ſchweren Bo- 
ligeisUebertretung gegen die öffentlichen Anftalten fchuls 
dig, und ift mit ſtrengem Arrefte von drei Tagen bis zu einem 
Monate zu beftrafen. 

Bei befondern Bedenken in Anjehung der Umftände oder 
der Perſon des Alebertreterd ift berfelbe nach überftandener 
Strafe, wenn er ein Inländer und da, wo er betreten wurde, 
nicht anfäflig ift, aus dem Drte, ein Ausländer aber nad 
Umftänden felbft aus den öfterr. Staaten abzufchaffen. 


$. 79. 
Ein Gewerbemann, welder einen Gefellen, der Strfe für 


mit einer ordentlichen fogenannten Kundſchaft * a. 
nicht verjehen ift, in Arbeit nimmt, wird das erjte® ge Lan 
Mal mit fünf Gulden, das zweite Mal mit Ver— 
doppelung dieſer Gelbftrafe, das dritte Mal mit Arreft 
bis zu einem Monate; nah Maßgabe bedenklicher 
Umftäande auch mit dem Gewerboverluſte beitraft. 

$. 80. 

Ein Boftmeifter, der in dem Umkreiſe von iu 
vier Stationen von dem SHauptpoftamte jeder Pro— — 
vinz, Jemanden, der aus der Hauptſtadt nicht mit —— — 
Poſt, oder doch mit einem Poſtzettel anlanget, vor 
Verlauf von zwei Mal vier und zwanzig Stunden 
weiter befördert, iſt das erſte Mal mit einer Geld— 


firafe von fünfzig Gulden zu belegen, die bei ber 


*) Daß burh Bat. v. 24. Febr. 1824 an die Stelle ver Kund⸗ 
ſchaften —— Wanderbücher eingeführt wurden, iſt bereits im 1. 
Abſchnitte d. Handb. bemerlt worden. 
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zweiten Uebertretung verdoppelt wird. Auf die dritte 
Uebertretung iſt die Abjchaffung von dem Pofthaufe 
zu verhängen. 


Hofkanzleidek. v. 13. Aug. 1841, Zhl. 23,718, 
an fämmtl. Laͤnderſtellen. 


— — Da die im $. 80. St. ©. IL Thls. vorausge- 
fegte Vorfchrift wegen der Poftzettel nicht mehr befteht, und 
es den Poſtmeiſtern bezüglih auf das Poftregale unbedingt 
geftattet ift, Reifende, wenn fie auch nicht mit der Poſt ans 
fommen, unaufgehalten mit PBoftpferden zu befördern, jo ift 
ferner in polizeilicher Beziehung nur jene Vorfchrift zu ber 
obachten,, welche in dem Anhange der neuern allgem. Verord— 
nungen zu dem I. Thl. d. St. ©. unter Nr. IV. erjcheint, 
und mit Beziehung auf dad Hoffanzleidef. vom 29. Juli 1813 
Nr. 12,246. alfo lautet: 


„PBoftmeifter dürfen feinen Reifenden, der 
nit mit einem vorfhriftsmägigen Paſſe 
oder polizeiämtlihen Paſſirſcheine verfe- 
hen ijt, jo wie auch Keinen auf einer Route 
weiter befördern, der von der ihm in fei- 
nem Baffierfheine vorgezeihneten ab- 
weicht. “ 

Die vernachläffigte Beobachtung diefer Vorfchrift ift mit 
der im 8. 80. II. Th. d. St. ©. feftgefegten Strafe, nämlich das 
erfte Mal mit einer Geldftrafe von 50 Gulden, das zweite 
Mal mit dem doppelten Betrage, und das dritte Mal mit der 
Abſchaffung von dem Pofthaufe zu ahnden. | 


Nach der niederöfterr. Regier. Verord. v. 23, Juli 1834 
Zhl. 38,081. (Kütze nau J. Th. ©. 255) werben die eben beiprochenen 
Polizeir-Vorfchriften hinſichtlich der Beförderung mit der Poft, wie felbe 
im Hofdefr. v. 30. Juli 1813 enthalten find, auch auf bie Cilwag en⸗ 
fahrten ausgebehnt, 
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$. 81. 

Die Rückkehr eines durch die Polizeibehörden Gegen Dat 
aus den ſämmtlichen Erbländern Abgeſchafften ſoll sn cin 
das erfte Mal mit Arreft von einem bis zu drei. ar De 
Monaten, bei Wiederholung mit firengem Arreft von 
drei bis fechs Monaten beftraft werden. 


Sieh’ Bat. v. 17. Jänner 1850, Art. IV. betreffend die Rüdfehr 
eines Berwiefenen $$. 83 u. 84 1. Th. d. St. G. unter Nr. 2. bes II. 
Abſch. d. Handbuches. 


$. 82. 

Derjenige, welcher aus einer Provinz, aus ei gm 
nem beftimmten Ort, auf beftändig oder auf eine ger Sr’ aın. 
wiffe Zeit abgefchafft worden, wenn er im erften !Heffte. 
Falle jemals, im zweiten Falle vor Verlauf der ge- 
fegten Zeit wiederfehrt, iſt mit Arreft von einem bie 
zu drei Monaten, bei wiederholter Betretung mit eben 
fo langem ftrengen Arrefte zu beftrafen. 


Niederöfterreich. Regierungsbefcheid vom 24. Febr. 
1804. 3. 105. an den Wien. Magift. 


(Lügenau I. Thl. ©. 257.) 


Die Zurüdfunft folcher Individuen, welche nicht wegen 
ſchwerer Polizei⸗Uebertretungen, fondern blos aus Polizei- 
Rüdfihten aus einem Orte abgefhoben worden, ift nicht 
als eine ſchwere Pol. Uebertret. anzufehen. — -- 


Hoffanzleidef. v. 14. Mai 1820. Z3hl. 14,726. 


Die hohe k. k. Hoffanzlei hat mittelt Verordnung vom 
25. Mai d. 3. Zahl 14,726 entjhieden: dag — — — bie 
66. 81 und 82 des I. Thls. St. S. nicht nur auf foldhe In- 
dividuen, die wegen einer begangenen ſchweren Pol. Uebert. 
abgefchafft wurden, ſondern auf alle ſolche — deren 
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Abfchaffung von der fompetenten Bolizeibehörde aus was 
immer für einem Grunde verfügt wurde, ihre Anwendung 
finde. 


Niederöfterr. Regierungs-Verordn. vom 22. Mai 
1834 3. 25,612, an den Wien. Mag. 


(Lügenau I. Th. Seite 257.) 


— — Hiebei wird erinnert, daß eine Hinwegweifung 
vom hiefigen Plate (Wien) aus polizeilihen Rüdfid- 
‚ ten feine Strafe ift, daß fie alfo auch nicht die Wirfung der» 
jelben haben fann. Werden alfo Individuen nach ausgeftan- 
dener Strafe aus polizeilichen Rüdfichten — weggewieſen und 
fommen dann bderlei Individuen über kurz oder lang in recht- 
lihen Wegen und Gefchäften, um zeitlich oder auch auf im- 
mer zu bleiben, wieder hieher, fo fünnen fie unter diefen Um— 
fänden bloß wegen ihrer Anherfunft niemald zu was 
immer für einer Strafe gejogen werden. — — — — 


Galizifhe Gub. Verordn. vom 30. Juni 1840. 
Brov. ©. ©. f. Galiz. v. I. 1840. 


(Rügenau I. Thl. S. 257.) 


— — — Man findet demnach nothwendig, die F, f. 
Kreidämter zur weitern Erinnerung an die untenftehenden Do- 
minien auf den $. 38 des Schubpatentes vom 3. Nov. 
1786 aufmerffam zu mahen — — und zugleich den Lem- 
berger Magiftrat anzumeifen, nicht nur alle Schubrever- 
tenten überhaupt nach dem $. 82 St. ©. II. This, fondern 
insbejondere Jene, welche [hon mehrmals in der Reverfion 
betreten wurden, ftrenger ald bisher zu beftrafen. — — 


Hoffanzleidefr. vom 22. Dft. 1846. 3. 31,194. 


(Gubernial-Kundmach ung in Tirol 
v. 5. Nov. 1846. 3. 28,058.) 


Aus Anlap einer Anfrage, bezüglich der Anwendung ber 
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88. 81 und 82 des I. Thls. St. ©. fand die Hoffanzlei mit 
hohem Defrete vom 22. Dft. 1846, 3. 31,194 Nachftehendes 
hieher zu erlaffen: Die 88. 81 und 82 U. Th. St. ©. finden 
nicht nur auf folche Individuen, die wegen einer begangenen 
ſchw. Pol. Ueb. abgefchafft wurden, fondern überhaupt 
auf alle jene Perfonen, deren Abfchaffung von der 
fompetenten PBolizeibehörde aus was immer für 
einem Grunde verfügt wurde, ihre Anwendung. 
Schon der Inhalt diefer 88. drüdt die Willensmeinung bes 
Geſetzgebers mit folcher Beftimmtheit und Deutlichfeit aus, daß 
denjelben feine andere Auslegung ald die aus dem MWortlaute 
derfelben gegeben werden kann. 


Durch diefe HG. wird die Ruͤckkehr eines durch bie Por 
ligeibehörden aus den fümmtlihen Erbländern Abgefchafften 
($. 81.), und desjenigen, welcher aus einer Provinz, aus 
einem beftimmten Orte, auf beftändig oder auf eine gewiſſe 
Zeit abgeichafft wird ($. 82.) für eine ſchw. Pol. Ueb. erklärt, 
ohne daß auf irgend eine Weile ausgedrüdt worden wäre, 
daß die Rückkehr nicht dann dieſe gefeglichen Folgen haben 
follte, wenn die frühere Abſchaffung die Folge einer fchweren 
Bolizeiübertretung war. 


Da fih nun das Gejeg in diefen $$. nur im Allgemei- 
nen ausfpricht, fo unterliegt es feinem Zweifel, daß es 
alle Fälle der durch die fompetente Behörde ver— 
fügten Abfchaffung, folglich auch jene wegen Paß-, Er- 
werbs⸗ oder Beftimmmungslofigfeit u. f. w. in fich begreife. 

Aber noch deutlicher erhellet dieſe Willensmeinung des 
Gefeßgeberd, wenn erwogen wird, daß von demjelben die Rüd- 
fehr eines Abgefchafften unter jene Gattuugen der ſchweren Po—⸗ 
ligetübertretungen gerechnet wird, welche gegen öffentliche 
Anftalten und Borfehrungen zur gemeinjhaftliden 
Sicherheit unternommen werden, zu welchen Anftalten und 
Vorkehrungen zweifellos auch die durch die Polizeibehörbe auch 
ohne vorausgegangene ſchwere Polizeiübertretung veranlaßte 


Abihiebung gehoͤrt. * 


—— 
fener 
Münzen. 


Strafe. 
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Dem Abzufchaffenden ift übrigens das Verbot der Rüd:- 
fehr und die auf dieſe verhängten Folgen immer zu eröffnen, 
und follte die Abihaffung wegen einer fchweren Polizeiüber— 
tretung erfolgen, felbe im Urtheile felbft auszudruͤcken. 


Das vorftehende Hoffangleidelr. v. 22. Dft. 1846 ift mit dem 
Hoffanzleidefr. v. 22. Sept. 1825 an das galiz. Gubernium völlig 
gleichlautend. 


Zufolge der von Hrn. Prof. Dr. Kudler in feiner Erflärung bes 
Strafgefepes über ſchw. P. Ue. gegebenen Erläuterung (Kudlers Strafgeſetz 
über ſchw. P. Ue. 1. Bd. S. 202.) wäre ein Individuum, das bloß aus Po: 
lizeirückſichten aus einem Orte weggewiefen wurde, uub ſich in ber 
Folge mit einem Paſſe verfehen dafelbft wieder einfindet und tadellos 
aufführt, ver bloßen Rückkehr wegen nicht zu beftrafen. 


Eben fo wäre die Anordnung des Hoffzleidefr. v. 25. Mai 1820 
3. 14,726. wahrfcheinlicdger Weife nur dann in Anwendung zu bringen, 
wenn der Revertent nicht mit legalen Dofumenten (3.2. dem vor 
geichriebenen Pafje) verfehen und die Urſache feiner früheren — noch 
nicht weggefallen iſt. 


In dieſer Weiſe dürften ſich dieſe anſcheinend im Widerſpruch liegenden 
Anordnungen am beſten vereinigen laſſen. 


$. 83. 

Wer gangbare Münzgattungen, auch ohne Ab— 
ſicht Jemanden damit zu hintergehen, vergoldet, ſoll 
mit Arreſt von einem bis drei Monaten beſtrafet 
werden. 


Hofkanzleidekret vom 21. Oktober 1813. 3. 16,332. 
an fämmtl. Länderſtellen. 


Sp wie das Bergolden gangbarer Münzen bereitö in dem 
zweiten Theile des Strafgefegbuches unter der in dem $. 83 
beftimmten Strafe unterfagt iftz ebenjo hat man, um jeden 
Unterfchleif und Betrug deſto ficherer hintan zu halten, es für 
nothivendig befunden, dieſes Verbot auch auf die außer 
Kurs gefegten Münzen auszubehnen; daher auch das 
Bergolden und Berfilbern der verrufenen Münzen zu 
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unterfagen und den Verkauf ſolcher vergoleter oder verfilberter 
Münzen unter Konfisfationsftrafe zu verbieten. 


Hoffammer- Dekret vom 12. Juni 1824, 3. 22,312. 
an fämmtliche Länderchefs. 


(Tir. Gub. Circ. vom 19, Juli 1824 3. 13,007. 


Da fich einige Bälle ereignet haben, wo Abbrüde von 
furfirenden Münzen in unedlen Metallen verfertigt und 
zum Berfaufe feilgeboten wurden, — — — fo wird zur alls 
‚gemeinen Kenntnig gebracht, daß die Verfertigung oder ber 
Verkauf folcher Abdrüde von wirklich kurfirenden Müns 
zen des Ins oder Auslandes in Metall unter Konfisfations- 
ftrafe verboten fei. 


Uebrigens verfteht es fich von felbit, daß durch die ge: 
genwärtige Anordnung die Beftimmungen ded Strafgefeged in 
ihrer Anwendung nicht im mindeften geändert werben. 


Hofdefret vom 17. September 1801. 3. 22,285. 
an den Wiener Magiftrat. 


(Lügenau Th. I. 262.) 


Da feit Kurzem verfchiedene von Metall |verfertigte fo- 
genannte Dantes oder Jettons mit einer auf denfelben ge- 
prägten bildlichen Vorftellung zum Vorſchein gefommen find, 
— — — fb wird den Länderftellen biemit aufgetragen, den 
im Sande befindlichen Metallwaaren-Fabrifen und andern Ger 
werbsleuten, die mit Verfertigung diefer Spielpfennige ſich 
befchäftigen, zu bedeuten: daß dergleichen Danted oder Jettong, 
um fic außer aller Aehnlichfeit mit Geldmünzen zu fegen, we: 
der ein Bildnig eines regierenden oder abgelebten Fürften, noch 
irgend ein Zeichen einer öffentlichen Macht enthalten dürfen, 
und daß die eine Seite derſelben jederzeit mit der Auffchrift: 
„Spielpfennige” verfehen fein folle, 
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Hoffanzleidefret vom 23. Juli 1807, 3. 13681, 
an ſämmtl. Landesſtellen. 


Die Landesſtelle hat die Verordnung vom 17. September 
1801 (die unmittelbar frühere) — — — öffentlich und durch 
ein gedrucktes Circulare wiederholt Fund zu machen; und ba der 
erften Verordnung eigentlich feine Strafe der Uebertretung beis 
gefügt ift, nur jene der Confiskation dergleichen ordnungs⸗ 
widrig verfertigter Spielpfennige beizufügen. 


$. 84, 


Unbefagte Mer ohne von der Behörde hiezu die Erlaubniß 
sun Arc ‚erhalten zu haben, zu Haus ein fogenanntes Stoß— 


— oder Preßwerk hält, iſt, nebſt dem Verfalle des Stoß— 
oder Preßwerkes das erſte Mal mit Arreſt von einer 
Woche bis zu einem Monate, bei wiederholter Ueber— 
tretung nebſt einmonatlichem Arreſte, wenn er ein Ge— 
werbsmann iſt, auch mit dem Verluſte des Gewerbes 


zu beſtrafen. 


Hofkanzleidek. v. 1. Juli 1845. 3. 22,396. 
Kundmach. d. fir. vorarlb. Landeögub. vom 17. Juli 1845. 


Mit allerhöchfter Entichliegung vom 28. Juni 1845 har 
ben Seine k. k. Majeftät anzuordnen geruht, daß ſowohl Die 
Verfertigung als der Gebrauh von Bunzen, Stempeln u. 
Gußmodellen von was immer für einer Form, mit welchen 
Abdrücde oder plaftifche Nachbildungen von Münzen nach einem 
im Ins oder Auslande gefeglih gangbaren Gepräge in Me: 
talfen erzeugt werden fönnen, diefelben mögen zum Spielwerfe, 
zu Verzierungen oder fonft was immer für einem, obgleich an 
ſich erlaubten Zwede beftimmt, fein — als ſchw. Polizei- 
Uebertret. gegen die öffentlichen Anftalten zu behandeln, und 
nach dem $. 84 des II. Theile des Strafgefeßbuches zu bes 
firafen find. 


$.85. 
Ehen ber Strafe umterliegt Derjenige, welcher trat 
ohne Auftrag ober Erlaubniß ber oberften Münzbe- su 
hörde ein ſolches Stoßwerk verfertiget. — 


Man ſehe auch das Hofkanzleidekr. vom 1. Juli 1846. beim 
vorhergehenden $. 


HofltanzleisDek, v. 23. Auguft 1820 3. 24,841. 
an fämmtl. Zänderftellen. 
Bub. Kundm. in Tirol vom 15. Sept. 3. 19,156. 


Seine k. f. Majeftät haben vermöge hohen Hoffanzlei- 
Reſkripts vom 23. vorigen, Empfang 12. d6. Monats, Zahl 
24,841/1574, hinfichtlich des Stechens der Amtöfiegel unterm 
12. v. M. folgeude allerhöchfte Entfchliegung zu erlaſſen ge- 
ruhet: 

„Wer ein ämtl. Siegel ohne ſchriftlichen Auftrag des 
Amtes, für welches dasfelbe gehört, verfertiget, oder das Ber: 
fertigte an Jemand Andern verabfolgt, ald an das Amt, wel- 
ches die Verfertigung aufgetragen hat, macht ſich einer ſchwe— 
ren Pol.-Uebertret. gegen die öffentlichen, zur allgemeinen 
Sicherheit gehörigen Anftalten und Verfügungen fchuldig, und 
ift das erfte Mal mit Arreft don einer Woche bis zu einem 
Monate, bei wiederholter Mebertretung nebft einmonatlichem Ar- 
refte, wenn ex ein Gewerbsmann ift, auch mit dem Berlufte 
des Gewerbes zu beitrafen.” | 

„Dabei verftcht ed fich von felbft, daß, infofern bei ver 
fo gearteten Handlung ein Verbrechen unterläuft, auch die ges 
gen das Verbrechen beftehenden GStrafgefege in Anwendung zu 
formen.” 

„Webrigens gehören zu den ämtlichen Siegeln nicht nur 
bie Siegel der landesfürftlihen, fondern auch jene der 
ftändifchen, ftäbtifchen, ortögerichtl. öffentl. Aem- 
ter, ber öffentl. Lehranftalten, der Pfarreien, der öfftl. 
Notare, der Innungen und ähnlichen Korporationen.“ 
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„Und endlich follen die Siegel aller erwähnten öffentlichen 
Aemmter und Behörden durch Um» oder Infchrift ihre Beftim- 
mung ausdrüden.“ 

Diefe allerhöchfte Entfchliegung wird hiemit allgemein fund 
gemacht. 


Hofkanzleidekret v. 2. Nov. 1815 an fämmtliche 
Länderftellen. 3. 1966. 
(Lügenau I. Th. 266.) 


— — — Es wird daher der Randesftelle hiemit auf- 
getragen — — bie zwedmäßige Verfügung zu treffen, daß als 
len Graveurs und Betfchirftehern zur firengften Pflicht 
gemacht werde, in Zukunft fein Amtliches Siegel ohne fchrift- 
lihen Auftrag des Borftehers des Amtes, für welches das— 
felbe gehört, zu ftechen und auszufolgen, widrigend der betref- 
fende Graveur oder Betfchirftecher für jeden Mißbrauch, wel 
her daraus entftehen könnte, perjönlich ftrenge verantwortlich 
gemacht werden würbe. 


O. 


Schwere Polizei-Uebertretungen gegen die Pflichten eines 
Öffentlichen Amtes. 
(vl. Hptft.) 


Bemerkung. 

Die $$. 86 und 87 11. Th. d. St. G., welche die Beftrafung eines 
öffentlihen Beamten betreffen, der fich in feinen Amts- oder Dienftver: 
richtungen ihätige Beleidigungen erlaubt, und bie Umftänbe zur 
Berihärfung der Strafe angeben — find in dem I. Abfchnitte diefes Hand: 
buches bei den den Bez. Coll. Gerichten zugewief. Bergehen be 
handelt. (Man fehe II. Abſchn. B, Nr, 5.) 
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$. 88. 
Wer, auch ohne eine an fich unerlaubte Abficht, Straf» 
ſich für einen öffentlichen Beamten oder Diener aud- «us ohne 
gibt, fol mit Arreft von drei Tagen bis zu einemfst.ns für 


einen öffent. 


Monate beftrafet werben. Beamten o. 


Dimer aud · 
gibt. 


Miniſterial-Kundmachung v. 24. Auguſt 1848. 


— 8. 1. Die Beſtimmungen der $$. 70 und 71 L Th. 
des St. ©. finden auch auf die Nationalgarde in Erfül- 
lung ihres Berufes Anwendung. — — — 

$. 2. Das unbefugte Tragen der Abzeichen der Na- 
tionalgarde und afademifchen Legion wird als ſchwere 
Polizei» ebertretung nach $. 88 U. Th. d. St. ©. mit Arreft 
von drei Tagen bis zu einem Monate beftraft. 


Man fehe das Hoffanzlei Präf. Def. v. 29 März 1816 3. 5426 an 
fammtl. Länderftellen, wegen unbefugter Tragung der Uniform bei 
$. 178 Ut. d) 1. Th. d. St. ©. (Sieh I. Abſchnitt A, Nr. 18.) 


D. 


Schwere Polizei: Hebertretungen gegen Die Sicherheit 
| des Lebens. 
(VIII. Hauptftüd.) 


Bemerkung. 

Der $. 89 IL. Th. des St. ©. von fahrläff. Tödtungen ober 
ſchweren Berwundungen iſt dem Bez. Coll. Gerichte zugewiefen. (Sieh’ 
U. Abfchn. d. Handb. bei den dem Bez. Coll. Gerichte zugewief. Berge: 
ben (B. Rr. 6.) 

Die $$. 90, 91 und 92 II. Th. d. St. G. vom Gelbftmorde find 
durch das hier folgende Patent außer Kraft geſetzt. 


' Patent v. 17. Jänner 1850. Art. XVI. 
Die Borfchriften der $$. 90—92 des II. Th. d. St. ©. 
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haben zu entfallen, unb es ift an ber Stelle des ftrafge- 
richtlichen Ginfchreitens bei einem verfuchten Selbftmorbe durch 
bie politifche Behörde die Belehrung des Thäters mittelft 
bed Seelforgers oder nach Umftänden deſſen Unterbringung 
in einer öffentlihen Heilanftalt oder fonftige Verwah— 
rung; bei einem vollbrachten Selbftmorde aber die Beerdigung 
des Leichnams in der Stille in dem Fricdhofe zu veranlaffen. 


$. 93. 

Gegen das Mer in Wlüffen oder Zeichen außer ben von ber 
Zeigen m un Behörde dazu. beftimmten Orte babet, ingleichen wer 
"ur Minterszeit außer den dazu beftimmten Strecken 
auf dem Eiſe fchleifet; wer endlich zur Zeit, da es 
wegen eingetretener Gefahr verbothen worden, fich 
dennoch über eine Eisdecke waget, ift mit Arreſt von 

drei Tagen, bis zu einem Monate zu betrafen. 
Die $$. 94 und 95 von dem Vergehen ber Berheimlihung 


ber Geburt und befien Beftrafung; (fieb’ bei den vor die Bez. Eoll. 
Ger. gehörenden Vergehen II. Abfchnitt B. Nr. 7.) 


$. 96. 
Unporficti- Mer aus Unvorfichtigfeit Jemanden durch Ueber: 
uns Belt. fahren, ober Meberreiten tödtet, ober töbtlich verwun— 
det, ift nach Befchaffenheit des Falles mit Arreft von 
drei Tagen bis zu drei Monaten zu beftrafen. Außer: 
dem ift auch demfelben, nach Umftänden das Reiten 
ober Fahren zu unterfagen. 
$. 97. 
Equelle⸗ Zeigt ſich bei der Unterſuchung, daß zu dem Vor— 
3772falle das ſchnelle Fahren oder Reiten beigetragen habe; 
fo ift diefer Umftand als erfchwerend zu betrachten, 
und bei Ausmeflung der Strafe auf dasjenige mit 
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zurlichjufehen, was gegen das ſchnelle Fahren und Rei- 
ten $. 179°) verhänget ifl. 
$. 98. ; 
Wer ohne nad der gefeglichen Vorſchrift dazu Untefuste 


berechtiget zu fein, fich mit ber Behandlung der Kran: —— 


und Wund⸗ 
ken als Arzt oder Chirurgus bemenget, und batangannc sl 


ein Gewerbe macht, fol mit Arreft; nach Lange ber 
Zeit, in welcher er biefes unerlaubte Geſchäft getrie- 
ben, und des Schadens, den er baburch zugefüget. hat, 
mit firengem Arrefte von einem zu ſechs Monaten be: 
ftraft werben. 


*) Der $. 179, nnd der damit im Zufammenhange ftehenbe $. 180 II. 
Thl. d. St. ©. lauten wie folgt: 


$. 179. Das fchnelle, unbehutfame Fahren und Reiten 
in Städten, und andern ftarf bewohnten, oder zahlreich befuch- 
ten Gegenden, foll, wenn der Eigenthümer des Wagens juge- 
gen ift, und dem Kutfcher das Schnellfahren nicht unterfaget, 
oder wenn er felbft auf gedachte Art ſchnell fährt oder reitet, 
um fünf und zwanzig bis hundert Gulden beftrafet werden. 

$. 180. Iſt der Eigenthümer des Wagens entweder nicht 
zugegen, oder wenn, da er zugegen ift, der Kutfcher dem ihm 
emachten Verbothe zuwider fehnell fährt; ingleichen wenn ein 
eits oder Pferdknecht, in ftarf befuchten Gegenden für fich 
ſchnell reitet oder fährt, foll der Kutſcher oder Knecht mit vier: 
jehntägigem Arrefte beftrafet werden. Im Wiederhohlungsfalle 
ift Die Strafe zu verdoppeln. 

(Durch zahlreiche nachfolgende Berordnungen, narhentli in der 
Reſidenz und and. größeren Städten, z B. Nied,söeftt. Reg. Circ. v. 
18. Mai 1806, v. 9. März 1819, v. 6, März 1822, vom 30. Novemb, 
1832, vom 27. April 1836 für Wien; — durtch die Ob der ennſiſche 
Reg. Berorb. v. 27 Juni 1822 für Linz) — das Circ. d. mähr. ſchleſ. 
Gubern. v. 1. Junt 1833 für Brünn; — die Verordn. bes böhm. Gub. 
vom 24. Nov. 1842 für Prag ac. .c. — (ſieh' Lügenau Thl. I. 381 und 
bie folgenden) find die $$. 96, 97, 179 und 180 II. Th. d. St. ©. republi: 
eirt, und die betreffende Straffanttion neuerlich in Grinnerung gebracht 
worden.) 
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Hofkanzleidek. vom 1. November 1822, 3. 16,152 an 
fämmtl. Länderftellen. 
(Lügenau I. Th. ©. 501.) 


Seine Majeftät haben mit a. h. Kabinersfchreiben vom 
17. Oktober 1812 zu befehlen geruht, dag den an ber Joſe— 
finifhen Akademie promopirten Individuen, fie 
mögen fich im wirklichen Militärbienfte befinden, oder aus dem⸗ 
felben getreten fein, in Gemäßheit des erlangten Diploms 
die nämlichen Vorrechte in Anfehung ber Eivilprarid gebühren, 
deren die Magiftri und Doctored der Chirurgie, die an was 
immer für einer Univerfität der Monarchie promovirt find, ges 
niegen; den Militärärzten aber, die Fein Diplom haben, 
die Givilpraris auszuüben unterfagt fei. 


Eine ganz gleiche Berfügung enthält auch das Hoffanzleidef. v. 
13. Mai 1813, 3. 9174 an fämmtl. Länderftellen. 


Hoffanzleidef. v. 3. Novemb. 1808. 3hl. 16,135. 


(Auszug aus der Inftruftion für bürgerl, Wund— 
ärzte der f. f. Staaten.) 


— $.2. Rein Wundarzt fann ein Gewerbe antreten oder 
eine Proviſorsſtelle verfehen, der fich nicht mit dem Diplome 
eined geprüften Wundarzted und geprüften Geburtöhelferd von 
einer F. k. Lehranftalt ausweifen kann. — 

— $. 18. Kuren innerlidher Krankheiten vorzu- 
nehmen ift dem Wundarzte verbothen, wenn in dem Orte ein 
Arzt zugegen if. Wo es aber an einem ſolchen mangelt, ift 
es ihm wuch erlaubt, innerlihe Krankheiten zu beforgen, und 
derfelben Heilung zu unternehmen. 

— $. 19. In fhweren Fällen diefer Art, wird er 
nicht unterlaffen, fich bei dem nädhften Arzte Rathes zu erho: 
fen, und denfelben, wenn ed möglich ift, zu Hülfe zu rufen. 

— $. 20. Ebenſo wird er bei wichtigen hirurgi- 
[hen Operationen, wo es immer thunlich ift, einen Arzt 
zuziehen, und in defien Gegenwart die Operation verrichten. — 
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— $. 24. Kurpfuſche reien aller Art, den uner- 
laubten Verkauf von Arzneien, und überhaupt alle DVergehun: 
gen gegen die Sanitäts » Anordnungen, weldye ihnen befannt 
werden, follen fie dem Kreisarzte oder unmittelbar dem Kreis— 
amte anzeigen. 


HoffanzleirDefret vom 3.November 1808. 3. 16,135. 
(Inſtruktion für Hebammen.) 


— $. 2. Nur Hebammen, welche mit einem von einer 
f. k. Univerfität oder von einem k. f. Lyceo gefertigtem Di— 
plome verfehen find, find befugt, in ben f. f. Staaten bie 
Hebammenkunft auszuüben. 

— $. 5. Bei fhweren gefährlihen Geburtsfäl- 
len, und wo eine Inftrumentalhülfe erforderlich werden fann, 
find Hebammen bei ſchwerer Verantwortung verbunden, noch 
zur rechten Zeit einen Geburtshelfer und Arzt rufen zu 
lafien. 


Hofdek. v. 12. Februar 1807, 3. 1470. 


Auf jene geprüften bürgerlichen Wundärzte, die inner: 
lihe Kuren vornehmen, ift der $. 98 nicht anwendbar; fon- 
dern jene Individuen, welche durch Unternehmung innerlicher 
Kuren die Gränzen ihres Befugniged überfchreiten, find gleich 
andern ihr Befugnig überfchreitenden Gewerbsleuten in ber 
vorhin üblichen Art zu behandeln, und nah Map ihres Vers 
gehend mit einer angemeffenen Strafe zu belegen. 


Hoffanzleidef.v. 26. Febr. 1836, 3. 4751, an fämmt- 
liche Länderftellen. 


(Zir. Gub. Verord. v. 29. März 1836.) 


— Wird mit Beziehung auf das Hoffanzleidef. vom 12. 
Februar 1807 befannt gemacht, daß die gefeglichen Beftimmun- 
gen des 8. 98 St. ©. II. Thls. auf Kurpfufcher, Duadfal- 
ber umd folche Leute ihre Anwendung finden, welche gar kei⸗ 
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nen ärztlichen Unterricht erhalten haben; daß aber hier- 
aus noch Feineswegs eine Straflofigfeit für jene, an auslän» 
difchen Univerſitäten graduirten Aerzte gefolgert werden fönne, 
welche fich hierlands ohne eingeholte und erhaltene Bewilligung 
von Seite der hiezu berufenen Behörden mit der Behandlung 
von Kranken befaffen, weil fie fchon deshalb ftrafbar find, daß 
fie die dießfalls beftehenden Vorſchriften übertreten, und fich ges 
wiſſer Maſſen auch durch eine unbefugte Ausübung der 
ärztlihen Praris Gewerbsftörungen zu Schulden fommen 
lafften. — — — — 


Hoffanzleidef. vom 13. Februar 1837, Zahl 3314. 
(Obderennſiſche Regierungs-Verordnung vom 23. 
Februar 1837. 3hl. 5977. 

(Lügenau Th. I. 414.) 


— Wird bedeutet, daß der $. 98 St. ©. U. Thls. auf 
die Praxis ausländischer Aerzte und Wundärzte im öfter- 
reichiichen Gebiete niht anwendbar fei, da solcher nur 
Pfuſcher, Duadjalber und folche Leute, die gar feinen Arztlis 
hen Unterricht erhalten haben, zum ©egenftande hat. Gene 
ärztlichen Individuen aber, die durch unternommene innerliche 
oder Außerliche Kuren, wozu fie nicht befugt find, die Grängen 
ihred Befugniſſes — im vorliegenden Falle bezüglich des öfter 
reichiſchen Gebietes — uͤberſchreiten, find gleich andern ihre 
Befugniß überfhreitenden Gewerbsleuten zu be 
handeln, und nah Maß ihres Vergehens mit einer angemej- 
jenen Strafe zu belegen. 


Hoffanzleidefr. vom 8. Mai 1807. 3. 8159. 
an die niederöftr. Regierung. 
3. 16,143. 
(2ügenau I. Tb. 414.) 


— — Hebammen find in allen Fällen, in welchen 
fie fich mit Krankheiten abgeben, ald Pfufherinnen zu ber 
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handeln, und nach dem $. 98 des ©. B. über ſchw. Polizei- 
Uebert:. — zu beftrafen. 


Hoffanzlei- Verordnung vom 2. Juli 1825, Zhl. 
20,248 und vom 28. Sept. 1825 3. 26,952 an fämmts 
liche Zänderftellen. 

(Lützenau I. Thl. 415.) 


Diejenigen Individuen, welche ohne aus der Hebammen- 
funft geprüft und mit dem Diplome verfehen zu fein, 
in Orten, wo geprüfte Hebammen beftehen, und unter Umſtän— 
den, wo eine geprüfte Hebamme zur Entbindung leicht hätte 
herbeigeholt werben fönnen, einer Gebärenden gegen Bes 
zahlung Hülfe leiften, find ald After- Hebammen zu be 
trachten. Die Beftrafung ſolcher After-Hebammen hat in Folge 
Hofvefret vom 2. Juli d. I. das erfte Mal in einer von Fall 
zu Fall mit Rüdjicht auf die vorhandenen Umſtaͤnde zu be— 
fimmenden Geldftrafe zu beftehen, das zweite und die 
folgenden Male ift der $. 98 bes St. ©. über ſchwere 
Pol.-Uebertr. auh auf die Hebammen anzuwenden, und 
find diefelben hiernach mit Arreft gleich Jenen zu beftrafen, 
welche die Arzneis oder Wundarzneikunft, ohne hiezu berechtigt 
zu fein, ausüben. 


Erlaß des Minifteriumsd des Innern vom 25. 
Februar 1849. 


— — Wird beftimmt, daß den, bloß zur Verfertis 
gung fünftliher Zähne und Gebiffe berechtigten Techni- 
fern, Verrichtungen und Operationen im Munde der Men- 
fhen nicht geftattet, jondern ald Kurpfufchereien ftrenge 
nach den Gefegen zu behandeln — — find. 


$. 99. 
Iſt der Uebertreter ein Ausländer, jo ift derſelbe State ge 
nach vollendeter Strafzeit aus den fämmtlichen Erb— Austaner. 
ländern abzujchaffen. 
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$. 100. 
—* Der Verkauf verbotener Arzneimittel iſt ſowohl 
Arnne mir · an dem Eigenthümer, an dem Proviſor der Apotheke, 
als an dem Geſellen (Subjecte) zu beſtrafen. Hat 


re grber Eigenthüuer nicht davon gewußt, daß ihm alſo 
eg Mut Mangel der fehuldigen Aufjicht zur Laft fällt, fo 


te, wenn er 


Veoonmigistft Derfelbe zu einer Strafe von fünf und zwanzig 

sout his fünfzig Gulden, bei dem zweiten Yalle von fünf- 
zig bis hundert Gulden zu verurtheilen. Bei dem 
dritten Webertretungsfalle wird ihm die Führung der 
Apotheke benommen und ein Provijor beftellt. 


Zu den verbotenen Arzneien gehören vermöge Pat. v. 25. Nov. 
1775 über die Ginführung einer Apotheker-Taxordnung; dann Pat. 
vom 28. Nov. 1795; tirol. Bub. Verord. v. 11. April 1816 IH. 
6906 ; Hoffanzleidefr. v. 8. Nov. 1821. 3. 31,224 u. f. f. die fogenannten 
Arcana; ferner zufolge Hoffanzleidef. vom 15. Sept. 1833 folgende 
Arzneimittel: 

Schneeberger Nießpulver, 
Schwediſches Glirir, 
Sancta-Fasca-Pillen, 
Philoſophiſche Golvfalze, 
Schwabenmittel, 
Franziſche Lebenseſſenz, 
Augsburger Lebenseſſenz, 
Felizin⸗Pillen, 
Blutreinigende Pillen, 
Janniſche Tropfen, 
Froſtbeulenſalbe, 
Nürnberger Wundbalſam, 
Eau de chine, 
Seehoferfcher Balfam, 
Lebenseſſenz, 

Barths Geſundheits⸗Magnet, 
Weinklarungs-Pulver, 
Lebenseſſenz⸗ Balſam, 
Haas'ſche Pillen, 
Paraguay: Rour-Zahntinktur 
Syrup medicinal, 


Spyker⸗Balſam, 

Frankfurter Pillen, 

Redlinger Pillen, 

Vergagni's antiſcorbutiſches Elixir, 

Pomade für Krätze, 

Schauer's Balſam, 

Kirſchlorbeerwaſſer, 

Kieſow'ſche Lebenseſſenz, 

Bauers Pflafter, 

Gehörftärfendes Del, 

Lactucarium, 

Magen: Glirir, 

Engliſches Gichtpapier; ferner 
zufolge Hoffammerbefret v. 24. Ang. 1822 3. 31,715 an fämt, Länderftellen 
dad Rauchpapier; — laut Hofkzldek. v. 13. Sept. 1814 3. 11,350 an 
f. &.ftellen ver Schwefel aus Deblarn in Steyermarf; laut Hof 
fanzldef. v. 15. Juli u. 31. Juli 1806 3. 11,262 u. 12,894 an f. Litellen 
bie Anguſtura-Rinde; — das magnetifirte Waffer zufolge nie: 
beröfterr. Reg. Verord. v. 6. April 1815 3. 11,002; — das Haarfärbmittel 
Seleniti, Hoftammerbef. v. 12. Juni 1842, 3. 20,431; — das Fliegen: 
papier zufolge niederöftr. Reg. Verord. v. 15. März 1849. 


(Man fehe über alle diefe Verorbnungen Lügenau’s Handb. Th. 1. 
422—427.) 


$. 101. 


Hat der Eigenthümer von dem verbotenen Derzmann erta. 

faufe gewußt, fo ift derjelbe bei dem erjten Webertre- Bat. 
tungsfalle mit einer Strafe von fünfzig bis hundert, 
im zweiten von hundert bis zweihundert Gulden zu 
beftrafen, und wäre durch das gegebene Arzneimittel 
Jemand zu Schaden gekommen, noch bejonders, nach 
den mehr ober minder wichtigen Folgen, zum ftrengen 
Arrefte von einem bis zu ſechs Monaten zu verur- 
theilen. 


Man fehe auch die Inftruftion für Apotheker vom 2. Novems 
ber 1808. 


Strafe ge- 


gen ben 
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$. 102. 
Wenn dem Provifor bei der Aufſicht Nachläffig- 


Previfer. fort zur Laft kommt, tft derfelbe das erfte Mal mit Ar- 


Strafe des 
Apotheker⸗ 
geſellen. 


reſt von drei Tagen bis zu einem Monate, das zweite 
Mal mit Entfernung von ſeinem Dienſte zu beſtrafen. 
Hätte er von dem Verkaufe der verbotenen Arznei Kennt— 
niß, ſo iſt er mit ſtrengem Arreſt von einem bis ſechs 
Monaten zu beſtrafen, und für unfähig zu erklären fer— 
ner in einer Apotheke zu dienen. 


FG. 103. 

Der Apothekergeſell (Subject), welcher verbotene 
Arznei mit Vorwiſſen feines Herrn verkauft, iſt mit Ar— 
reft von einem bis zu drei Monaten; dafern es ohne 
Kenntniß feines Herrn gefchah, nach Befchaffenheit der 
Umftande mit ftrengem Arreſte von drei bie ſechs Mo- 
naten zu beitrafen. Dem Urtheile ift bei einem zwei— 
ten Uebertretungsfalle beizujeßen: daß dem Strafling 
fein Lehrbrief abgenommen werden, und er weiter ale 
Apothefergefell zu dienen nicht mehr fähig fein fol. 


$. 104. 


Sie ner Wenn eine Arznei falſch, wenn folche aus Mate- 
— rialien, die ihre Arzneikraft bereits verloren haben, ver— 


fertigt, in einem unreinen, der Geſundheit, wegen ſei— 
ner Beſtandtheile, oder wegen anderer vorausgegange— 
nen Miſchungen nachtheiligen Gefäße verarbeitet oder 
verwahrt wird, iſt der Apothekergeſell, der Eigenthü— 
mer oder Provifor der Apotheke, in fo fern einem oder 
dem andern von den Letzteren Mangel der gehörigen 
Aufſicht zur Laft gelegt werden kann, ftraffällig. Je— 
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der Arzt, dem ein Fall diefer Art bei einem Kranken Sir, ir 
vorkommt, iſt unter eigener Verantwortung, der Obrig- er weis 
feit davon die Anzeige zu machen, verpflichtet. 


Auszug. 
Inftruftion für Apotheker vom Jahr 1808. 


— $. 3, Die BrovinzialePharmacopde beftimmt 
die einfachen Arzneiförper, die bereiteten und zufammengefegten 
Arzneimittel, welche in einer Apothefe vorfindig fein 
müffen. 


$. 4. Nach ben in diefer gegebenen Borfchriften wird 
fich der Apotheker bei den Bereitungen und Zufammen- 
fegungen ber Arzeneien, und in Hinficht des Verfaufs- 
preifes nach der vorgefchriebenen Tare unabweichlich rich- 
ten. — — — 


$. 105. 
Der Apothefergejell it das erſte Mal mit Arreſt Strafe für 


von einer Woche, das zweite Mal mit eben fo (an.teserelen; 
gem verichärften Arrefte zu beitrafen. Bei dem drit- 
ten alle ift er zu verurtheilen, fo lange wieder als 
Lehrjung zu dienen, bis er bei einer neuen Prüfung 
Beweiſe zureichender Kenntniffe, und der in Bereitung 


der Arzneien erforderlichen Genauigkeit gegeben hat. 


$. 106. 

Der Eigenthümer der Apothefe wird das erfteren igen- 
Mal um fünfzig, bei Wiederholung um hundert Gul- 
den beitraft. Dafern Falle diefer Art ſich öfters 
ereignen, ift demfelben auf unbeftimmte Zeit ein Pro- 


vifor zu fegen. 
3* 
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$. 107. 
den Broni Ein Provifor fol bei einem ſolchen Falle mit 
Arothete. Arreft von einer Woche, das zweite Mal mit Ber: 
ſchärfung des Arreites durch Faſten bejtraft, bei öf— 


teren Fallen von dem Provifordienfte entfernt werden. 


$. 108. 
ermeht- Wenn in der Apotheke Arzneien verwechielt oder 
Aigeneien unrichtig ausgegeben werden, iſt Derjenige, welcher fie 
ten. ausgegeben hat, mit Arreft von einer Woche, bei unter: 
laufender größerer oder oftmaliger Unaufmerkjamteit 
mit Verlängerung des Arreftes bis zu drei Monaten, 


auch mit Verſchärfung deffelben zu beftrafen. 
$. 109. 
—— Außer den Berechtigten, wie auch den Hausapo— 
tauf inne theken der beglaubigten Heil- und Wundärzte auf dem 
* ei Lande, iſt der Verkauf eines jeden innerlichen, ober 
* äußerlichen Heilmittels, unter was immer für einer 
Geſtalt und Benennung, ohne von der Behörde darü— 
ber ertheilte beiondere Bewilligung verboten. Der 
Vebertreter dieſes Werbotes ift mit Arreft von einem 
bis zu drei Monaten; ift der Verkauf durch mehrere 
Zeit fortgefeßt worden, mit Verſchärfung des Arreftes; 
und zeigen fich in der Unterfuchung von dem Verkaufe 
der Winkelarznei ſchädliche Folgen, mit ſtrengem Ar: 
reſte von einem bis zu ſechs Monaten zu beſtrafen. 


Bemerkung. 

Daß Materialiften keine Arzneien, welche allein in die Apothe— 
fen gehören, zubereiten, oder nach ber Hand verfaufen follen, ift fchen 
durch die Sanitäts-Verordnung vom 2. Jänner 1770; dann durch 
bie Medifamenten-Tarordnung vom 25. Novemb. 1775; die Ary 
neisTarordnung v. 28. November 1795, die Tir. Gub.⸗Verord. 
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v. 11. April 1815, und bie mit Hoflanzleidef. v. 8. Nov. 1821 ge: 
nehmigte neue Arznei-Taxordnung unter Pellfegung einer Geld: 
firafe von zwanzig Reichsthalern, Konfisfation der Medifamente, empfinbli 
chen Leibesftrafe sc. ıc. verboten. 

Nachfolgende Erläuterungen, in Folge welcher der unbefugte 
Handel mit Mebizinalwaaren nicht mit zwanzig Reichethalern, fondern nach 
dem 11. Thl. St. G. zu behandeln ift, enthält das Hoftanzleidekret 
v. 21. Juli 1825, 3. 22,011 an ſaͤmmtl. Länderfill. (Fir. Gub. Ber. vom 
25. Auguft 1825, 3. 15,842) u.a. m. (Man fehe Lügenan I. Th. S. 435 
und bie folg. und Kudler I. Band, ©. 263.) 


Hoffanzlei-Def. v. 21. Juli 1825, Zahl 22011, an 
fämmtl, Länderft. 


Durch einen vorgefommenen fpeziellen Fall fieht man fich 
veranlaßt, der Landesftelle zur eigenen Richtfehnur und zur 
weitern Veranlaffung zu bedeuten: daß fich hinfichtlich der Be— 
handlung derjenigen, welche ſich einen unbefugten Kandel mit 
Medizinalwaaren zu Schulden kommen lafien, nicht nad 
dem der ArzneisTarordnung vorgedrudten Eircu- 
lare, fondern jedenfall nach den diepfälligen Beftimmun- 
gen ded St. ©. II. Th. zu benehmen ſei — — — 


Hoffammerdef. v. 14. April 1827, 3. 15,332. 
(Lüßenau I. Th. 436.) 


— — Aus der Zufammenftellung der Verordn. ergibt 
fih daher, dag den Materialiften der Verkauf der Medi— 
zinalwaaren, das ift der Medizinalftoffe, aus denen erft 
Arzeneien verfertiget werden, im Großen ſowohl ald auch im 
Kleinen in der Regel geftattet ift, und daß hievon nur Mes 
dizinalartifel ausgenommen find, die aus Polizeis oder Sani- 
taͤts · Ruͤckſichten durch erlaffene Vorfchriften ihnen namentlich 
zu verkaufen, entweder ganz verboten wurden, oder deren Ver: 
fauf blos auf den Verſchleiß im Großen ausdrüdlich beichränft 
wurde; daß aber dagegen diefelben auf feine Weife berechtiget 
find, Arzeneien, welche ber Apotheker über ordentliche Drbi- 
nation erft felbft verfertigen muß, und die blos zum Mes 
dizinalgebrauche dienen, zu bereiten und zu verkaufen. — — 


Das Hoffanzleibef. v. 26. März, 1818, 3. 37,070 an ſammil. 
Ländfill. — Prov, Gef. Samml, für Tirol v. Jahre 1818 — enthält zwei 
Berzeichniße; das eine über rein yharmazeutifche Präparate, deren Zu: 
bereitung und Bührung nur allein den Apothekern zuſteht, das andere 
über die technijch = pharmazentifchen Präparate, deren Erzeugung ben che⸗ 
mifhen Babrifen geftattet if. 


Hoffanzleidef. vom 27. Jänner 1829, 3. 2200. (Fir. 
Bub. Verord. v. 8. Februar 18% 3. 2337.) 
(Fir. Prov. ©. S. vom Jahre 1829.) 


Es ift zur Kenntniß der F. f. vereinten Hoffanzlei gefom- 
men, daß mehrere praftizirende Aerzte ſelbſt Arzneimittel 
bereiten, und diefelben im Widerfpruche mit den beftehenden 
Vorfchriften, welche die Zubereitung und Hintangabe der Mer 
dDifamente ausfchliegend den Mpothefern vorbehalten 
wiffen wollen, den Aerzten aber nur die Anordnung derfelben 
mittelft Rezepten geftatten; ihren Kranken darreichen. 


Da biefer Unfug um fo weniger geduldet werben Fann, 
ald hiedurch jede Kontrollirung des Arztes in Bezug auf fein 
Heilverfahren unmöglich gemacht wird, fo hat die k. k. verein. 
Hofkanzlei angeordnet, fich die Meberzeugung zu verfchaffen, ob 
und welche Aerzte fich dieſes geſetzwidrige Benehmen erlau- 
ben, wornach fodann gegen die Schuldtragenden dad Amt zu 
handeln ift, und auch diefelben gehörig zu überwachen fein 
werben, damit in Hinkunft nicht wieder etwas ähnliches Statt 
finde. — 


Nied. öfterr. Regierungs-Verord. v. 3. Sept. 1817, 


3. 36,502. 
(Lützenau I. Th. 449.) 


Laut der gedruckten Inftruftion für die bürgerl. Wunb- 
ärzte v. 8. Der. 1808, ift ed den fehr nahe an einer Apo- 
thefe befindlichen Wundärzten nicht erlaubt felbft Arzeneien aus: 
zugeben, und nur Diejenigen Wundärzte find befugt 
Hausapotheken zu halten, welche eine Stundevon 
öffentlihen Apotheken entfernt find; aber auch dieſe 


muͤſſen ihre Arzneimittel aus öffentlichen Apothelen nehmen, 
ſich dießfalls ausweiſen, ihre Hausaputhefen der gewöhnlichen 
Bifitation unterziehen, und die aus denfelben abzugebenden Ar- 
zeneien nie theurer ald nach ber .beftehenden Apothefertare be- 
vechnen. Der $. 17 der gedachten Inftruftion verbietet aber 
auch dem zur Haltung einer Hausapotheke berechtigten Wund- 
arzte ausdrüdlich zubereitete und zuſammengeſetzte Ars 
zeneien, welche zum innerlichen ®ebrauche gehören, felbft zu 
verfertigen, und verpflichtet ihn biefelben von dem ordentlichen 
Apotheker zu faufen, und darüber ein vom Apothefer gefertig- 
ted DVerzeichnig zu führen, worin der Name und das Gewicht 
der Arzeneien und die Zeit ded Kaufes beftimmt ausgedrückt 
fein muß. — — — — 


Die näher ald eine Stunde von der öffentlichen Apothefe 
fich aufhaltenden Wundärzte dürfen aber weder Hausapo— 
thefen halten, noch Arzeneien jelbft dispenſiren; 
nur für befondere Nothfälle ift ihnen geftattet, einen Noth> 
apparat fich beizufchaffen, welcher jedoch aus nichts Anderem 
ald den im beiliegenden Verzeichniſſe angeführten Arzneimitteln 
beftehen darf, die jedoch ebenfalld nur aus öffentlichen 
Apotheken unter den obigen Modalitäten von den Wund— 
ärzten zu erfaufen find. 

(Bolgt das Verzeichnif der Arzeneien des Nothapparates.) 

Die niederöfterr. Reg. Verorbn. v. 22. März 1827 u. vom 
24. Jan. 1828 (Lügenau I. Th. 453) geftattet ven Thierärzten gleich: 
falls die Haltung eines Nothapparates, verbietet denfelben jedoch un: 
ter Hinweifung auf $. 108 I. Th. d. St. G. von diefem Arjeneivorrathe 
auch nur das Mindeſte für Menſchenheilung abzugeben, 


Auszug 
aus. dem HaufirsPatente vom 5. Mai 1811. 


— 8.7. Außerdem werden noch folgende Waaren, 
felbft wenn fie inländifh find, namentlih vom Haufier- 
handel ausgefchlofjen: 

Alle Material» und Spegerei-MWaaren, deſtillirte Oele, ge 
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brannte Geifter, Rofoglio, Salben, Pflafter, Gifte und 
überhaupt ohne Unterfchied alle fowohl einfache ald zu: 
bereitete Arzeneien für Menfchen und Thiere; ferner 
Duedfilber, Spießglas und alle daraus kommenden ‘Präparate, 
die Mineralfäuren nebft allen Präparaten aus Blei; dann 
Zuder, Zuderwerf, Ghofolade, Lebkuchen und überhaupt alle 
Leckerbiſſen. 


Hofkanzleidekr. v. 8. März 1821. 3. 5355. 
an fämmtl. 8. St. 


(Fir. Gub. Verord. v. 30. März 1821. 3. 5631.) 


S. Majeftät haben laut Dec. d. h. f. k. vereinten Hof- 
Fanzlei vom 8. d. M. mit a. h. Entichl. v. 21. Der. v. I. 
in Anfehung ded unbefugten Berfaufes der Arzeneimittel den 
MWirlungsfreis der politifchen und Gameralbehör: 
den folgendermaßen zu beftimmen geruht: 


— — 3 Von den Zollbehörden find die betretenen 
Arzneien jedesmal den politiſchen Behörden fogleich 
einzuantmworten. 

4. Den politifchen Behörden liegt ob, mit der medizini- 
hen Fakultät über die Schädlichfeit der apprehen- 
dirten Arzeneien, und ob deren Bertilgung nöthig. ift, 
das Vernehmen zu pflegen, und den Werth diefer 
Arzeneien durch Sacfundige erheben zu laſſen, fol- 
hen aber durch ämtliche Zujchrift den Zollbehörden 
zu dem Ende befannt zu machen, damit diefe, in fo- 
weit eine Uebertretung des Zolls oder Haufierpaten- 
tes ftattgefunden hat, hiernach die weitere Strafe be- 
meffen können. 

5. Bei diefer Strafbemefung ift eben fo, wie durch Hof 
Dekret vom 2. Auguft 1815 *) für Fälle, wo nebft 


*) Des Hofvefretes vom 2. Aug. 1815 wird auch in dem Hoffanzlei: 
Dekrete vom 11, Febr. 1819, 3. 4106 an f. Lſtellen (Tir. Gub. ®. vom 
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einer Gefällsübertretung ein Verbrechen Statt hatte, 
vorgefchrieben ift, zu beobachten, daß die Strafe 
für die Gefällsübertretungen jener, welche von 
ber politifchen Behörde verhängt wird, zu fol- 
gen hat, und bei deren Beftimmung auf jene zu: 
rüdzufehen if. — — — 


$. 110. 

Auch ift der Verkäufer bei doppelter Strafe ver- nn 
bunden, allen Vorrath der zubereiteten Arzenei, Mair X 
terialien und Geräthichaften, der Obrigkeit einzuliefern. aszune- 
Ausländer, welche diefer Mebertretung fchuldig werden, 
find aus den fämmtlichen Erblanden abzufchaffen. 


$. 111 und 112. 


Die 88. 111 und 112 II. TH. d. St. ©. von der Unmwiffenheit 
ber Aerzte und Wundärzte und ver Beftrafung berfelben find, da h 


10. März 1819 3. 5570. Prov. ©. ©. v. I. 1819) Erwähnung gethan u. 
in dem Hoffanzl. Defr. vom 11. Febr. 1819 wird ferner bemerft, daß in 
Gollifionsfällen zwifchen den volitifchen und Banfalbehörden — „zuerft 
die politifche und dann erft pie Banfalbehörde ihr Amt zu 
handeln habe.“ — Bei ber Amtshandlung der erfteren feie vorläufig 
bas Einvernehmen mit der medizin. Fakultät über die Schävlichfeit des ap: 
prehendaten Arzeneimittels zu pflegen. — — Nach geendeter polit. 
Amtshandlung habe jene der Bankalbehörde einzutreten. 


Das berufene Hofdefret vom 2. Ang. 1815 d. J. G. Nr. 1164 
an f. App. ©. lautet: 

Verbrecher, welche zugleich wegen einer Gefällsübertretung 
bezüchtiget find, find nah ausgeftandener Strafe ben 
Gefällsbehörden zur Unterfuhung und Beftrafung zu überge: 
benz; jedoch ift bei Bemeffung der Strafe für die Gefällsüber- 
tretung auf die bereitd audgeftandene Strafe des Verbrechens 
nicht bloß nach ihrer Dauer, fondern auch nach ihrer Strenge 
zurüdzufehen- 
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biefe Bälle ein Vergehen begründen, zu Folge Art. IX. der St. P. ©. 
v. 17. Jänner 1850 der Gompetenz der Bez. Colleg. Gerichte zuge: 
wiefen, und erjcheinen in dem 11. Abfch. dieſes Handb. (B. Nr, 8.) 


$. 113, ! 
Bernadläf- Wann ein Heil» oder Wundarzt einen Kranken 


ei se übernommen bat, und nad ber Hand bdenfelben zum 

Wundarʒte.wirklichen Nachtheile feiner Gefundheit weſentlich ver- 
nachläßiget zu haben, überführet werden kann; fo ift 
ihm eine Geldftrafe von fünfzig bis zweihundert Gul 
den aufzutragen. 


(Man fehe bei $. 98. II. TH. d. St. G. in biefem IN. Abſchn. bie 
$$. 18, 19, und 20 ber Inftruftion für Wumdärzte vom I. 1808.) 


$. 114, 


——— Wenn dargethan wird, daß diejenigen, denen aus 


— natürlicher, oder übernommener Pflicht die Pflege ei— 
ia Sn neo Kranken obliegt, es demfelben an dem nothwen- 
digen medizinischen Beiftande, wo folcher zu verichaf- 
fen war, gänzlich haben mangeln laffen, find fie nach 
Beichaffenheit der Umftände mit Arreft von einem bie 

zu fehs Monaten zu beftrafen. 

$. 115. 
Unbefagter Nah den beftehenden Vorſchriften ift, ohne von 
Gift. der Behörde mit einem eigenen Erlaubnißfcheine ver: 
fehen zu fein, mit was immer für einer Gattung von 
Gift, Handel zu treiben, niemand berechtiget. “) Die 
Strafe des unbefugten Handels mit Gift, ift nach Ver— 
fhiedenheit der Perfonen, die einen folden Handel 
- treiben, und der Art, wie fie denfelben getrieben ha— 

ben, auszumeſſen. 
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*) Lützenau 1. Th. S. 464 u. b. fl) 


In Beziehung auf den Gifthandel und die bei demfelben zu beobach—⸗ 
tenden Vorfchriften find ſchon in dem früheren Jahrhunderte und im An: 
fange des gegenwärtigen für einzelne Provinzen der Monarchie ver: 
ſchiedene politifche Verordnungen erlaffen; z. B. für Nieberöfterreid 
das Patent v. 15. Sept. 1752; das Regler. Circul. v. 29. Juli 1797; 
bie Nievöfter. Reg. Verord. v. 10. Dez. 1803, und vom 2, Dftob, 1813; 
für Oberöftr. die Reg. Verord. v. 1. Jumt 1826; für Tirol vom 22, 
Auguft 1818; für Böhmen die Verordnungen vom 24. Mai 1765; und 
für Galizien v. 11. Jänner 1820. 

Eine allgemeine Vorſchrift für alle Provinzen war nur in ber 
Sanität3: Ordnung vom 2. Jänner 1770 enthalten. 

Im Jahre 1829 Hat jedoch die vereinte Hoffanzlei bie für Nieder: 
Defter. mit Verord. v. 23. Juli befteh. Vorfchriften über den Gifthans 
del ſämmtl. Länderftellen mitgetheilt, und zugfeih ein Verzeich— 
niß der giftigen Materialien und Präparate beigefügt, welches mit Hof: 
fanzleidef. vom 24. Jänner 1839 ergänzt wurde. — 


Die wefentlihften Punfte ber über den Gifthandel erflofienen wid: 
tigiten Verordnungen werden im folgenden furz angegeben: 


Patent v. 26. Aug. 1791, für Inneröfterreid. 


— — 8. 3. Allen Apothefern wird unter der ſtreng⸗ 
ften Verantwortung und Strafe unterfagt, unter was immer 
für einem Vorwande Gift zu verfaufen, und ift von die— 
fer Regel abzuweichen nur dann geftattet, wenn dergleichen 
von einem Arzte ald ein Beftandtheil einer Arzenei verordnet 
wird. 

$. 4. Jever Handeldmann, ber zum Giftverfaufe berech- 
tiget ift, wird darüber ein eigenes Handbuch — — füh— 
ven. Im diefed Buch ift der Tag ded Verlaufe, der Name 
ded Käufers, die Oattung und das Gewicht ded Giftes, und 
der Endzweck, zu welchem vasfelbe gekauft worden ift, einzu⸗ 
tragen, ohne diefe Bormerfung aber ift fein Gift zu ver: 
kaufen. 

$. 5. Niemanden ſoll ohne Befcheinigung der Obrig— 
keit feined Aufenthaltsortes Gift verkauft, diefe Befcheinigung 
aber tax⸗ und ftempelfrei andgefertigt werden. Im derſelben 
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muß die Menge des benöthigten Giftes und die Urſache, war⸗ 
um der Käufer dasjelbe nöthig hat, angemerlt fein. Demjeni- 
gen, der mit einer folchen Befcheinigung fich nicht rechtfertigt, 
darf unter feinem Vorwande Gift verabfolgt werden. Die 
Befcheinigungen müffen dem Handeldmanne ausgehän- 
digt und zu feiner jedesmaligen Ausweifung bei dem Hand⸗ 
buche verwahrt werben. 


Auf diefe eben angeführten Hauptpunkte bes Patentes vom 26. Aug. 
1791 reduziren fih aud im Allgemeinen die Vorfchriften der tir. Gub. 
Verord. vom 22. Auyuft 1818, Zahl 19,563, hinſichtlich der Beibrin⸗ 
gung ber Erlaubniffcheine zum Gifthandel, des zu führenden Vor⸗— 
merkbuches und der obrigfeitl. Befheinigung für den Käufer. 
Insbefondere aber wird hinfichtlih der Strafen, welche auf die Außeradht: 
lafjung diefer Vorſichtsmaßregel gefegt find, auf das VII. Hptſt. IL Th. 
&t. ©. $$. 119—124 hingewiefen, 

Das Hoffanzleidef. vom 23. Juli 1829, 3. "9827, an ſaͤmmtl. 
Länderfill. entHält die UeberfihtssTabelle der giftigen Materialien 
und Präparate nad) den Kathegorien, nad) welchen ſolche von den befon: 
ders dazu befugten Hanbelsleuten und Apothefern geführt und verfauft 
werben bürfen. 


Gubern. Berordn. in Tirol v. 18. Dezemb. 1829. 
(Fir. Prov. Gef. Samml. vom Jahre 1829 XVI. Band II. Th. 
Seite 485.) 


(Diefe Verordnung betrifft den Giftverkauf, dann den Handel 
mit Giftwaaren und Giftfräutern, der Gebrauch der Kody» Eß- und Trinf: 
geihirre von Töpferarbeit, Kupfer und Meffing, und endlich die SION 
bes Getränfes.) 


$. 1. Niemand ift berechtigt, ohne von der fompetenten 
Behörde mit einem eigenen Erlaubnißfcheine (Conceſſion) 
verfehen zu fein, mit eigentlichen Giften zu handeln. — 

$. 3. Bei wen immer außer den zum Berfaufe der ei- 
gentlichen Gifte berechtigten Hanbeldleuten und außer 
den Apothefern, die aber einzig nur Gift verkaufen dürfen, 
wenn dasfelbe von einem Arzte ald ein Beftandtheil einer Ar- 
zenei verordnet wird, diefe erftbenannten ($. 2) Gifte vorge 
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funden werben, demfelben foll nicht nur der ganze Vorrath 
fogleih abgenommen, fondern er auch überdieß noch nad 
der Vorfchrift der $$. 116, 117, und 118 des St. ©. 2. 
über ſchw. Pol. Ueb. behandelt werden. 


$. 4. Die zum Berfaufe der Gifte berechtigten Handeld- 
leute haben die Giftwaaren ganz abgefondert von den übri- 
gen Waaren — — — aufjubewahren, und mittelft einer bes 
fondern Thüre zu verfchliegen, worauf deutlih Die Worte: 
„Giftwaaren“ gefchrieben ftehen. — 

$. 5. Was den Giftverfauf betrifft, fo haben die hiezu 
berechtigten Handelsleute den Berfauf des Giftes entweder 
felbft zu beforgen, oder dazu ein eigenes, vertrauted, erfahre 
ned und verläßliches Individuum zu beftimmen. — — 


$. 6. Der zum Giftverfauf berechtigte Handeldmann hat 
über die Giftwaaren ein eigenes, nur für diefe Gattung ge: 
widmeted Verſchleißbuch zu führen, und in demfelben aufs 
zuzeichnen: 
a) an welchem Tage, 
b) woher und von wem, 
c) welche Gattung, 
d) wie viel im Gewichte an Giftwaaren er empfans 
gen habe, und dann 
e) an wen, 
f) unter welchem Datum, 
g) welche ‚Gattung, 
h) mie viel im Gewichte, und 
i) zu welchem Endzwecke, wie auch 
k) auf welche obrigfeitlihe Befcheinigung hievon 
verkauft oder fonft verbraucht worden fei. 
Außer diefen foll noch 
1) eine eigene Rubrif dazu beftimmt werben, um darin 
anzumerfen, an welchem Tage und wie viel aus 
dem Magazine oder Keller in das Handgewölbe 
zum fleinen Berfaufe übertragen worden fei. 


$. 7. An Niemanden darf ohne Befcheinigung von 
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ber Obrigkeit feined Aufenthaltsortes Gift verkauft mer: 
den. — — Die obrigfeitlichen Befcheinigungen müflen dem 
Handelömanne ausgehändigt und zu feiner jedesmaligen 
Ausweifung bei dem obigen Verſchleißbuche aufbewahrt 
werben. 


8. 14. Die Strafen, welche auf die Unvorfichtig- 
feit bei dem ®iftverfaufe, auf die Außerachtlaffung des dazu 
nöthigen obrigfeitlihen Certificates, auf die Nichtführung 
des Giftveräußerungs-Vormerkbuches, ferner auf 
die Nachläſſigkeit in der Aufbewahrung und Abjon- 
derung der Giftwaaren und den dadurch entftehenden Scha- 
den geiegt find, find in dem VIIL Hptſt. IL Th. St. ©. $. 
119—124 ausführlich enthalten. 

— $. 20. Giftfräuter zu führen ift den Kräuter—⸗ 
hänblern verbothen, wenn fie nicht von der betreffenden Be- 
hörde durch eine eigene Bewilligung zum Verkaufe eis 
niger der in dem nachfolgenden Verzeichniß enthaltenen Gift 
pflanzen an Apotheker, Landwundärzte und Thierärzte berechti- 
get find, wo daher immer bei unbefugten Giftfräuterhändlern 
Giftpflangen gefunden würden, find ſolche fogleih wegzuneh- 
men, und ift der Berfäufer zu beftrafen. — 

— $. 22. Dieſe Gifipfiangen find niemals in den Lä— 
den und Handgewölben, jondern allein in dem Magazine ab- 
gefondert von allen übrigen Kräutern, und wohlverwahrt 
aufubehalten. — Der Verkäufer muß über den Einkauf und 
den Verſchleiß diefer Giftfräuter ein eigened Vormerkbuch 
führen, worin auf der einen Seite die Gattungen und Menge 
der angefchafften Giftfräuter bemerft, auf ber andern Seite 
aber der Name des Abnehmers, die Gattung und Menge des 
von demſelben gefauften Giftfrauted genau eingetragen wer: 
den muß. 

$. 23. Sollte ſich bei der jährlichen Unterfuchung zei— 
gen, daß eine oder die andere mit Giftwaaren handelnde Bar: 
tei diefe vorgefchriebenen Vorſichten nicht befolget, das Ver⸗ 
ſchleißbuch in Betreff der Giftkraͤuter gar nicht, oder wenigitens 
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nicht ordentlich führet, Diefe Kräuter nicht abgefondert im 
Magazine verwahrt, und bei bem Verkaufe derfelben nicht 
vorfhriftmäßig vorgeht, fo verfällt der Schuldige in 
die Strafe, welche im VIII. Hptft. des oft erwähnten Geſetz⸗ 
buches (über fchw. Bol. Ueb.) in den $$. 120, 121, 122, 
123 und 125 beftimmt ift. 


$. 24. Eben fo find nach den im nämlichen Hauptftüde 
$$. 116 und 117 beftimmten Strafen alle jene zu behanveln, 
welche, ohne zum Handel mit Giftfräutern befugt zu fein, 
dennoch Giftkräuter verkaufen. — — — — 


— 8. 26. Da die Berfälfhung des Getränfes 
oft die nachtheiligften, manchmal fogar tödtliche Folgen nach 
fich zieht, fo haben die Obrigfeiten mit aller Strenge auf bie 
Entdefung und Beftrafung folcher Verfälfchungen zu dringen. 
— — — llebrigend find die Weinverfälfcher den im $. 156, 
157 und 158 des Geſetzb. uͤ. ſchw. P. Ueb. befannt gemach- 
ten Strafe zu unterziehen. 


$. 27. — ift den Töpfern nahdrudfamft aufjutragen, 
ihre Geſchirre gut zu verglafen;z im Uebertretungsfalle find 
fie ald ſchwere Pol. Uebert. zu behandeln, und mit den im $. 
160 U. Th. d. St. ©. auf dergleichen Uebertretungen feſtge— 
fegten Strafen zu belegen. — — 

8.28. — — Die Behörden haben daher forgfamft 
hierauf zu fehen, ob in den Wirthshäufern und bei den Trai- 
teuren die fupfernen Trinfgefäße, dann die Koch- und 
Eßgeſchirre gut verzinnt freien, fohin jene, die ed nicht 
find, fogleich zu befeitigen und gegen die Schuldtragenden nad) 
den Geſetzen vorzugehen. 

$. 29. Sämmtlihen Zuderbädern ift zu verbieten, 
kandirtes Obft oder faure Säfte in fupfernen oder mefjingenen 
Geſchirren aufzubewahren. 

$. 30. Den Käsftehern ift zur Pflicht zu machen, 
daß fie nichts Fettes in fupfernen oder meffingenen Gefchirren 
aufbewahren follen; endlich wird verordnet: 
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$. 31. Daß die Effig- und Branntweinbrenner 
ihre Siedfeffel und Deftillirgefäße ftetd rein halten, und daß 
die Hähne diefer Gefäße nicht von Kupfer fein follen. — — 
Man fehe auch die Verord. des böhm. Gub. vom 23. Dft. 1829, 


3 38,678, welche mit der eben citirten fir. Gub. Ver. völlig gleichlautende 


Verfügungen enthält. 
j (Lügenau I. Th. 491 u. f.) 


Hoffaldef. vom 24. Jänner 1839, Zhl. 1854. 
Tirol, Gub. Verord. v. 11. März 1839. 
(Prov. ©. ©.) 

Die k. k. vereinigte Hoffanzlei genehmigte mit Defret vom 
24. Jänner 1839 eine neue Ausgabe der beiliegenden 
Tabelle über die giftigen Materialien und Präparate, melde 
mit dem Hoffzl.» Def. v. 23. Juli 1829 als Normativ bei 
dem Verſchleiße diefer Gegenftände von den hiezu berechtigten 


Handeldleuten und Apothefern vorgejchrieben worden ift. — — 
(Folgt die Beilage.) 


$. 116. 


Ctzafe für Ein Handelsmann oder Kramer, der ein ordent- 


bie bazu 


berehtgn[icheg Kaufgewölbe, oder Laden hat, wenn jelber, da 


Hanbelsleu 


“, mean fer unbefugt Gift verkauft, dennoch dasjenige beobady- 


Bereri 
ten beo 
an 


nie s 


«tet, was die Geſetze darüber vorjchreiben, iſt bei ber 
* orften Betretung, nebit dem Verluſte der Giftwaaren, 
nach Verfchiedenheit der Vermögens-Umftande, mit einer 
Gelditrafe von fünf und zwanzig bis hundert Gulden 
zu belegen; bei einem zweiten Walle nebit der ver- 
doppelten Gelditrafe, noch mit Arreft von einem Mo- 
nate zu bejtrafen; das dritte Mal aber feines Han- 
dels verluftig zu erklären. 
$. 117. 
Hätte ein zum Verkaufe der Giftwaaren nicht 


—* berechtigter Handelsmann oder Krämer Gift verkauft, 
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ohne die vworgefchriebene Vorſicht zu beobachten, fo ift 
felber fogleich bei der erjten Betretung feines Handels 
verluftig; und zeigt fich bei der Unterfuchung, daß der 
unerlanbte Handel auf diefe Art ſchon durch längere 
Zeit fortgejegt worden, oder Jemand fogar dadurc) 
an feinem Leben oder der Gefundheit zu Schaden ge- 
fommen, jo ift die Strafe nach Wichtigkeit der Um: 
ftände und Folgen ftrenger Arreft von einem bie zu 
ſechs Monaten. 


(Man fehe die bei $. 115 aufgeführten Verordnungen.) 


$. 118. 
Mandelnde Krämer oder fogenannte Haufirer, bie Habefustr 


Ratten» oder Mäufepulver, Fliegenfteine, Hüttenraud Be: 
(Hütterih) für das Vieh, oder andere giftartige Waa- Kramern. 
ren mit zu Kauf tragen, find, wenn fie betreten wer: 
den, zu verhaften, ſammt ihren Feiljchaften zur Unter: 
ſuchung einzuliefern, und nebit dem Verbote, künftig 
zu haufiren, je nachdem fie den unerlaubten Verkauf 
durch längere Zeit getrieben, dadurch vielleicht auch 
Schaden veranlapt haben, mit öͤffentlicher Ausftellung *) und 
ftrengem Arrefte von ein bis fehs Monaten zu be: 
ftrafen. | 


*) Zufolge HoffanzleisDefr. vom 12. Mai 1848 3. 14,048 ift die öf- 
fentl. Ausfiellung im Falle d. $. 118 abgeſchafft. 


$. 119. 
Bei den Apothefern und denjenigen Handelsleu— Unsorfi 
ten, fo zum Kandel mit Giftwaaren ordentlich berech= rm Sirt- 


tigt find, ift jede Unterlaffung der Vorfichtigfeiten, aufe, 
welche durch die Verordnungen bei dem Giftverfaufe 
„e — 


Strafe. 
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vorgeichrieben werden, als eine ſchwere Polizei-Weber- 
tretung zu beftrafen. 
$. 120. 
Bartınf an Menn daher Jemanden, der fich nicht nach Vor— 
—— obige. fchrift durch obrigkeitlichen Schein ausweiſet, Gift, 
Strafe. unter was immer für einem Vorwande er folches ver- 
langet, verabfolget worden, ift die Beftrafung das 
erite Mal fünfzig Gulden, das zweite Mal der Ver— 
luft des Gewerbes. 
$. 121. 
— Wird bei der Unterſuchung gefunden, daß über 
a "den Giftverfauf entweder das vorgefchriebene Vormerk— 
buch gar nicht geführt, oder nicht auf die Art, wie 
die darüber beitehende Verordnung vorfchreibt, geführt 
worden, fo wird die Verabſäumung das erfte Mal 
mit fünfzig Gulden, das zweite Mal mit hundert Gul- 
den, bei weiterer Fortſetzung mit dem Berlufte des 
Gewerbes beitraft. 
$. 122. 
Nahtage · Wenn in der gehörigen Abjonderung der Gift: 
keit in Auf- ‚ ’ 
bemabrung waaren von den übrigen; wenn in Bezeichnung der 
—* Gefäße oder in der Verſchließung derſelben Nachläſ— 
en figfeiten entdeckt werben, bleibt Derjenige, welcher der 
Handlung oder Apotheke vorfteht, dafür verantwort- 
lich. Die bloße Verabſäumung der gehorigen Vorfich: 
tigkeit wird bei der erjten Betretung mit fünf und 
zwanzig Gulden zu beitrafen und diefe Strafe bei fer- 
neren Betretungen zu verdoppeln fein. 
$. 123. 


Strafe, Hätte eine ſolche Berabfäumung die Volgen nad 


wann jemb. 
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ſich gezogen, . daß eine wirkliche Verwechslung Bere 
Giftwaaren geichehen, und Jemand dadurch am Leben kemmen. 
oder der Gefundheit zu Schaden gekommen, fo ift bie 
Beftrafung nach dem im folgenden Paragraphe be- 
ftimmten Grade auszumeffen. 

8. 124. 


Bei Gewerben, welche Gebraudh von Gift oder. Beige 
giftartigen Materialien machen, iſt der Meijter, oberiate mid 
wer fonjt die Leitung auf fich hat, fchuldig, diefelben —— 
ſtets unter ſeiner Verwahrung zu halten. Die Be: Eine 
firafung, dafern er diefe Vorſichtigkeit verabſäumt und «stun. 
Semand dadurch zu Schaden kommt, ijt Arreft von ei- 
ner Moche bis drei Monaten, der nach Befchaffenheit 
der Umftände auch durch Faften zu verjchärfen fein 
wird. 

$. 125. 

Der im $. 122 beftimmten Strafe unterliegt je St s« 
der Handelsmann, der irgend eine jogenannte Mater Betuf 
tialwaare, deren Gattung, auch ohne eben zum ärztli- Meterit- 
chen Gebrauche gewidmet zu fein, vorher ganz unbe: 
fannt war und nicht von der Behörde geprüft worden, 
in Umlauf ſetzt. 

$. 126. 

Wer ein verbotenes, ober fonft durch feine Be- Aferie- 
ſchaffenheit verdächtiges Gewehr verfertiget, oder, wenn sr 
ihm ein Gewehr von folder Beichaffenheit zur Aus: Cache 
befferung gebracht wird, daflelbe nicht anhalt uud da— 
von der Obrigkeit Anzeige macht, foll mit Arreft von 
drei Tagen bis zu einem Monate, und wäre mit ei- 
nem foldhen Gewehre Jemand wirklich verwundet oder 

A 
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getöbtet worden, mit ſtrengem Arrefte von einem bis 
drei Monaten bejtraft werden. 


Hoffanzleidel. v. 21. Nov. 1815, 3. 20,892. 
(Rügenau ]. Th. ©. 522.) 


Nach einem ber k. f. Hoffanzlei von der k. k. Polizeihof- 
ftelle gemachten Eröffnung nimmt dad Tragen und Berfertigen 
verbotener und verborgener Waffen, ald der Etillete, 
Dolce, zweifchneidigen Meffer vorzüglich aber der 
Degenjtöde neuerdings fehr uͤberhand. — — 

Da nun dem Verfertigen und Tragen ſolcher Waffen die 
Unfenntnig ded Verboted zu Grunde liegen dürfte, indem das 
dießfällige Verbot fich theild auf die Generalien vom 1. 
Dez. 1724, theil® auf das Patent vom 23. Febr. 1754 
gründet, und bei der feither nicht erfolgten Repnblifation die: 
fer Vorſchriften füglih in Vergeſſenheit gerathen konnte, fo 
wird den Kreisämtern aufgetragen die in diefer Hinficht befte- 
henden Vorfhriften zu republiziren, und für deren genaus 
en Befolg zu wachen, daß fein Verkehr mit diejen Die öffent: 
liche Sicherheit gefährdenden Waffengeräthen getrieben werde, 
in welcher Beziehung daher gegen Gewerbs- und Hans 
delsleute, die folche verfertigen oder veräußern, die gehö— 
tige Amtshandlung einzuleiten ift. 


Hoffanzleidef. vom 30. Sept. 1802, Zahl 977, an 
ſämmtl. Länderftellen. 
(Lügenau 1. Th. ©, 526.) 


Um den fo vielfältigen Unglücksfällen vorzubeugen, wel 
che durch die Windbüchfen veranlaßt werden, die nur mit 
den bisher üblichen Handpumpen verjehen find, ijt nöthig be 
funden worden, dieſe gleich erwähnte Art von Windbüchfen 
allgemein zu verbiethben; — — — und baß aud bei 
der Reparirung der alten Windbüchfen die Bumpmafchine nach 
geihafft werden müffe, 


Hoffanzleidef. vom 5. Febr. 1836, 3. 2511. 
(Lügenau I. Th. S.524.) 

— — 68 wird den f. f. Kreisämtern die ftrengfte Hand» 
habung diefed Verbotes (ur DVerfertigung, Tragung und Ver: 
fauf heimliher Waffen), defien Giltigfeit fih auch auf Die 
in Frage begriffenen Percufjionsftöde (und Stodflin- 
ten) zu erftreden hat, zur befondern Pflicht gemacht. — — 


$. 127. 


Jäger, ober wer fonft zu Haus geladene Ge-ntrisfe, 
wehr hat, find verpflichtet, dasielbe vor Kindern undruns * 


dener Ge⸗ 


andern unvorſichtigen und unerfahrenen Perſonen zu sr 
verwahren. Wird diefe Sorgfalt vernachläſſiget und 
kommt Jemand dadurch zu Schaden, fo ift die Strafe 
Arreft von einer Woche bis zu einem Monate, wel- 

cher nach Maß der größeren Nachläfligfeit noch ver- 
fcharft; und wenn Jemand fchwerer verwundet oder 
getödtet worden, in ſtrengen Arreſt verwandelt wer— 

den ſoll. 

$. 128. 

Gleiche Strafe ift, nah Maß der ſchädlichen Straf auf 
Folge, gegen Denjenigen zu erfennen, der ohne böfe getan, 
Adfiht gegen Jemanden ein Gewehr abdrück, ohne Gewehre. 
fih vorher verfichert zu haben, daß es nicht gela= 
den iſt. 

$. 129. 

Mer bei der Todtenbefichtigung die Zeit, da Je: tmeigtige 
mand geftorben it, unrichtig anzeigt und dadurch vervn Ze 
anlaßt, daß der Verftorbene früher begraben, oder zer- 
gliedert wird, als, um der Begrabung und Eröffnung 
der Scheintodten zuvorzukommen geſetzlich vorgefchrieben 


54 


ift, ſoll mit fitengem Arreſte von einem bis ſechs Mo- 
naten beitraft werden. 


Schen die Hofreffrivte vom 13. Dez. 1753; vom 13. Dezemb. 1755, 
und vom 31. Jänner 1756; enthalten die allgemeine Anordnung, daf 
fein Todter vor Ablauf von 48 Stunden begraben werben 
folle, und das Reffript vom 31. Jänner 1756 verbietet audy die Vor— 
nahme einer Leihenöffnung vor Ablauf von zwei Mal 24 Stunden. 


Die Nieder. öfter. Reg. Verordnung vom 9. Juli 1804 geftattet in 
befonders dringenden Fällen noh vor 24 Stunden, in allen übrigen 
Fällen aber nah 24 Stunden die Leicheneröffnung. Gine weitere Aus: 
nahme bezüglich der Gröffnung der Leichen geftattet die Verordnung vom 
2. April 1757 bei Schwangern zur Erhaltung der Leibesfruht. Die Be 
erdigung vor 48 Stunden geftattet in einzelnen Fällen die Verordn. 
vom 2. Juli 1757. (Man fehe Lüuͤtzenau's Geſetzſammlung I. Bd. Seite 
528 u. d. folg.) 

Hinfichtlih der Todtenbeſchau fche man das Hofdekret vom 21. 
Febr. 1784, republ. in Tirol 1815; die Todbtenbefhau:-Ordnung 
vom Jahre 1788; die Inftruftion für Todteubefchauer vom 3. April 
1829. (Prov. G. ©. für Tirol vom Jahre 1829, I, B. S. 123—174.) 


Inftruftion 
für die Todtenbefhauer in Tirol v. 3. April 1829. 


— $. 17. — Die an einer higigen, und zugleich bös« 
artigen Krankheit verftorbenen Perfonen follen, wenn die $. 5 
angegebenen fichern Todeszeichen vorhanden find, ftatt in ber 
gewöhnlichen Zeit von A8 Stunden, innerhalb 24 
Stunden begraben werben, welches befonders bei bdenje- 
nigen Leuten, deren Wohnungen enge find, und wo die Ver— 
ftorbenen nicht abgefondert werben fünnen, zu gefchehen hat. 

Der Todtenbefchauer hat die für nöthig befundene frühe: 
re Degräbniß auf dem Todtenbeſchauzettel anzugeben, 3. B. 

„Da der Tod an einer higigen und bösartigen Krankheit 
erfolgt ift, fo ift der Leichnam wegen Anftetungsgefahr inner: 
halb 24 Stunden zu begraben. * 

Die an anſteckenden Krankheiten Verſtorbenen dürfen nicht 
audgejegt werben. 


$. 130. 

Im Allgemeinen find Diejenigen, welche aus —— 
natürlicher oder übernommener Pflicht die Aufſicht über, tion, 
Kinder oder andere Menjchen führen, die fich felof Sion, 
gegen die Gefahr vorzufehen und zu ſchützen unver- nart 
mögend find, wegen der in Erfüllung dieſer Pflicht ehren zu 
unterlaufenden Sorglofigfeit verantwortlih. Wenn da menagen. 
ber ein ſolches Kind oder ein folcher Menſch getödtet 
oder ſchwer verwundet wird, ift ber oder diejenige, 
welchen ber erwieſene Mangel der fchuldigen Sorgfalt 
zur Laft füllt, mit Arteft von drei Tagen bis zu drei 
Monaten zu beftrafen, und diefe Strafe bei eintre- 
tendem höheren Grade von Vernachläffigung noch mit 


Faſten und Züctigung zu verfchärfen. 


Regierungsd-Verordnung vom 1. Juli 1802. 


Mütter, Wärterinnen, Ammen und Pflegeeltern, welche 
den Abſud ber Mohnföpfe bei kranken Kindern ald Heil: 
mittel, bei gefunden Kindern aber zu dem Ende anwenden, 
um fie zur Ruhe zu bringen und ftill zu erhalten, find bei den 
erwieſenen fchädlichen und oft tödtlichen Folgen dieſes Genuf: 
jed der im $. 130 bezeichneten ſchweren Polizeiübertre— 
tung fehuldig und hiernach zu beftrafen. 


$. 131. 
Insbeſondere ift gegen Diejenigen, denen bie Strafe, 
Pflege eines Kindes oder die Aufjicht darüber obliegt, ’r an se 


auf ein= bis dreimonatlichen ftrengen Arreft zu an ng 
nen, wenn ein in ihrer Pflege oder Aufjicht ftehendestte ı were 
Kind, weil es allein an einem für Kinder gefährlichen Peritär- 


fung ber 
Orte ſich überlaffen worden, am Leben oder fonft am Strafe bei 


verheimlich- 


Gefundheit und Korper verunglückt if. Die Straf! Derun- 


glüdung. 


56 


zeit ift noch zu verlängern und mit Züctigung zu ver- 
fchärfen, wenn bie einem Kinde zugeftoßene Verun— 
glückung verheimlicht wird. 


$. 132. 


Siefe, st. Eine Meibsperfon, die fich bewußt ift, mit einer 
ne fact jchädlichen oder ſonſt anſteckenden Krankheit behaftet 
Beit behaf- ZU fein, und mit Verfchweigung oder Verheimlichung 
Ka diefes Umftandes als Amme Dienfte genommen bat, 
de Ammen.ſoll mit dreimonatlichem ftrengen, durch Züchtigung ver: 


fchärften Arrefte beftraft werden. 
$. 133. 
Unterlaf- Wenn bei einem Baue die vorgefchriebenen War- 


Lustehunonumgageichen unterlaffen werden, iſt der Baumeifter, 
nungerih- oder wer ſonſt bei dem Baue die Aufjicht führt, für 
— jeden Fall um zehn bis fünfzig Gulden zu beſtrafen. 
Iſt Jemand wegen dieſer Unterlaſſung beſchädigt wor— 
den, ſo iſt nach Beſchaffenheit des Vorfalles nebſt der 
Geldſtrafe Arreſt von einem bis drei Monaten zu ver— 
hängen. 
$. 134. 
Unterlaf- Der Eigenthümer eines Haufes, Gebäudes, oder 


fung ber An⸗ 


a zu derjenige, welchem darüber die Aufjicht übertragen ift, 
Ginfurges. wenn dasjelbe in irgend einem Theile Einfturz bejor- 
gen laßt, ift verbunden, unverzüglich einen Baumeifter 

zur Befichtigung und vorläufigen Sicherung berbeizu: 

— „guten. Wird nach der Hand entdeckt, daß diefe Vor: 
Ein ichtigkeit, da fie nach Befinden der Bauverftändigen 
te. nothwendig war, unterlaffen worden; fo ift, wenn 


auch der Einfturz nicht erfolgt, die Unterlaſſung mit 
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fünf und zwanzig bis zwei hundert Gulden zu be 
ſtrafen. 
$. 135. 


Iſt der Einfturz wirklich erfolgt, dabei jedoch te 
Niemand beſchädigt worden, fo ift die Beftrafung aufl S 
fünfzig bis fünfhundert Gulden zu erhöhen. Dafern Stttet 
aber Jemand durch den Ginfturz getödtet oder ſchwer 
verwundet worden, ift der Sculdtragende nebit ber 
Gelditrafe noch mit ftrengem Arrefte von einem bie 
zu drei Monaten zu beftrafen. 


$. 136, 

Ein Baumeifter, welcher einen Ban mit Geri-irate se 
fien führet oder Theile des Gebäudes duch Unter uumunn 
ftügung zu fichern hat, wenn ein folches Gerüft ober@zut, er 
das Gebäude einftürzet, obgleich Niemand dabei be: fur. 
fchädigt worden, ift das erſte Mal mit fünf und zwan— 
zig bis zwei hundert Gulden zu beitrafen. Bei dem 
zweiten Falle ift derjelbe, nebſt der Gelditrafe, noch 
verpflichtet, Künftig jedes Mal einen andern Baumei— 
fter zu feinem Baue zu Hülfe zu nehmen, unter Strafe 
des Baumeifterrechtes verluftig zu werden. 


$. 137. 

Ward bei einem folhen Einfturze Jemand gerne" em, 
tödtet oder fchwer verwundet, fo iſt der Baumeiflerhener vr 
nicht nur zu einer Geldſtrafe von fünfzig bis fünfrund. wir. 
hundert Gulden zu verurtheilen, fondern bdemjelben 
anch die Führung eines Baues fo lange zu unterfa- 
gen, big er vor Kunftverftändigen darthut, über die: 
fen Theil der Baufunft feine Kenntniffe zureichend 
verbeffert zu haben. 


$. 138. 
bei —— Offenbaret ſich bei der Unterſuchung eines im 
Fa ni vorhergehenden Paragraphe enthaltenen Falles von 
Seite des Baumeifters grobe Unwiſſenheit; fo ift dem: 
felben fogleich bei dem erſten Falle eines Einfturzes 
alle fernere Führung eines Baues zu unterfagen. 


$. 139. 
Cena 0 Mer in Städten und wo fonft die Vorjchrift 
früße 8er harliber befteht, ein neu erbautes Haus oder Gewölbe, 


zieben neu- 


game ohne daß die Obrigkeit nach genommener Einſicht die 
ðewolber. Erlaubniß ertheilt hat, bezieht oder vermiethet, ſoll 
nach Verfchiedenheit der Umftände um den Betrag des 
halbjährigen Miethzinfes, oder mit achttägigem Arrefte 
beftraft werben. 
$. 141. 
a Wenn an einem Menfchen fi) Merkmale einer 


einer 


sußernsen heftigen Sinnenverwirrung Außern, find Diejenigen, 


eine wo der Irre feinen Aufenthalt hat, davon der Geſund— 
heitg-Aufjicht, oder, mo eine folche nicht befteht, der 
Obrigkeit die unverweilte Anzeige zu thun verpflich- 
tet; bei Strafe des Arreftes von drei Tagen bis zu 
einem Monate, nachdem namlich ein folcher Zuftand 
entweder lange verhehlet worden, oder die Folgen von 


größerer Wichtigkeit und mehrerem Nachtheile waren. 


Hofdef. vom 14. Juli 1807. 


Die Anordnung, die an einem Menfchen ſich Außernden 
Merkmale einer heftigen Sinnenverwirrung unverweilt anzuzeis 
gen, wird dahin näher beftimmt, daß in den Hauptftädten ver 
Polizei- Direktion und in andern Orten der Obrigr 
feit fogleich davon Die Anzeige gemacht, werben folle. 
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Hoffanzleidefret vom 21. Juli 1825, 3. 20,868. 
(Lügenau I. 8.6. 571.) 


Die Krankenhaus =» Direktion ift anzumelfen, in jedem 
Balle, wo ein Irrſinniger, weffen Standes er immer fein mag, 
nicht von feiner Perfonal- Inftang in die Irrenanſtalt abgege- 
ben. wird, die Anzeige an die Regierung zu machen, damit die 
Regierung in den Stand gefegt werde, jedesmal die kompe— 
tente Berfonal-Inftanz von diefer Aufnahme des Jrrs 

finnigen in Kenntniß zu feßen. 


Niederöfter, Reg. VBerord. vom 4, Dftober 1840, 
3. 54,647. 
(Lügenau I. B. ©. 572.) 


— — Ferner find alle Behörden, welche die Abgabe 
eined. Jrrfinnigen in eine Irrenanftalt verfügen, verpflichtet, 
davon fogleihb die Perſonal-Inſtanz zu verftändi- 
gen, und dafern fie auch der Negierung Bericht zu erftatten 
haben, die bewirkte Verftändigung in dem Berichte anzuzeigen, 


$. 141. 
Mer einen Hund oder fonft ein Thier, an inelz Umetee- 
chem Kennzeichen der wirklichen Wuth oder auch nur sine mi 
folhe wahrzunehmen find, die vermuthen laffen, daß —* 


die Wuth erfolgen könne, anzuzeigen unterläßt, iſt zu 
Arreſt; bei wirklich erfolgtem Ausbruche und Beſchä— 
digung von Menſchen und Thieren aber zu ſtrengem 
Arreſte von drei Tagen bis zu drei Monaten zu ver— 
urtheilen. 

Ueber die Kennzeichen ber Hnnudswuth iſt außer vielen frühern 
Verordnungen für fünmtliche Provinzen im Jahre 1809 ein Unterricht 
über die Thierfeuhen überhaupt und hierunter auch über die Hunde: 


wuth erflogen. Seit diefer Zeit bis zum Jahre 1834 wurde dieſer Un- 
terricht in dem verfchlebenen Provinzen zw verfehledenen Zeiten republizirt. 
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In neuerer Zeit ift über bie Kennzeichen der Wuth mit Gubernial: Der: 
erdnung v. 12. Juni 1841 das mährifch = fchlefifhe Gubernial: Girfulare 
vom 12. Juni 1841 Zahl 43,918 erfloßen, welches diefen Gegenftand mit 
befonderer Ausführlichfeit behandelt. (Man ehe hierüber Lützenau's Ge: 
fegfammt. 1. Tb. ©. 574 u. d. jolg.) 


Für Tirol die Prov. Gef. Samml. vom Jahre 1834. Bemerft 
muß noch werden, daß die Strafvorfchriften des alten Thierſeuchen— 
Unterrichtes vom Jahre 1809 durch die neuern Vorſchriften nicht 
aufgehoben erfheinen. 


$. 142, 


Unfug Ohne beſondere Erlaubniß der Obrigkeit ift Nie- 
rainlige manden erlaubt, wilde, oder ihrer Natur nach fonft 
ſchädliche Thiere zu halten. Bei Uebertretungen dieſes 
Verbotes fol nicht nur das fchädlihe Thier fogleich 
weggeichafft, fondern der Eigenthümer auch nach Be- 
Ichaffenheit der Umſtände mit einer Gelditrafe von fünf 

bis fünf und zwanzig Gulden belegt werben. 


Niederöfterr. Regierungs- Verordnung v. 27. Juli 
1827. 3. 42,423. 
(Lügenau I. Tb. ©, 582.) 


— — Da das Herumzichen mit wilden, reißen- 
den Thieren ben beftehenden Vorfchriften zuwider ift, fo hat 
das f. f. Kreisamt der Leberfchreitung der beftchenden Gefege 
näher auf den Grund zu jehen, und wegen Abftellung dieſes 
Unfuges das Nöthige zu verfügen. 


Niederöfterr. Regiernngs-Verord. v. 30. Oft. 1839. 
3. 2599. 
(Lügenau I. Th. S. 583.) 


— — — 68 farm fonach die Produktion reifen: 
der oder wilder Thiere, wenn auch im gezähmten Zuftande, 
auf Schaubühnen nicht geftattet werden, — — — umd ift 
das unbedingte Verbot ſolcher Produktionen in allen vors 
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fommenden Fällen handzuhaben und der genaue Vollzug biefer 
Anordnung zu überwachen. 


Auszug aus dem Jagdpatente v. 28. Febr. 1786. 
(Lügenau.) 

— Shwarzwild (Wildfchweine) darf nur in geichlof- 
fenen und gut geficherten Thiergärten gehalten werden. 

Wenn ein Schwarzwilpftüf außerhalb eines Thiergartend 
angetroffen wird, jo it ed Jedermann zu allen Jahreszeiten 
erlaubt, dasfelbe, wie Wölfe, Füchfe oder anderes ſchädliches 
Raubthier, zu fchießen oder fonft auf eine Art zu erlegen. — 


$. 143. 

Wird Jemand von einem folchen ohne obrigfeit- 8m * 
liche Erlaubniß gehaltenen Thiere beſchädigt, ſo iſt — ber 
nach Maß des Schadens die Gelditrafe auf fünf und mir. 
zwanzig bis einhundert Gulden zu erhöhen. 


$. 144. 

Aber auch wenn die Obrigkeit ein wildes Thier&ik, auf 

zu halten die Erlaubniß ertheilt, it der Eigenihümer nastarts. 
wegen ficherer Verwahrung desfelben ſtets verantwort- wihrun 


mit 


lich; und wenn Jemand aus Dernachläffigung berfel: —— 
ben beſchädigt worden, um zehn bis fünfzig Gulden Site 
zu beftrafen. 

$. 145. 

Jeder Eigenthümer eines häuslichen Thiereg, —— 
was immer für einer Gattung, von dem ihm rg 
bösartige Eigenichaft befannt ift, muß dasſelbe ſowohl — 
bei Haus, als wenn er außer dem Hauſe davon Ge— Straf. 
brauch macht, fo verwahren ober bejorgen, daß Nie: 
mand bejchädigt werden kann. Die Vernachläſſigung 


dieſer Borfichtigkeit ift, auch ohne erfolgte Beichädi- 
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gung, mit einer Strafe von fünf bis fünf und zwan— 
zig, bei wirklich erfolgtem Schaden aber von zehn bie 
fünfzig Gulden zu belegen. 


$. 146. 


Girafe wi Kommt bei der Unterfuchnng einer‘ von einem 


—* Thiere zugefügten Beſchädigung hervor, daß Jemand 
—— durch Anhetzen, Reizen, oder was immer für abſicht— 
liches Zuthun den Vorfall veranlaßt hat, ſo ſoll der 
Thäter mit Arreſt von einer Woche, der nach Um— 
ſtänden auch durch Faſten und Süchtigung zu verſchärfen 

iſt, beſtraft werden. 


E. 


Schwere Polizei = Nebertretungen gegen die Gefundbeit. 
(IX. Hauptftüd.) 


Bemerfung. 

Der $. 147. D. Th. d. St. G., welcher fich im Allgemeinen auf die’ 
zur Abhaltung der Peſt getroffenen Vorkehrungen bezieht, wird hier 
nur anmerfungsweife zur Herftellung des Zufammenhanges aufgenommen ; 
in Betreff diefer Vorfehrungen aber und des bezüglichen Patentes vom 21. 
Mai 1805 gegen die Mebertretungen der Peftvorfchriften, da 
biefe zu Folge Aut. IX. d. St. P. D. vom 17. Jänner 1850 den Be. 
Eolleg. Gerichten zugewiefene Vergehen bilden, auf den I, Abſch. 
diefes Handb. (B. Nr. 15) hingebentet. 

Der $. 147 lautet alfo: 

—— $. 147. Da die Uebertretungen ber zur Abhaltung ber 
Mititär- Peſt beftehenden Vorfchriften für den allgemeinen Gejundheits- 
abertaffen, ſtand die ſchädlichſten Folgen beforgen laſſen, und jeder Verzug 

der Gegenvorfehrungen die Gefahr vergrößert; fo ift diefer Ge 


genftand ganz dem Militärfordbon übergeben, von welchem die 
Vebertreter nach den in Anfehung des Peftfordond und ber 
Eontumaz bereits beftehenden allgemeinen, und nad) denjenigen 
Verordnungen werden abgeurtheilet werden, die nach den Um— 
ftänden und der Gefahr der Zeit inöbefondere zu erlaffen nö- 
thig befunden wird. 

(Man fehe hiezu das Hoffanzleider, vom 28. Februar 1826, 3. 
4074, (tir. Sub. Berord. vom 23. März 1826, 3. 4554). Hiedurch 
wird feitgefept, daß der $. 147 IL. Th. d. St. ©. an dem Bukewiner 
Cordon nur dann in Wirkfamfeit zu treten habe, wenn der engfie Cor: 
dom gezogen und das Standrecht fundgemadht ift; daß aber in gefun- 
den und felbit in verbächtigen Beiten, wo fein Standrecht nothiwendig ift, 
die Jurisdiftion über die Sanitätsübertreter den ordentl. (Civil): Eri- 
minal:®erichten zu überlaffen ſei. — 


$. 148. 

Wenn bei einem au einer anfteckenden Krankheiten 
Verftorbenen, der Gejundheitsbeihau von deſſen Gcik.tm er. 
täthe etwas verhehlet; wenn dasjenige, was die Gesttan ur 
fundheitsaufjicht wegen gänzlicher Vertilgung, oder zunee 
Reinigung der Geräthichaften anordnet, nicht befolget "" 
wird, ift der Schuldtragende nach Wichtigkeit des Um— 
ftandes, mit ftrengem Arrefte von drei Tagen bis zu 
einem Monate zu beftrafen. 


$. 149. 
Kranfenwärter, Dienftleute, Hausgenoffen, oder esen 


Krankenw. 
wer ſonſt immer von dem zur Vertilgung oder Reini⸗de 
gung beſtimmten Geräthe etwas entzieht, ſollen mitnelen, bie 
firengem, und mit Züctigung verfchärften Arrefte von milch; 


einer Woche bis zu drei Monaten beftrafet werben. 
$. 150. 
Wenn ein Siechknecht von denjenigen Geräth- „sch En 
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ſchaften, deren Vertilgung angeordnet ift, etwas für 
fich behält, oder verkauft, ijt die Beltrafung nach Be- 
fchaffenheit der Lmftände und des Erfolges ftrenger 
Arreft von drei bis ſechs Wochen, welcher mit Zügti: 
gung zu verfchärfen ift. 


$. 151. 
gen Me, Diejenigen, welche von den in beiden vorausge— 
— benden Paragraphen bezeichneten Geräthſchaften wiſ— 
fentlich etwas anfaufen, ober fonft an ſich bringen, 
find mit ftrengem Arrefte von drei Tagen bis zu einem 


Monate zu beftrafen. 


$. 152. 

—— Wer in einen Brunnen, eine Ciſterne, einen Fluß 
Sirenen, oder Bach, deifen Waſſer einer Ortſchaft zum Trunfe 
Era. oder Gebräue dienet, todtes Vieh oder fonft was wirft, 
wodurch das Waſſer verunreiniget, und ungefund wer: 
den kann, fol mit Arreft von einer Woche, bei ber: 
vorleuchtendem großen Muthwillen, oder Bosheit auch) 
mit öffentlicher Gemeindearbeit und Verfchärfung des Arre— 

ftes durch Faften oder Streiche beftraft werden. °) 


$. 153. 
Bleifäner Wenn bei einem Gewerbe, welches zu dem Ber: 


kauf von 


sm nit Kaufe von rohen, oder auf irgend eine Art zubereite- 
rar, be ten oder verfochten Fleiſche berechtigt ift, etwas von 
a einem nicht nach Worfchrift befchauten Viehe verkauft 


*) Man fehe wegen Abfchaffung der Streiche die Gub. Kundm, in 
Tirol vom 2. Juli 1848; — wegen Abjchaffung der öffentl. Arbeit 
das Pat. v. 17. Jänner 1850. Art. I. (St. P. O.) bei $. 19. U. Th. d. 

.&: G. im allg. Th. dief. Handb. 
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wird, ift die Strafe der erften Betretung, nebſt dem 
Berlufte des nicht beichanten Fleiſches oder des daraus 
gelöften Geldes fünf und zwanzig bie zwei hundert 
Gulden; bei der zweiten Webertretung ift die Gelb- 
fitafe zu verdoppeln; bei einem britten Falle fol der 
Vebertreter feines Gewerbes verluftig, und. zu einem 
Gewerbe diefer Art für immer unfähig erklärt werben. 


In Beziehung auf die Fleifchbefchau beſtehen in dem verfchiedenen 
Ländern der öfterr., Monarchie mannigfaltige Beflimmungen und Anorb- 
nungen, welche aber wegen ihrer Ausdehnung hier nicht aufgenommen werz 
den fönnen, und theilmeife wohl auch rein abminiftrativer Natur find. 

Als zu den wichtigern gehörig, werben hier die nachftehenden ange: 
beutet: 

Hoffanzleidef. vom 28. Mai 1810, 3. 7292, allg. yolit. Ge: 
fegfamml. vom Jahre 1810, — Niederöft. Reg. Verorbn. vom 1. 
Juni 1838, 3. 29,723. — Ob d. Enns’fche Reg. Berordn. v. 24. 
Juni 1830 8. 16,637, u f. f. 

Diefe Anordnungen bilden einen wichtigen Theil der Marktpolizei 
und rebuziren fih im Wefentlichen darauf, daß in dem Stäbten eigene 
Fleiſchbeſchauer aufgeftellt werben, denen die Befichtigung des zu 
ſchlachtenden Viehes obliegt, auf dem Lande aber die Ortsobrigkeit bie 
Beichau vorzufehren hat, an welche ſich Jedermanu vor der Schlachtung zu 
wenden hat. (Sieh’ Kubler I. Th. ©. 331 u. Lügenau II. Th. ©. 11.) 


$. 154. 
Bei den verichiedenen von dem BViehftande kom— Hedertret. 


ber bei einer 


menden Nahrungsmitteln, wird auch folgende Vorſchrift, Yirkus: 
im gegenwärtigen Zufammenhange nothwendig : — 

Wer bei einer unter dem Viehe ſich äußernden 
Krankheit den zur Unterſuchung abgeordneten Aerzten 
ein krankes Vieh verheimlichet, oder, ſobald erklärt iſt, 
daß eine Viehſeuche herrſchet, die Vorſchriften nicht 
beobachtet, welche darüber ſowohl wegen des gefallenen 
als angeſteckten, und noch gefunden Viehes bereits mit 

5 


Fortſetzung. 


Verfalſch. 


ber Getran · 


Allgemeinen. beſtehen, oder nach Beſchaffenheit der Um— 
ſtände bekannt gemacht werden, ſoll, wenn er zum 
Bauernſtande gebört, mit Arreſt von drei Tagen big zu 
einem Monat, und während der Verhaftzeit mit öffentlis 
cher Gemeindearbeit 5 Uebertreter von ben übrigen Klaffen 
aber mit Arreft von einem bis zu drei Monaten be- 
ftraft werben. 


Man fehe die bei $. 141 angebeuteten Verordnungen über Vieh— 
ſeuchen; namentlich den Thierſeuchen-Unterricht v. 3. 1809, — 
das Hffzleidef. vom 30. April 1835, Bahl 9491, und vom 15. Juni 
1837, 3. 14,192, (tir. Gub. Kundmach. vom 7. Juli 1837, 3. 14,516.) 
(P. ©. ©, v. 3. 1837.) 


$. 155. 


Bei einer aus der Verheimlichung des Viehes, 
oder der Nichtbefolgung der Vorſchrift erfolgten Ver— 
breitung des Uebels und größerem Nachtheile ift die 
Strafe zu verdoppeln, nach Umftänden auch auf ftren- 
gen Arreft zu erkennen. 


$. 156. 
Weinhändler, Bierbrauer, Gewerbsleute, die 


— Branntwein und andere gebrannte Wäſſer verfertigen, 
wie auch Schenken aller Art, deren Getränke auf eine 


Strafe. 


Art, welche auf die Geſundheit eine ſchädliche Wirkung 
haben kann, zubereitet, gefälſcht oder verdorben befun— 
den werden, ſollen, nebſt dem Verluſte des auf ſol— 
he Art zubereiteten, gefälfchten, oder verdorbenen Ge: 
tränfes, nah Maß der vorhandenen Menge, und der 


Man fehe wegeu Abfchaffung ber —— Gemeindearbeit — 
Bat. v. 17. Jänner 1850, Art. I. 
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Zeit, da fie diefes Gefchaft getrieben haben, zu einer 
Strafe von einhundert bis fünfhundert Gulden verur- 
theilet werden. 

$. 157. 

Bei abermaliger Betretung iſt die eben bejtimmte 
Geldftrafe zu verdoppeln; bei einer dritten Betretung Heerieet. 
aber nebft der Gelditrafe der Verluſt des Handels, Ge: 
werbes oder Ausfchankes zu verhängen. 

$. 158. 
Zeigt ſich bei Unterfuchung eines Getranfes eine Mi- Strafe, 


[hung oder Beiſatz, welcher als der Gefundheit in einemäutes we 
hohen Grade jchadlich erfannt wird, jo iſt dag Getränk ee —— 
gleich zu vertilgen, und nebſt dem Verluſte des Handels, 1 iR. 
Gewerbes oder Ausſchankes mit lebenslänglicher Unfa- 
higkeit zu denfelben auf fechsmonatlichen firengen Arreft 

zu erkennen. 


Hofdelk. v. 7. Dez. 1811, 3.1831, an fAmtl. Länderft. 

Inländifche, durch Fünftliche Zubereitung den fremden 
ähnlich gemachte Weine für ausländische zum Berfaufe anzu: 
fündigen und dafür abzufegen, wird unter Confisfationsfteafe ver- 
boten, und folfen die Vertreter noch überdieß nach Umftänden mit 
den in diefen 88. (156, 157, 158) verhängten Strafen belegt 
werden. 
Hoffanzleidef.v. 25. Jän. 1821, 3. 850, an f. 2. Et. 

— — — Die Regierung findet fich beftimmt, die Be- 
reitung eines Weines oder Eſſigs aus Weinlager für ftrenge 
verboten zu erfläcen, und foll dieſes Gemiſche Tediglich zum 
Branntweindrennen verwendet werden Dürfen. 

Hofkzldek. v. 29. Juli 1841, 3. 17,204, an f. 2. Et. 

(Zir. Gub. B. v.21. Aug. 1841.) (T.Pr. ©. ©. v. 3. 1841.) 


Das in Brauereien vorfommende erfahren, altes bereits 
5* 


68 


ausgegohrenes, zum Genuſſe minder geeignete8 (ausgewit— 
terte®) oder gar fihon fauer gewordenes Bier mittelft 
eined befonderen technifchen Brauverfahrens wieder aufzufris 
fchen, und dadurch zum Abfag und zum Genufje zu bringen, 
welches Verfahren mit „Ausfreifen“ des Biere und ans 
dern ähnlichen Benennungen bezeichnet zu werden pflegt, wirb 
als der Geſundheit ſchädlich unterfagt, und e8 werden die Ger 
füll8 » Angeftellten bei der den Obrigfeiten obliegenden pflichts 
mäßigen Ueberwachung und Aufrcchthaltung dieſes Verbotes 
entjprechenb mitwirken. 


$. 159. 
Balfhung Ein Zinngießer, der Koch = oder Eßgeſchirre aus 


“rain Zinn, das mit Blei gefälfchet ijt, verfertiget, iſt, nebft 
dem Verlufte des aus dem gefälichten Zinne verfertigten 
Norrathes, das erfte Mal mit einer Gelditrafe von fünf 
undzwanzig bis fünfzig Gulden zu belegen; bei dem zwei- 
ten Falle, oder auch fogleich bei der erften Betretung, da- 
fern er dieſes fchädliche Gewerbe ſchon länger getrieben, 
oder von dem aus dem gefaljchten Metalle verfertigten 
Geſchirre viel verfauft; oder, wenn dadurch Jemand an 
feiner Gefundheit wirklich Schaden gelitten bat, ift er 
mit dem Gewerbsverlufte zu beftrafen, 


$. 160. 
Sawis- Uebrigens ift jeder Zufap, jede Mijchung, oder 
* Fälſchung, welche entweder ſchon für ſich, oder durch die 
—— dabei gebrauchten Materialien, durch die Art der Zur 
rung, ». bereitung, oder die zur Zubereitung oder Aufbewah- 
rung gebrauchten Gefäße einer genußbaren Waare von 
was immer für einer Gattung eine der Geſundheit 
fchadliche Eigenſchaft mittheilen kann, als eine fchwere 


Polizei- Mebertretung zu behandeln; und nad dem 


Grabe der Schäblichkeit, und Lange der Zeit, durch 
welche dieſes ſchädliche Gefchaft fortgeſetzt worden, mit 
einer Gelditrafe von zehn bis einhundert Gulden, oder 
mit Arreft von drei Tagen bis zu einem Monate, der 
nach Umftänden auch duch Faſten oder Züchtigung zu 
verfehärfen ift, zu beſtrafen; nach Beichaffenheit be: 
denklicher Umftände ift gegen: den Schuldigen . auch 
auf die $. 156, 157, 158 beftimmte Strafe zu er- 
fennen. 


Girfulare der Nied. öfterr. Regierung v. 20. Juni 
1805, 3. 18,398. (Allg. Polit. ©. ©. v. 3. 1805.) 


(Lügenau II. Th. 39.) 


— — €8 wird daher hiemit allgemein befannt gemacht, 
daß in den Meiereien, und wo fonft Käfe verfertiget wird, 
die dazu gebrauchten Eupfernen Gefchirre jederzeit wohl ver⸗ 
zinnet fein follen, und ift darauf von den Herrſchaften und 
Drtsobrigfeiten zu fehen, daß die Verzinnung immer im seien 
Stand erhalten werde. — 

Eben fo find auch die tupfernen Geſchirre, worin man 
weichen und fetten Käfe aufbewahren will, Ben vernut 
zu halten. 

Diejenigen, welche gegen dieſe fuͤr die —— der Ge⸗ 
ſundheit fo nöthige Verordnung handeln, werden nach dem 8. 
160 nach Befchaffenheit bedenklicher Umftände auch nach den 
$$. 156, 157 und 158 I. Th. d. St. ©. beftraft. 


Batent vom 1. Dezember 1814. 
Hoffanzleidefret vom 1. Dezember 181A. 
(Allg. Bolit. G. ©. v. J. 1814.) 


(Lügenau I. Thl. ©. 41.) 
— — $. 23. Wäre aber die Beimifhung mit ver— 
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dorbenem Getreide oder Mehl und andern ber Gefund- 
heit ſchädlichen Beftandtheilen gefchehen, fo ift der betrügliche 
Müller nah $. 160 I. Th. St. ©. zu beftrafen. 

24. Die Theilnehmer diefer UWebertretungen, ald: bie 
Mühlknechte oder fonftige Dienftleute find ebenfall® nad 
Borfchrift des Strafgef. zu behandeln. 


Hoftanzleibefrer vom 11. Oft. 1827, 3. 23,975, an 
fämmtl, Länderftellen. 


(Fir. Gub. Verord. v. 2. November 1827.) 
(Prov. &. ©. in Fir. v. Jahre 1827.) 


Das Ueberſtreichen (Uebertünchen) derjenigen Stoffe, 
welche den menjchlichen Körper berühren follen, mit Kupfer, 
Arfenif, Blei, Zinf und andern, giftige Metall-Präpa- 
rate enthaltenden Mineralfarben, fo wie das Stei- 
fen (Stärken) von Stoffen mit Stärfe, welcher ſolche Mines 
ralfarben beigemifcht find, wird bei Konfisfation der Waare 
verboten. 


Hoffanzleidefret vom 13. Dezemb. 1837. 3. 30,158. 
(Lügenan’s Geſetzſamml. S. 47. II. Thl.) 


Die k. k. ver. Hofkanzlei hat — — beftimmt, dag Töp- 
fer, deren Eß- und Trinfgefchirre fchlecht glafirt ‚befunden 
werden, der Strafe des $. 160 St. ©. II. Th. unterliegen. 
— — Ebenfo ift da, wo es fich etwa vorfindet, dad grün 
lich- und golden» fhillernde irdene Geſchirre) 


*) Schon burh Hoffammmerbef. v. 31. Oktober 1831, Zahl 
37,437, an fämmtl. Länderftellen, (tir. Gub. Ber. vom 23. November 
1831, Zahl 25,918, Prov. G. ©. in Tirol v. J. 1834), iſt angeordnet: 
daß die Erzeugung dieſes grünlich-gold-ſchillernden Geſchirres, 
fo wie bie Ginfuhr, ber Verſchleiß und Verkehr mit demſelben gänzlich 
unterfagt fei. 
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wegen ber lockern Bleiglafur ganz und allgemein zu unters 
fagen. 


Hoffanzleidef.v. 8. Juni 1836, 3. 11,056, an fämmt- 
liche Länderftellen. (Allg. polit. G. ©.) 


(Rügenau IL. Th. ©. 48.) 


In Folge hohen Hoffanzleidefretes vom 8. Juni d. J. 
wird die Verfertigung und der Verfauf der E$- Trink: u, 
Kohgefhirre aus Padfong, wie bisher auch fernerhin 
unter Verbindlichkeit geftattet, daß diefe Geräthe mit einem den 
Namen und Wohnort bed Erzeugerd bezeichnenden Stämpel 
verfehen fein muͤſen. — — Die betreffenden Unterbehörden 
werben hiemit angewiefen, ftrenge darüber zu wachen, daß 
diefe WVorfchrift genau gehandhabt, und im Nichtbefolgungsfalle 
die entjprechende Ahndung angewendet werde. 


Die Vorſchrift über die Prüfung und Befreiung des Branntweins von 
Kupfer: und andern Metallgehalt, fo wie zur Reinerhaltımg ber 
Dranntwein » Brennapparate enthält das Hoffanzleibefret vom 21. Sept. 
1835. (Allgem. polit. ©. ©.) (Lügenau II. Th. ©. 56), (Tir. Gubernial- 
Gireul. v. 23. Oktob. 1835, Zahl 22,527, Prov. G. ©, in Tirol.) 


Hoffanzleidefret vom 12. April 1807, Zhl. 22,753, 
an ſämmtliche Länderftellen. 
Allgem. Polit. ©. S. vom Jahre 1807. 


(In Betreff der Verfälfhungen der an dad Aerarium abzulie- 
fernden Raturalien.) 


— — Aus dem Eivilftande beftimmte Perſonen, — 
welche den ihnen in natura oder Geld anvertrauten Betrag an 
das Aerarium abzuführen unterlaffen, ſollen, nach Befchaffenheit 
der Umftände mit der in den $$. 161—165 I. Thls. oder in 
den $$. 210— 212 U. Th. St. ©. gegen die Beruntreus 
ung ausgemeffenen Strafe belegt, und wofern fie fich einer 
Berfälfhung der Naturalien fehuldig machen, nach 
dem $. 160 U. This. beftraft werben. 


Selbfiver- 
mmlung. 


ftum 
Strafe, 
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Kundmahung- 
des k. k. tir Zandesgub. v. 17. Juni 1844, 3. 12,803. 


Es ift in Folge einer gepflogenen ämtlichen Unterfuchung 
erhoben worden, daß der im Handel vorfommende Safran, 
welcher befanntlich in den Haushaltungen bei der Zubereitung 
der Speifen, theild ald Würze, theild als ein Färbungsmittel 
gebraucht wird, ſchon feit längerer Zeit durch die Beimifchung 
von gefärbten Holzſpaͤnen, noch häufiger aber durch die Beis 
mifhung von rothgefärbten Ringelblumenblüthen 
(flores calendulae officinalis) verfälfrht werde. 

Da nun diefe Beimifhung der Ringelblumenblüthen als 
der Gefundheit nachtheilig erkannt worden ift, fo wird in Folge 
h. Hoffanzleidefretd vom 18. v. M. 3. 9423, das Publikum 
auf diefe Verfälfhung des Safrand, welche übrigens ſchon bei 
einer genaueren Befichtigung deſſelben leicht erfennbar ift, auf: 
merkſam gemacht, und vor dem Gebrauche deffelben gewarnt. 

Uebrigend wurden von der k. k. niederöfterreichifchen Re- 
gierung ſchon die geeigneten Maßregeln getroffen, damit diefer 
betrügerifchen Berfälfhung, wodurch zugleich der Abſatz des 
bisher wegen feiner vworzüglichen Güte auch im Ausland fo fehr 
geſchätzten und gefuchten öfterreichifchen Safran wefentlich be— 
einträchtiget wird, für die Hinfunft ernftlich gefteuert, und die 
an diefer Berfälfhung Schuldtragenden nach $. 160 U. Thls. 
des St. ©. 3. ftrenge beftraft werden. 


E. 


Undere, Die förperliche Sicherheit verlegende oder bedro: 
bende fchwere Polizei = Nebertretungen. 


(X. Hpiſt.) 


$. 171. 
Die Selbftverftümmlung, wie auch fosft jede ab- 
fi chlliche Selbſtverletzung, iſt nach Beſchaffenheit der 
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That und ber Umftände mit firengem Arrefte von vier- 
zehn Tagen bis zu drei Monaten zu beftrafen. 


$. 162. 
Wäre die Selbftverftümmlung geichehen, um fich dem Bann, fe 


eichehen, 
Militärftande zu entziehen; fo ſoll der Thäter nach 19 cm 
vollftrecfter Strafe dennoch zu denjenigen Kriegsdienfte entziehen. 
abgegeben werden, zu welchem er noch tauglich befun- 


den wird. 


Hoffanzleidefret vom 7. März 1811, Zahl 3144, 
an ſämmtl. Landesftellen. 
Allgem. polit. G. ©. v. J. 1811. 
(Lügenau U. Th. P. 62.) 


(Kundgemacht in Tirol in Folge Hofdek. v. 23. Jänner 1823, 
3. 2357, Prov. ©. ©. v. Jahre 1823.) 


Seine FE. f. Majeftät haben wegen Behandlung der 
Selbftverftümmler anzuordnen befunden; daß felbe zur 
Heilung, wenn fie eigenes Vermögen haben, auf ihre Ko— 
ften, außerdem aber auf Koften des Staates, in die Militär: 
Spitäler abzugeben, und nach vollbrachter Heilung nach den 
$$. 161 und 162 II. Th. St. ©. zu behandeln feien. 


Wenn fie die in felben angeordnete Arreftfirafe über: 
ftanden haben, find fie an das Militär abzugeben, und zu 
derjenigen Dienftleiftung, wozu fie noch tauglich find, mit gänz- 
lihem Berlufte der Vortheile der Kapitulation zu ver: 
wenden. 


$. 163, 

Wenn bei Raufhandeln Jemand auf eine Art —R 
verletzet wird, daß die Verletzung ſichtbare Merkmale en 
und Folgen zurücläßt, find alle, die an der Verlegung 


Theil nahmen, mit Arreft von drei Tagen bie zu ei- 
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nem Monate, die Urheber des Raufhandels ftets fchär: 
fer als die übrigen Theilnehmer zu beftrafen. 


Niederöfterr. Regierungs-Verordn. vom 19. Okt. 
1842 3. 60,273. 
(Lügenau II. Th. Seite 71.) 


— — Uebrigens wird — auf den Geiſt des $. 168 
(I. Th. d. St. ©. B) aufmerffam gemacht, wonach alle bie 
jenigen, welche an einem Raufhandel, der dem $. 163 zu 
fubfummiren fommt, Theil genommen haben, nach biefem $. 
ftraffälfig find, zumal bei Raufhändeln, an den mehrere 
Individuen Theil genommen haben, ſchwer zu ermitteln ift. 
von wem die ftattgefundene Verlegung herrühre. 


$. 164. 
Kommt durch die Unterſuchung hervor, daß einer 


Gewehnd. Der Theilnehmer wegen Raufhändel bereits öfters be: 


ftraft worden, und daher als ein Raufer von Ge: 
wohnheit anzufehen ift, fo ift der Arreft mit Faſten 
und Züctigung zu verfchärfen. 
$. 165. 
Das Necht der häuslichen Zucht kann in feinem 


ger Bug "Falle bis zu Mißhandlungen ausgedehnt werden, wo— 


durch der Gezüchtigte am Körper Schaden nimmt. Da- 
her find dergleichen Mißhandlungen der eltern an 
ihren Kindern, der Vormünder an Mündeln, eines 
Gatten an dem andern, der Erzieher und Lehrer an 
ihren Zöglingen und Schülern, der Lehrherren an ih: 
ren Lehrjungen, und der Gefindehälter an dem Dienft- 
volfe als ſchwere Polizei-Mebertretungen zu beftrafen. 
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$. 166. 
Bei Mißhandlungen der Aeltern an ihren Kin⸗ 2 

dern ſind die Erſteren vor Gericht zu berufen, und if an 35 
ihnen das erſte Mal der Mißbrauch der Gewalt und —* 
die gegen die Natur laufende Liebloſigkeit ihres Be— 
tragens mit Ernſt und Nachdruck vorzuhalten; bei ei— 
nem zweiten Falle iſt den Aeltern ein Verweis zu 
geben, und die Bedrohung beizuſetzen, daß ſie bei 
abermaliger Mißhandlung der älterlichen Gewalt ver— 
luſtig erklärt, ihnen das Kind abgenommen und auf 
ihre Koſten an einem anderen Orte werde erzogen 
werden. 

$. 167. 


Bei einem dritten Nückfalle, oder wofern emtwessortfegung. 
der die erfte Mißhandlung ſchon an fich fehr fchwer, 
ober die Gemüthsart der Aeltern jo befchaffen wäre, 
daß für das Kind weitere Gefahr zu beforgen ftünde, 
ift fogleich das erite Mal auf die oben bedrohte Strafe 
zu erkennen, und in dieſer Abficht mit ber Behörde 
wegen Benennung eines Bormundes das Einvernehmen 


zu pflegen. 
$. 168. 


“ Sind die Aeltern die Erziehungskoften zu — 
unvermögend, ſo ſoll von der Obrigkeit für die Un— 
terbringung des Kindes geſorgt, die Mißhandlung aber 
mit, durch Gemeindearbeit und Züchtigung verſchärftem Ar: 
refte, nach Beichaffenheit dev Mißhaudlung auch mit 
ftrengem Arrefte von einer Woche bie zu drei Mo- 
naten beftraft werden. 
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$. 169. 
— — Die Beſtrafung der Mißhandlung eines Vor— 
von Seite mundes an feinem Mündel ift fogleich das erite Mal 
— Entſetzung von der Vormundſchaft, und wenn dieſe 
mit einem Nutzen verbunden war, ſtrenger gerichtli— 
cher Verweis; bei unentgeltlicher Vormundſchaft Arreſt 


von einer Woche bis zu einem Monate. 


$. 170. 

Bortfepung. Laßt ein Vormund fich eine folhe Mißhandlung 
bei einem andern Miündel nochmals zu Schuld kom— 
men, oder, treten auch bei einer erften Mißhandlung 
die Umftäande des $. 167 ein, fo ift derfelbe ferner 
zu Bormundichaften unfähig zu erklären, nebftbei auf 
die Beftrafung zu erkennen. welche $. 168 in folchen 
Fallen für die eltern feitgefeket worden. 


$. 171. 


— Wenn ein Gatte den andern auf die in dem $. 

Krane» 165 erwähnte Art mißhandelt, find beide Theile vor- 

Straie. zufordern, und, nachdem die Mißhandlung unterfucht 
worden, ift dem mißhandelnden Theile ein ftrenger 
Verweis zu geben; nach Umständen ift derfelbe mit 
Arreft von einer MWoce bis drei Monaten, und im 
Miederholungsfalle mit Verſchärfung des Arreftes zu 
beftrafen. Doc ſteht dem mißhandelten Theile frei, 
eine Milderung der Strafe und felbit die Nachficht 
derfelben anzuſuchen, worauf der Richter allezeit ge: 
hörige Nückficht zu nehmen baben wird. 


$. 172. 
— Erzieher oder Lehrer von beidem Geſchlechte, die 
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an ihren Zöglingen oder Schülern Mißhandlungen 
verüben, find das erfte Mal mit Arreft von drei Ta- 

gen bis zu einem Monate zu betrafen; im wieder: 
holten Falle aber, nebſt der erft beftimmten Strafe, 
fernerhin zu dem Lehramte oder Erziehungsgefchäfte 
untauglich zu erklären. 


$. 173. 
Die Mißhandlung eines Gefindehalters oder Lehr:?er Sein 


behalter, 


heren an Dienftboten oder Lehrjungen ift nach Beichaf-thrheren, 


an Dienft- 


fenheit der mißhandelten Perfon, und der Schwere det gerunge. 
Miphandlung, mit einer Geldftrafe von fünf bie ein- 
hundert Gulden, ‚oder mit Arreft von drei Tagen big 
zu einem Monate zu beftrafen; bei öfteren Rückfällen, 
oder, wenn die Art der Mißhandlung bejondere Härte 
verräth, ift der Verhaft mit Faſten und engerer Ein: 


ſchließung zu verſchärfen. 


$. 174. 


Insgemein, wenn an einem üffentlichen Plape,s Errafe ge- 
an der Straße, oder vor einem Kaufe, Gewölbe, zu Ben vr 
Nachtzeit, was immer für eine Gattung von Wägen, 2 Radigee 
Bauholz, oder andere Baumaterialien, oder Waaren nen, Sara, 
Fäſſern, Verfchläge, oder überhaupt etwas, wodurch 
die Vorlibergehenden Schaden nehmen fönnen, gelaſſen 
worden, ift der Eigenthümer um zehn bis fünfzig Gul- 
den, oder mit Arreft von drei bis zu vierzehn Tagen 
zu beftrafen; bei mehrmaligen Rückfällen ift die Gelb- 
firafe zu verdoppeln, der Arreft durch Faſten und en: 
gere Verſchließung zu verfcharfen. 
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Hoffanzleidefr. v. 7. März; 1834. 3. A555. 
an fämmtl. 2. St. 
(Prov. ©. ©. f. Tirol v. J. 1834.) 
(Tirol. Gub. Kundm. dv. 27. März 1834. 3. 6265.) 


Die Verftellung der öffentlichen Straßen buch Wägen vor 
den Wirthöhäufern ift ein häufig vorfommender Unfug — — 
ed wird daher feftgefeßt: 

1) Die Aufftellung von Wägen auf der Straße felbit, zw ir 
[hen den beiderfeitigen Straßengräben, be 
fonders vor Wirthshäufern, wird aus dem Titel 
der Hemmung oder doch Erſchwerung der Paſſage for 
wohl zur Tags- ald zur Nachtzeit, auf das ftrengfte 
unterfagt. 

2) Die Uebertreter dieſes Verbotes machen fich eined Bo- 
lizei-Vergehens fchuldig, das von nun an mit 
einer dem Armen» Inftitute des Ortes zufallenden 
Geldftrafe von ein bid vier Gulden C. M. verpönt 
wird. 

3) Wird den Lofalbehörden zur Pflicht gemacht, darauf zu 
fehen, und hiernach das Geeignete vorzufehren, daß 
auch außerhalb der Fahrftraße durch die vor den Wirths⸗ 
häufern ftehenbleibenden Wägen die für bie Ir 
erforderliche Paſſage nicht beirrt werde. — — 


* Galizifhe Bub. Verordn. vom 26. Aug. 1828. 
3. 61,309. (Gal. P. ©. ©.) 


(Lügenau II. Th. ©. 85.) 


— — Die k.k. Kreidämter haben die Ortsobrigfeiten 
zur Amtöhandlung — anzuweifen, mit dem Beijage, daß, 
wenn die Wegmauthpächter die ortsobrigfeitlichen Erinne- 
rungen unbeachtet laffen, gegen Erſtere — nah der Natur 
der Außerachtlaffung Den Mauthſchranken zur Nacht— 
zeit zu beleudten) nah $$. 174 u. 176 IL. Th. d. St. ©. 
vorzugehen fe. — — 
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$. 175. 

Bei Wagen, welche Reiſenden gehören, oder beitlann fe 
Frachtwägen, wovon die Pferde in einem Gafthofe Saft 
eingeftellt find, ift die Strafe ſtets gegen den Gaft- gen feit 
wirth zu erkennen. 

$. 176. 

Dafern aber bei Führung eines Baues, bei gro= Benehmen 
Gen Waarenverfendungen, zur Marktzeit, oder Dee eigen 
anderer befonderen Umftände bie Nothwendigkeit ein» Suhn,, 
tritt, Baumaterialien, Waaren oder Wägen, über Nacht auf ve 
auf Straßen, ober Plägen zu laſſen, muß ſolches je⸗ Sfr; 
derzeit der Obrigkeit angezeigt, und dabei ein MWar- 
nungszeichen von einer oder zwei beleuchteten Laternen 
aufgeftellt werben, bei der auf die Linterlaffung eines 
oder des andern $. 174 feſtgeſetzten Strafe. 

$. 177. 

Wäre in dem Balle der drei vorausgefandten Pa- CH, 
ragraphe Jemand ſchon wirklich zu Schaden gekommen nme 
fo ift der Schuldtragende, nah Maß des erfolgten ""* 
Schadens zu der Strafe zu verurtheilen, welche in 
dem $. 89°) im Allgemeinen auf die ſchweren Po— 
lizei-Mebertretungen gegen die Sicherheit des Lebens 
beftimmt ift. 

*)$. 89 1. Th. d. St. ©. beftimmt, daß — Derjenige, dem die Schuld 
zur Laft füllt, nach Maß derfelben mit einfahem oder ftrengem 


Arrefte von einem bis zu ſechs Monaten, nach Umftänden auch mit 
angemefiener Berfchärfung des Arreftes beftraft werde. 


$. 178. 
Ber an Straßen, vor Benftern, Erkern oder Stra g« 


gen ba6 


fonft in feiner Wohnung etwas ftellet oder hänget, Peradwer- 


fen von 
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Benfiern «ohne es gegen das Herabfallen zureichend gefichert zu 


ober bie lin» 


haben, oder wer aus dem Yenfter, von Erkern, oder 


Se ſonſt von oben herab etwas wirft, wodurch die Vor— 


bang übergehenden beichädiget werden können, ſoll um fünf 
bis fünf und zwanzig Gulden, oder Arreſt von drei 
Tagen bis zu einer Woche beftraft werden. Bei ei- 
ner durch den Herabſturz erfolgten Teichten Verwun— 
dung ift die Gelditrafe zu verdoppeln, und der Arreft 
durch Faften oder Süctigung zu verfchärfen. Iſt die 
Verwundung ſchwer, oder jogar Jemand getödtet wor: 
den; fo ift nach Maßgabe der Umstände, auf diejenige 
Strafe zu erkennen, welche für einen ſolchen Ball 

$. 185 *) beftimmt ift. 
*) Der $. 185 ſetzt nmebft der im $. 134 beftimmten Geldſtrafe 


von 25 bis 200 fl. C. M. noch die Strafe des ſtrengen Arreftes von 
einem bis zu drei Monaten feit. 


Niederöfterreich. Regierungsverord. vom 30. Oft. 
18414. 3. 63,622. 
(Lübenau IL. Th. ©. 86.) 


Die punktiven Beftimmungen des $. 178 II. Th. d. St. G. 
bezielen mm die Sicherheit der Vorübergehenden in 
Straßen, fönnen aber keineswegs auf dad Innere eines 
Haufes, einen Haushof, ausgedehnt werden; wobei zu berüd- 
fihtigen fommt, daß gleichwohl derjenige, aus deſſen Schuld 
Jemand durch das Fallen eined Blumentopfes im Innern 
des Hofes Förperlich befchädigt werden ſollte, hierwegen nad) 
$. 183 (U. Th. d. St. ©.), bei dinglichen Berlegungen aber 
nach dem Givilgefege haftend bleibt. 


$. 179. 
Safe ge Das fchnelle und unbehutfame Fahren, und Rei— 
fönette unten in Städten und andern ſtark bewohnten. oder zahl- 
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reich befuchten Gegenden, fol, wenn der Eigenthümer unbchuf. 


abren unb 
des Magens zugegen ift nnd dem Kutjcher das Schnell- Reiten. 
fahren nicht unterfagt, oder, wenn er felbft auf ge: 
dachte Art ſchnell Fahrt, oder reitet, um fünf und 


zwanzig bis hundert Gulden beftraft werden. 


Hoffanzleidef. v. 7. Febr. 1817, Zhl. 3188, 
an fammtl. Länverftellen. 
(Allg. polit. Geſetzſamml. v. J. 1817.) 
(Tügenau II. B. ©. 87.) 


Die Beftimmung des $. 179 St. ©. über ſchw. PB. Ueb. 
— — hat nur rüdfichtlih des Eigenthümerd und nicht von 
dem Miether oder Gebrauchsnehmer zu gelten; und find 
die Leßtern, wenn ihnen in ihrem Benehmen etwas zur Laft 
fällt, in andern gefegl. Wegen (worauf der $. 183 IL. Th. d. 
St. G. deutet) zu ftrafen. 


$. 180. 

Iſt der Eigenthümer des Wagens entweder nicht Sean, ven 
zugegen, oder wenn, da er zugegen ift, ber SKutjchererer Anett. 
dem ihm gemachten Verbote zuwider, fchnell fährt; 
ingleichen, wenn ein Reit- oder Pferdefnecht in ftarf 
befuchten Gegenden für fich fchnell reitet oder fährt, 
joll der Kutjcher oder Knecht mit vierzehntägigem Ar— 
refte beftraft werden. Im Wiederholungsfalle ift die 
Strafe zu verdoppeln. 


Auszug 
aus der Fiader-DOrdnung für Wien, vom 22. Juli 
1800. 
(Allg. polit. G. S. v. J. 1800.) 
(Euͤtzenau I. B. S. 89.) 


— 3. 21. Bei Aufnahme eines Knechtes iſt jeber Lehn⸗ 
6 
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wagens-Inhaber inäbefondere verbunden, für felbigen im Ant 
fogleih die Dienftes-Bollete zu löfen, und denfelben zu 
diefem Ende in das Amt perfönlich zu ftellen; auch bleibt 
der Dienftgeber für jeden Unfug, der mit diefer Bollete ges 
trieben werden dürfte, ftetd verantwortlich mit dem Beifage, 
daß er felbft dieſe Bollete nach dem Austritte des Knechtes 
and dem Dienfte dem Amte zurücftellen müffe. 


Die Kundm. d. obderennfifch. Reg. v. 12. Jänner 1830, 3bl. 
970, enthält völlig wörtlich diefelben Beftimmungen; ingleihen die Eur: 
rende des fleiermärf, Sub. v. 24. Apr. 1833, 3. 908. 

(Lügenau I. Thl. S. 89.) 


$. 181. 
Gegen den Ein Lohnkuticher, der einen der Polizei nicht 


Lohnkutſch., 


vereinen erporgefteilten, und von bderjelben tauglich befundenen 


eschergnecht fahren läßt, fol um fünf und zwanzig bis 
ven laft. fünfzig Gulden beftraft werden; und ift noch befon- 
ders wegen alles Schadens verantwortlich, welcher 


durch einen ſolchen Knecht veranlaßt wird. 
$. 182. 
Gegen Rut- Ein Kutiher oder Knecht, welcher bejpannte 


ſcher und 


Knete, Wägen oder Pferde ohne Beipannung im Freien ohne 
Dferde ohne Aufſicht ftehen Laßt, wo fie durch Ausreißen oder ſonſt 


ufſicht im 

Br fe Schaden anrichten können, ift, wenn gleich Fein Scha- 
den geichehen, das erfte Mal mit zehn Stodftreichen”); 
bei wieberholtem Falle aber, oder, wenn wirklicher 
Schaden erfolget, mit einmonatlichem, durch Faften 


und Züdtigung verfchärftem Arrefte zu betrafen. 


) Bufolge a. h. Entſchl. v. 22. Mai 1848, Kundm. d. tir. Gub. v. 2. 
Juli 1848, ift die Strafe der Stodftreiche fowchl als jelbitftändige, wie 
als Berfchärfungsftrafe aufgehoben. (Man fehe hierüber den allg. Th. d. Hob. 
bei $. 17.1, Th. d. St. ©.) 
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Tirolifhe Gubern. Berordn. v. 27. Oftob. 1820. 
3. 21,508. 


(Prov. ©. ©. f. T. v. I. 1820.) 


Da durch Nichtbeachtung der gefeglichen Vorſchriften der 
$$. 179, 180 u. 182 des St. ©. II. Th. von Seite der Pfer- 
dehälter, Kutfcher und Knechte nicht felten Unglüdsfälle ſich 
ereignen, fo findet man anzuordnen, daß durch die Pofalobrig- 
feiten eine Erinnerung und Republizirung diefer Ge— 
jeßed-WVorfchriften mit dem Beiſatze erlaffen werde: daß aud) 
das Freigehenlaffen der Pferde diefelbe Strafe, wie 
die in den obigen $$. enthaltene nach fich ziehe. — — 


$. 183. 
Ueberhaupt Taffen ſich die Uebertretungen, wo- Beim 
durch die koͤrperliche Sicherheit verleht werden kann, Handlung. 


nicht ſämmtlich aufzählen. Die vffentliche Sorgfalttungen se- 


fieht ſich daher aufgefordert, im Allgemeinen feftgu- Eiger 
jeßen, daß alle Handlungen und Webertretungen, des Strafen. 
ren Gefahr oder Schädlichkeit in Anfehung der kör— 
perlichen Sicherheit von Jedermann leicht eingejehen 
werden kann, als fchwere Bolizei-llebertretungen zu 
betrachten, und bejonders bei einem wirklichen Erfolge, 
nach Beichaffenheit der Umftande und Perſonen, mit 
einer Gelditrafe von fünf bis fünfhundert Gulden, 
oder mit Arreft von drei Tagen bis zu drei Monaten 
zu belegen fein. | 

Da die bei $. 89 II. Th. d. St. G. im IT. Abſch. d. Handb. anfgeführten 
Verordnungen größtentheils auch bei dem vorſtehenden 8. 183 einfchlägig find, 


wird fi auf das im I. Abfchn. unter B. Mr. 6. Bemerfte bezogen. Hier 
werben nur einige dort micht berührte Anorbnungen in Kürze angedeutet. 


(Kudlerd Erklärung des Strafgefehed über fchw. Pol. Ueb. 


S. 388. I. 3b.) 
6* 
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Verordn. d. niederöfterr. Reg. v. 13. Dec. 1808, 
3. 31,890. 


Die unter den Hausthüren befindlichen Keller-Ein- 
gänge follen mit Gittern von halber Manndhöhe und mit 
felbftzufallenden Thüren verfehen fein. Die Unterlafjung die- 
fer Vorfichtömaßregel ift als ſchw. Polizei-Uebertretung zu be— 


ftrafen. 


Hoffanzleidefr. vom 28. Mai 1824. 3. 15,005. 


— — auch die im Innern der Keller etwa vorhan⸗ 
denen Fallthüren follen gegen Verunglüdung der Menfchen 
zulänglich verwahrt werden, widrigend tritt — die Beftrafung 
nach $. 183 ein. 


Hoffanzleiverord. v. 7. Febr. 1817. 


In Folge diefer Verordnung ift derjenige, der ſich eines 
fremden Fuhrwerkes bedient, wenn ihm an dem gefähr- 
lichen Schnellfahren des Kuticherd oder Knechtes ein Verſchul— 
den zur Laft fällt, nach $. 183 zu beftrafen. 


Verordn. des böhmifh. Guberniums vom 
5. Sept. 1817. 


Dffene Brunnen müffen entweder gededt, oder mit 
einem wenigftens britthalb Schuh hohem Geländer verfehen 
werden. Die Richtbefolgung diefer Anordnung ift nach dem 
$. 183 des IL Th. d. St. ©. unnachfichtlich zu ahnden. 


Zu den Fällen, wo bie Strafe nah $. 183 II. Th. d. St. ©. zu 
bemefien und anzuwenden if, gehören auch die Uebertretungen ber be- 
fondern Vorſchriften über die Berfertigung der Knall: Präparate und 
Geuerwerfsftüde; biefelben find in eigenen ausgebehnten Berorbuun 
gen enthalten, und zwar: in dem Hoffanzleidefrete vom 15. Mai 
1828, 3. 11,183, (Kundm. d. tir. Gub. v. 7. Juni 1828); u. in dem 
Hoftanzleidef. vom 8. April 1830, 3. 7311; (tiv. Gub. Kundm. 
v. 30, April 1830.) 
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Berordnung der Eentralsorgan. Hoffomm. vom 17. 
Aug. 1816. Prov. © ©. für Tirol v. 9. 1816. 


(Lügenau I, Th., 367.) 


— 8.6. Fangeifen und Schlingen zu legen, u. 
Wolfögruben zu machen, wird zwar jedem Jagdpbeſitzer in 
feinem Banne geftattet, zur Verhüthung alles Schadens und 
Unglüdd aber müflen dabei ſolche Zeichen aufgeſteckt wer: 
gen, die von Jedermann wahrgenommen, und erfennet werben 
fönnen. 


Hoffanzleidef. vom 28. Dezember 1846, Zhl. 43,157. 
(Fir. Gub. Kundmach. vom 2. Jänner 1847.) 


— — Die hohe k.k. verein. Hoffanzlei hat fich ſonach 
bei den obwaltenden wichtigen polizeilichen Rüdfichten beftimmt 
gefunden, das Verbot des Verfaufes der erplodiren- 
den oder Schiegbaummorlle "bis zur Erlaffung beftimmter 
Rormen über die Erzeugung und den Verkauf diefes Produk— 
ted anzuordnen. 


Es muß hier auch die a. h. Entfchliefung vom 7. Oktober 1847, 
Hoffanzleidef. vom 10. Dftober 1847, 3. 34,830, Gub. Kundm, 
in Tirol vom 5. November 1847 erwähnt werden, welche zur Befeiti- 
gung von Mißbräuchen durch Betäubung mit Schwefeläther und andern 
Aethergattungen (Naphten) erlaffen wurbe. 

Durch diefes Hoffanzleivefret werben folgende Hauptpunfte feftgefeht : 


Hoffanzleidek, v. 10. Oft. 1847, Zhl. 34,830. 


1. Der Schwefeläther und alle bisher befannten Aether: 
“arten — find für wirflich betäubende Gifte anzufehen. 
2. Alle Aetherarten find unter befonderer Sperre auf- 

zubewahren; die Dispenfation derfelben in den Apothefen 
ift mit gänzlichem Ausſchluß des freien Handverfaufes 
auf die [chriftlihe Ordination der zur Praris be: 
rechtigten Aerzte, Wundärzte und Thierärzte zu befchränfen. 
3. It die Anwendung der Aetherbämpfe aller Art mittelft 


36) 


des Einathmens ausjchliegend nur allein zu med. 
hirurg. thierärztlichen und geburtshilflihen 
Zwecken und nur über Ärztliche, wundärztliche oder thier- 
ärztliche Verordnung unter perfönlicher Aufficht und Lei- 
tung des Ordinarius zu geftatten, ven Hebammen aber 
bei fehwerer Strafe zu verbiethen, und felbft ven zur Pra⸗ 
ris berechtigten Aerzten und Wundärzten einzufchärfen, 
das fragliche Mittel nicht bei zu jugendlichen Individuen 
zu gebrauchen. | 

4. Alles, feinen Heilzweck bezielende Erperimentiren an 
Menſchen mit Aetherdäimpfen ift fiir Jedermann, felbft 
für Aerzte und Wundärzte ſtrenge zu unterfagen. 

5. Die Anfertigung und der Verkauf von Appara— 
ten ift ausfchließlich nur den chirurgifchen Inftrumenten- 
machern und Bandagiften mit der Bedingung vorzubehal: 
ten, daß ſie foldhe an niemand andern ald ihnen wohl- 
befannte Aerzte und Wundärzte zu vwerabfolgen, und dar: 
über eine Vormerkung zu führen haben. 

6. Sind die öffentlihen Ankündigungen und Anprei— 
fungen der bießfälligen Cinathmungs - Präparate und 
die Schauftellung derfelben in Auslagkäſten nicht zu dulden. 

7. Iſt die Uebertretung diefer Borfchriften, in fo ferne dieß— 
fall8 nicht fchon in dem U. Th. St. ©. vorgeſehen iſt, 
mit angemeffener Geld- oder Arreftftrafe zu belegen. 


Hoffanzleidef. vom 15. Mai 1828, 3hl. 11,183. 
Fir. Gub. Kundmach. am 7. Juni 1828. 


(Rudler, p. 389 1. Bd. V. Aufl.) 


— — Wird beftimmt: 

1. daß die Befugniß zur Bereitung des Knallfilbers 
und Duedfilbers, dann die Einfüllung derfelben in die 
fupfernen Kapfeln, welche beide Arbeiten von einander nicht 
zu trennen find, von der Bewilligung der Landesftelle abhän- 
ge, welche diefe Erlaubnig nur demjenigen zu ertheilen hat, 
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ber fich über die fich eigen gemachten chemifchen Kenntniſſe ger 
hörig auszumeifen vermag, und der das zu dieſer Yabrifation 
geeignete Lokale befigt. | 

2. Die Erzeugung diefer Knallpräparate u. 
das Füllen der Kapfeln mit benfelben, hat in einem 
ſolchen Lokale zu gefchehen, das aus einem leichten Materiale 
erbaut, und mwenigftend 30 Klafter von jedem bewohnten oder 
unbewohnten Gebäude, und von der Strafe entfernt liegt. 
Die Üebertragung eines ſolchen ſchon beftehenden Laboratoriums 
an einen andern Drt darf ohne Genehmigung der Landesftelle 
nicht Statt finden. 

3. Dem Fabrifanten ift nur erlaubt, zwölf Loth 
Knallfilber oder Knallquedfilber auf Einmal zu bereiten, und 
er darf feine neue Duantität davon erzeugen, bis der bemerkte 
Borrath in die Kapfeln eingefullt ift. 

4. Der Fabrifant darf das mit diefen Ingredienzien ge— 
mifchte Präparat, ohne daß dasfelbe in die Kapfeln eingefüllt 
ift, nicht aus feinem Leboratoriüm geben, und der Verkauf bes 
PBräparates bleibt bloß auf die gefüllten Kupferhütchen 
befchränft, Die ein Gegenftand bes freien Verlkehres find. 


Hoffanzleidek. vom 8. April 1830, 3. 7311. (Gubern. 
Kundm. in Tirol am 30. April, 3. 8133.) 


(Kudler I. B., 391.) 


— — Rird beſtimmt, daß Fünftig die Berechtigung 
zur Erzeugung pyrotehnifher Gegenftände fowohl 
für die Stadt Wien, ald für das flache Land, bei der Landes— 
ftelle anzufuchen ift, wobei fich der Befugnißbewerber nicht nur 
über feine Kenntniffe in der Fabrifation diefer Erzeugniffe ges 
mügend auszuweiſen, fondern auch das Berfahren, nach wel— 
chem er hiebei vorzugehen gedenft, in einer Umftändlichen Ber 
fchreibung genau anzugeben hat, Die Ausübung einer von 
der Regierung erlangten Berechtigung fann nur in einem aus 
leichtem Material erbauten, und wenigftens 30 Klafter von 


——— 


jedem Gebaͤude und der Straße entfernten Gebäude geftattet 
werben, und die Trandferirung eines ſchon beftehenden Labora- 
toriumd an einen andern Drt nur mit Bewilligung der Sans 
beöftelle Statt finden. Endlich wird der Verkauf der Feu— 
erwerfölörper nur auf den Erzeuger ſelbſt befchränft, und 
ift demfelben nicht geftattet, einen Dritten zum Berfchleife der: 
felben zu beftellen. 

Da übrigens nicht felten zur Erzeugung der Feuerwerks— 
förper gifthaltige Stoffe verwendet werden, fo ift der Fa— 
brifant pyrotechnifcher Gegenftände für die genauefte Beobach⸗ 
tung der wegen Aufbewahrung der Gifte beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten verantivortlich. 


G. 


Schwere Polizei = Hebertretungen gegen die Sicherheit 
des Eigenthumes. 


(X. Hauptſtück.) 


$. 184. 
Der große, oft nicht zu berechnende Schade ber 


j. Ber 
htse iefgenerabrünfte macht e8 nothwendig, -die Verabſäumung 


bei Abwen- 
bung ber 
Gr 


-fammtlicher zur Abwendung der Feuersgefahr beftehen: 
den Vorfchriften, als fchwere Polizei: Nebertretungen 
zu behandeln und zu beftrafen. 


Zur Abwendung von Feuergefahr find in den verichiedenen öfter, 
Provinzen in verfchiedenen Zeiten mannigfaltige Feuerlöfdh: und Bau: 
ordnungen und andere darauf bezüglihde Vorſchriften für ganze 
Provinzen oder einzelne Theile derfelben erlaffen worden, welche jedech 
bei ihrer großen Ausdehnung nicht angeführt, fondern nur angedeutet wer: 
den koͤnnen. 


(a). 


Feuerlöſchordnungen. 


In Niederöſterreich. 


In Steiermark 
In Krain . ; 
In Mähren . . 
In Böhmen 

In Galizien 


Sn Tirol 


für Wien . 
— Salzburg . 


— Graz . . . . “ 


— Klagenfurt 
— Innsbruck 
— Brünn 


— Prag 
— Lemberg 


Pat. vom 7. Sept. 1782, 
(bildet zugleich in vielen 
Prov. eine Hauptgrund: 
lage der nachfolgend. Vor: 
ſchriſten.) 

vom Jahre 1825. 

vom 28. Jänner 1795. 
vom 24. Jänner 1787. 
vom 25. Juli 1785. 

vom 28. Juli 1786. (Br. 
®. ©. für Gal. vom Jah: 
re 1823 u. 1824. 

vom 31. Auguft 1787, re 
publ. mit Gub. Verordn. 
v. 17. Juli 1817. Prov. 
G. ©. vom Jahre 1817. 
vom 22. April 1818. 
vom 1. Dezember 1820. 
vom 8. März 1819. 

vom 28. Mai, und 

vom 5. Juli 1838. 

vom 13. Juni 1820. (Pr. 
G. S. f. T. v. J. 1820.) 
vom 28. Septemb. 1838. 
vom 3. Februar 1755. 
vom 31. Mai 1782, (xep. 
17. Jänner 1840.) 


Diefe Bauorbnungen enthalten größten Theis auch Geſetze über die 


Bauart der Gebäude, 


(Lügenau II. Th. ©. 93.) 


(b). 


Dauordnungen. 


In Niederöſterreich 


Patent v. 7. Sept. 1782. 


In Oberöfterreidh 
„ Steiermarf 


„ Kärnthen und Krain.. 
= LIEDER >; 

„ Mähren und Schlefien 
„ Böhmen 

„ ®alizien 


„ Wien — 
„Linz und Salzburg 


„Prag 
„Innsbruck. 


„Graz. 
„Klagenfurt 
„Lemberg und 


„ Brünn 


$. 185. 
Ein Bau, Maurer- oder Zimmermeifter, wel- 


Geg. Baus», 


vom 2. Juni 1820. 

die Feuerlöfhordnung vom 
14. Juli 1825 ald Bau: 
ordnnnng. 

die Feuerlöfchord. vom 28. 
Jänner 1795 ald Bauord. 
die Feuerlöfchord, vom 17. 
Juli 1817 ald Bauorbn. 
Bauordn. vom 12. Sep: 
tember 1835. 

vom 17. Mai und 13. 
Juni 1833. 
Feuerlöfchord. v. 28. Juli 
1786 ald Bauordnung. 
13. Dezemb. 1829. 

18. April 1820. 

7. September 1815. 

die Feuerlöfchorbn. v. 13. 
Juni 1820 ald Bauordn. 
für welche Städte, wie auch 
für Innsbrud, feine eigene 
Bauordnung erlaffen wor: 
ben, gelten die Feuer— 


löjhordnungen als 
Bauordnungen. 


Maurer-, cher bei Führung eines Baues, oder bei Veränderun— 


0. Jimmer- 


meiter, gen etwas anlegt, was in der Lofchordnung, wegen 


welche mwib. 


die Vorför- Feuersgefahr, verboten wird, foll, nebſt dem, daß er 


der Loſch⸗ 


ertmung perpflichtet ift, den ordnungswidrig angelegten Theil 
auf feine Koften abzubrechen, und nach der Vorjchrift 
herzuftellen, das erjte Mal mit einer Geldftrafe von 


handeln. 


x 


9 


fünf und zwanzig bie zwei humdert Gulden beleget 
werden. 
$. 186, 
Dafern er ſich eine ſolche Webertretung wieder Sit ui 
holt zu Schulden kommen laßt, ift er mit doppelter lesertrer. 
Geldſtrafe zu belegen; und im britten Falle ihm alle 


weitere Führung eines Baues zu unterfagen. 


$. 187. 

Der Polierer oder Aufieher bei einem Baue, Hr Pr 
wobei etwas gegen die beftehende Beuerlöfchordnungzufehe kei 
angelegt wird, fol fich zu dem vorfchriftwidrigen Bane 
nicht gebrauchen laffen, bei Strafe des Arreftes von 
zwei. Wochen. 

$. 188, 
Ein Töpfer, (Hafner), Klempner, (Blech- sesen vie, 


s welche fich 
ſchmied), und Schloffermeifter, oder wer immer fonftmit Verfer- 


Defen verfertiget, wenn er gegen die Vorfchrift ber&csung ver 
Feuerlöſchordnung einen Ofen ſetzet, oder eine Röhre ſchäftigen. 
sieht, ijt mit fünf bis fünf und zwanzig Gulden zu 
beftrafen; bei wiederholtem alle ift die Strafe zu 
verdoppeln. Das dritte Mal wird der Uebertreter des 
Gewerbes verluftiget. 


$. 189. 
Der Geſell, welcher einen fenergefährlichen Ofen ride fen 
zu ſetzen, oder eine folche Röhre zu ziehen, den Auf geikl- 


trag erhalt, ſoll ficb dazu nicht gebrauchen laſſen, frren; 
bei Strafe des Arreftes von drei Tagen bis zu zwei 
Wochen. 
$. 190. 
Wenn Jemand, ohne einen Banmeijter Dachzunze ti: 


ne #euer- 


beſchau und 
ohne Bau- 
meifter eine 


DBerände- 
rung vor- 
nimmt. 
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mer anlegt, ober fonft einen Bau führe, oder, wenn 
er an Rauchfängen, Heitung, Herden, Defen für fich 
eine Veranderung vornimmt, worüber nach Vorſchrift 
vorher die Feuerbeſchau genommen werden mußte, ift 
derfelbe mit fünf und zwanzig bie zweihundert Gulden 
zu beftrafen; und hat er etwas wirklich Wenergefähr- 
liches geführt, fo fol er folches fogleich abzubrechen 
und feuergefahrfrei herzuftellen verhalten werden. 


Hoffanzleidefret vom 10. Juni 1825, 3. 17,214. 
(Lützenau 11.8. S. 205.) 


Die Vornahme eined Baued ohne obrigfeitlihe Be- 
willigung von Seite eined Baumeifterd ift in dem I. Th. 
d. St. ©. nirgends als ſchw. P. Ueb. bezeichnet. Sie ift 
nach jenen Beftimmungen zu behandeln und zu ahnden, die in 
den Bauvorichriften enthalten find. 

Eine Bauführung oder die Bornahme einer Berän- 
derung an Raucfängen, Heigung, Herden und Defen, wor« 
über nach Borfchrift zuvor die Feuerbefhau genommen werden 
muß, ift duch den $. 190 d. I. Th. d. St. G. nur in Anfe- 
hung jener Individuen als ſchw. P. Ueb. erklärt, die ohne 
Berwendung eines Baumeifters etwas Aehnliches un- 
ternehmen, und der $. 191 fpricht in dieſer Beziehung von 
Maurer: und Zimmergefellen, die fich zu einer folchen 
Veränderung gebrauchen laſſen. 

Bon Daumeiftern gefchieht dießfalls Feine Erwähnung, 
und der $. 185 jpricht nur von Fällen, wo Baumeifter bei 
Führung eined Baued etwas wirklich angelegt haben, 
was in der Löfchordnung verboten ift. 


$. 191. 


Strafe des Der Maurer» oder Zimmergefell, welcher fich zu 


Maurer- o. 


Bimmerge- 
fellen, der 


einer ſolchen Veränderung gebrauchen laßt, ift mit 
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zweiwöchentlichem Arrefte zu beſtrafen; und der Arreft, 19 var 
wenn er bereits einmal beftraft worden, durch Faſten le 


und Züchtigung zu verjchärfen. 
$. 192. 
Ein Rauchfangkehrer (Schorfteinfeger) , welcher, Scan 


‘ R Rauchfang · 
in einem Rauchfange, an Oefen, Herd- oder Heitzan- tehrer, 


lagen, oder den Rauchfängen (Schorfteinen), eiwas we 
Feuergefährliches entdecket, ift verbunden, folches fei- den 
nem Meifter, oder, wo Feine Meifterfchaften beftehen, "nterlaffen. 
der Obrigkeit anzuzeigen. Findet der Gefel, wann 

er wieder feget, die Sache im vorigen Stande, fo hat 

er die Anzeige unmittelbar an die Obrigkeit zu ma- 

chen. Die Strafe der unterlaffenen Anzeige in beiden 
Fällen ift wochenlanger Arreft. 


$. 193. 


Der Rauchfangkehrermeifter, welcher auf die von — 
einem Geſellen ihm geſchehene Anzeige den Augen- — 
ſchein einzunehmen, und wenn er wirklich Feuersge⸗ edie e nee 
fahr gefunden, davon die Anzeige an den Hauseigen— übergehen 
thümer oder Verwalter, und wofern diefer nicht Ab- 
hülfe getroffen, die weitere Meldung an die Obrigkeit 
unterlaffen hat, ſoll um fünf bis fünfzig Gulden be- 
ftraft werden. | 

$. 194. 

Mit eben diefer Strafe ift ein Rauchfangfehrer- * — 
meiſter zu belegen, der unterläßt, nach der Pflicht ſei— — 
nes Gewerbes, von Zeit zu Zeit in ſeinem Begirketn une 
wegen richtiger Fegung der Rauchfänge (Schorfteine) 
nachzufehen, ober nachſehen zu laſſen. 


9 


$. 195. 

a Kaufleute oder Krämer, welche mit Schießpulver han— 
dein, und in ihren Kaufgewölbern, oder fonft im ih: 
rem Haufe davon einen größeren Vorrath, als durd) 
die Feuerlöfchordnung geftattet wird, halten, oder die 
den erlaubten Vorrath nicht vorichriftmaßig verwahrt 
haben, jollen das erfte Mal mit Verluſt des überzäb- 
ligen, oder unverwahrten Vorrathes, und einer Geld- 
ftrafe von fünf und zwanzig Gulden, zum zweiten 
Male, nebit diefem Berlufte, mit Verdoppelung der 
Geldſtrafe; bei der dritten Betretung mit einmonatli- 
chem Arrefte und Verluſte des Handels mit Schießpul- 
ver bejtraft werden. 


- Hoffanzleidef, vom 2. April 1807, Zahl 5866. 
an fämmtl. 2. St. mit Ausnahme von Trieft. 


(Lügenan I. Th, S. 208.) 


— — 6 wir fohin die ohnedieß ſchon  beftehende 
Vorſchrift erneuert, daß ohne obrigkeitl. Bebarfsbeftätigung oder 
Erlaubnißfchein dem Landvolfe fein Schiefpulver ver: 
fauft oder fonft verabfolgt werben dürfe. 


Diefe Befchränfung des Verfaufes des Schiefpulvers wird durch Hof; 
fanzl.:Defr. v. 19. Der. 1838, 3. 32,548 (Pr. G. ©. für Nieberöfter: 
rei, Lüßenau II. Th. S. 208) auch auf den Verkauf des Sprengpul: 
vers ausgedehnt. 


$. 196. 
Gewerbe, Diejenigen Gewerbe, welche von leicht feuerfan— 


{ B . v J 
at von gendem Materiale, von was immer für einer Gat- 
eicht Feuer» 


fangensen fUNG, Borrath haben, und folchen auf Boden, oder 
tie, fonft an unficheren, nicht durch Mauerwerk oder ge 
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hörige Abfonderung verwahrten Orten aufbewahren, 
find nach Beichaffenheit der Waaren und Menge des 
Vorrathes, um fünf umd zwanzig bis fünf hundert 
Gulden zu beftrafen. 
$. 197. 
Mo für die Vorräthe von Heu, Stroh oderzen Su 


Strob, oder 
Brennholz, eigens gewidimete Gewölber oder Be— —— 
hältniſſe vorhanden ſind, unterliegt derjenige, der 
ſolche an andern Oertern niederlegt, dev $. 196 ge- 


jegten Strafe. 
$. 198. 


Das Dienftvolf, welches die Heitzung über fi 1 700. — 
hat, und in der Heitze Holz zum Doͤrren zur Hand Kine 
legt, iſt mit einem breitägigen, bei wiederholtem Falle 
mit Züchtigung verfchärftem Arrefte zu beftrafen. 


$. 199. 


Ein Hausknecht, Kuticher, Pferde: ober fonft,aefatung 
Viehwärter, eine Dienftniagd, oder wer immer mitliger — 
offenem Lichte in einer Scheuer (Stadel), in einemren Fichte. 
Stalle, in Behältniffen von Holz, Kohlen, Stroh oder 
Heu betreten wird, foll mit einem wochenlangen, bei 
Wiederholung durch Faſten und korperliche Züchtigung ver⸗ 
ſchärften Arreſte beſtraft werden. 

$. 200. 

Eben fo find Lehrjungen, oder Gefellen der Han- Sn De 
dels- ober Gewerbsleute zu beftrafen, welche in ei: User, 
nem Magazine oder Behältniffe von brennbaren Ma. —— 
terialien etwas mit offenem Lichte ſchafſen oder han⸗ fellen; 
tiren. | 
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$. 201. 
oe Kommt bei der nterfuchung vor, daß die Dienft- 
oder Öe- geber, oder Gewerbeinhaber die nothwendigen Laternen 


werbsinha 
de, meße nicht angefchafft haben, fo follen diefe mit fünf bie 
en fünfzig Gulden beftraft ; und dafern der Dienft- 
ſdaffen. geber, Handeld- oder Gewerbsmann felbit in dem 
alle der SF. 199 und 200 betreten wird, foll der- 
jelbe zu einer Geldftrafe von fünf und zwanzig bie 
fünf hundert Gulden verurtheilt werden. 
$. 202. 
2 ne Mer in einem Stalle, einem Heu- oder Stroh: 
ag gewölbe, oder in einer Scheuer (Stadel), Tabak rau: 
rim. chet, ift auf der Stelle zu verhaften, und mit einwo- 


chentlichem, durch Züchtigung verfchärften Arrefte zu be- 


ftrafen. 
$. 203. 
Beren vie Wer in der Nachbarfchaft einer Scheuer, eines 
faung eins el oder Getreide-Schobers, oder eines Feldes, wo 


Gehe auf die Ernte entweder noch fteht, oder bie —— 
gan € Ernte noch nicht eingeführt ift, Feuer aufmachet, i 

Säeuern einem Waide aufgemachtes Feuer verwahrlofet, ie 

— ohne es ganz ausgelöfcht zu haben, verläßt, ſoll jedes 

Mal mit Arreft, und öffentlicer Arbeit zur Gemeinde, 

von einer Woche; nach Umftänden der Gefahr auch mit 


beigefügter Züctigung beftraft werden. 


Batent vom 5. April 1754. Auszug aus der Wald- 
ordnung. 


(Lügenau I, B. ©. 212.) 
— 819. Damit der Brand fich nicht ereignen Eönnte, 
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— — — mird auf das Schärffte verboten, durch die Som- 
mermonate in und an den Wäldern ein großed ober 
Fleined Feuer anzuzünden. Alle dawider Handelnden — fol- 
len — auf das Scärffte beftraft werden. — Wer einen 
Waldbrand verurfacht, foll wie der Urheber einer Feuersbrunſt 
in Städten und Dörfern nach den Geſetzen beftraft werden. 


Patent vom 1. Juli 1813. (Allg. polit. Gef. Samml.) 
SAUREN aus der Waldordnung für Niederöſter— 
reich. 

(Lügenau I. Tb. ©, 212.) 


— $. 54. Das mit Unvorlichtigkeit verbimdene Feuer: 
machen außer der Winterzeit im oder nahe am Walde, 
dann das Tabackrauchen mit unbededter Pfeife neben ges 
Ihlagenem Hofe, joll, wenn fein Schaden entftanden, mit Ars 
reft von 1—3 Tagen — beitraft werden. Iſt das Vergehen 
mit einem Schaden verbunden, ijt nebſt Vergütung des Scha- 
dend Arreft von 14 Tagen bis zu einem Monat zu verfügen. 


Diefe Anordnung, bezüglich des Nauchens aus unbededter Pfeife wird 
auch auf das Gigarren: Rauchen verftanden. (Mieveröft, Neg. V. v. 
7. Apr. 1843. — Lüßenau.) 


$. 204. 
Wenn jemand mit Fackeln reiſet, oder fährt, *8* 


iſen mit 


müſſen dieſe vor den hoͤlzernen Brücken, und vor den Sadeln 
Ortſchaften, oder Wäldern, bei Strafe von fünfhun⸗ er Or 
dert Gulden ausgelöjcht werden, welches von den Poſt— — 
meiſtern den mit der Poſt reiſenden Fremden bei dem 
Poſtwechſel anzudeuten iſt. 


$. 205. 


Die Voftillione, oder Landkutſcher find verbun- Sixt 


den, dieſes ben Neifenden, welche fie führen, jedeg?etilione, 


oder Land⸗ 


Mal, wann fie am folhe Orte kommen, nochmal ans ttiser. 
; | 
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zudeuten, und bei Strafe eines wochenlangen, durch 
öffentliche Arbeit zur Gemeinde *) und Züchtigung verfchärften Ar- 
reftes nicht von der Stelle zu fahren, bis die Fackel 
ausgelöfcht ift. 

*) Man fche wegen Abfchaffung der öff. Gemeinbearbeit das 


Pat. v. 17. Jänner 1850, Art, I. bei $. 17, 1. Th. d. St. ©. (Allgem. 
Tb. I. Abfchn.) 


$. 206. 


Sortfegung. Sollte ein Neifender den Poftillon oder Kutfcher 
mit Drohungen oder Gewalt zu fahren zwingen, fo 
hat legterer in dem nächſten Orte, wo er genugjamen 
Beiltand zu finden hoffet, den Vorfall zu melden: da 
denn die Obrigkeit von dem Reiſenden eine ſumma, 
rifche Ausfage aufzunehmen, und bei unbekannten Nei- 
fenden die Sicheritellung der Strafe zn fordern, ihn 
aber dann in Fortſetzung der Neife nicht zu bindern, 
fondern den ganzen Borgang fogleich dem Kreisamte 
zu melden bat. 


$. 207. 
Befugnif Eben fo iſt jede Ortfchaft berechtiget, einen Rei— 


jebes Ortes, 

vom mtfonden, der mit brennender Fackel durchfährt, ohne 

durgeeifet. Ausnahme, anzubalten, und der Obrigkeit fogleich au: 
zuzeigen, welche mit demjelben nad Vorſchrift des vor- 


bergehenden $. 206 vorzugehen haben wird. 


$. 208. 

Safe auf Mer eine entitehende Feuersbrunſt zu verheim- 
sintisuglichen fucht, oder wenn fie bei ihm entiteht, fie anzu— 
haben Be zeigen unterläßt, ſoll, nach Verſchiedenheit des Ortes, 
und ber größeren ober Eleineren, aus ber Berheimli- 
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hung entjtandenen Gefahr, mit einer Geldftrafe von 
zehn bis hundert Gulden belegt werden. 


Patent vom 1. Juli 1813. (Allg. Pol. ©. ©. 1813.) 
Auszug aus der Waldordnung für Nieder: 
Defterreic. 

(Lüßenau II. Th. ©. 217.) 


— 8.55. Wenn ein Wald in Brand geräth, ift Je— 
dermann, der den Brand wahrnimmt, unter einer Arreftftrafe 
von drei bis acht Tagen verbunden, bei dem nächften Orts— 
vorftcher die Anzeige zu machen. 


Tir. Gub. Kundmad. v. 2. Jänner 1824. 3.22,736. 
Waldbrand-Löjh- Ordnung. 


Auszug. 


— $.3. Feuer darf im Walde nur im Falle eines 
großen Bedürfniffed unter größter Vorficht bei deſſen Unter: 
haltung und Auslöfhung an einer fichern, 3.3. vertieften und 
von allem Brennftoff entfernten Stelle, nie bei einem Baume 
oder alten Stod gemacht werden; nach gemachtem Gebraud) 
ift das Feuer und der Holzbrand mit Wafjer oder mit von 
Holstheilen freier Erde zu löſchen, überdieg aber die Aſche 
forgfältig zu durchfuchen, ob auch die glühenden Kohlen ins— 
gefammt gelöfcht jind. 

Den Hirten, Holzarbeitern und Jügern, dann allen je- 
nen, welche den Wald mit Licht ohne Laterne, oder mit 
brennenden Tabafpfeifen betreten, wird hierwegen bie größte 
Vorficht zur ftrengen Pflicht gemacht. 

F. 4. Abraum- Haufen zur Reinigung der Aeder 
und Wiefen, find nur über an den Gemeindevorftcher gemachte 
Anzeige mit Vorſicht anzuzünden und bis nad geendetem 
Brande zu beobachten. — Das Theerihwellen, das 
Biglbrennen, dann das Raut-, Kohl- und Kalk— 
brennen darf nur mit pol. Bewilligung geſchehen. — — 

7* 
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$.5. Die Hochzeit-, Bafhings- und Sonnen- 
wendfeuer find fireng verboten. 


$. 6. Jeder, der ein Feuer in einem Walde wahrnimmt, 
das nicht bewacht wird, hat ſolches unverzüglich nach Kräften 
zu löſchen, und zu trachten, einem Walbbrande durch eine 
zwedmäßige Abhülfe vorzubeugen; vermag er es nicht mehr, 
die Löjchung zu bewirken, jo hat er feine Wahrnehmung ohne 
Verzug zur fchleunigen Hilfe fund zu thun und dem Gemein: 
devorfteher anzuzeigen. 


N. h. Entfhliegung v. 19. Dft. 1839. Gub. Kundm. 
in Tirol v. 24. Dec. 1839. Nr. 30,357 über die Einführung 
einer 


proviforifchen Waldordnung. 
Auszug. 


— 8. 141. In Bezug auf die Verhütung, fehleunige 
Entdeckung und Löfhung der Waldbrände, enthält die mit 
Gub. Eirc. vom 2. Jänner 1824 kundgemachte Waldbrand- 
Löfhordnung die geeigneten Vorfchriften. 

Die Uebertretungen berfelben find ald Waldfrevel zu 
behandeln. 


Girculare d. f. f. Tirol. Landesguberniumd vom 
Ä 8. Juli 1843. 3. 13,796. 


Der $. 42 der tirolifchen im Jahre 1817 vepublicirten 
Feuerlöfchorduung vom Jahre 1787 für Städte und Märfte 
fchreibt vor: 

Das Pulver fol bei feinem Krämer oder Handeld- 
mann, bloß mit Ausnahme desjenigen, dem dazu von der Lan- 
deöftelle dahier oder von dem Kreisamte auf dem Lande die 
Befugnig ertheilt werden würde, zum Verkauf zu bringen, auch 
in dem Handlungsgewölbe nie in Vorrath über vier 
Pfund zu halten erlaubt fein, welder Keine Vorrath 
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noch überbieg in befondern guten Behältnifien, allenfalls in 
blechernen Gefäßen verwahrt werben folle. Alles übrige Puls 
ver haben fie außer der Stadt oder dem Marfte in einem 
fihern Orte niederzulegen. 

Vermöge Entfchliegung der hohen k. k. Hoffanzlei vom 1. 
Juni 1843, 3. 15,006, wird nun fünftig diefer $. A2 auch 
auf das flache Land ausgedehnt, und dieſes hiemit zur allges 
meinen Kenntniß gebracht. 


$. 209. 


Nebſt den in den vorausgegangenen Paragraphentligemin 
ingbefondere aufgezählten Fällen, find überhaupt auchtir $ — 


alle andere Handlungen und Unterlaſſungen, von wel- 
chen fih eine Feuersgefahr leicht vorausfehen läßt, 
als: bei offenem Lichte Flache oder Hanf brechen, in 
der Nähe von Häufern und Scheuern fchießen, ober 
Feuerwerke abbrennen u. dgl., nach dem Maße zu be: 
ftrafen, als fie mit den vorausgefchieften Fallen mehr 
oder minder übereintommen. 


Niederöfterr. Regierungs-Verordnung v. 24. Sept. 
1822. 3. 47,823. 
(Lügenau II. B. ©. 218.) 


— — Weiters ift in Erfahrung gebracht worden, daß 
an foldhen Kirchweihfefttagen, fo wie auch öfter im Sommer 
in verfchiedenen Hausgärten Beucrwerfsrafeten abges 
brannt werben. 

Auch diefes ift ein im Allgemeinen in Polizeihinficht ver: 
botened und jelbjt nach dem $. 209 d. I. Th. d. St. ©. ale 
eine ſchwere Pol. Uebertr, erflärtes Unternehmen. 


$. 210. 
Alle Diebftähle, welche nicht nach den, in ben 


—* 
onſt ſich 
—2 
befor- 

ent laßt. 


Diebftähle 
minberer 
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Gattung. GE, 152 bis 156 #) des eriten Theiles, ausgedrück⸗ 
ten Erforderniffen, als Verbrechen beſtraft zu werden, 
geeignet find, follen mit einfachem, oder ftrengem Ar- 
refte von einer Woche bis zu drei Monaten beitraft; 
nach Beichaffenheit der Umſtände der Arreft auch mit 
fehwererer Arbeit, Faſten, und Züchtigung verfchärft wer: 
den. 


*) Man fehe die $$. 152 bis 156 1. Th. d. St. ©. im I. Abſch. diefes 
Handbuches, wo biefelben mit den wichtigften einfchlägigen Verord— 
nungen angeführt find (I. Abſch. A. Nr. 15). 


Auch find diefe $$. 152—156 bei den den Bezirke: Golleg.» Gerichten 
zugewiefenen Verbrechen mit Hinweifung auf die im 1. Abſch. enthaltenen 
Verordnungen erfichtlih gemadit. (IT. Abſch. d. Hantb. A—N. 9.) Zur 
Vermeidung von Wiederholungen werben fie bier nicht aufgeführt. 


Hoffanzleidek. vom 18. Mai 1805, Zahl 9480. 
(AU. polit, u. I. ©. ©. 


Die Beraubung eined Grabes ift ald eine ſchwere 
Polizeisllebertretung nach tem $. 210 IL. Th. mit ftrengem Ar: 
refte auch bis zu drei Monaten zu beftrafen, und wenn dabei 
der Gefundheitöftand gefährbet würde, die Strafe nah Maß 
eben dieſes $. zu verichärfen, 


Niederöfterr. Regierungs-Berord. v. 9. Aug. 1826. 
3. 37,956. 
(?ügenan II. Tb. ©. 226.) 


Auszug 
aus der Todtengräber-Dienftordnung. 


— 8. 14. Außer einem eigenen Befehle von Seite der 
Behörden wegen Verdacht des Scheintoded darf der Todten: 
gräber bei ſchwerer Ahndung feinen Sarg öffnen. 

Die Beraubung eines Todten würde — nad $. 
210. 1.3. d. St. ©. ftrenge beftraft werben. 
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Zufolge der in Lügenau’s Geſetzſammlung I. Th. ©. 227 aufgenom:; 
menen nieb. öftr. Reg. Verord. v. 4. Juli 1817 wird in chen biefer 
Weiſe nach $. 210. II. Th. d. St. ©. die Beraubung der vom Wafler aus: 
geworfenen Leihen behandelt. 


Hoffanzlei-Def. v. 26. Auguft 1842, Zahl 25,292. 
(Böhm. Prov. Gef. S. 1842.) 
(Lügenau II. Thl. S.229.) 


— — Gegen die unbefugte Hinwegnahme von Sig— 
nalftangen nnd Pflöden an Eifenbahnen — — wird 
daher eine Geldftrafe von fünf Gulden C. M. für die Ent: 
wendung einer Signalftange, und von einem Gulden C. M. 
für die Entwendung eines Pflodes mit dem Bemerfen feft: 
gefeht, daß diefe Geldftrafe dem Apprehendenten zur Gänze zu— 
zufallen habe, 

Im Falle der Vermögensloſigkeit des Thäters ift die ers 


ftere Geldftrafe pr. 5 fl. C. M. in eine Arreftitrafe von einem 
Tage umzuwandeln. 


Juſtiz-Hofdek. vom 20. Juni 1800 an das böhm. 
App. Gericht. 


Auf die gemachte Anfrage — — ob ein an Getreide in 
plumbirten Säden begangener Diebftahl zur Griminalbe- 
handlung geeignet fei, wurde erklärt, daß ein derlei Diebftahl 
ald an einem verjperrten Gute verubt, nach Vorfchrift des 
allg. Gefegb. über Verbrechen und Strafen zur rim. Behandl. 
geeignet fei. — — 


Tirolifhe Gubern. Verordn. v. 21. Jänner 1826. 
(Proy. ©. S. f. T. v. J. 1826.) 


— Das unbefugte Fangen und Schießen des fremden 
Wildes ift ein wirklicher Diebftahl. 
— Mer ein geftohlenes Wild vechehlet, an fich bringt 
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oder verhandelt, macht fih der Theilnahme am Diebftahle 
ſchuldig. 


Jagd-Geſetz 
vom 7. März 1849. 
Auszug. 


— 8. 10. Wildfrevel und Wilddiebſtähle, fie 
mögen von einzelnen Gemeindegliedern oder von Auswärtigen 
begangen worden fein, find nach dem beftehenden Strafge- 
feße zu ahnden. 


— 8. 12. Die beitehenden jagdpolizeilihen Vor— 
jchriften bleiben, in fo weit ihnen das gegenwärtige Patent 
nicht entgegenfteht, aufrecht, und wird ben Behörden die ge: 
naue Handhabung zur ftrengften Pflicht gemacht. 


Auszug. 
PBroviforifhe Waldordnung für Tirol und Vor: 
arlberg v. 24. Dec. 1839. 


$. 1. Die öffentliche FBorftpolizei hat die Hint- 
anhaltung jener Befchädigungen zum Zwede, welden das 
Waldeigenthum insbefondere ausgefegt ift, die ſchwerer als die 
Verlegungen eined andern igenthumes zu verhindern find, 
auch den gemeinen Strafgefegen nicht unterlie- 
gen, und zu deren Vergütung die birgerliche Rechtöflage 
nicht zureicht. 


$. 2. Nebftvem beswedt die Forftpolizei auch noch Die 
Abwendung der Gefahren und Nachtheile, welche unter 
beftimmten Lofalverhältnifien die ungeeignete Behandlung der 
Wälder durch Veranlaffung und Hervorbringung von Elemen— 
tar-Ereignifien, ald: Erd- und Schnee-Lawinen, Erdabfigun- 
gen, Bergftürzen, Anfchwellung der Wildbähe — zur Folge 
haben. 


$. 3. Uebertretungen der in diefer Hinficht zu ertheilen- 
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den Vorfchriften, jo wie auch Verlegungen der Forftrechte eines 
Andern, werden FHorftübertretungen (Maldfrevel) genannt; 
in fo ferne fie fich nicht wegen boshafter Bejchädigung oder 
Entwendung fremden Eigenthumes nach $. 74, 153, 154 des 
I. und 210 des IL. Th. d. St. ©. ald BVerbrechen und fchw. 
Pot. Ueb. darftellen. 


Hofdek. v. 23. Juni 1808. 


Die eigenmächtige Sammlung und Abnahme der Ei- 
cheln umd Knoppern in obrigfeitlihen Waldungen ohne 
Bewilligung der Eigenthümer ift eben fo, wie andere Wald- 
frevel und Diebftähle nach dem $ 210 im 1. Th. d. St. G. 
zu beftrafen. 


Bubernial-Girculare in Tirol vom 22. März 1841. 
Nr. 6698. 
Fir. Prov. ©. ©. v. 3. 1844. 


— Das k. f. Landesgubernium findet fih — veranlaßt, 
die bezüglichen gefeglichen Beftimmungen der mit dem Gubern. 
Girc. v. 24. Dec. 1839 Nr. 30,357 allgemein befannt gege— 
benen a. h. genehmigt. Prov. Waldordnung hiemit zu Jeder- 
mannd Wiffenjchaft mit dem Anhange zu republieiren, daß 
das unbefugte Terpentin= oder Behfammeln nah Maß— 
gabe des Gefepb. über Verb. u. ſchw. Pol. Ueb. als Dieb- 

ftahl angeſehen und beftraft werde, — — 


$. 211. 


Gleiche Strafe greift auch Pla bei Veruntreu— ** 
ungen und Betrügereien, in ſo fern die erſten nicht —— 
nach dem $. 161 und 163, die zweiten durch die in em. 
dem $. 178, 179 und 180 des erjten Theiles auf: 
gezählten Umftände die Eigenfchaft eines — 


erhalten. 
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Man fehe die $$. 161 u. 163, dann 88. 178, 179 u. 180 d. I. Th. 
d. St. G. mit den dert angeführten Verordnungen im 1. Abſch. d. Handb. 
(A — Nr. 16) u. (A — Nr. 18); ferner im II. Abſch. (A — Nr. 10) und 
(A — Nr. 12), wo fie ausführlich behandelt wurben. 


Hoffanzleidefret vom 22. Febr. 1831, 3. 2158. 
an das böhm. Gubernium. 


(Lũtzenau II. B. S, 259.) 


— — So oft den Verwaltern oder Depoſitaren der Ar— 
men-Inſtituts-Gelder, oder der Gelder anderer unter oͤf⸗ 
fentl. Aufficht ſtehenden Anftalten und Kaffen, Gelder vermöge 
ihres öffentlichen Amtes oder andern öffentlichen Auftrages ans 
vertraut find, machen fich dieſelben nach Vorenhaltung oder 
Zueignung eines Betraged von mehr ald fünf Gulden vermöge 
der allgem. Beftimmung des $. 161 des I. Thls. d. St. ©. 
und wenn der Betrag fünf Gulden nicht überfteigt, vermöge 
$. 211. des I. Th. d. St. ©. der ſchw. Pol. Ueb. der Ver: 
untreuung fchuldig. 


Dienftboten- Patent für Wien v. 1. Mai 1810. 
(Lügenau II. B. S. 288.) 


Auszug 
— g. 20. Ein Dienſtbote, der von mehreren Dienfts 
geben Darangeld annimmt, legt die Abficht an den Tag, 
einen derfelben um biefen Betrag zu betrügen. Ein folcher 
Betrug foll alſo nicht mehr als eine Mebertretung der Geſinde⸗ 
Ordnung, fondern ald ſchwere Pol. Ueb. nah 8. 211 I. 
Th. d. St. ©. beſtraft werden. 


— g. 28. Ein Dienftbote, der ohne abzuſagen zur 
verabredeten Zeit weder eintritt, noch das Darangeld zurüditel: 
tet, macht fich einer ſchw. Pol. Web. ſchuldig. — 
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DEIANBIE: Detret vom 22. Dftober 1804, 
Zahl 34,208. 
an fämmtl. Länderftellen. 
Tir. Gub. Verord. v. 15. Juli 1821, 3. 12,311. 
(Prov. ©. ©. 1821.) 


Da die Nahfchlagung fremder Meifterzeihen auf 
Eifen» und Stahlwaaren eine offenbare Verfälſchung tft, — 
fo wird diefer Unfug wiederholt mit dem Beifage verboten, daß 
diejenigen Gewerke und Arbeiter, welche der Nachfchlagung 
fremder Meifterzgeichen tiberwiefen werden follten, zur ftrengften 
Verantwortung gezogen und arreftlich beftraft werden würden. 


$. 212. 


Die Dauer der Strafe und ihre Verfchärfung Auen 
ijt nach der Größe des Betrages, der aus ber Hand uBeiger 
lung bervorleuchtenden Lift, Bosheit, Gefahr und des, * 


ſ. Ueber- 
dadurch mehr hintergangenen Zutrauens zu beſtimmen. —8 


$. 213. 
Entwendungen zwijchen Ehegatten, eltern, Kin: Ontwen- 


dern oder Gejchwiltern, jo lange fie in gemeinfchaft- Yen 
licher Haushaltung leben, können nur, wann das Haupt 
der Familie darum anfucht, mit Anwendung des $. 


210 zur Strafe gezogen werden. 


Girculare des ff. tirol. Landesguberniums 
v. 28. März 1836, 3. 4710. 


Seine f. f. Majeftät haben über die aus Anlaß eines 
vorgefommenen Falles geftellte Anfrage, ob in den Fällen des 
$. 213 ©. ©. 2.1. Th., nach welchem Entwendungen zwi— 
ſchen Ehegatten, Eltern, Kindern oder Gefhwiftern, fo lange 
fie in gemeinfchaftliher Haushaltung leben, wenn das Haupt 
der Familie darum anfucht, mit Anwendung des $. 210 zur 
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Strafe gezogen werben fünnen, das Berfahren gegen den Be: 
ſchuldigten nach eingebrachter Klage aufgehoben werden fünne, 
wenn von dem Haupte der Bamilie die Klage widerrufen wird? 
unterm 13. d. M. zu entfchliegen geruht: 


In Fällen de8 213 und 269 $. des Strafgefeßbuches IL 
Thls. ift derjenige, welcher nach dem Gefeße dad Anfuchen um 
Beitrafung einer gefchehenen Entwendung oder größeren Uns 
fittlichfeit ftellen kann, fünftig dazu nicht mehr berechtigt, wenn 
er dad ihm befannt gewordene Vergehen ausbrüdlich verziehen 
oder ftillfchweigend dadurch nachgefehen hat, dag er von der 
Zeit an, da ihm bdaffelbe befannt geworben, durch ſechs Wo- 
hen darüber nicht Klage geführt hat, und wenn er fein früs 
her geftellted Anfuchen um Beftrafung noch vor der Kundmas 
hung des Urtheild an den Unterſuchten widerruft, fo bat es 
von jeder weitern Unterfuchung fowohl, ald auch von jeber 
Wirfung des etwa bereits gefällten Urtheils abzufommen; fin: 
det dagegen ein folcher Widerruf erft nach erfolgter Kundma- 
hung des, wenn auch nicht rechtöfräftigen Urtheild ftatt, jo 
kann dasfelbe nur ald Grund zur Milderung der Strafe bei 
den höheren Behörden angefehen werden. 


Diefe a. h. Beftimmungen werden in Folge h. Hoffanz- 
feiverordnung vom 16. v. M., Zahl A146, hiemit zur allge: 
meinen Kenntniß gebracht. 


$. 214. 


Die Theil⸗ Die Theilnahme an Diebjtahlen und Veruntreus . 


n 
bi 


ahme an — — * — — — 
F Ver-ungen, iſt eine ſchwere Polizei-Uebertretung, in fo 
gehungen. 


ferne fie nicht nach dem F. 165 und 166 des erſten 
Theiles ein Verbrechen geworden. 


Man fehe die 88. 165 und 166 I. Th. d. St. ©. in dem 11. Abich. 
biefes Handb. dei den den Bez. Golleg. Ger. in Folge Art. IX. d. St. 


BP. D. v. 17. Jänner 1850 zugewief. Verbrechen. (I. Abſch. A. Nr. 11.) 


Daß ſich die Begünftigung des $. 213 auf fremde Theilnehmer nicht 
zu erftredfen habe, wurde durch Hoffanzleidef. v. 20. Nov. 1817 an: 
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georbnet, und biefe Anorbnung bei $. 168 I. Th. d. St. ©. (I. Abſchn. 
A. Nr. 16) bemerft. Wiederholend muß noch bemerft werden, daß bie 
Theilnahbme und Mitfhuld an einem Diebftahle, welcher ſich nad 
$. 156 1, Th. d. St. ©. nur ans der Gigenfhaft des Thäters 
zum Berbredhen eignet, Fein Verbrechen begründe (Hofbdef. v. 7. Dez. 1841.) 
(1. Abjchn. A, Nr. 11. bei $. 166 I. Th. d. St. ©.) 


$. 215. 

Die Beltrafung der Theilnahme iſt inögemein Strafe ve 
nach dem $. 210 zu beitimmen; insbejondere aber auf me. 
eine ftrengere Strafe gegen diejenigen zu erkennen, 
welche Unmündige oder fonft an Verſtand gejchwaächte 
Perſonen zu folchen Webertretungen verleiten. 

$. 216. 

Die angeführten Diebftähle und VBeruntreuungen, Bann fe 
wie auch die Theilnahme an felben, hören auf fchwessn fein auj- 
re Polizei-Uebertretungen zu fein, wann vor gerichtlis — 
cher Entdeckung die freiwillige Zurückſtellung oder Ver— 


gütung geſchehen iſt. 


Hofkanzleidek. vom 18. April 1822, Zahl 9717, an 
ſämmtl. Länderftellen. 
(Fir. Prov. ©. ©. v. 3. 1822.) 


— Es ift der Zweifel entftanden, ob diejer Paragraph 
($. 216 I. Th. d. St. ©.) auch dann feine Anwendung fin- 
de, wenn zwar der Diebftahl oder die Veruntreuung bereits 
von dem Befchädigten gerichtlich angezeigt würde, der 
Thäter aber noch unbefannt ift, und die Zurüdftellung oder 
Vergütung freiwillig und früher leiftet, ehe er entdedt 
wird. 

Um diefen Zweifel zu beheben, und damit von den Rich— 
tern über ſchw. Pol. Uebert. ein gleiches Verfahren beobachtet 
werde, findet die f. f. Hoffanzlei nach der Analogie bed $. 
167 1.3. d. St. ©. zu erflären, daß in dem bemerkten 


Scloffer u. 
a. bie Tier 
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Falle die Beftimmung des $. 216 M. Th. d. St. ©. aller: 
dinge Anwendung finde. 

Man fehe die übrigen auch hier einfchlägigen Verordn. bei $. 167 
1. Th. d. St. ©. im 1. Abfchnitte diefes Handbuches (A. Nr. 15). 


$. 217. 
Scloffer und andere Veuerarbeiter, welche Die- 


tie ver· triche, oder Hauptichlüffel für unbefaunte Perfonen; 


fertigen. 


oder welche Schlüffel nach bedenflichen Formen, oder 
bloßen Abdrücken, verfertigen; oder welche ohne Vor: 
ficht und gehörige Erfundigung nicht bekannten Leuten, 
Schlüffel nachmachen oder Schlöffer aufſperren; Schloſ— 
fermeifter, welche das jogenannte Sperrzeug (die Die- 
teiche) nicht gehörig verwahren, oder unficheren Hän— 
den anvertrauen, find für den erften Fall mit einer 
Geldftrafe von fünf und zwanzig bis fünfzig Gulden 
zu belegen; bei wiederholter Uebertretung ift die Strafe 
zu verdoppeln; die dritte Lebertretung fol mit Verluft 
des Gewerbes beftrafet werden. 


Hoffanzleidefret vom 13. Auguft 1812, 3. 12,228. 
Allgem. Bolit. ©. S. vom Jahre 1812. 


(Lügenau II. Th. ©. 302.) 


— — Es wird der freie Verkauf ber Schlüffel, Dies 
triche und Aufiperrhaden verboten, und hiemit verordnet: 

1. Daß jedem Trödler — — der Anfauf und Verkauf 
der Schlüffel, Dietriche und Aufiperrhaden verboten if. — — 

2. Daß die jet fehon wirklich im Befige der Trödler 
befindlichen Schlüfjel, Dietriche und Auffperrhaden an die Bol. 
Dez. Direktionen — abzuliefern find. 

3. Daß von nun an nicht mehr geftattet ift, Schlüffel, 
Dietriche und Aufiperrhaden in öffentlichen Lizitazio— 
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nen, fie feien gerichtliche oder aufergerichtliche, zum Verkaufe 
auszubieten. 


Hofdek. vom 18. Dezemb. 1812. 


Der Ankauf und Verkauf der Schlüffel, Dietriche 
und Auffperrhaden ift ald eine fchwere Polizei» Uebertre- 
tung anzufehen, bei welcher für den erften Fall eine Gelpftrafe 
von 25 bis 50 Gulden, bei wiederholter Uebertretung die Ver- 
dopplung diefer Geldftrafe, und bei der dritten Uebertretung der 
Verluft des Gewerbes oder Befugniſſes feſtgeſetzt wird. 


$. 218. 


Wenn ein Gewerbsdiener, oder Haudwerksgeſell, Smess- 
ohne Vorwiſſen feines Herrn oder Meifters, fich eineröumurte- 
der vorgenannten Uebertretungen fchuldig macht, iftweiee 14 
derfelbe mit firengem Arrefte von einer Woche zu besser 
ftrafen. Bei einem zweiten Falle ift der Arreft mit — 
Faſten und Zächtigung zu verſchärfen, und der Sträfling Sen. 
nach vollendeter Arreftzeit, wenn er ein Ausländer ift, 


aus den fammtlichen Erblandern abzufchaffen. 


$. 219, 
Trödler, (Tandler) Haufiecer, oder wer mmerStrafe ge 
mit bereits gebrauchten, abgelegten, oder alten Sachenn. u, Gaufier, 


Gewerbe oder Handel treibt, wenn fie von Unmündi⸗ menge 
gen Kindern etwas kaufen oder verkaufen, jollen nach 
Umſtänden ihrer Perſon, und der Sache mit fünf bie 
fünfzig Gulden im Gelde, oder mit körperlicher Züchtigung 
beftrafet werben. 
$. 220. 

Bei wieberholten Fällen ift die Geldſtrafe zusutsr, 

verdoppeln, ober die einfache Geldftrafe durch Arreft "rs 
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von einer Woche mit Faften und körperlicher Züchtigung zu 
verfchärfen. Zeigt fich durch öfters fortgefehte Weber: 
tretungen, daß feine Befferung erfolget; fo find die 
Uebertreter, wenn fie ein bürgerliches Gewerbe, oder 
eine obrigfeitliche Erlaubniß haben, derfelben verluftig; 
ohne befondere Erlaubniß handelnde Inlander find auf 
unbeftimmte Zeit aus dem Orte, Ausländer aber auf 
beftandig aus den Erblandern abzuſchaffen. 
$. 221. 

Juwelen u. Juwelen: und fogenannte Galanteriewaaren-Händ- 

Sister, fer, ingleichen Gold- und Silberarbeiter, denen Juwe— 

Eisen (en, sder Gold- und Silberwaaren zum Kaufe von 
Semanden angeboten werden, welcher, nad den Um: 
ftanden zu fchließen, davon nicht der Cigenthümer, 
oder nicht von dem Eigenthümer abgefchickt fein kann, 
find verbunden, die Sache und den Verkäufer anzu: 
halten, und wenn diefer fich nicht zureichend auszuwei- 
fen im Stande ift, ihn fogleich verhaften zu laſſen. 
Die Unterlaffung diefer Vorſchrift ift mit fünf und 
zwanzig bis hundert Gulden zu beitrafen. 

$. 222. 


Star, Dafern fie eine ihnen auf folche Art angebotene 
ne een everdächtige Waare an fi bringen; ift ber Käufer 
fi serraheach Verfchiedenheit des MWerthes der Waaren, mit 
en einer Strafe von fünfzig bis fünfhundert Gulden zu 
belegen. | 
$. 223. 
Befätch Auch Gold- und Silberarbeiter, welchen geſchmol— 


inAnjehu 


—— zenes Gold und Silber, das nicht nach der beſtehen— 


A.den Vorſchrift, mit dem Namen eines andern bürger- 
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lichen Gold- und Silberarbeiters bezeichnet ift, zu kau— 
fen angeboten wird, find verbunden den Verkäufer an- 
zubalten und verhaften zu laffen. Im Balle fie die- 
jes unterlaffen, oder dergleichen unbezeichnetes Gold 
und Silber an fich bringen, findet die auf diefe Ueber— 
tretung in dem vorhergehenden Paragraphe gefekte 
Strafe ftatt. 


Auszug 
aus dem Patente vom 24. Mai 1784. 
(Lügenau I. Th. ©. 306.) 


— 2. Soll fein Gold» oder Silberarbeiter Abfchnige 
von Gold- oder Silbermünzen, oder fonft etwas verbäch- 
tiges, viel weniger zerſchmolzenes Gold, fo nicht von eis 
nem Mitbruder gejchmolgen und mit deffen Namen bezeichnet 
ift, einkaufen, auch nichts verbächtiges ſchmelzen, noch gute und 
gangbare Geldforten brechen und in den Tiegel bringen, fon: 
bern dergleichen vwerbächtiges Gold oder Silber fammt dem Ue- 
berbringer anhaltenu.f.w. — — 


— 5. Weil fünftig fein anderes als vollftändig 13- u. 
15löthiged Silber verarbeitet und jedes mit einem befondern 
Punzen bezeichnet werden fol, fo ift Feine Silberart, wenn fie 
nicht mit der Zeichnung an der probiermäßigen Feine legitimirt 
wird, unter Konfisfationsftrafe und im öftern Betretungsfalle 
unter Verluſt des Gewerbes feil zu haben geftattet. — — 


$. 224. 
Nicht aber Handels- und Gewerbsleute allein, Bersin 
fondern auch fonft Jedermann, wann ihm Gegen-rrastigen 


ftände zum Kauf oder um darauf zu leihen, angeboten zubalten. 
werden, bie nach ihrer Eigenfchaft gegen den Anbie- 
tenden den Verdacht, daß fie entwendet find, erwecken, 

8 


Strafe. 


Strafe für 
ben Käufer 
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hat die Verbindlichkeit auf fich, dieſen nach Moglich- 
feit anzuhalten, und wofern er fich nicht ausweiſet, 
verhaften zu laffen. Wer diefe Verbindlichkeit zu er- 
füllen aus feiner Schuld unterläßt, ift nach dem $. 
221 zu beitrafen. 


Tirol. Gub. Kundmachung vom 13. März 1846, 
3. 5341. 


— Aus Veranlaffung eines vorgefomm. Falled eined An- 
faufed Arar, Milittärmonturftüde, wird biemit fundgemacht, daß 
diejenigen, welche fich des Anfaufes oder VBerfaufes Ar. 
Militär-Requifiten fchuldig machen, nach $$. 219, 220 
und 224 II. Th. des St. ©. zu behandeln und zu beftrafen 
find. — — 


$. 225. 
Nach eben diefem Maße unterliegt der im $. 


veraeiger 222 Feftgefekten Strafe Jedermann, der eine auf vor- 


Maaren. 


erwähnte Art verdachtige Sache an ſich Fauft, oder 
als ein Pfand darauf leiht. 


„Erklärung des Strafgefeges über fhwere Polizei-Ueber— 
treiungen.“ 


(Kubler, 1. B. ©. 463.) 


Nach dem $. 222 ift der Thäter mit einer Geldſtrafe von fünfzig bis 
fünfhundert Gulden zn belegen. — Wenn indefien der Werth des ange: 
fauften verbächtigen Gutes von geringem Belange ift, fo kann die 
Etrafe auch unter fünfzig Gulden ausgemeſſen werden; benn das Hofdek. 
v. 16. Jänner 1819, 3.859 intim. durch n. 6. Reg. Ver. am 29. Jän. 
1819, 3. 3250 erinnerte, über einen fveziellen Fall, in welchem von der 
untern Behörde wegen Anfaufes eines verbächtigen Gutes auf einen Straf: 
betrag von fünfzig Gulden erfannt wurde, daß dieſe Gelbitrafe mit dem 
Werthe des angefanften Gutes nit im Verhältniß ftehe, 

Wenn gleich, heißt es dafelbft, der $. 222 das Minimum der Strafe 
auf fünfzig Gulden feitfegt, ſo ſei doch diefer Paragraph mit dem voraus— 
gehenden $. 221 unmittelbar in Verbindung, ber nur von Källen ſpricht, 
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wenn Inwelen: oder Salanteriehändler, oder Gold: und Silberarbeiter 
verbächtige Sachen, mithin Gegenſtände faufen, die gewöhnlich von hö— 
berem Werthe find; damit ftehe wohl jene Strafbemefjung im Verhält: 
niffe, fie yafle aber nicht auf alle andern Gegenftände von offenbar min- 
derem Werthe, für welche ber $. 225 durch Berufung auf $. 222 nur 
einen Anhaltspunft gibt, ohne daß fich defwegen buchſtäblich an die dort 
ausgefprochene Strafbemefjung gehalten werden muß, und zwar um fo 
minder, als diefer Paragraph ausdrücklich die Bemefiung nach Mafgabe 
des Werthes der Waare frei läßt. 

Nach einer Erklärung des tir. Gub. vom 10. Mär; 1826, Zahl 
4132, ift diefes Hoffanzleidef. zwar in Tirol nicht kundgemacht worden, 
daher auch nicht verbindlich; es iſt jedoch nicht verboten, in einzelnen Fäl: 
len nach den Beitimmungen dieſes Hoffanzleidef. vorzugehen. 


$. 226. 
Da auf die jedesimalige Webertretung der Tar⸗ Strafe vs 
ordnungen =) durch Unechtheit im Maaße, Gewichtim Maaf 


oder Eigenfchaft laut der hierüber bejtehenden befon- 
dern Vorſchriften die Strafe bejtimmt it, jo ſoll bie 
dritte Webertretung, welche die Fruchtlofigfeit der vor- 
hergehenden Strafen beweifet, als eine jchwere Boli- 
zei= Mebertretung mit dem Gewerbsverlufte beftrafet 
werden. 


) (Lügenau 11.8. S. 307.) 


Taxordnungen. 

In den früheren Jahrhunderten waren die Sapungen faſt auf alle 
mit Lebensbedürfnifien verfehrenden Gewerbe, ja felbit auf Lohn: und Tag: 
arbeiten ausgedehnt. Sie erſtreckten fich jedoch fpäter nur auf die gang: 
barften Konfumtionsartifel; aber auch von diefen wurden zu An- 
fang des neunzehnten Jahrhunderts viele von Sapungspreifen losgezählt, 
fo zwar, daß gegenwärtig Sagungen nur für Rindfleifh, Brod und 
Arotheferwaaren beftehen. 


Hoffanzleidef. vom 16. Mai 1804. 


— — Schließlich werden alle Ziegelerzeuger nach— 
drüdlichit vor jeder Bevortheilung des Publikums durch Man- 
8* 
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gel am der vorgefchriebenen Mafgültigfeit oder Eigenfchaft bie- 
fer Waare — — gewarnet, indem der erfte Fall nebft der 
jedesmaligen Konfisfation des betreffenden Duantumsd mit dem 
Erlag des Verkaufspreiſes, der zweite Fall mit dem doppelten 
beftraft, der dritte Hebertretungsfall aber als eine ſchw. 
Polizei-Uebertretung nad der gefeglichen Vorfchrift des 
$. 226 I. Th. d. St. ©. unnachſichtlich mit Verluft ded Ber 
fugniffes belegt werden würde. 


Hoffanzleidefret vom 14. Jänner 1825, 3. 976, 
tir. Gub. Berord. vom 15. Februar 1825, Zhl. 1911. 


(Prov. ©. ©. v. J. 1825.) 


Die hohe Hoffanzlei hat mit Defret vom 14. Jänner 
1825 — — verordnet, daß Lebertretungen der Tax— 
ordnungen durch Unechtheit im Maaße, Gewichte oder Ei: 
genfchaft, welche fich im dritten Falle zu ſchw. Pol. Uebertret. 
eignen, und nach der im $. 226 d. I. Th. d. St. ©. enthalte 
nen Vorſchrift zu beftrafen find, im erften Falle mit 5—25 fl., 
im zweiten alle aber mit zehn bis fünfzig Gulden beftraft 
werden follen; daß jedoch dieſe Geldftrafen im Falle der Uns 
vermögenheit auch in eine verhältnigmägßige Arreftitrafe abge: 
Ändert werden fünnen. 


Hoffanzleidefret vom 1. Dezember 1808, 
(Lügenau IL. B. ©. 324.) 


— — Im erften Üebertretungsfalle (der Taxvorſchrif— 
ten) ift auf dem Lande überhaupt, nämlich außer der Haupt- 
ftadt die Strafe nach Maßgabe der Umftände auf 5—25 Gul- 
den, im zweiten Falle auf 10—50 Gulden, im dritten Falle 
der Gewerböverluft, wie es jchon das Geſetz in derlei Ueber: 
tretungsfällen ohnehin feftfegt, zu beftimmen. Da jedoch auf 
dem Lande der Gewerbsmann größtentheild mehr vom Feld: 
baue als von feinem Gewerbe ſich nährt, jo muß auf feine 
Bermögensumftände, und damit er im fteuerfähigen Stande er- 
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halten werde, Rüdficht genommen werden; daher denn dem bils 
ligen Ermeſſen des Richter freigeftellt bleibt, ob der Llebertres 
ter mit Geld oder angemeffenem, auch mit Faften verfchärftem 
Arrefte zu beftrafen fei. 


Hoffanzleis Def. v. 2. Oftober 1813, 3. 15,812, 
an fämmtl. Länderftellen. 


Seine Majeftät haben zu entfchliegen geruht: — — daß 
der Mangel an dem vorfhriftömäßigen Vorrathe 
des Gewerbsmannes den Lebertretungen der Taxordnun⸗ 
gen nicht mehr gleich zu halten, fondern davon fünftig um fo 
mehr auszuſchließen fei, ald für den Abgang der den Gewerbs- 
leuten vorgefchriebenen Borrathöquantitäten ohnehin fchon eigene 
Geldftrafen beftehen. 


Hoffanzleidef. v. 2. Nov. 1827, 3. 38,279. 
(Lügenau 1.8. ©. 327.) 


— — Hierüber ift nun mit h. Hoffanzleidefr. — — 
bedeutet worden, daß ed der Analogie des Strafgefeßes über 
ſchw. Pol. Ueb. $. 226 und überhaupt dem Geifte der öfterr. 
Geſetzgebung entfpricht, daß der zweite Beftrafungsgrad nicht 
früher verhängt werde, bis der erfte ſich als unwirkſam ges 
zeigt hat. E 

Diefe Unwirkſamkeit könne aber fchon daraus mit vollem 
Grunde gefchloffen werden, wenn der Verurtheilte nach der 
Befanntmahung des Urtheiles über die erfte Uebertre— 
tung in eine zweite verfällt, und es fei nicht erforderlich, 
daß dad Urtheil des erften Grades ſchon vechtöfräftig ges 
worden oder gar vollzogen fein müfje, bevor eine weitere Leber: 
tretung mit dem zweiten Grade beftraft werde; dag ſonach 
bei wiederholten Sagungsübertretungen der zweite Strafgrad 
zu verhängen fei, wenn der Verurtheilte nach der Bekannt: 
mahung des Urtheiles der erften Inſtanz über die erfte 
Uebertretung eine zweite Webertretung begeht. — — 
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Hofkanzleidek. vom 6. November 1810, 3. 16,178. 
(Lügenau 11. Th. S. 329.) 


Seine k. k. Majeftät haben — zu befehlen geruht: alle 
Handwerfs-, Gewerbse-, Kauf- und Handeldleute, 
die ſich bei ihrer Arbeit und dem Verkaufe ihrer Waaren irgend 
einen Betrug, oder was immer für eine Bevortheilung 
des Publikums zu Schuld fommen laſſen, find mit Schärfe ftreng 
nach dem Gefege zu beftrafen; auch ſich hiebei nicht zu begnuͤ— 
gen, hierüber die Anzeige von ben Parteien abzuwarten, ſon— 
dern zu trachten, derlei Bälle felbft zu entdeden, und 
fie immer fehnell der verdienten Beſtrafung zu unterziehen. 


Hoftanzleibef. vom 26. Dez. 1822, Zhl. 35,986. 
(Fir. Gub. Eire. v. 7. Febr. 1823, 3. 1718.) 


(Prov. ©. ©. v. I. 1823.) 


— — 2. Jede erwiefene Uebertretung der feftgefegten 
ArzeneisTare wird das erfte Mal mit 24 Dufaten, das 
zweite Mal mit A8 Dufaten, und das dritte Mal ald ſchw. 
Polizei-Uebertretung an dem Apotheker beftrapt werben, 

— 4. Hätte ein Apothefergehülfe ohne Wiſſen 
feines Herrn die Tare überfchritten, — fo wird derfelbe, wie 
jeder Gehülfe eines Gewerbsmannes, der fih an eine Tarord: 
nung zu halten hat, beftraft werben. 


Hoffanzleidek. vom 11. Febr. 1836, und 30. Juni 
1836, 3. 3693 und 17,533, an fämmtl, Länderft. 


(Tir. Gubern. Verordn. vom 5. Auguft 1836, Zahl 22,949. 
P. G. ©. 1836.) 


— 41. Alle Apotheker ohne Ausname, dann die zur 
Führung einer Hausapothefe befugten Aerzte und Wund— 
ärzte haben fich vom 1. Auguft d. I. angefangen, genau an 
die neue am Schlufje Diefes Girculares folgende Tarordnung, 
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fo wie an die verbefierte Pharmacopea austriaca ftrenge zu 
halten. 


Wenn einer berfelben aus unerlaubter Gewinnfucht die 
Arzeneien entweder gegen die VBorfchrift der Pharmacopöa, oder 
gegen die Borfchrift des Rezeptes nicht echt zubereitete, wird 
er für jeden Uebertretungsfall um 24 Dufaten geftraft werben. 

2. Im eben dieſe Strafe verfallen auch die Apotheker, 
wenn jie durch heimliche und unerlaubte Einverftändnifie oder 
durch Gefchenfe Kunden an fich zu ziehen trachten. 


Unter Nr. 5 wird mörtlich das im frühern Hofdefr. Nr. 2. Gefagte 
angeführt; — und nur beigefept: 

— Als eine Tar-MWebertretung muß ed noch betrachtet 
werden, wenn von dem Zeitpunfte der Wirkfamfeit der neuen 
Tarordnung angefangen, ein Arzneimittel nach der alten 
Tarordnung tarirt würde. — 


(Schließlich folgt die Arzenel » Tarorbnung.) 


$$. 227—233. 


Bemerfung. 

Die $$. 227 bis incl. 232 UI. Th. d. St. G., behandeln die uner- 
laubten Verabredungen von Gewerbsleuten und Handwerfe 
gefellen und deren Beftrafung. 

Da nun diefe firafbaren Handlungen laut Art. IX. der Strafprozeß- 
ordnung vom 17. Jänner 1850 als Vergehen erklärt, und den Be;. 
Golleg. Gerichten zugewiefen wurden, fo find die Fälle biefer $$. 
227—232 I. Th. d. St. ©, in dem II. Abſchn. diefes Handb. B. Nr. 9 
mit den einfchlägigen Verordnungen behandelt, und gehören nicht in den 
II. Abſchnitt. 

Der $. 233 „von den wucherifhen Berträgen” wird bes 
Bufammenhanges wegen hier anmerfungsweife aufgeführt, rückſichtlich der 
Uebertretungen des Wucherpatentes aber auf den II. Abſchnitt 
dieſes Handb. (B. Nr. 16) von den vor die Bez. Coll, Gerichte ge: 
börenden Vergehen vertiefen. Hieraus ergeben fi von felbit die noth— 
wenbigen Abänderungen zu dem hier folgenden 


$. 233. Alle wucherifchen Verträge find ald fchwere Po- 
ligeisVebertretungen gegen die Sicherheit des Eigenthumes zu 
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betrachten. Aber, da der Wucher fo mannigfaltige Geftalten 
annimt, und zur Verkleidung und Berheimlichung deſſelben 
ftetö fo viele Arglift angewendet wird, welche die Unterſuchung 
fehr verwidelt macht, und folche daher nothwendig verlängert; 
jo ift die Behandlung diefer Webertretung einer befondern Be- 
hörde, nach einem eigens darüber erlaffenen Patente zugewiefen. 


Man fehe das Patent vom 2. Dezember 1803 im 1. Abſchnitte. B. 
Nr. 16. 


H. 


Schwere Polizei: Mebertretungen gegen die Sicherheit der 
Ehre. 


(XII. Hptft.) 


SS. 234—240. 


Bemerkung. 

Die $$. 234—240 I. Th. d. St. G. behandeln bie Fälle der Eh: 
renbeleidigung durch Anfchuldigung eines Verbrechens, einer fchweren 
Polizei-Uebertr. oder einer andern unehrenhaften Handlung, fo wie end⸗ 
lich durch Schmähfchriften, und die Beftrafung biefer Uebertretungen. 

Man fehe diefe dur Art. IX. d. St. P. D. v. 17. Jänner 1850 
ale Vergehen erklärten ftrafb. Handlungen im bef. Theil, II. Abfchnitt 
diefes Handb. (M. Abfchnitt. B. Nr. 10.) mit den einfchlägigen Verordn. 


g. 241. 


Beidin- Wer Jemanden auf der Straße oder an einem 

Figsem. öffentlichen Orte mit Schimpfnamen belegt, mit Schla- 

auf d. 

—* ei gen behandelt, oder laut, und um gehört zu werden, 

Strafe. damit bedrohet, fol, wenn ber Mifhandelte es ver: 
langt, nach Verhältniß und der Behandlung, mit ein- 


fachem oder ftrengem Arrefte von drei Tagen bis zu 
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einem Monate beftraft, ftets aber auf ftrengere Strafe 
erkannt werden, wenn bie Beleidigung an einem Orte 
vor ſich gegangen ift, der befondere Anſtändigkeit vor: 
fchreibt, oder wenn das Betragen abfichtlihe Gering- 
ſchätzung gegen eine Claſſe an den Tag legt. 


Hoffanzleidel.v. 10. Jänner 1833, 3. 171, an ſämmtl. 
Länderftellen. 
(Fir. Gub. Verordn. v. 4. Februar 1833.) 
P. G. S. 1833. 


— In Erledigung des hierüber erſtatteten Vortrages has 
ben Seine Majeftäit zu erklären geruht: 

Der $. 241 ded N. Th. d. St. ©. ift genau nach deſſen 
Wortlaute zu verftehen, wornach ein Widerruf ded von dem 
Mishandelten geftellten Verlangens nicht mehr von Wirkung 
fein kann. 


Hierauf bezieht ſich das folgende Hoffanzleidef., kundgemachi in Tirel 
am 15. Juli 1835, 


Hoffanzleidef. v. 25. Juni 1835, 3hl. 15,943, 
an fämmtl. Länderftellen. 


(Fir. Gubern. Berordnung vom 15. Juli 1835.) 


Girceulare. 

Aus Anlaß einiger gegen die Beobachtung der mit hohem 
Hoflanzleidef. vom 10. Jänner 1833, Zahl 171 Fundgemach- 
ten, den $. 241 Strafgefegbuches I. Theil erläuternden Bor: 
fchrift erhobenen, zur a. h. Kenntnis Sr. Majeftät gebrachten 
Anftände, haben Allferhöchftviefelben mit a. h. Entfchließung v. 
15. v. M. Folgendes auzuordnen geruhet: 

Wenn der Mifhandelte im Falle des $. 241 Strafgefeg- 
buches II. Theiles fein Gefuh um Beftrafung ded Beleidigerd 
noch vor der Kundmadhung des Urtheiles an den 
Unterſuchten widerruft, hat ed von jeder weiteren Un— 
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terfuchung fowohl, als auch von jeder Wirkung des etwa be» 
reits gefällten Urtheild abzufommen. Findet dagegen ein fols 
cher Widerruf erſt nach erfolgter Kundmachung des, wenn 
auch noch nicht rechtöfräftigen Urtheils ftatt, fo kann derjelbe 
nur ald Grund zur Milderung der Strafe bei den höheren 
Behörden angefehen werden. 

Diefe allerh. Entſchließung wird in Folge hoher Hofkanzl. 
Verordnung vom 25. v.M. 3. 15854, ald eine Abänderung 
jener mit Gubern. Eirculare vom 4. Februar 1833, 3. 2463, 
fundgemachten allerhöchften Willendmeinung vom 31. Dezemb. 
1832 hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Tirolifbe Gub. Ber. vom 6. Juli 1839, 3. 15,101. 
(Fir. Pr. ©. ©. v. I. 1839.) 


Bei Erledigung des Gubernialberichte® vom 26. April 
d. I. — fand die hohe Hoffanzlei in Beziehung auf die Be- 
fttafung der Ehrenbeleivigungen nach $. 241 St. ©. I. Th. 
zu bemerfen, daß dieſelbe die Anficht einiger Länderftellen, es 
fei die Gegenwart eines Befhimpften oder mit Schlä— 
gen Bedrohten bei diefer Geſetzes-Uebertretung erforderlich 
— nicht theile. Nach der Beftimmung dieſes Paragraphes 
müfje nämlich die Beichimpfung, Bedrohung an einem öffent: 
lihen Drte, laut und um gehört zu werden, gefchehen. 

Daß folhe aber in Gegenwart ded Benrohten oder 
Beichimpften vorfallen müffe, verlange dieſer Paragraph 
nicht. — — — 


$. 242. 
— Wer Jemanden über die ausgeſtandene, oder auch 
euch Nachficht erlaffene rechtliche Strafe, oder dem: 
esefmerjenigen, der nach gerichtlicher Unterfuchung als nicht 
überwiefen, oder ſchuldlos freigefprochen worden ift, 
fo lange fih ſolcher mit Nechtichaffenbeit beträgt, in 
der Abficht ihn zu ſchmähen, einen Vorwurf macht, 
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ift nach Befchaffenheit der Perfon mit einmochentli- 
chem Arrefte, oder mit fünf und zwanzig Streichen zu be— 
ftrafen. 

$. 243. 

Ein Arzt, Geburtshelfer, oder eine MWehmutter, — 
welche die Geheimniſſe der ihrer Pflege anvertrauten nifle von 
Perſon jemanden andern, ald der amtlich befragenben, cc, 
Obrigkeit entdecken, follen das erfte Mal mit Unterzx. bi bei der 
fagung der Praris auf drei Monate, dag zweite Malie‘ ee 
auf ein Jahr, das dritte Mal mit Unterfagung der "ine. 
Praris auf immer beftraft werden. 

$. 244. 
Wenn ein Apotheker von den einfommenden Re=Betrafung 


cepten, jemanden die Geheimniffe eines Kranken zu Faden 
entdecken Mißbrauch macht, ſoll felber, dafern er berw- Prosite- 
Eigenthümer oder Provifor ift, für jeden all mit 
fünfzig Gulden; der Gefell mit Arreft, der nach Um: 
ſtänden durch Faſten und engere Verichliegung zu ver: 


ſchärfen ift, beftraft werben. 


Schwere Polizei = Hebertretungen gegen die Öffentliche 
Sittlichkeit. 
(Xi. Hauptſtück.) 
$. 245. 


Die Sorgfalt der Geſetzgebung ſchränket nach ih: Eimer 
rer Abſicht den Begriff der öffentlichen Sittlichkeit nicht gegen bie 
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an auf diejenigen Handlungen ein, welche an fich öffent- 
liches Aergerniß und Abſcheu zu erweden fähig find: 
fie zieht darunter auch Handlungen, die nach ihrer 
Eigenfchaft zur Verbreitung des Sittenverderbniffes 
beitragen, wie auch foldhe, womit Unordnungen und 
Ausfchweifungen als gewöhnliche Folgen verbunden 
find. Nach diefer Beftimmung find als ſchwere Po- 
lizei⸗ Webertretungen gegen bie öffentliche Sittlichkeit 
in den bier ausgebrücten Fällen zu  beftrafen: 
a) Unzucht; b) Betteln; c) verbotene Spiele, d) 
Trunfenheit. 


Hoffanzleidefret vom 13. Auguft 1828, 3. 18,588. 
(Rügenau I. B. ©. 353.) | 


Da fittenwidrige Handlungen nur dann und in fo fern 
in die Glaffe der Polizeir Vergehen gehören, wenn fie durch 
die Erregung eines öffentl. Aergerniffes nachtheilige Fol— 
gen in öffentl. Beziehung nach fich ziehen, fo fann das zwi— 
fhen den Inculpaten beftandene unfittliche Verhältniß nicht als 
ftrafbar in Polizeihinficht angefehen werden. — 


Hoffanzleidef. vom 16. September 1815, 3. 16,155. 
(Brov. ©. ©. in Tirol v. 3. 1815.) 


(Lügenau II. B. ©. 365.) 


Ueber Einvernehmen der £. f. Hoffommijl. in polit. Ge: 
fegfachen hat die h. Hoffanzlei — — bedeutet — daß alfo 
gar fein Bedenken ſich äußert, wenn in vworfommenden Berge: 
hungen gegen die öffentliche ittlichfeit, bei denen eine glei: 
he Größe ded Nergernifjes und Abfcheues mit den 
in den $$. 246 und 260 bezeichneten Uebertretungen fich er: 
gibt — die polit. Behörden eine gleichförmige Anwenduug von 
ben in den gedachten Abſätzen vorgefchriebenen Strafarten eins 
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treten laffen, wobei es fich von felbft verfteht, daß rüdfichtlich 
jener Handlungen, welche die jo eben bezeichnete Eigenfchaft 
nicht erreichen, und ald mindere Webertretungen zu betrachten 
find, nach dem Abſatze VII der Einleitung ſich zu benehmen 
fi. — — — 


$$. 246 — 253. 


Bemerkung. 

Die in den $$. 246 — 253 angeführten Unzuchtfälle, nämlid: 
Unzucht zwifchen Verwandten; Ehebruch; Verleitung einer minderjährigen 
Tochter zur Unzucht von einem Hauegenoſſen; oder eines minderjährigen 
Sohnes dur eine in der Familie dienende Weibsperfon; die Entehrung 
unter Zufage der Che; die Gingehung einer gefegwidrigen Ehe ohne Dif- 
penfation nebſt den auf diefe Handlungen gefegten Strafen, endlich die 
Beitrafung der Eltern, welche Kinder zu nach ten Gefegen nichtigen Ehen 
zwingen — alle diefe Fälle find, da diefe Gefegesübertretungen durch Art. 
IX. der St. P. D. vom 17. Jänner 1880 als Vergeben erflärt find, 
den Bez. Golleg. Gerichten zur Amtshandlung zugewiefen (Man fehe 
U. Abfchnitt dief. Handb. B. Nr. 11). 


$. 254. 
Die Beftrafung derjenigen, die mit ihrem Kör-As &mer- 

per unzüchtiges Gewerbe treiben, ift der Polizei über- 
laffen. Wenn jedoch die Schanddirne durch die Oef- 
fentlichfeit auffallendes Aergerniß veranlaffet, junge 
Leute verführet, oder, da fie wußte, daß fie mit einer 
venerifchen Krankheit behaftet war, dennoch ihr un- 
züchtiges Gewerbe fortgefeßt hat, ift fie mit ftrengem 
Arrefte von einem bis drei Monaten zu beftrafen. 


| $. 255. 
Eine verheirathete Perſon, welche mit der Lir-Unsüstigee 


Gewerbe ei- 


zucht Gewerbe treibt, unterliegt der oben gedachten: verbeir. 


Berfon. 


Beitrafung nicht weniger, als eine unverheirathete, 
obgleich von dem Manne deßhalb nicht Klage geführt 


en 
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wird. Der Umftand, daß bie das Schandgewerbe 
treibende Perjon verheirathet ift, muß als ein be 
jchwerender Umftand die Strafe verjchärfen. 


s$. 256 — 259. 


Bemerkung. 

"Die 88. 256— 259 UI. Th. d. St. ©. behandeln den Fall, daß der 
Mann zum unzüchtigen Gewerbe der Frau einwilligte, und die Fälle 
ver Kuppelei nebft den darauf gefepten Strafen. 

Da diefe Fälle als Vergehen erflärt find (Art. IX. d. St. P. O. 
vom 17. Jänner 1850) fo wurden felbe im II. Abfchnitte diefes Handb. 
unter B. Nr. 12 erfichtlih gemadt. — (Sieh’ II. Abfchn. (B. Nr. 12) 
bei den vor die Bez. Golleg. Gerichte gehörigen Bergehen.) 


$. 260. 
Wenn Gaſt- oder Schenfwirthe zur Unzucht Ge- 


in eher [egenbei verfchaffen, find diefelben bei der erſten Be— 
—— tretung mit einer Geldſtrafe von fünf und zwanzig bis 


Betteln. 


zweihundert Gulden zu belegen. Bei weiterer Vort- 
feßung des Linterfchleifs werden jie von dem Gaſt— 
oder Schenkhaufe abgeichafft, und zu einem folchen 
Gewerbe für die Zukunft unfähig erklärt. Haben die 
Dienftleute ohne MWiffen des Wirthes oder Schenken 
den Unterfchleif gegeben, fo find jelbe gleich andern 
Kupplern zu beitrafen. 


$. 261. 

Die Vorkehrung gegen das Betteln fteht mit den 
Armen-Berforgungs-Anftalten in Verbindung, und ift 
im Allgemeinen den Ortsobrigfeiten übertragen. Das 
Betteln wird aber eine fchwere Polizeiübertretung, 
wenn bei beitehenden Verforgungsanftalten eine mehr: 
malige Betretung Hang zum Müßiggange und Frucht: 
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lofigkeit der gefchehenen Abmahnung oder erften Be- 
ftrafung bezeuget. 
$. 262. 

In folchen Fällen ift die Strafe Arreft von acht Staie. 
Tagen bis zu einem Monate, die nach üfterer Be- 
tretung auf drei Monate verlängert und nach der her- 
vorleuchtenden größeren Unverbefferlichkeit durch ſchwe— 
tere Arbeit, Faſten und förperliche Züchtigung verfchärft 
werden fol. 

$. 263. 
Ein Bettler hingegen, der um größeres Mitleis@ettein mit 


den zu erwecken, Verftellung von förperlichen Gebreauntine 
chen, Wunden, Krankheiten u. dgl. anwendet, ift fo: — 
gleich bei der erſten Betretung zu Arreſt auf ein 
Monat zu verurtheilen. Hätte er zu einem ſolchen 
Endzwecke feinem Körper wirklich Gewalt zugefügt, 
jo greift die auf die Selbftverftümmelung und abficht- 
liche Selbftverlegung in dem $. 161 °) verhängte 
Strafe Plab. 
) Der $. 161 lautet: 

8.161. „Die Selbftverftümmelung, wie auch fonft jede abfichtliche 

Selbftverlegung, ift nach Befchaffenheit der That und der Um— 


ftände wit firengem Arrefte von vierzehn Tagen bis 
zu drei Monaten zu beftrafen. “ 


$. 264. 


Wenn ein Kind unter vierzehn Jahren im Bet-Ptetn ver 
teln betreten wird, find die Aeltern oder diejenigen, Strafe. 
unter deren Aufjicht oder Pflege das bettelnde Kind 
ſteht, dafern fie davon Wiſſenſchaft gehabt, oder es 
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ſelbſt geheißen hätten, mit Arreft von acht Tagen bis 
zu einem Monate zu beftrafen. 
$. 265. 


gelte, Diejenigen Aeltern, welche Kinder herleiben, um 

Betten. yon Andern ald Werkzeuge des Bettelng gebraucht zu 
werden, find auf die im $. 262 ausgedrücte Art zu 
beitrafen. 

$. 266. 

—— Das Spielen eines verbotenen Spieles unter- 
wirft fowohl alle Spielenden, als denjenigen, der in 
feiner Wohnung fpielen laßt, für jeden Wall der 
Strafe von neunhundert Gulden, wovon das einge: 
brachte Drittheil dem Anzeiger zufallt; und wäre er 
felbft im Falle der Strafe, auch dieſe ganz nachgefe- 
ben wird. Bei denjenigen, welche die Strafe zu be- 
zahlen außer Stand find, ift die Geldftrafe in ftren- 
gen Arreft von einem bis zu drei Monaten um— 
zuandern. Ausländer, welche über verbotenen Spie- 
(en betreten werden, find aus den Erbländern abzu- 


ſchaffen. 


Uepublikation 
der verbotenen Spiele. 


Hofkanzleidekr. vom 16. Oft. 1840. 3. 32,041. 
an ſämmtliche Ränderftellen. 


Girceulare 
des tir. Gub. v. 30. Dec. 1840. 3. 29,061. 
Prov. ©. ©. f. Tir. v. I. 1840. 


Das Spielen eined verbotenen Spieled unterwirft dem. 
$. 262 des Strafgefegbuches IL Th. gemäß fowohl alle 
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Spielenden als denjenigen, der in feiner Wohnung fpie- 
len läßt, für jeden Fall der Strafe von neunhundert Gul- 
den E. M., wovon das eingebrachte Drittheil dem Anzeiger zu- 
fällt, und wäre er felbft im Falle der Strafe, auch diefe ganz 
nachgefehen wird. Bei denjenigen, welche die Strafe zu be- 
zahlen außer Stand find, wird die Geldftrafe in ſtrengen Ar- 
reft von einem bis zu drei Monaten umgeänbert. 


Ausländer, welche über verbotene Spiele betreten wer- 
den, unterliegen der Abſchaffung aus den k. k. öfterreichifchen 
Staaten. 


Die verbotenen Spiele, welche der erwähnte Paragraph 
mit Strafe bedroht, find den Gefegen vom 7. Dftober 1765, 
vom 1. Mai 1784 und vom 7. April 1789 *) zu Folge 
alle Glücks- und fo genannten Sazardfpiele, als: 
Banko, Pharao, Baffette, Würfeln, Passa dieci, Primiera, 
Lansquenet, Quindeei, Trenta, Quaranta, Raufchen, Färbeln, 
Straschak sincere, Brenten, Molina, Wallacho, Mafao, Halb- 
zwölf, Vingt-un, Wirbifch, Drehbrett, Häufelfpiel, Trifchaden, 
Trandl, Labet, Zwiden, Zaparln, und überhaupt alle ans 
dern Glüdsfpiele, welche unter was immer für Na- 
men die Spielfucht bereitd erfunden hat oder noch erfin- 
den mag. 


Hinfichtlich der erlaubten Spiele beftimmt die Hofver- 
ordnung vom 21. Nov. 1785, daß diefelben, indbefondere 
das Kegelfpiel um fehr hohes, den Verbältnifien des Spies 
(enden nicht angemefjened Gelb von den Wirthen, die vielmehr 
ihre Gäfte davon abzumahnen haben, in den Wirthöhäufern 
nicht zu geftatten find, widrigenfalls die Wirthe der Strafe 


*) Diefe Geſete vom 7. Dftober 1765, vom 1. Mai 1784 und v. 
7. April 1789 wurden ſchon durch Gubernials Eirculare der tirolifchen 
Landesftelle vom 30. November 1815, 3. 15,075, erneuert und zur all: 
gemeinen Wiffenfchaft bekannt gemacht. (Prov. ©, ©. in Tirol vom 
Jahre 1815.) - 


130 


dreis bis achte, nach Umftänden auch mehrtägiger Sperrung 
ihrer Wirthöhäufer verfallen. 


Die angeführten gefeglichen Vorſchriften werden in Folge 
a. h. Kabinetfchreibens v. 12. Dft. d. J., kundgemacht mit ho- 
her Hofkzl. Verord. v. 16. Oft. 1840 3. 32,041, mit dem 
Auftrage neuerlih in Erinnerung gebracht, daß diefes Circu— 
lare in jedem Schenk», Kaffees vder Wirthöhaufe bei Strafe 
von 3. fl. C. M. zur allgemeinen Einfiht anzuheften fei. 


Hoffanzleidefret vom 26. Auguft 1841. 3. 24,959. 
(Lügenau II. Th. Seite 421.) 


— — Demnad) ift bei vorfommenden Glüds- oder 
Hazardfpielen nur das Spielpatent allein, und 
zwar um jo mehr in feiner vollen Wirkfamfeit zu nehmen und 
nach feinem vollen Inhalte fogleich in Anwendung zu bringen, 
als feine F. k. Majeftät diefes ‘Patent gemäß a. h. Befehles v. 
12. Dftober 1840 erft neuerlih zu republiciren und deſſen 
fefte Handhabung anzuorbnen geruhten. 


Hoffanzleidefret v. 25. Mai 1808, 3. 10,641. 
(Lügenau I. B. ©. 423.) 


Ueber den in einem fpeziellen Falle bei der h. Hoffanzlei 
gemachten Antrag, die zu harten gefegl. Strafen von 900 fl. 
C. M. zu mildern, wurde — bedeutet: daß man einvernehms 
fich mit der Hoffommiffion in Geſetzſachen eine Abänderung in 
dem Strafgefege gegen das verbotene Spiel nicht räthlich finde, 
befonders da der $. 23 I. Th. d. St. ©. dem Richter zurei— 
chende Gewalt einräumt, die Strafe nah den Umftän- 
den des zu Beftrafenden zu modificiren. — — 


Bemerkung. 


Rückſichtlich einiger Spiele beftehen gewiſſe bejonbere Strafbeſtim⸗ 
mungen, wovon bie weſenilichſten bier kurz angeführt werben. 
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Hoffanzleidef. vom 25. Juni 1819, Zhl. 19,449. 
(Lügenau I. B. ©. 381.) 


Der Umftand, daß das Rotto- Patent vom Jahre 1813 
in Anfehung des ald Hazardfpiel verbotenen Spieles Bibiris 
die bejondere Strafe von 50 Dufaten gegen die Banfkhüter 
verhängt, hindert keineswegs gegen diejenigen, die fich dieſes 
verbotenen Spieles fehuldig machen, zugleich die dagegen ale 
eine fchwere Polizei-Uebertretung durch das Strafgefeg aus- 
gefprochene Strafjzurechnung eintreten zu laſſen. — — 


Daher kann die Verfügung des $. 30 des Lottopatentes 
fügli neben jener des $. 266 UI. Th. dv. St. ©. beftehen 
— — wobei e8 jedoch der Beurtheilung ded Richters überlaf- 
fen bleibt, bei Beftrafung der Banfhälter, wenn diefelben un- 
vermögend find, auf die gegen fie zugleich verhängte Gefälls- 
Uebertret. Strafe Rüdfiht zu nehmen. 


Hoffammerdef. v. 5. Dez. 1811, 3. 17,805. 
(Lügenan II, B. ©. 388.) 


— Es wird der Regierung erinnert, daß die Ausſpie— 
lung von Bretiofen nicht nach dem Lottopatente vom 9. 
Juni 1808, weldes nur von Zahlen: Lotterien fpricht, beur- 
theilt, fondern bei dem beftehenden Verbote vom Jahre 1785 
als ein Polizei-Vergehen angefehen werben müffe. — 


Tir. Bub. Verord. v. 29. April 1836, 3. 5352. 
(Prov. ©. ©. in Tir. v. Jahre 1836.) 


— Das alla mora Spiel ift hinfort in Gaft-, Schank⸗, 
Speife- und Kaffeehäufern nur in den Tagsftunden ge 
ftattet, in ven Nactftunden, d. i. vom Abend» bis zum 
Morgengeläute, verboten. — 


Die Inhaber folcher Gewerbe unterliegen bei vorlommen⸗ 
den Uebertretungen dieſes Verbotes im erften Balle einer Geld⸗ 
9* 
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ftr.afe von zwei Conv. Thalern, und wenn fie unvermögend 
find, einer verhältnigmäßigen Arreftftrafe. 
Im Falle einer wiederholten Uebertretung ift die Geld: 
ftrafe zu verdoppeln, oder die Arreftftrafe zu verfchärfen. 
Gleiche Strafe hat auch gegen die Gäfte einzutreten, 
wenn fie der Erinnerung des Wirthes oder Kaffeefchänfers 
feine Folge leiften. — — — 


$. 267. 


Trunfenbeit it an demjenigen zu bejtrafen, der 

Strafe. in der Beraufchung eine Handlung ausgeübet hat, die 
ihm außer dieſem Zuftande als Verbrechen zugerechnet 
würde. Die Strafe ift Arreſt von einem bis zu drei 
Monaten. War der Betrunfene fih aus Erfahrung 
bewußt, daß er in der Beraufchung heftigen Gemüthe- 
bewegungen ausgeſetzt iſt; jo foll der Arreſt verichärft, 
bei gräßlicheren Webelthaten aber auf ftrengen Arreft 
von ſechs Monaten erfennet werben. 


$. 268. 


— Eingealtete Trunkenheit iſt bei den Handwerkern 
beit. und Taglöhnern, die auf Dächern und Gerüſten ar— 
beiten, die mit feuergefährlichen Gegenjtänden umzu- 
gehen haben, bei derjenigen Claſſe von Dienftboten, 
durch deren Fahrläſſigkeit leicht Feuer entitehen kann, 

als eine fchwere PBolizei-Uebertretung, anfangs durch 
Züchtigung mit fünfzehn bis fünf und zwanzig Streihen, nachmals 

mit duch Falten und Sächtigung verjchärften Arreſte 
von drei Tagen bis zu einem Monate zu bejtrafen. 
Die Beltrafung eingealteter Trunfenheit wird zwar 

bei Fällen, welche durch ihre Deffentlichkeit zum obrig- 
feitlichen Kenntniffe gelangen, von Amts wegen ver- 
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hänget; außer dem aber nur, wann Meifter ober 
Dienftherren darüber bei der Obrigkeit Befchwerbe 
führen. 

| $. 269. 

Obwohl insgemein auch größere Unfittlichkeiten, * 
als: Entwendungen zwiſchen Verwandten, Verlepunmens über 
gen ber ehelichen Treue, thätige Verletzungen ſchuldi⸗ fonft zur 


ger Ehrerbietung der Kinder gegen die eltern, begäust ah 
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Dienftvolfes gegen die Dienftherren, und and. bergl. fe u for. 
fo lange ſolche Handlungen bloß in dem Innern der gegen vie 
Familien verfchloffen bleiben, ledig der häuslichen — 
Zucht überlaſſen fein müſſen: fo werden dieſe Unord 
nungen dennoch Uebertretungen gegen die öffentliche 
Sittlichkeit, ſo bald ſie ſo weit gehen, daß Aeltern, 
Vormünder, Erzieher, Verwandte, Ehegenoſſen, Dienſt— 
herren und and. dergl., ſich bemüſſiget finden, die 
Hülfe der Obrigkeit anzurufen. Dieſe iſt daher in 
ſolchen Fällen verpflichtet, zur Abwendung der Un— 
ordnung die Hände zu bieten, und nach gehöriger Un— 
terſuchung diejenige Beſtrafung zu verhängen, die ſie 

nach den Umſtänden zu einem wirkſamen Erfolge am 
zweckmäßigſten erachten wird. 


Bemerfung. 


Bon Erlöfchung der fchweren Polizei s Uebertretungen und ihrer 
Strafen (XIV. Hpift. I. Th. d. St. ©. $. 270 — 274) wird im allgem. 
Theile diefes Handb. gehandelt. 
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MR, 


Die in dem Patente vom 17. Janner 1850, 
Art. IE, UV, VIII und IX aufgeführten 
Webertretungen. 


A, 
Der boshaften Befhädigung fremden Eigenthums. 


B. 
Der Rückkehr eines Verwieſenen. 


U 
Des Diebftahls. 


D. 
Der Nachmachung oder Verfälſchung einer Öffentl. Urkunde. 


A, 
Bodhafte Beſchädigung fremden Eigenthumes. 


(Pat, vom 17. Jänner 1850, Art. II.) 


Art. I. 

Die im $. 74°) d. I. Th. des Strafgefehbuches 
bezeichnete boshafte Beichädigung fremden Eigenthums 
ift, wenn ber Schade, welcher entftanden, oder in dem 
Borfage des Thäters gelegen ift, fünf Gulden E. 
M. nicht überfteigt, nur ald Webertretung mit Ar- 
teft von einem Tage bis zu einem Monate zu be- 
firafen. 


) Der citidde $. 74 behandelt nämlich andere boshafte Befchä: 
digungen fremden Gigenthumes, als bie durch gewaltfamen Ginfall in 
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frembes unbewegliches Gut ($. 73 1, Theil des St. Geſetz.) herbeige⸗ 
führten. 

Man fehe $. 74 1. Th. d. St. G. mit dem bezüglichen Verordnungen 
im I. und II. Abſchn. diefes Handbuches. (I. Abfchn. A. Nr. 3, u. 
11. Abſchn. A. Nr. 2.) 


B. 


Rückkehr eined Verwiefenen. 
(Bat. v. 17. Jänner 1850. Art. IV.) 


Art. IV. 


Die in ben $$. 83 und 34 dee erften Theile 
des Strafgefeßbuches als Verbrechen erklärte Rückkehr 
eines Derwiejenen ift ald Webertretung nad 
Maßgabe des $. 81 U. Theild des Strafgefehes zu 
beftrafen. 


Der citirte €. 83 I. Th. d. St. ©. lautet: 


$. 83. „Wenn jemand, der aus den Ländern, worauf 
fich dieſes Geſetz erftredt, eined Verbrechens wegen verwiefen 
ift, unter was immer für einem Vorwande in eines derfelben 
zurüdfehrt, fo ift dieſe Rüdfehr ein Verbrechen (eine 
Uebertretung.)“ 
($. 84 ift außer Kraft gefekt.) 

Der $. 81 IT. Th. d. St. ©. behandelt die Rückkehr eines durch 
die Polizei: Behörden aus den fämmtlihen Erbländern Abgeſchaff— 
ten, und da felber eine Hebertretung begründet — (Art. X. d. St. P. 
D. v. 17. Jänner 1850) ift defien in diefem III. Abfchn. des vorliegenden 
Handbuches unter Nr. 1, — mit den einfchläg. Verordn. Erwähnung ger 
madt. (Sieh' II. Abſchn. Nr. 1 — B.) 


Der $. 81 U. TH. d. St. ©. lautet: 

$. 81. „Die Rüdfehr eines durch die Polizei» Behörden 
aus den fämmtlichen Erbländern Abgefchafften, fol das erfte 
Mal mit Arreft von einem bis zu drei Monaten; 
bei Wiederholung mit ſtrengem Arrefte von drei bis 
feh8 Monaten beftrafet werben.” 
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Diebftabl. 
(Bat. v. 17. Jänner 1850 Art. VII.) 


Art. VII. 

Die in dem $. 154 Zahl I. lit. a) und $. 156 
Zahl I. des I. Thls. vorfommenden Diebftähle find, 
wenn fie nicht zugleich den Betrag ober Werth von 
fünf Gulden C. M. überfteigen, nur ald Ueber: 
tretungen nach Vorſchrift des $. 210 des D. Thle. 
zu beitrafen. 

Der $. 154 I. Th. St. ©. lit. a) lautet: 

$. 154. Aus der Befchaffenheit der That ift der Dieb- 
ftahl ein Verbrechen, 

I. Ohne alle Rüdficht auf den Betrag: 

a) wenn er während einer Feuersbrunſt, Waffernoth, oder 
eined andern gemeinen, oder dem Beftohlenen infonberheit 
zugeftoßenen Bedrängnißes verübt worden. — — 

Der $. 156 1. Th. St. ©. 3. I. lautet: 

$. 156. Aus der Eigenfchaft des Thäters ift der Dieb- 
ftahl ein Berbrechen, 

1. Ohne alle Rüdficht auf den Betrag, wenn der Thäter 
fchon zweimal Diebftahld wegen beftrafet worden. — — 

Der $. 210 11. Th. St. ©. lautet: 

$. 210. Alle Diebftähle, welche nicht nach den in ben 
88. 152—156 des erften Theiled audgebrüdten Erfordernigen, 
ald Berbrechen beftraft zu werben geeignet find, follen mit 
einfachem oder ftrengen Arrefte von einer Wode bis 
zu drei Monaten beftraft, nach Befchaffenheit der Umftände 
ber Arreft auch mit ſchwerer Arbeit, Faſten und Züchtigung ver: 
fehärfet werden. 


(Man fehe über die vorfiehenden Paragraphe und die dazın einfchläg. 
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VBorordnungen (I. Abſchn. A. Nr. 15), (I. Abſch. A. Nr, 9), II. Abſch. 


6. Rr. 1.) 


D. 


Nachmachung oder VBerfälfchung einer Öffentli: 
chen Urkunde. 


(Pat. vom 17. Jänner 1850, Art. IX.) 


Art. X. 


Die in dem $. 178 lit. d. des erften Theiles, und 
in dem Hofkanzleidefrete vom 17. Mai 1819, Zahl 
1562 d. 3. ©. ©. ‚bezeichnete Nachahmung und Ber: 
fälſchung einer öffentlichen Urkunde, ift nur dann ale 
ftrafbarer Betrug anzufehen, wenn ihr die im 
$. 176 des I. Thls. vorausgefeßte böfe Abficht zu 
Grunde liegt. Außer diefem Falle aber foll fie ale 
Uebertretung nah $. 78 Hit. e) II. Th. d. St. G. 
mit Arreft von drei Tagen bis zu einem Monate ge: 
abndet werden. 


Der $. 178 lit. d. 1. Thls. lautet: 


$. 178. Die Fälle, in welchen der Betrug ſchon aus der 
Befchaffenheit der That zum Verbrechen wird, find: 


) Er 
d) Wenn Jemand eine öffentliche Urkunde, oder eine 
durch öffentliche Anftalt eingeführte Bezeichnung 
mit Stempel oder Probe nachmacht oder verfälfcht. 
3 Pe ee 
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Hofkanzleidef. vom 17. Mai 1819, Zahl 1562. 
d. J. G. S. 


Zur Behebung der Zweifel, welche uͤber den Sinn der im 
J. Th. St. G. über Verb. und ſchw. Pol.-Ueb. 8. 178 unter 
d) enthaltenen Vorſchrift entſtanden find, und zur warnenden 
Belehrung wird hiemit erklärt: 

a) Jede Verfälfchung einer Sffentlihen Urkunde, fie 
mag an was immer für einer Stelle der Urkunde (aus 
was immer für einer Abfiht) unternommen worden fein, ift 
ein Berbrechen des Betruges. (Patent vom 17. Jänner 
1850.) 


b) Unter die öffentlichen Urkunden gehören auch die von den 
beeideten Borftehern der Innungen oder Zünfte den Ge— 
fellen audgeftellten Kundfchaften oder die Stelle der 
Kundfchaften vertretenden Urkunden. (Pat. v. 24. Febr. 
1827. — Wanderbüdher.) 

Daher wird durch deren Verfälfchung, fie möge an 
was immer für einer Stelle berfelben, oder an der bei- 
gerüdten obrigfeitlichen Vidirung oder Beftätigung und 
aus was immer für einer Abfiht unternommen werben, 
dad Verbrechen des Betruges begangen. 

e) Die von einzelnen Meiftern einer Innung oder 
Zunft ihren Geſellen ausgeftellten Kundſchaften und die 
von Gewerbsleuten überhaupt ihren Gehülfen ertheilten 
Zeugniffe find am fich Feine öffentlichen Mrfunden. Ward 
ihnen aber, um anftatt eines Paſſes zu dienen, oder zu 
ihrer Beglaubigung von der. Behörde eine Vidirung 
oder Beftätigung beigefügt, fo ift jede, an was immer 
für einer Stelle der befräftigten Urfunde unternommene 
Berfälfhung (ohne Unterfchied der Abficht) das 
Berbrechen des Betruged. 


Die in $. 176 I. Th. d. St. G. ausgebrüdte böfe Mbficht ergibt 
fi) am beften aus ber dort gegebenen Begriffsbeftimmung bes Betruges- 
Der $. 176 lautet: 
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$. 176. Wer durch liſtige Borftellungen oder Handlun⸗ 
gen einen andern in einen Irrthum führt, durch welden 
Jemand an feinem Eigenthbume oder andern Red: 
ten Schaden leiden foll, oder, wer in diefer Abficht 
des andern Irrthum oder Unwifienheit benüget — begeht einen 
Betrug. 


Der $. 78 lit. e) II. Th. d. Strafgefeges behandelt die Uebertretung 
ber falfhen Meldung, und lautet wie folgt: 


$. 78. Da der öffentlichen Aufficht ein genaues Kennt» 
niß aller Einwohner und Fremden von größter Wichtigkeit fein 
muß, fo wird jede Nichtbefolgung der in diefer Abficht an je- 
dem Drte indbefondere beftehenden Vorfchriften, ald eine ſchwere 
PolizeisUebertretung betrachtet und beftraftl. Die Fälle diefer 
Uebertretungen find: 


a). 

Bi; 

) rer 
Be 


e) Wann jemand in dem Meldungszettel ſich einen 
falfhen Namen beilegt, einen falfchen Stand, eine 
falfche Befchäftigung, oder andere fälfchliche Um— 
ftände angibt, wodurch die öffentliche Aufficht irre 
geführt werden kann. Die Beſtrafung ift Arreft 
von drei Tagen bis zu einem Monate. — 


Man fehe $$. 176 u. 1781. Th. d. St. G.; u. das Hoffanzleis 
Defr. vom 17. Mat 1819. Nr. 1562 d. J. G. S. nebft den einschlägigen 
Verordnungen im 1. Abfchnitte (A. — Nr. 18); dann im U. Abfchnitte 
(A — Nr. 12); ferner $. 78 HM. Thells des St. ®. im IM. Abfchnitte 
(B— Rt. 1.) j 
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MR. 3. 


Alle einfachen Polizei : Hebertretungen, welche 
nicht der Gemeindepolizei zugewiefen werden. 


Anmerkung: Nah der Einleitung von ben Gegenſtänden bes 
Strafgefeges v. 3. Sept. 1803, werben als ftrafbar 
im Allgemeinen biejenigen geſetzwidrigen Handlungen er: 
Härt, welche ber Sicherheit im gemeinen Wefen nad: 
theilig find. (Abſchn. I. d. Ginleitung). 

Diefe geſetzwidrigen und firafbaren Handlungen theilt 
nun das Gefeh in drei Hauptflaffen: 

1. Berbrechen. 

2. Schwere Polizei s Webertretungen, 

3. Andere Uebertretungen. 

Verbrechen find jene geſetzwidrigen Handlungen und 
Unterlaflungen, bei welchen die Abficht eigens auf basje- 
nige gerichtet if, was die Sicherheit im gemeinen Weſen 
verlegt, und welche die Größe der Verlegung ober die 
gefährlihere Befhaffenheit der Umſtände zur 
Griminalbehandlung eignet. (Abſch. II. d. Einleitung.) 


Abfichtliche Berletzungen von geringerer als ver oben 
angegebenen Bedeutung, welche fich defhalb zur Criminal: 
behandlung nicht qualifiziren, und welche nur Ginrichtun: 
gen, die zum Schutze der Rechte und öffentlichen Sittlich— 
feit erlaffen find, angreifen, werben ſchwere Polizeis Ueber: 
tretungen genannt. (Abſchn. II, IV u. V d. Ginleitung.) 

Nur diefe beiven Hauptflafien der gefegwidrigen Hand: 
lungen, welche zum Unterfchieve von andern Ueber: 
tretungen als Berbrechen und ſchwere Poligeis Neber: 
tretungen ausbrüdiich bezeichnet werden, bilden das Objeft 
des allgemeinen Strafgeſetzes. Die dritte Claſſe der an- 
dern gefegwidbrigen Handlungen — einfache 
Polizeislebertretungen — werden nad) eigenen bar: 
über erlaflenen Vorſchriften beftraft. (Abfch. I, VII und 
VIII der Ginleitung.) 

Nach der in dem Abfchn. VI der Einleitung enthal: 
tenen pofitiven oder Nominalbeitimmung über Verbrechen 
und ſchwere Polizei Uebertretungen ift ein Verbrechen u. 
eine fchwere Polizei = Uebertretung eine folche ftrafbare 
Handlung oder Unterlafjung, welche in dem Strafgefepe 
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ausdrücklich als ein Berbrechen ober eine ſchwere Po: 
lizeis Uebertretung erfläret wird. 

Andere, dem öffentlihen Wefen minder nachtheilige 
geſetzwidrige Handlungen, fönnen demnach per analogiam 
nicht in eine der zwei erfigenannten Claſſen eingereihet 
werden, fondern find nach den über ihre Strafbarfeit nach 
Beit, Ort und auderen Verhältniſſen fich richtenden be; 
fondern Befimmungen zu behandeln, und heißen — 
einfache Polizei =: Hebertretungen. 

Bei der Unmöglichfeit, alle diefe einfachen Pos 
ligei-Uebertretungen aufzuzählen, welche fich zum 
Theil aus befonderen im Voraus völlig unbeftimmbaren 
Verbältniffen ergeben, und durch die Nichtbeobachtung ger 
wiſſer auf wechfelnde Umftände bafirter Anorbnungen ent: 
ftehen — kann nur auf die aus der Ginleitung zum allg. 
Strafgefeße fich ergebende Begriffsbeftimmung der ein» 
fahen Polizei-Uebertretungen und auf bie An- 
ordnung des Art. X. d. St. P. D. v. 17. Jänner 1850, 
Nr. 3 verwiefen werden. Zu Folge diefer legtgenannten 
Anordnung find von den ihrer Gattung nad beitimmten 
einfachen Polizei: Uebertretungen alle jene Uebertretungs: 
fälle ausgeſchieden, welche ausprüdlich der Gemeinde: 
polizei vorbehalten, und folglich dem Foro der Bezirke: 
gerichte pofitiv entzogen werden, *) 

(Man fehe die Einleitung zu den Gegenftänden bes 
Strafgefepes — im Allg. Th. I. Abſch.) (dann: Kubler's 
Erklaͤr. d. Strafgef. üb. ſchw. P. Ueb. 1. B. S. 3 u. d. f.) 


M 4. 


Die Uebertretungen ded $. 19 
des Patentes vom 13. März, gegen den 
Mifibraudy der Prefie. 


Patent vom 13. März 1849. 


($. 19.) 
— $. 19. Das Haufiren mit Drudichriften, 


*) (Sich’ den Anhang d, Handb, Hinfichtl, der Gemeindepolizei.) 
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das Ausrufen, Vertheilen, Beilbieten und Anfchlagen 
derfelben auf offener Straße ift gänzlich unterfagt. 
Das Verbot des Anfchlagens von Plakaten be- 
zieht fih nicht auf Kundmachungen Aämtlichen, rein 
örtlichen oder gewerblichen Inhaltes, als: Iheaterzet: 
tel, Ankündigungen von öffentlichen Luftbarkeiten, von 
Vermiethungen, Verkäufen und dergleichen; doch bür- 
fen diefe Ankündigungen nur an den von ber Behörde‘ 
dazu beftimmten Pläben angefchlagen werden. 


Die $$. 20 u. 21 werben der Ueberficht wegen hier aufgeführt, da er: 
ſterer die auf $. 19 bezüglicde Straffanftion, lepterer aber eine ein 
Ichlägige allgem. Beftimmung enthält. Diefe $$. lauten: 

$. 20. Die Uebertretung der in den vorftehenden $$. A, 
6, 7, 17—19 feftgefegten Vorfchriften ift an jedem Schulp- 
tragenden mit einer Geldbuße von 5 bis 100 fl. C. M. zu 
betrafen. — — — — 


$. 21. Geldſtrafen, die von ben Straffälligen nicht ein- 
gebracht, oder nicht ohne empfindlichen Nachtheil für den Un— 
terhalt der von ihm zu verpflegenden Angehörigen geleiftet wer- 
ben können, find in Arveftftrafen von je einem Tage für 
fünf Gulden C. M. zu verwandeln. 





JE 5. 


Nebertretungen 


ber in den $$. 23 und 31—33 des Pat. v. 17. März 
1849 über die Ausübung des 


Bereinigungd: und Berfammlungd:Nechtes 
enthaltenen Vorſchriften. 


Patent vom 17. März 1849, 
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(I. Abſch. über polit. Bereine.) 


— $.23. Wer das Abzeichen eines politis 
hen Vereines an fich trägt, verfällt in eine Strafe 
bis zwanzig Gulden C. M. 


(II. Abſch. über Volksverſammlungen.) 


— $. 31. Wer einer Volksverfammlung, ohne 
Aufforderung bewaffnet zu erfcheinen, dennoch mit 
Waffen verfehen beimohnt, verfällt in eine Strafe 
bis zu zwanzig Gulden C. M. Wenn eine DVerab- 
rebung mit mehreren zu Grunde liegt, kann auf Arreft 
bis zu vierzehn Tagen erkannt werden. 


$. 32. Wer eine Volfsverfammlung zu 
was immer für einem Zwede veranlaffen will, 
hat hiervon die Behörde, welche in dem Orte für bie 
Anfrechthaltung der öffentlichen Ordnung und Sicher: 
heit zu wachen bat, wenigftens drei Tage vor ber 
beabfichtigten Abhaltung durch fehriftliche Meldung zu 
benachrichtigen, widrigens er in eine Strafe von fünf- 
zig bis fünf hundert Gulden C. M. verfällt. 


$. 33. Diefe Anordnung hat auch für alle jene 
Geltung, welche eine allgemein zugängliche 
Verfammlung, ohne Beſchränkung auf geladene 
Säfte zum Behufe einer Feier, eines Aufzuges, eines 
Fefteffens, politifcher oder fozialer Diskuffionen oder 
Betitionen veranftalten; findet aber auf Verſammlun— 
gen feine Anwendung, welche nur die Ausübung eines 
gefeblich geftatteten Kultus ober vorbereitende Wahl- 
befprechungen zum augjchließlichen Zwede haben. 
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Die $$. 1 inchufive 22, dann $$. 24 inclufive 30; ferner $. 34 in: 
elufive 42 des vorfiehenden Patentes vom 17. März 1849 über die Aus 
übuug bed Bereinigungs- und. Berfammlungsrechtes find zufolge Art. IX. 
ber Strafurojeforbnung vom 17. Jänner 1850 B. Nr. 20. den Bezirks: 
Eollegialgerichten zur Amtshandlung zugewiefen. 

(Man fehe hierüber Abjch. II. von ven den Bez.-Eollegialgerichten zus 
gewiejenen Vergehen B. Nr. 20.) 


Die 88. 39, 41 u. 42 des ebeu befprochenen Afforiationd:Gefeges vom 
17. März 1849 werben als allgemein: Paragraphe zur Erleichterung ber 
Ueberficht hier angeführt. 


$. 39. Wenn jebodh eine der in ben $$. 30, 31, 34, 
37, 38 bezeichneten Handlungen ſchon in ben allgemeinen 
Strafgefegen als ftrafbar erklärt ift, fo fommen dieſe in 
Anwendung. 


$. 41. Geldftrafen, die von den Straffälligen nidht 
eingebracht, oder doch nicht ohne empfindlichen Nachtheil für 
den Unterhalt der von ihm zu verpflegenden Angehörigen ge- 
leiftet werden fönnen, find in Arreftftrafe von einem Tage für 
je fünf Gulden zu verwandeln. 


$. 42. Alle nach diefem Geſetze eingehobenen Geldftrafen 
fallen in die Gemeindefaffa *) zum Beften der Armen. 


*) $. 7 der Strafprogefordnung vom 17. Jänner 1850. 


[Zu 7 Ber X 
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Don dem Reichsgerichte. 


Auszug 
aus der Reichsverfaſſung für das Kaiſer— 
thum Oeſterreich 
vom 4. März 1849. 


(XIN. Abſchnitt. $. 106 u. 107.) 


$. 106. 
Es foll ein oberftes Reichsgericht eingefeßt werben, 
welched von Amtöwegen oder auf geführte Klage in folgenden 
Fällen einzufchreiten haben wird: 


I. Als Schiedsgericht: bei Streitfragen zwifchen dem 
Reiche und den einzelnen Kronländern, oder zwifchen ein- 
zelnen Kronländern unter fich, in fo ferne der Gegenftand 
nicht in den Bereich der gefeggebenden Reichögewalt ge: 
hört. 


U. Als oberfte Inftang: bei Verlegungen der politi- 
ſchen Redte. 
I. Als unterfuchende und oberfte rihtende Behörde: 


a) bei Anklagen gegen die Minifter und Statt: 
halter; dann 


b) bei Verfhwörungen und Attentaten ges 
gen ben Monarchen oder NRegenten, und in Fäl- 
len von Doch: oder Landedverratb. 


$. 107. ü ’ 


Der Sit des Reichögerichtes ift in Wien, und es wird 
durch ein befondered Geſetz beftimmt, wie die Beftellung ber 
Richter mit Rüdficht auf die einzelnen Kronländer ftattfinden, 
wie groß ‚die Zahl derfelben, und wie dad Verfahren des Ge— 
richted fein fol. 


Von dem Hochverrathe. 


(VIL Hauptſtück L Th. d. St. ©.) 


($. 52-56.) 
$. 52. 
Das Verbrechen des Hochverrathes begeht: — 


a) Der die perfönliche Sicherheit: des Oberhauptes des 
Staates verleket. 


b) Der etwas unternimmt, was auf eine gewaltiame 
Veränderung der Staatsverfaflung, auf Zuzie— 
hung oder Dergrößerung einer Gefahr von Au- 
fen gegen ben Staat angelegt wäre, es geichehe 
öffentlich oder im Verborgenen, von einzelnen 
PBerfonen, oder in Verbindungen, durch Anfpin- 
nung, Rath oder eigene That, mit ober ohne Er- 
greifung der Waffen, durch mitgetheilte, zu jol- 
chem Zwecke leitende Geheimniffe oder Anichläge; 
durch Aufwiegelung, Anwerbung, Ausſpähung, 
Unterftügung, oder durch was fonft immer für 
eine dahin abzielende Handlung. 


HoffanzleisPräfidial-Eröffnung vom 10. Nov. 
1821, 3. 32,698. 
Girculare 
des f, & tirol. vorarlb. Landesguberniums 
vom 26. Nov. 1821. 


(Tir. Prov. ©. ©. v. Jahre 1821. 8.9. ©. 793.) 


Seine ff. Majeftät haben, um Allerhöchft Ihre getreuen 
Unterthamen vor den gemeinfchäblichen Lehren und der Ver⸗ 
führung der Sekte der fogenannten Carbonari, welde ihr 
Unwefen in einem Theile von Italien getrieben haben, zu 
warnen‘, allergnädigft zu befehlen geruht, daß die eben fo ver- 
brecherifchen als ftaatögefährlichen Zwede dieſer verderblichen 
Geſellſchaft, welche übrigens nicht allen Gliedern derfelben von 
den Obern eröffnet werden, fo wie fie bei den hierwegen ftatt 
gefundenen Unterfuchungen hervorfamen, zu Jedermanns Wifs 
ſenſchaft allgemein befannt gemacht werben. 


Die entfchiedene Tendenz der Bereinigung der Carbo— 
nari ift die Ummwälzung und Auflöfung der beftehenden Res 
gierungen. 


So wie es ſich nun von felbft verfteht. daß jeder, wel⸗ 
cher diefen Zwed fannte, und demungeachtet in die Gefell- 
fchaft ver Garbonari trat, nach dem 52. $. des Strafge- 
fees über Verbrechen des Hochverrathes fchuldig it, oder wenn 
‚er nach den $$. 54. und 55. deffelben Strafgefeges, da ihm 
ichon der Zwed befannt war, die Fortfchritte diefer Sefte nicht 
binderte, oder die Glieder derfelben anzuzeigen unterließ, fich 
dieſes Verbrechens mitfchuldig gemacht hat, und die von dem 
Geſetze darüber verhängte Strafe verwirfe; eben fo wird fich 
vom Tage der Kundmachung des gegenwärtigen Circulars ans 
gefangen, Niemand mehr mit der Unwifienheit des Zweckes 
der Sekte der Carbonari entjchuldigen können, und wer im— 
mer daher feit diefem Zeitpunfte in dieſe Gefellfchaft tritt, oder 
nach felbem die Fortſchritte derfelben zu hindern, oder ihre 


Glieder anzuzeigen unterläßt, wird nach den Beftimmungen 
der Paragraphe 52, 53, 54 und 55 des Strafgeſetzes über 
Verbrechen, welche unten im vollen Texte angeführt find, ab» 
geurtheilt werben. 


Eben fo findet der $. 56 des gedachten Strafgefegbuches 
in Anfehung der Bälle, wo bei biefen Fällen den Entdeckern 
gänzlihe Straflofigkeit und Geheimhaltung zugefichert ift, in 
Anfehung der Gefellfchaft der Earbonari feine Anwendung, 
daher er auch hier zu Jedermannd Kenntniß in vollem Terte 
aufgeführt ift. 


(Nun folgen die $$. 52, 53, 54, 55 und 56 des GStrafgefeßbuches 
über Berbrechen.) 


Hoffanzlei-Defret vom 20. Juli 1833, 
an fämmtl. Zänderftellen. 


(Mauer, 1.Bb. ©. 288.) 


Es hat fich in der neuern Zeit eine geheime Geſellſchaft 
unter dem Namen „Giovine Italia‘ gebildet, welche in ihrer 
ftaatögefährlihen Tendenz jener der Garbonari nicht allein 
. gleich fümmt, fondern mit der Anwendung der Mittel einen 
noch weit gefteigerteren Grad von Verruchtheit zeigt. 


Um nun die Unterthanen Se. k. f. opoſt. Majeftät von 
den gemeinfchäblichen Lehren, dem intritte in dieſelbe, fo wie 
deren Folgen bei Zeiten zu warnen, ift ed laut höchften Hand- 
fchreibend vom 18. Juli 1833 der Wille St. k, f. Majeftät, 
daß das beiliegende Eirculare mit gehöriger Befchleunigung und 
auf die gewöhnliche Art in allen deutfchserbländifchen Provin- 
zen, fo wie in dem lomb.-venet. Königreiche in den landes— 
üblichen Sprachen jeder Provinz durch den Drud befannt ge 
macht werde. 
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Eirkulare der f. f. Landesregierung im Erzher— 
zogthum Defterreih u.d. Enns v. 21. Juli 1833. 


Als vor zwölf Jahren die Sekte der Earbonari die bür- 
gerliche Ordnung in den Staaten. Italiens. mit einem gänzli- 
hen Umfturz bevrohte, haben Ge. f. k. Majeftät um a. h. 
Ihre Unterthanen vor den gemeinfchäblichen Lehren biefer Sefte 
au warnen, bie eben fo verbrecherifihen als ftaatögefährlichen 
Zwecke derfelben durch die Verordnung vom 16. Nov. 1821 
zu Jedermanns Wiſſenſchaft allgemein befannt machen laffen, 
damit unerfahrene und leichtfinnige Menfchen, denen die Obern 
diefe Zwede forgfältig verhehlen, hierüber belehrt, von der 
Theilnahme an der Verbindung ver arbonari abgehalten 
würden. 


Die gleiche väterliche Sorgfalt des Landesfürften beftimmte 
a. b. denfelben nunmehr die nämliche Maßregel in Beziehung 
auf die im Laufe der neuen Zeitereigniffe gebildete nicht min- 
der gefährliche, vielmehr einen gefteigertern Grab der Carbo— 
nari darftellende Verbindung unter der Benennung „Giovine 
Italia‘ (des jungen Italiens) anzuordnen. 


Die Tendenz diefer Vereinigung ift der Umfturz der ber 
ftehenden Regierungen und ber gefammten bürgerlichen Orb» 
nung; die Mittel, deren fie fich bedient, find die Verführung 
und felbft der durch geheime Obere ın Form von Vehmge⸗ 
richten ausgeſprochene Mord. 


So wie es ſich nun von ſelbſt verſteht, daß Jeder, wel— 
cher dieſe hochverrätheriſchen Zwecke kannte, und 
dem ungeachtet in die Geſellſchaft der Giovine Italia trat, nach 
dem $. 52 des Strafgefeges über Verbrechen des Hochverra— 
thes ſchuldig iftz oder wenn er nach den $$. 54 und 55 deſſel— 
ben Strafgefegbuches, da ihm der Zwed jchon befannt war, 
die Fortfchritte diefer Verbindung nicht hinderte, oder die Mit: 
glieder derfelben anzuzeigen unterließ, fich diefed Verbrechens 
mitfhuldig gemacht hat, und die von dem Geſetze darüber 
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verhängte Strafe verwirkte; eben fo wird fidh von dem Tage 
der Kundmachung gegenwärtiger Verordnung Niemand mehr 
mit der Unwiſſenheit des Zwedes der Gefellfchaft „Giovine 
Italia‘ entfchuldigen können. 


Mer daher immer von dem Zeitpunfte an, in gedachte 
Verbindung tritt, oder die Fortfchritte verfelben zu- 
hindern, oder ihre Mitglieder anzuzeigen ferner unters 
läßt, wird nach den Beftimmungen ber $$. 32, 53, 54 und 
55 des Strafgefegbuches über Verbrechen, welche unten ihrem 
vollen Inhalte nach angeführt find — abgeurtheilt werden. 


Eben fo findet der $. 56 bed gedachten Strafgefegbuches 
in Anfehung jener Bälle, in welchen den Entdedern gänzliche 
Straflofigfeit und Geheimhaltung zugefichert ift, auch) 
auf die Gefellichaft Giovine Italia feine Anwendung; daher er 
hier ebenfall® feinem vollen Inhalte nach angeführt wird. 


(Bolgen die $$. 52, 53, 54, 55, und 56 bes St. G. I. The.) 


Das Batentv. 4 Jänner 1834, Nr. 2637.93. ©. ©, 


über die Behandlung der gegenfeitigen Unterthanen von Defterreich, 
Rußland und. Preußen, melde ſich des Verbrechens des Hochverra- 
thes oder der Empörung fchuldig gemacht, oder fich in eine gegen die Si- 
herheit des Thrones und der Regierung gerichtete Verbindung eingelaflen 
haben, wurbe bei $. 33 I, Th, d. St. ©. bemerft. (Sieh' allgem. Theil 
I. Abſchn. bei $. 33.) 


Patent vom 24. Oktober 1837. 


Die deutfhe Bundesverfammlung hat über bie 
Beftrafung der Verbrechen gegen den deutſchen Bund 
und über die gegenfeitige Auslieferung der Staatöverbrecher in 
ber Sigung vom 18. Auguft 1836 mit unferer Mitwirkung 
und Beiftimmung nachfolgenden Beichluß gefaßt: 


L Art. Da nicht nur der Zweck des deutfchen Bundes in ber 
Erhaltung der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit 


. Art. 
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der deutfchen Staaten, fo wie in jener der äußern 
und innern Ruhe und Sicherheit Deutfchlande 
befteht, fondern auch die Verfaffung des Bundes 
wegen ihres wefentlichen Zufammenhanges mit den 
Verfaffungen der einzelnen Bunbesftaaten als ein 
nothwendiger Beftandtheil der Letztern anzufehen 
ift, mithin ein gegen den Bund oder befien Ver⸗ 
faffung gerichteter Angriff zugleih einen Angriff 
gegen jeden einzelnen Bundesſtaat in fich begreift, 
fo ift jedes Unternehmen gegen die Eri- 
ſtenz, die Integrität, die Sicherheit oder 
die Berfaffung des beutfhen Bundes in 
den einzelnen Bundedftaaten nah Maß— 
gabe der in den Letztern beftehenden oder kuͤnftig 
in Wirkjamfeit tretenden Geſetze, nach welchen 
eine gleiche gegen den einzelnen Bundesſtaat ber 
gangene Handlung ald Hochverrath, Landes— 
verrath, oder unter einer andern Benen- 
nung zu richten wäre, au beurtheilen uud zu 
beftrafen. 


Die Bundesftaaten verpflichten fich gegen einan- 
der, Individuen, welche der Anftiftung eines 
gegen ben Souverain oder gegen die Exiſtenz, Ins 
tegrität, Verſaſſung oder Sicherheit eines andern 
Bundesftaated gerichteten Unternehmens oder einer 
darauf abzielenden Verbindung, der Theilnahme 
daran, oder der Begünftigung derſelben beinzichti- 
get find, dem verlegten oder bedrohten 
Staate auf Berlangen auszuliefern. — 
Vorausgeſetzt, daß ein foldhes Individuum nicht, 
entweder ein Unterthan bed um die Auslieferung 
angegangenen Staates jelbft, oder in demfelben 
ſchon wegen anderer ihm zur Laſt fallenden Ver: 
brechen zu unterfuchen oder zu beftrafen iſt. Sollte 
das Unternehmen, defien der Auszuliefernde beins 
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zichtiget if, gegen mehrere andere Bundes - 
ftaaten gerichtet fein, jo hat die Auslieferung an 
jenen diefer Staaten zu gefchehen, welcher darum 
zuerft das Anfuchen ftellet. 

Wir befehlen daher diefen Bundestagsbefchluß 
feinem ganzen Inhalte nach in Unfern zum deut- 
fhen Bunde gehörigen Staaten genau zu be 
folgen, und in Vollzug zu feßen. 


Zugleich verordnen Wir, dag der in dem L 
Art. vorftehenden Bundestagsbefchlußges in Ruͤck— 
fiht der Beftrafung der Angriffe auf ben 
deutfhen Bund angenommene Grundfag auch 
in Unfern zum deutfhen Bunde nicht ge— 
hörigen Staaten, in welchen das Strafgefeß- 
buch vom Jahre 1803 eingeführt ift, zur Ans 
wendung gebracht werben folle. 


$. 53. 
Auf diejes Verbrechen, wäre es auch ohne allen eine des 
Erfolg, nur bei dem DVerfuche geblieben, wird die Tor ter. 
desſtrafe verhängt. 


$. 54. 

Wer eine in den KHochverrath einfchlagende . Un Mitsub 
ternehmung, die er leicht und ohne eigene Gefahr in — 
ihrer weitern Fortſchreitung verhindern konnte, zu hin— ee 
dern vorfäglich unterläßt, macht fi des Verbrechens The 
mitſchuldig, und fol lebenslang mit fchwereftem Ker⸗ 
ker beſtraft werden. 


$. 55. 
Auch derjenige macht fich mitjchuldig, der einen Du 


Unterlaf- 


ibm befannten, bes Hochverrathes fehuldigen Verbre⸗ fung re 
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Anzeige ss cher ber Obrigkeit anzuzeigen bebächtlih unterläßt, 
wofern nicht aus den Umftänden erhellet, daß der un- 
terbleibenden Anzeige ungeachtet eine fchädliche Folge 
nicht mehr zu beforgen ift. Ein ſolcher Mitfchuldiger 
fol lebenslang mit fchwerer Kerkerftrafe beftraft werden. 


$. 56. 
Nachicht Wer ſich in die in dem zweiten Punkte des 


der Strafe 


5* 52. $. angedeuteten, auf Hochverrath abzielenden Verbin— 
Reue. dungen eingelaſſen, in der Folge aber durch Reue 
- bewogen, die Mitglieder derſelben, ihre Sabungen, 
Abjichten und Unternehmungen der Obrigkeit zu einer 
Zeit, da jie noch geheim waren, und der Schade ver- 
hindert werden fonnte, entdectet; dem wird die gänzli- 
he Straflofigkeit und die Geheimhaltung der gemady- 

ten Anzeige zugefichert. 


Bemerkung. 


In fo ferne die $$. 60 und 77 1. Th. d. St. ©. B. — erflerer von 
Behandlung der Ausſpäher, Iepterer von Behandlung der unbefugten 
Werbung — befondere in den Hochverrath einfchlagende Unternehmun- 
gen betreffen, werben fie mit den bezüglichen Verordnungen hier nachſte— 
hend angeführt. 


Der $. 60 I, Th. des St. ©. lautet: 


$. 60. 
Beam In Abficht auf die Ausfpaher (Spione) fol es 
ausfpäper, bei dem bleiben, was wegen ihrer Aburtheilung und 
Beitrafung durch die Militärbehörde in den Kriegsge— 
feßen verordnet ift. 


(Man ſehe das bei $. 77 angeführte Hoflanzleidelret.) 
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Dar $. 771% d. St. ©. lautet: 


$. 77. 


Mer für fremde Kriegsdienfte, oder wer einen®chantung 
zu einem Militärkörper gehörigen Mann auch nur zur Were. 
Anfiedlung in fremde Lander wirbt, ift nach dem 
Kriegsgefege, und durch das Militärgericht zu verur: 
theilen, und zu betrafen. 


Hoffanzleidefret vom 12. Mai 1825, 35. 13,439; 
a. h. Entſchl. vom 30. Juli 1821. 


Kundmadung 
des k. E. tir. vorarlb. Gub. vom A. Juni 1825, 
Nr. 10,931—1171. 


Grläuterung ber $$. 60 und 77 des Gefepbuches über Berbrechen, wegen 
Beſtrafung der Ausjpähung und Falſchwerbung. 


Das Gefegbuch über Verbrechen bezieht ſich ſowohl in 
Abſicht auf die Behandlung der Ausſpäher (Spione) $. 60, 
ald auch der unbefugten Werber $. 77, auf die in den Kriegs: 
gejegen darüber enthaltenen Beftimmungen. Da aber die Mir 
litärgefege, denen in Rüdficht diefer Verbrechen auch Eivil-, 
und andere zur Militärgerichtsbarkeit fonft nicht gehörige Per— 
fonen unterliegen, nach ihrem genaueren Inhalte nicht allge 
mein befannt find, und da ferner Se. Maj. die Strenge ber- 
felben für verfchienene Fälle in Beziehung auf gedachte Perfo- 
nen zu mildern geruhten; fo werden in Folge allerhöchiter 
Eniſchließung vom 20. Juli 1821, und hohen Hoffanzleideft, 
vom 12. Mai I. I. Zahl 19493/, .95 hiemit die Strafbeftim- 
mungen, welche jelcher Verbrechen wegen gegen Perſonen ber 
erwähnten Art Anwendung Haben follen, zur allgemeinen 
Kenntnig gebracht. 
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$. 1. Wer die Stärke oder den Zuftand ber 
Armee, ihre Veranftaltungen oder Pläne, ihre Stel- 
lungen oder Bewegungen, den Zuftand einer Feſtung 
oder Feldverfchanzung, der Vorräthe oder Magazine, 
überhaupt folche Verhältniſſe oder Gegenftände, welche 
auf die militärische Vertheidigung des Staates oder 
die Operationen der Armee Beziehung haben, in der 
Abficht auskfundichaftet, um dem Weinde auf was im- 
mer für eine Weife davon Nachricht zu geben, macht 
fi) des Verbrechens der Ausfpahung jchuldig. 


$. 2. Diejes Verbrechen fol, ohne Rückficht 
auf die fonftige Gerichtsbehörde des Verbrechers, in 
Folge $. 60 des Geſetzbuches über Verbrechen durch 
die Militärbehörde unterfucht, und wäre e8 auch ohne 
allen Erfolg nur bei dem Verfuche geblieben, mit dem 
Tode duch den Strang beftraft werden. 


Auch ift gegen den Verbrecher, wenn er auf ber 
That oder noch während des Krieges ergriffen wird, 
ftandrechtmäßig zu verfahren. 


$. 3. Wer dem feindlichen Ausfpäher entweder 
zu der Auskundfchaftung felbit, oder zur Benachrichti- 
gung des Feindes von den ausgekundfchafteten Ber: 
hältniſſen oder Gegenftänden, es fei durch Rath oder 
That, vorſätzlich Hilfe leiftet, macht fich des Verbre— 
chens mitjhuldig, und ift, gleich dem Ausjpäher, nad 
Vorfchrift des F. 2 zu behandeln und zu beftrafen. 


$. 4. Wer eine folhe Auskundichaftung oder 
Mittheilung an den Beind, wenn er fie, ohne fich 
einer Gefahr augzufegen, zu verhindern vermag, vor: 
fäglich nicht verhindert; ferner, wer einen ihm bekann— 
ten feindlichen Ausfpaher, den er ohne eigene Gefahr 
der Obrigkeit anzeigen kann, derjelben anzuzeigen vor- 
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faglich unterläßt, ift ebenfalls für mitichuldig zu ach— 
ten, und fol zu lebenslanger Schanzarbeit verurtheilt 
werden. j 


$. 5. Auch derjenige ift ald Ausfpäher anzu: 
fehen, der im Frieden folche Vorkehrungen oder Ges 
genftände, welche auf die Kriegsmacht des Staates 
oder die militärifche Vertheidigung desfelben Beziehung 
haben, und die von dem Staate nicht öffentlich getrof- 
fen oder behandelt werben, in ber Abficht auskund— 
fchaftet, um einem fremden Staate davon Nachricht 
zu geben. 


$. 6. Ein folder Ausfpaher fol nah Maaß 
ber angemwendeten Lift, der Wichtigkeit der Ausſpähung 
und der Größe des Schadens, der für den Staat 
daraus entftehen kann, mit Schanzarbeit von einem 
bis fünf Jahren, und wenn die Mittheilung fchon 
wirklich an den fremden Staat gefchehen, oder felbft 
bereits ein Schaden daraus entitanden ijt, mit Schanz- 
arbeit von fünf bis zehn Jahren beftrafet werben. 
Mare aber die Ausſpähung eigens in der Abficht un: 
ternommen worden, um dem Staate eine Gefahr von 
außen zuzuziehen, ober eine folche Gefahr zu vergroͤ— 
fern, oder wäre fie insbejondere zu einer Zeit, wo 
der Krieg auf dem Ausbruche geitanden, und von einer 
Perſon, welche von diefem Umftande Wiſſenſchaft ge- 
habt, zu dem Ende unternommen worden, um derje— 
nigen auswärtigen Macht, welche dem Staate Anftal- 
ten zu feiner DVertheidigung zu treffen Anlaß gegeben, 
von den ausgekundjchafteten Vorkehrungen ober Ge— 
genftänden Nachricht zu ertheilen; jo hat, wenn das 
Verbrechen auch ohne alfen Erfolg nur bei dem Ber: 
fuche geblieben wäre, die Strafe des Stranges Statt. 


6. 7. Wer dem Ausfpäher bei einer Ausfpd« 
2 
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bung im Frieden durch Rath ober That vorfäplich 
Hilfe leiftet, ift wie der Ausſpäher ſelbſt zu beftrafen. 
Wenn jedoch ein folcher Mitfchuldiger in einem alle, 
wo nad $. 6 gegen den Ausfpäher die Todesſtrafe 
Anwendung findet, von der zur Berhängung derfelben 
nach eben diefem Paragrafe erforderlichen eigentlichen 
Beichaffenheit und Abficht der Ausſpähung Feine Kennt- 
niß hatte; fo ift derfelbe lediglich mit Schanzarbeit zu 
beftrafen, und ſolche nach Worfchrift des nämlichen 
Paragrafes auszumefjen. 


$. 8. Wer im Frieden eine Ausfpähung, bie er 
ohne eigene Gefahr verhindern kann, zu hindern, oder 
einen ihm bekannten Ausfpäher der Obrigkeit anzuzeis 
gen vorfäglich unterläßt, fol zu ein= bie dreijähriger, 
und falls in Folge feiner Unterlaffung die Mittheilung 
an den fremden Staat wirklich gefchehen, oder felbft 
fhon ein Schaden daraus entftanden wäre, zu drei— 
bis fünfjähriger Schanzarbeit verurtheilt werden. Wenn 
aber ein Mitjchuldiger diefer Art in einem Falle, wo 
gegen ben Ausſpäher felbit nach $. 6 die Todesſtrafe 
Anwendung bat, von ber Beichaffenheit und Abſicht 
ber Ausjpahung, welche nach gedachtem Paragrafe zur 
Verhängung der Todesſtrafe erforderlich ift, Wiſſen— 
fchaft hatte; fo ift derfelbe zu lebenslanger Schanzar- 
beit zu verurtheilen. 


$. 9. Ausjpahungen, welche in einer unter b) 
$. 52 des Geſetzbuches über Verbrechen erwähnten 
hochverrätherifchen Abficht, aber nicht in Betreff von 
Vorkehrungen, Verhältniffen oder Gegenftänden der in 
dem eriten und fünften Paragrafe der gegenwärtigen 
Vorſchrift bezeichneten Art unternommen worden, find 
von den kompetenten Kriminalgerichten des Eivilftandeg 
nach den Beitimmungen der $$. 52 bis 55 des ges 
dachten Gejegbuches zu beurtheilen und zu beftrafen. 
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$. 10. Wer für fremde Kriegsdienfte wirbt, 
fol, ohne Rückſicht auf feine fonftige Gerichtsbehörde, 
in Folge $. 77 des Gefepbuches über Verbrechen 
durch die Militärbehörde unterjucht, und, wenn er das 
Verbrechen in Kriegszeiten verlibt hat, mit dem Strange 
hingerichtet werden. Diefe Behandlung und Beftra- 
fung bat nicht minder gegen foldhe Werber Statt, 
welche zur Zeit des Krieges Soldaten, oder zum Mi- 
litärkörper gehörige Dienftfnechte auch nur zur An: 
fiedelung für fremde Länder werben. Auf gleiche 
Weiſe find um fo mehr diejenigen zu behandeln und 
zu beftrafen, die zu folcher Zeit fich des Menſchen— 
raubes ſchuldig machen, um fremden Truppen Rekru— 
ten, oder einem fremden Staate zum Meilitärkörper 
gehörige Perſonen als Anfiedler zuzuführen. Auch ijt 
in einem, wie in dem andern dieſer Bälle gegen den 
Verbrecher, wenn er noch während des Krieges ergrif: 
fen wird, ftandrechtmaßig zu verfahren. 


$. 11. Wird eines diefer Verbrechen zur Zeit 
des Friedens verübt, fo foll der Verbrecher, falls er 
einer ber bezeichneten Werbungen fchuldig ift, mit fünf- 
bis zehnjähriger, und wenn er dem Ötaate oder der 
Armee fchon wirklich einen oder den andern Mann 
entzogen, und feine Werbung noch weiter fortgefekt, 
oder wiederholt, oder, wenn er das Verbrechen zu einer 
Zeit, wo der Frieden des Staates bedrohet ijt, aug- 
geübt, und von diefem Umftande Wiffenfchaft gehabt 
- hat, mit zehn: bis zwanzigjähriger, im Falle des Men- 
fchenraubes ‚aber mit lebenslanger Schanzarbeit beitras 
fet werben. 


$. 12. Auch derjenige, der zur Ausübung eines 

biefer Berbrechen, die in feiner Macht geitandenen 

Mittel angewendet hat, und von ber wirklichen Voll 
2* 
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bringung, indem er fchon in ber leßten dazu erforder: 
lichen Handlung begriffen war, blos durch Dazwiichen- 
funft eines fremden KHinderniffes, oder durch Zufall 
abgehalten worden ift, foll, je nachdem er dad Ver— 
brechen zu Kriege: ‚oder Priedengzeiten unternommen, 
nach dem $. 10 oder 11 behandelt und beftraft wer: 
den. Waͤre aber der Verbrecher in dem Verſuche nicht 
fo weit vorgefchritten, fo ift derfelbe nad) Maß, ale 
fein Berfuh von der Vollbringung des Verbrechens 
entfernt geblieben, und mit Rückſicht, ob folcher zu 
Friedens: oder Kriegszeiten gefchehen, in Fällen, wenn 
eine der erwähnten Werbungen verfucht worden, zu 
ein= bis fünfjähriger, wenn aber ein Menfchenraub 
der bezeichneten Art unternommen worden, zu fünf- 
bis zehnjähriger Schanzarbeit zu verurtheilen. 


$. 12. Wer bei einer der gedachten Unterneh— 
mungen dem Berbrecher durch Rath ober That vor: 
ſätzlich Hilfe leiftet, ift wie der Verbrecher felbft zu 
behandeln und zu beftrafen. Jedoch kann in Fallen, 
wo nach) dem eilften Paragraf gegen den Werber 
zehn- bis zwanzigjährige Strafe Anwendung findet, 
ein folder Mitfchuldiger, wenn er dem Werber nur 
zu einer oder der andern einzelnen Werbung Hilfe 
geleitet, oder von dem Umftande, daß der Frieden des 
Staates bedrohet fei, Feine Wiſſenſchaft gehabt hat, 
lediglich mit fünf: bis zehnjähriger Schanzarbeit be: 
ftraft werden. 


$. 14. Wer eined der erwähnten Verbrechen, 
wenn er es ohne eigene Gefahr verhindern kann, zu 
hindern, oder einen folchen ihm bekannten Berbrecyer 
der Obrigkeit anzuzeigen vorjäglich unterläßt, ift mit 
Bedacht, ob die Unterlaffung zu Friedens: oder Kriegs: 
zeiten geichehen, zu ein bis fünfjähriger Schanzarbeit 
zu verurtheilen. 
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$. 15. Wer einen Ausfpaher, Werber oder 
Menichenräuber der in diefer Vorfchrift $. 1, 5, 10 
und 11 gedachten Art der Obrigfeit anzeigt, oder das 
Verbrechen durch Ergreifung und Fefthaltung des Ver: 
brechers ober fonft mit der That verhindert, erbalt 
eine Belohnung von hundert Dufaten, und nach Um: 
ftänden von höherem Betrage. Auch wird demjenigen, 
der ſich bei einer dieſer Handlungen oder Unterneh— 
mungen einer Mitwirkung ſchuldig gemacht, wenn er, 
durch Reue bewogen, eine ſolche Anzeige zu einer Zeit 
bewerfitelliget, wo die Handlung oder Unternehmung 
noch unwirkſam gemacht werden kann, oder, wenn er 
aus gleihem Beweggrunde die Ausführung des Ver: 
brechens auf eine oder andere Weiſe ſelbſt verhindert, 
nicht nur die Straflofigfeit, fondern auch, wofern er 
nicht felbft der Anftifter der Handlung oder Unterneh: 
mung war, die erwahnte Belohnung zugejichert. 


Gemeinde - Polizei. 9) 


Proviforifches Gemeinde-Gefek vom 17. März 1850. 
(II. Abth. 1. Kap.) 
($$. 119—125. $. 134.) 
| Auszug. 


$. 119. 

Eine der mefentlichften Aufgaben des Bürgermeifters ift 
die Handhabung der Reinlichkeitö-, Geſundheits-, 
Armen», Straßen», Feuer: Markt-, Sittlichkeits-, 
Baus und GefindesPolizei, dann die Auffiht auf die 
Gemarfungen und bie Fürforge für die Sicherheit der 
Perfon und des Eigenthums. 


$. 120. 
Der Bürgermeifter ift verpflichtet, die Straßenbettelei 
hintan zu halten, und nicht zur Gemeinde gehörige Bettler 
audzumeifen. 


$. 121. 

Er ift verpflichtet, die zur Handhabung der ihm in den 
beiden vorhergehenden Paragraphen auferlegten Obliegenbeiten, 
fo wie überhaupt zur Erhaltung der innern Ruhe und öffent: 
lichen Sicherheit erforderlihen Anftalten rechtzeitig zu 


rw 
treffen und nach Vorfchrift der 98. 113 umd 114 für die Aufs 
bringung der hiezu etwa nöthigen Geldmittel zu forgen. Er 


iſt für jede Unterlaffung, die ihm in diefer Beziehung zur Laft 
fält, verantwortlich. 


$. 122. 

Der Gemeinde » Borftand hat das Recht, Mebertretuns 
gen ber in Gemäßheit der 98. 119, 120 u. 121 getroffenen 
Maßregeln und Verfügungen mit Geldbußen bid zum Bes 
trage von 10 fl. C. M. zu ahnen. 


$. 123. 
"Die Geldbußen fliegen in die Gemeindekaſſe ein. 


$. 124. 
Im Halle der Zahlungsunfähigkeit find Gelbbugen in 
entfprechende Arbeiten zum Nugen der Gemeinde bie 
zur Dauer einer Woche umzuwandeln. 


$. 125. 
Ueber diefe Geldbußen muß ein eigened Protokoll ger 
führt werben. 


I. Capitel. 
Bon dem übertragenen Wirkungsfreife. 


$. 134. 

Inobeſondere hat der Bürgermeifter die Fremden⸗Po⸗ 
lizei in dem ihm fpeziell übertragenen Umfange zu handhas 
ben. Reichen die ihm zu Gebote ftehenden Mittel nicht aus, 
um die Gemeinde von bedenklichen ausweiss oder ermwerblofen 
Fremden zu befreien, hat et fih an vie Bezirksbehörde 
zu wenden. 


*) In Folge mehrerer über das proviforifche Gemeindegeſetz entflandenter 
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Zweifel und Anflände wurbe.von tem 5. Minifterium- bes Innern unter 
dem 12. Febr. 1850, 3. 25,712 — 951 (Kundm. in Tirol v. 18. Febr. 
1850, 3. 2810), eine ansführlige Belehrung erlaflen. 


In fo ferne diefe Belchrung bie von ber Gemeindepolizei handelnden 
88. des Gemeindegeſetzes betrifft, werben biefe Stellen hier nachfichend 
mitgetheilt: 


Belehrung. 


Unterm 12. d. M., 3. 25,712—951, hat der Here Mir 
niſter des Innern Folgendes an mich erlaſſen: — — — 


Die bezüglich der einzelnen Zweige ber Lofalpoliget beftes 
henden gefeglichen WVorfchriften, wie namentlich die Baus und 
Feuerlöſch-Ordnungen find felbft in den Lundgemeinden nicht 
unbefannt. 


Eine umfaffende Inftruftion wird den Gemeindevorſtehern 
die nähere Belehrung hierüber an die Hand geben. 


Die Handhabung ver Lofalpolizei befteht im Wefentlichen 
in der Anwendung ber Borfichtömaßregeln zur Befeitigung als 
led deſſen, was dad Leben, die Oefundheit, dad Eigenthum, 
die Sicherheit und die Wohlfahrt der Gemeindebewohner ges 
fährden oder verlegen Fann. 


Die Reinlichkeitspolizei bezieht ſich auf die Aufficht 
auf Reinhaltung der Straßen und Kanäle, der Brunnen unb 
Viehtränken. 


Die Geſundheitspolizei bezieht ſich auf die Aufſicht 
auf Hinwegſchaffung alles deſſen, was der Geſundheit der 
Gemeindeglieder in irgend einer Beziehung gefährlich werden 
fann. 


Ferner die fogleiche Anzeige von ausgebrochenen Epives 
mien und Biehfeuche an bie Bezirksbehörde, und die ftrenge 
Ueberwachung ber in dieſen Faͤllen angeordneten Vorſichts⸗ 
maßregeln. 
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In Handhabung der Armenpolizei hat der Gemeindes 
BVorfteher die Verforgung der Armen, in fo weit fie zur Ger 
meinde zuftändig find, einzuleiten und für die Entfernung von 
fremden vermögendlofen Müffiggängern Sorge zu tragen. 


Die Straßenpolizei beſteht in der Aufficht auf Ers 
haltung der Wege und Straßen, auf DOffenhaltung der Pafs 
fage, auf ſchnelles Fahren und Reiten, auf Verſicherung der 
Kellertiefen und der Fallthüren am Eingange ber Häufer, auf 
Hinwegräumung alles deffen auf der Straße, woran Jemand 
zur Nachtzeit verunglüden könnte u. f. w. 


Die Feuerpolizei umfaßt die Maßregeln, wodurch ber 
Entftchung der Feuersbruͤnſte vorgebeugt, das entftandene Feuer 
kei Zeiten entdedt und auf das fehleunigfte gelöfcht wird, und 
endlih die schädlichen Folgen abgewendet werden, die nad 
fhon gelöfchtem Feuer ſich ercignen. 


Die beſtehenden Feuerlöſchordnungen enthalten hierüber 
die entſprechenden Anordnungen. 


In Handhabung der Marktpolizei iſt hauptfichlich zu 
forgen, daß verdorbene, der Geſundheit ſchädliche Epwaaren, 
ald Fleiſch vom kranken Viehe, unzeitiged Dbft u. f. mw. nicht 
verfauft werden, daß die umentbehrlichen Lebensmittel in bins 
längliher Menge vorhanden feien, daß alle Llchervortheiluns 
gen und Betrügereien vermieden und die Sapungen cingehals 
ten werben. 


Die Sittlichkeitspolizei begreift in fich die Aufficht 
auf Heiligung der Sonn» und Beiertage, die Auffiht auf 
Schänfen, Tanzmufifen, auf öffentliche Produktionen, auf vers 
botene Spiele und auf Unzucht und Kuppelei. 


In Handhabung der Baupolizei ift hauptfächlich zu 
wachen, daß fich bei Bauführungen genau an bie beftchenven 
Borfchriften gehalten und fein Bau geführt werde, der dem 


Leben oder dem Eigenthume der Gemeindeglieder irgendwie ger 
fahrbringeno fein könnte. 


Die Gefindepolizei bat vorzüglich die Ueberwachung 
der fremden Dienftleute zum Gegenftande. 


Die Auffiht auf Die Gemarkungen Iegt bie Pflicht 
auf, dafür zu forgen, daß Die Gränzweifer nicht verrüdt, 
und daß bei gefchehenen Eingriffen in das Gebiet der &es 
meinde die gefeglichen Mittel rechtzeitig in Anwendung gebracht 
werben. 


Die Fürforge für die Sicherheit ber Perſon 
und des Eigenthums bezieht fih auf die Abmwendung der 
Gefahren, welche ber Sicherheit der Perfon oder des Eigen» 
thums buch Böswilligkeit der Menfchen oder durch Zufälle 
drohen. In diefer Beziehung ift es vorzüglih Aufgabe des 
Gemeindevorftchers, Müffiggänger, VBagabunden und fonft vers . 
bächtige Leute zu überwachen, und bei Elementar⸗Ereigniſſen, 
wie 3. B. bei Ueberfchwemmungen, alle Vorkehrungen zu trefs 
fen, welche nach der Drtölage und nach den Umſtänden die 
geeignetften find, um Perfon und Eigentum vor der Gefahr 
zu fichern. 


Aus diefen allgemeinen Umriſſen der Rofalpolizei geht her» 
vor, daß auf diefem Felde die Thätigkeit des Gemeindevorftes 
hers zwar am meilten, Boch nicht in dem Maße in Anfpruch 
genommen werde, daß er nicht mit Beihilfe der Gemeinderäthe 
und fonftiger Organe den Pflichten zu genügen im Stande 
wäre, die ihm in biefer Beziehung bad Geſetz zum wahren 
Frommen der Gemeinde auferlegt. 


Uebrigens find die Bez’rfshauptmänner angewiefen, die Ges 
meinbevorfteher über diefe Pflichten angemeffen zu belehren, fie 
in der Erfüllung derfelben zu fontrolliren und zu unterftügen, 
und in fo weit es erforderlich wäre, bie nöthige Abhilfe zu 
treffen. 24 
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Das Strafrecht, von welchem der $. 122 des Gemeinde 
geſetzes Erwähnung macht, wird vom Gemeindevorſtande, d. i. 
vom Gemeindevorfteher mit ben Gemeinderäthen ($. 58 ©. ©.) 
ausgeübt. 


Der Gemeintevorftand beftimmt nämlich innerhalb des ges 
feglichen Ausmaßes die Strafen auf Uebertretungen der Mas 
regeln und Verfügungen, welche der Gemeinvevorfteher in 
Handhabung der Drispolizei zu treffen für nothwendig findet, 
und verhänget dieſe Strafe gegen die Schuldtragenden. — — 


Die dem Gemeindevorftcher hinſichtlich der Fremdenpolijei 
($. 134) zufommenden Gefchäfte werden ihm fpeziell bezeichnet 
werden. — — — 


Innsbruck, am 18. Februar 1850. Nr. 2810. 
Der Statthalter für Tirol und Vorarlberg. ıc. 


Anmerkung. Herr Dolter Iofef v. Würth, k. k. Ober s Landesges 
richtsrath und Referent im Juſtiz-Miniſterium, fagt im feis 
nem Werke: „Die öfterreihifhe Straf⸗Prozeß— 
ordnung vom 17. Jänner 1850, erläntert und in Ber 
gleihung mit den Gefeggebungen des Auslandes dargeftellt“ 
(I. Lieferung, Seite 57) wörtlich folgendes: 

„Die bisherigen einfachen Polizetübertretun— 
gen gehören nach Ziffer 3 des Art. X. vor die Bezirlege⸗ 
richte nur, in fo fern fie nicht der Gemeindepolizei zuges 
wiefen werden. 

Bisher beftehen hierüber nur die allgemei: 
nen Beftimmungen Des Gemeindegefeges, wornach 
die Handhabung der Reinlichkeite-, Geſundheits⸗, Armens 
Straßen:, Feuers Markt:, Eittlichfeite:, Baus und Geſin⸗ 
bes Polizei, fo wie die Aufficht über die Gemarfungen umb 
die Fürforge für die Sicherheit der Perfon und des Gigen: 
ihums ($. 119 des Gemeinvegefeges) zu den weſentlichſten 
Aufgaben des Bürgermeifiers, und zwar zu bem natürlichen 
Wirkungsfreife der Gemeinde gehört, und wornach ber Ges 
meindes Borfland das Recht hat, Uebertretungen der von 
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ihm in Gemäßheit ver $$. 119121 getroffenen Maßre⸗ 
geln und Verfügungen mit Geldbußen bis zum Betrage 
von 10 fl. C. M. zu ahnden. ($. 122 d. Gem. Gef.) 


Außerdem hat ber Bürgermeifter nach $. 134 bes pros 
viſoriſchen Gemeindegefeges bie Fremdenpolizei in bem ihm 
fpegiell übertragenen Umfange zu handhaben. 


Die nähern Beſtimmungen hierüber, insbefonbere bie 
ſcharfe Sonderung ber bem Bürgermeifter und der dem Bes 
zirksrichter zugewieſenen Uebertretungen werben in befons 
dern Vorfchriften erfolgen.“ 


An diefe Etelle des vorgenannten Werles bes Herrn 
Sherlandesyerichtsrathes Dr. v. Würth, habe ich mich kei 
der von mir angeführten Aufzählung der vor die Ge: 
meindepolizei gewiefenen Uebertretungen gehalten. 


Inhalts-Verzeichniß, 


Allgemeiner Theil. 


Allgemeiner Theil. 
1. Abſchuitt. 


1. Kundmahungs» Patent. 

2. Einleitung. 

3. Vom Verbrehen überhaupt. (8.1—8. L Thl. 
db. St. ©. J. Hpift. 

4. Bon Beitrafung der Verbrechen. ($$. 9—35. 
I. Thl. d. St. ©. IL. Hpift.) 

5. Bon befhwerenden Umftänden. ($$. 36 — 38. 
I. Thl. d. St. ©. II. Hptit.) 

6. Bon Milderungs-Umftänden. (86. 39 — 40 1. Thl. 
d. St. ©. IV. Hpft.) 

7. Bon Anwendung der Befhwerungds und Mil— 
derungsrlimftände bei Beftimmung der Strafe. 
($$. 41 — 49. I. Thl. d. St. ©. V. Hpift.) 

8. Bon den verfhiedenen Battungen der Ber» 
brechen. (88. 50—51. L Thl. d. St. ©. VL Hptſt.) 
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9. Bon Erlöfhung der Berbreden und Strafen. 
(8$. 201 — 210. I. Thl. d. St. ©. XXVII. Hpift.) 


Allgemeiner Theil, 
TI. Abfopnitt. 


1. Bon fhweren Polizeisllebertretungen über» 
haupt. ($$.1—7. I. Thl. d. St. ©. J. Hptſt.) 

2. Bon den Strafen der fhmweren Polizeislleber» 
tretungen überhaupt. ($$. 8—27. IL Thl. d. St. 
G. IU, Hptft.) 

3. Bon Beftrafung der Unmünbigen. ($$. 28 — 32. 
II. Thl. d. St. ©. II. Hpift.) 


4. Bon verfhier. Gattungen der fhweren Polizei- 
Uebertretungen. ($$. 33—37. II. Th. d. St. ©. 
IV. Hpiſt.) 

5. Bon Erlöfhung der fhweren Polizei-Uebertre— 

— tungen und ihter Strafen. ($$. 2770—275 IL Thl. 

d. Et. ©. XIV. Hpiſt.) 

6. Kaiferlihes Patent vom 17. Jänner 1850, über 
mehrere Milderungen der beftehenden Strafges 
fege über Verbrechen und ſchw. Bolizeislleber» 
tretungen. 
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Beſonderer Theil, 


Befonderer Theil. 


1. Abfopnitt, 


Verbrechen und Preßvergehen, welche zur 
Gompetenz der Geichwornen= Gerichte ge- 
hören. 


A. 
Verbrechen. 


1. Störung der inneren Ruhe des Staated. ($$. 
57—59. St. ©. B. 1. Th. VIL Hpift) 

2. Aufftand und Aufruhr. ($$. 61—69 St. ©. 2. 
I. Th. VID. Hpiſt.) 

3. Deffentlihe Gewaltthätigfeit in ben Fällen ” 
$. 70 St. ©. B. J. Th. IX. Hpft., wenn der Widerftand 
mit Waffen gefchehen, oder mit einer Befchädigung oder 
Verwundung begleitet iſt; des $. 72; des $. 74, jedoch 
nur, wenn der wirklich verurfachte Schade 1000 fl. C. M. 
überfteigt 5 des durch das Juſtiz-Hofdekret vom 18. März 
1847, Zahl 1924, erlafjenen Eifenbahn-Strafgefeges ohne 
Ausnahme; der $$. 75, 78 u. 80 St. G. B. J. Th. und 
des Hofdekreted vom 19. Auguft 1826, 3. 2215 d. 9. 
®. ©. über den Sklavenhandel. 

4 Mißbrauch der Amtsgewalt und Geſchenkan— 


Bi 
“ 
. 


16. 


17. 


32 


nahme in Amtsfachen. ($$. 85—88 St. G. J. Th. 
xl. Hptit.) 


. Berfälihung der öffentlihen Kreditspapiere. 


($$. 92—102 St. ©. B. 1. Th. XL. Hpiſt.) 


. Münzverfälfhung. ($. 103—106. St. G. B. J. Th. 


AI. Hpiſt.) 


. Religionsftörung ($$. 107—109 I. Th. d. St. ©. 


3. XIV. Hptft.) 


.Nothzucht. ($$. 110— 112 St. ©. 8. J. Th. XV. 


Hpiſt.) 
Mord und Todtſchlag. (5. 117—177 St. G. B. 
1. Th. XVI. Hpiſt.) 


. Abtreibung der Leibesfrucht wider Wiſſen und 


Willen der Mutter. ($$. 131 u. 132 ©t. ©. 8. I. Th. 
XVIL. Hptft.) 

Weglegung eines Kindes. ($. 131 ©. ©. 2. 
I. Th. XVII. Hprft.) 


. Verwundung im Bulle des $. 139 J. Th. St. G. B. 


XIX. Hptſt.) 
Zweikampf. ($$. 140 — 146 St. G. B. J. Th. X. 
Hpiſt.) 


. Brandlegung. ($$. 147 — 149 St. ©. B. J. Th. 


XXI. Hptſt.) 


. Diebſtahl, wenn bie Strafe nach $. 159 Et. ®. B. 


I. Th. zwiſchen fünf und zehn Jahren auszumeſſen if. 
XXI. Hptit.) 

Beruntreuung von ämtlich anvertrautem Out. 
($. 161 u. 162 &. ©. 3.1. Th. und im Fılle dis $. 
163, wenn die Etrafe zwiichen fünf und zehn Jah— 
ren audzumefien if. XXI. Hpift.) 

Raub und Theilnahme an demfelben. ($$.169 
bis 175 St. G. B. I. Th. XXIII. Hprft.) 


- 18. Betrug in ben Bällen des $. 178 lit. a. und f. St. 


19. 
20. 


A. 


G. B. J. Th. und in allen Fällen, in welchen die Strafs 
beftimmung ded $. 182 anzuwenden iſt. XXIV. Hptft.) 
Zweifache Ehe. ($$. 185—137. St. ©. B. J. Th. 
XXV. Hpiſt.) | 

Verläumbung. ($$. 188 u. 189 ©. ©. B. 1. Th. 
AXVI. Hprft.) 

Verbrechern geleifteter Vorſchub, jedoch nur in 
ben Fällen, in welchen nah $, 197 St. ©. B. J Th. 
die Strafe zwifchen fünf und gehn Jahren auszjumef- 
fen iſt. 


B. 
Prefivergeben. 


Patent vom 13. März 1849 gegen den Mißbrauch 


der Preſſe. ($$. 22 — 35), dann $. 3 und ($. 36 
bis $. 44.) 


Beſonderer Theil. 
2. Abfihnitt. 


Verbrechen und Vergehen, welche zur Com⸗ 
petenz der Bezirfö-Gollegial= Gerichte ger . 


1. 


hören. 


‚A. 
Verbrechen. 


Deffentlihe Gewaltthätigkeit im Falle bed 6. 70 
3 


34 


St. G. B. L Th. IX. Hptſt., wenn der Widerftand ohne 
Waffen und ohne Beſchädigung oder Verwundung erfolgt. 
. Deffentlide Gewaltthätigkeit durch boshafte 
Befhädigung fremden Eigenthums ($. 74 St. 
G. B. 1 Th. IX. Hptft.), jedoch nur, wenn der verurs 
fachte Schaden zwar den Betrag von 5 fl. C. M., aber 
nicht von 1000 fl. C. M. überfteigt, und nicht das durch 
a. h. Entſchließung vom 30. Jänner 1847, und vom 18. 
März 1847, Zahl 1924, erlaffene Eifenbahn-Strafgfeß 
Pla greift. 

. Deffentlihe Gemwaltthätigfeit durch gefähr— 
lihe Drohung. Hofbelret vom 8. Juli 1835, Zahl 
17,516. ü 
. Verführung zum Mißbrauch ber Amts gewalt. 
($$. 81—99 St. &. B. L Th. XI. Hptit.) 

. Die in den $$. 113—116 St. ©. 3. L Th. XV. Hpf. 
aufgeführten Unzuchtsfälle. 

. Abtreibung der Leibesfrucht in den Füllen ber 
$$. 128—130 St. ©. B. L Th. XVII. Hpift. 

. Weglegung eines Kindes, im Falle des $. 135 
St. ©. 8. L Th. XVII. Hpift. 

. Berwundung ober fhwere Körperverleguug 
($$. 136 — 138 St. ©. B. L Th. XIX. Hauptft.) mit 
Ausnahme des in $. 139 erwähnten Falles. 

. Diebftahl in allen Fällen, in welchen die Strafe nad 
den $$. 157 u. 158 St. ©. B. L Th. auszumeſſen ift. 
XXL. Hpiſt. 

Beruntreuungen im Falle des $. 163 St. ©. 2. 
L Th., wenn die Strafe nah $. 164 zwiſchen ſechs 
Monaten und fünf Jahren auszumeſſen ift. 
XXI Hpiſt. 

Theilnehmung am Diebftahle oder an der Ber 
untreuung. ($$. 165 und 166 ©. ©. 3. .L Th. 
XXIL Hptft.) 


12. 


13. 
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Betrug in allen Fällen, in welchen die Strafseftimmuns 
gen des $. 181 St. ©. B. L Th. XXIV. Hptft. anzu⸗ 
wenden find, mit Ausnahme der Fälle des $. 178 lit. a 
und f. 


Verbrechern geleifteter Borfchub. ($$. 190—200 
St. ©. 8. 1. Th. XXVII. Hptft.) mit Ausnahme der 
Fälle, in welchen die Strafe nah $. 197 zwifchen fünf 
und zehn Jahren auszumeſſen ift. 


B * 
Vergehen. 


Die in den $$. 28 lit. a) und 29 St. ©. B. I. Th. 
erwähnten Mebertretungen von Unmündigen, wel 
he, wenn fie von Mündigen begangen worden wären, 
ihrer Eigenfhaft nach als Berbredyen behandelt werden 
müßten. ($$. 28 und 29 St. ©. B. U. Th. II. Hpiſt.) 
Auflauf ($$. 51 —56 St. ©. B. II. Th. V. Hptft.) 
Aufreizung gegen Staatd» und Gemeinde-Be— 
hörden. ($. 71 St. ©. 3. I. Th. V. Hauptft., und 
Patent v. 17. Jänner 1850, Art. XV.) 

Beleidigung einer Wade im Falle des $. 173 St. 
®. 3. II. Th. VI. Hptft. 


Thätige Beleidigung, welche öffentliche Beamte oder 

Diener im Amte ausüben. ($$. 86 und 87 St. ©. 2. 

I. Th. VII. Hptft.) 

Bahrläffige Tödtungen oder ſchwere Berwundungen. 

($. 89 St. ©. 3. I. Th. VII. Hpift. | 

Berheimlihung der Geburt. ($$. 94 und 95 St. 

G. 8. II. Th. VI. Hpiſt.) 

Unwiffenheit von Aerjten und Wunbärzten. 

($$. 111 und 112 St. ©. 3. II. Th. VII. Hpift.) 
3* 


10. 
2? 
12. 
13. 


14. 


15. 
16. 
17. 


18. 


19. 


20. 


21. 
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Unerlaubte Berabredbungen von Gewerbsleu⸗ 
ten und Handwerfögefellen, und Verheimlichung von Vors 
räthen. ($$. 227— 232 St. ©. 3. U. Th. XI. Hprft.) 
Die in den 88. 234—240 St. ©. B. II. Th. XI. Hpift. 
aufgeführten Ehrenbeleidigungen. 

Die in den 88. 246— 253 St. ©. 3. II. Theil XIIL 
Hpift. aufgeführten Unzuchtsfälle. 

Kuppelei. (68. 266— 259 St. © 8. IL Th. XII. 
Hauptftüd. 

MWiderrehtlihe Eröffnung geridtlider Sie 
gel. (Patent v. 17. Jaͤnner 1850. Act. II) 

Dad Bergehen der Verführung zum Mißbraude 
der Amtsdgewalt. (Patent vom 17. Jänner 1850, 
Art. V.) 

Alle Uebertretungen der Peftvorfchriften. (Patent 
vom 21. Mai 1806.) 

Alle Uebertretungen ded Patented vom 2. Dezember 1803 
gegen den Wuder. 

Alle Vebertretungen des Geſetzes vom 19. Dftober 1846 
zum Schuge des geiftigen Eigenthums. 

Alle Uebertretungen des durch a. h. Entjchliegung v. 30. 
Jin. 1847 erlaffenen Eiſenbahn-Polizeigeſetzes. 
Alle Uebertretungen der in den $$. A, 6, 7 und 14—18 
ded Patented v. 13. März 1849 gegen den Mißbrauch 
der Preffe enthaltenen Vorſchriften. 

Alle Uebertretungen ded Patentes vom 17. Mär; 1849, 
über die Ausübung des Vereinigungsd- und Bers 
ſammlungsrechtes mit Ausnahme der $$. 23 und 
31—33. 

Leihtfinnige Krida in Gemäßheit der durch Hofr 
fanzleivefret vom 17. April 1847 Tundgemadten a. h. 
Entſchließung vom 13. März 1847. 
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Befonderer Theil. 


TIL Abſchuitt. 


Vebertretungen, welche zur Competenz der 
Bezirfd » Gerichte gehören. 


Mebertretungen. 


1. Alle nicht den Bezirfö-Sollegialgerichten ausbrüdlich zus 
gewiefenen ſchweren Polizeiübertretungen. 


A. 
Uebertretungen von Unmündigen. ($. 28. lit. 
b) I. 36. d. St. G. 3. IIL Hptſt. u. $. 32 IL 
Th. d. St. ©. 3.) 


B. 
Schwere Polizeiübertretungen gegen öffentlihe An- 
ftalten und Vorkehrungen. (VI. Hpiſt. II 
Th. d. Et. G. B. 68. 74—85.) 


C. 
Schw. Pol. Ueb. gegen die Pflichten eines oͤf— 
fentliden Amtes. ($. 88 IL Th. d. St. ©. 
3. VI. Hpiſt.) 
D. 
Schw. Pol. Uebertret. gegen die Sicherheit des 
Lebens. (Pat. v. 17. Jänner 1850. Art. XVI. 


$. 93, dann $. 96— 110, bann $. 113 — 146 
I. 35. dv. St. G. 3. VII. Hpiſt.) 


E. 
Schw. Pol. Ueb. gegen die Gefundheit ($. 148 
bi8 160 DO. Th. db. St. G. V. IX. Hprft.) 


F. 
Andere, bie toͤrperliche Sicherheit verletzende oder 
bedrohende ſchw. Pol. Uebertret. ($$. 161—183 
1.3. d. St. G. B. X. Hpift.) 


6. 
Schwere Pol. Uebertretungen gegen die Sicherheit 
des ———— (Gs. 1814 -226 IL Th. d. 
St. ©. B. XL. Hptft.) 


H. 

Schw. Polslichertretungen gegen die Sicherheit ber 

Ehre. ($$. 211 — 241 IL Th. d. St. G. B. 
Xu. Hpift.) 


I. 

Schwere Pollzeisllebertretungen gegen bie öffentliche 
Sittlichfeit. ($. 245, dann $. 254 und $. 
255, und $. 260 — $. 269 IL Th. d. St. 

. ©. 3. XUL Hptft.) 


2. Die in dem Patente vom 17. Sinner 1850, Art. I, IV, 
VIO und IX aufgeführten Uebertretungen, und 
war: 


A, 
Der boshaften le fremden Eigen⸗ 
thume®. 
B. 
Der Rückkehr eined VBerwiefenen. 


C. 
Des Diebſtahls. 


1. 


2. 


» 
D 


Der Nachmachung oder Berfälfhung einer öfs 
fentliden Urfunde, 


Alle einfahen Polizeiübertret. welche nicht ber 
Gemeinde-Polizei zugewieſen werben. 

Die Uebertretungen des $. 19 bed Patentes vom 
13. März 1849 gegen den Mißbrauch der Preſſe. 


Uebertretungen ber in den $$. 23 u. 31—33 des 
Patented vom 17. März 1849 über die Ausübung bes 
Bereinigungd- und Berfammlungsrechtes ents 
haltenen Borfchriften. 


Anhang. 


Von tem Reichögerichte. (XI. Abfchnitt der Reiches 
verfafjung für das Kaiſerthum Dxfterreih, $$. 106 und 
107) Ä 

Bon dem Hochverrathe. (VIL Hpift. L Th. d. St. 
®. 3. $$. 52—56.) 

Bon der Gemeindepolizei. ($. 119—125) dann $. 
134 d. Gemeindegeſetzes v. 17. März 1819. 
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